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Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur fur Arbeit
Uiber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs

am 21.11.2018

1. Ausscheiden aus der Krankenversicherungspflicht wegen Uberschreitens der Jahresar-
beitsentgeltgrenze;
hier: Beriicksichtigung von Entgeltveranderungen bei der vorausschauenden Betrach-
tung zur Feststellung des regelmafRigen Jahresarbeitsentgelts

Arbeitnehmer sind nach 8§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V krankenversicherungsfrei, wenn ihr regel-
mafiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeltgrenze tbersteigt. Die Versicherungs-
freiheit besteht von Beginn der Beschaftigung an, wenn das regelméaRige Jahresarbeitsent-
gelt aus der zu beurteilenden Beschaftigung bei vorausschauender Betrachtung (Prognose)
die Jahresarbeitsentgeltgrenze tbersteigt. Unterliegt der Arbeitnehmer hingegen zunéchst
der Versicherungspflicht, weil die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht iberschritten ist, endet
diese im Falle der Entgelterhdhung mit Ablauf des Kalenderjahres des Uberschreitens, vo-
rausgesetzt, dass das zu erwartende regelmaRige Arbeitsentgelt des ndchsten Kalender-
jahres auch die vom Beginn des nachsten Kalenderjahres an geltende Jahresarbeitsentgelt-
grenze Ubersteigt (8 6 Abs. 4 Satz 1 und 2 SGB V). Dieses Entgelt ist ebenfalls im Wege

einer Prognose festzustellen.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 07.06.2018 — B 12 KR 8/16 R —, USK
2018-15, zum Ausscheiden aus der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V ent-
schieden, dass bei der zum Ende des laufenden Kalenderjahres erforderlichen Prognoseent-
scheidung zur Feststellung des regelmafigen Jahresarbeitsentgelts fir das kommende Ka-
lenderjahr in der Regel das vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes Jahresarbeits-
entgelt fir das nachste Kalenderjahr hochzurechnen ist. Dabei sind Entgeltveranderungen,
die wegen der Mutterschutzfristen im Falle einer Schwangerschaft regelméRig zu erwarten
sind, zu bericksichtigen.

Gleichzeitig betont das BSG, dass die vorliegende Entscheidung zur Beriicksichtigung des
Arbeitsentgeltausfalls aufgrund der Mutterschutzfristen im Rahmen der Prognoseentschei-
dung des 8§ 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V nicht im Widerspruch zu friiherer Rechtsprechung steht.



Dabei erwahnt das BSG sein Urteil vom 07.12.1989 (12 RK 19/87 —, USK 89115) und fuhrt
hierzu aus, dass danach eine Gehaltserhéhung erst ab dem Zeitpunkt fir eine Status-
entscheidung relevant wird, ab dem das hohere Arbeitsentgelt tatsachlich gezahlt wird. Im
Unterscheid zu dem vorliegenden Fall ging es in der Entscheidung aus 1989 jedoch nicht um
eine Prognose nach 8§ 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V, sondern um den Wiedereintritt der Versiche-
rungspflicht nach vorheriger Versicherungsfreiheit bzw. der Bestimmung des Jahresarbeits-

entgelts im laufenden Kalenderjahr.

Das neuere Urteil steht mit der von den Versicherungstragern bisher vertretenen Rechtsauf-
fassung insofern nicht in Einklang, als bei der Prognoseentscheidung zur Feststellung des
Jahresarbeitsentgelts Entgeltveranderungen generell erst von dem Zeitpunkt an zu berick-
sichtigen waren, von dem an der Anspruch auf das erhdhte Entgelt besteht. Eine Differenzie-
rung danach, ob es sich um die Bestimmung des Jahresarbeitsentgelts bei Beginn der Be-
schéaftigung oder zum Ende des laufenden Kalenderjahres zwecks (mdglichen) Wiederein-
tritts der Versicherungspflicht nach vorheriger Versicherungsfreiheit bzw. zwecks Fortbeste-
hens der Versicherungsfreiheit einerseits oder beim Ausscheiden aus der Versicherungs-
pflicht zum Ablauf des Kalenderjahres nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB V andererseits handelt,

wurde bislang nicht vorgenommen.

Die Grundsétze zur Feststellung des regelméRigen Jahresarbeitsentgelts bei Beginn der
Beschéftigung oder zum Ende des laufenden Kalenderjahres zwecks (mdglichen) Wiederein-
tritts der Versicherungspflicht nach vorheriger Versicherungsfreiheit bzw. zwecks Fortbeste-
hens der Versicherungsfreiheit gelten fort. Danach sind Erh6hungen des Arbeitsentgelts ent-
sprechend dem o. g. Urteil des BSG vom 07.12.1989 erst von dem Zeitpunkt an zu beriick-
sichtigen, von dem an der Anspruch auf das erhdhte Entgelt besteht. Eine im Laufe des Jah-
res bereits absehbare Entgelterhdhung (z. B. aus Anlass einer bereits feststehenden Tarifer-
héhung oder des Vorrickens in einer Dienstalters- oder Erfahrungsstufe) bleibt dementspre-
chend bei der Ermittlung des regelméfiigen Jahresarbeitsentgelts zunéchst unberiicksichtigt.
Erst die mit dem Entstehen des Anspruchs auf das erhéhte Arbeitsentgelt einhergehende
Anderung der Einkommensverhaltnisse l6st — von diesem Zeitpunkt an — eine neue zu-
kunftsbezogene Feststellung des regelmalRigen Jahresarbeitsentgelts und eine daran ge-
knupfte versicherungsrechtliche Bewertung aus (vgl. auch Ausfihrungen unter Nummer 2.4
der Grundsatzlichen Hinweise zur Versicherungsfreiheit von Arbeitnehmern bei Uberschrei-
ten der Jahresarbeitsentgeltgrenze vom 22.03.2017). Gleiches gilt fir im Laufe des Jahres
bereits absehbare Entgeltminderungen (z. B. aus Anlass des Entgeltausfalls wegen Beginn

der Schutzfristen und einer sich anschlie3enden Elternzeit). Es gentgt fur die Bericksichti-



gung derartiger Entgeltveranderungen in diesem Kontext mithin nicht, dass sie in absehbarer

Zukunft eintreten sollen, selbst wenn eine hohe Wahrscheinlichkeit hierfiir besteht.

Eine von den vorgenannten Grundsatzen zur Feststellung des regelmafigen Jahresarbeits-
entgelts abweichende Verfahrensweise gilt im Rahmen der Prognoseentscheidung des § 6
Abs. 4 Satz 2 SGB V. In diesen Fallen, in denen es um das Ausscheiden aus der Versiche-
rungspflicht mit Ablauf des Kalenderjahres wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgelt-
grenze geht, ist zum Ende/Ablauf des laufenden Kalenderjahres (Prognosezeitpunkt) das
vereinbarte Arbeitsentgelt auf ein zu erwartendes Jahresarbeitsentgelt fir das nachste Ka-
lenderjahr (Prognosezeitraum) hochzurechnen. Prognosegrundlage sind dabei zunachst die
zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verhaltnisse. Entsprechend dem Urteil des BSG vom
07.06.2018 — B 12 KR 8/16 R — sind allerdings die zum Prognosezeitpunkt objektiv festste-
henden (z. B. durch vertragliche Regelungen) oder mit hinreichender Sicherheit absehbaren
Entgeltverdnderungen (z. B. aus Anlass des Entgeltausfalls wegen Beginn der Schutzfristen
und einer sich anschlie3enden Elternzeit) in die Prognose mit einzubeziehen und zu beriick-

sichtigen.

Die Grundsatzlichen Hinweise des GKV-Spitzenverbandes zur Versicherungsfreiheit von
Arbeitnehmern bei Uberschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze vom 22.03.2017 werden
bei ndchster Gelegenheit an die Rechtsprechung angepasst und insoweit tiberarbeitet.
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2. Aktualisierung der Richtlinien fur die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfigi-
gen Beschaftigungen (Geringfligigkeits-Richtlinien)

Die Richtlinien fir die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfigigen Beschéftigun-

gen (Geringfugigkeits-Richtlinien) in der zuletzt von den Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung verabschiedeten Fassung tragen das Datum vom 12.11.2014. Seitdem haben

sich Anderungen aufgrund von Gesetzen und Rechtsprechung ergeben, die eine Aktualisie-

rung der Geringfiigigkeits-Richtlinien erforderlich machen. Zudem sind Klarstellungen zu

verschiedenen Rechtsfragen vorgenommen worden. Insbesondere haben sich folgende An-

derungen ergeben:

Dauerhafte Verlangerung der Zeitgrenzen fir eine kurzfristige Beschaftigung ab
01.01.2019 auf drei Monate bzw. 70 Arbeitstage (Gesetz zur Starkung der Chancen fiir
Quialifizierung und fir mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung).

Analog zur Anderung bei der kurzfristigen Beschaftigung gilt die Zeitgrenze von drei Mo-
naten fiir ein voriibergehendes unvorhersehbares Uberschreiten der Entgeltgrenze bei ge-
ringfiigig entlohnten Beschéftigungen ebenfalls dauerhaft.

Beriicksichtigung des BSG-Urteils vom 05.12.2017 (B 12 R 10/15 R, USK 2017-102) zur
monatlichen Entgeltgrenze bei geringfiigigen Beschaftigungen.

Kalenderjahrliche Berticksichtigung steuerfreier Aufwandsentschadigungen nach § 3

Nr. 26 EStG (Ubungsleiterpauschale) und § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspauschale) bei
der Ermittlung des regelmafigen Arbeitsentgelts zur Prifung einer geringfligig entlohnten
Beschaftigung.

Ausfiihrungen zur Pauschalbeitragspflicht in der Krankenversicherung bei einer geringfu-
gig entlohnten Beschéaftigung von Arbeitnehmern aus einem anderen EU/EWR-
Mitgliedstaat sowie der Schweiz.

Unter den drei Monaten, die eine kurzfristige Beschaftigung innerhalb eines Kalenderjah-

res ausgeiibt werden darf, sind sowohl Kalender- als auch Zeitmonate zu verstehen. Fir



die Zusammenrechnung mehrerer Beschéftigungszeiten werden volle Kalender- und
Zeitmonate mit 30 Kalendertagen ber(cksichtigt.

e Kurzfristige Beschaftigungen sind grundséatzlich mit den Abgabegriinden ,10* und ,, 30"
oder ,40" zu melden. Die Abgabegriinde ,13" und ,34" gelten nicht.

e Wegfall der Jahresmeldung fiir kurzfristige Beschaftigungen aufgrund des 6. SGB IV-
Anderungsgesetzes vom 11.11.2016 (BGBI | S. 2500) seit 01.01.2017.

Die Besprechungsteilnehmer kommen uberein, die Geringfugigkeits-Richtlinien unter Be-
riicksichtigung der vorgenannten Anderungen mit Datum vom 21.11.2018 in aktualisierter
Fassung bekanntzugeben; sie I6sen die Geringflgigkeits-Richtlinien vom 12.11.2014 ab und
gelten ab 01.01.2019. Sofern aufgrund anderslautender Rechtsauslegungen in der Vergan-
genheit anders verfahren wurde, behdlt es hierbei grundsétzlich sein Bewenden. Die aktuali-

sierte Fassung liegt als Anlage bei.

Anlage



GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN
DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN
DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG KNAPPSCHAFT-BAHN-SEE, BOCHUM

BUNDESAGENTUR FUR ARBEIT, NURNBERG

21. November 2018

Richtlinien fur die versicherungsrechtliche Beurteilung von geringfiigigen Beschaf-
tigungen (Geringfligigkeits-Richtlinien)

Die Geringfugigkeits-Richtlinien beschreiben die zwei Arten der geringfliigigen Beschéafti-
gung. Hierbei handelt es sich um die geringfiigig entlohnte Beschaftigung, die wegen der
geringen HOhe des Arbeitsentgelts und die kurzfristige Beschaftigung, die aufgrund ihrer
kurzen Dauer geringfligig ist.

Die far geringfligig entlohnte Beschéftigungen maBgebende monatliche Arbeitsentgelt-
grenze betragt 450 EUR. Fir den Bereich der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
werden geringflgig entlohnte Beschéftigungen und nicht geringfligige Beschaftigungen
zusammengerechnet. Hierbei wird allerdings eine geringfligig entlohnte Beschaftigung
von der Zusammenrechnung ausgenommen. Fur den Bereich der Arbeitslosenversiche-
rung werden geringfugige und nicht geringflgige Beschaftigungen nicht zusammenge-
rechnet.

Arbeitnehmer in einer geringfligig entlohnten Beschéftigung sind grundsatzlich rentenver-
sicherungspflichtig; das heiBt, sie werden in der Rentenversicherung kraft Gesetzes an
der Beitragszahlung beteiligt. Sie haben aber die Méglichkeit, gegeniiber dem Arbeitge-
ber die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung zu beantragen
und somit von der Zahlung ihres Beitragsanteils befreit zu werden. In der Kranken-, Pfle-
ge- und Arbeitslosenversicherung sind geringfligig entlohnt Beschéftigte versicherungs-
frei bzw. nicht versicherungspflichtig.

Arbeitnehmer in einer kurzfristigen Beschaftigung kénnen abhéngig von den wéchentli-
chen Arbeitstagen drei Monate oder 70 Arbeitstage beschéftigt sein und sind in allen Ver-



sicherungszweigen versicherungs- sowie beitragsfrei, sofern keine berufsmaBige Be-
schéftigung mit einem monatlichen Arbeitsentgelt von mehr als 450 Euro vorliegt.

Der Arbeitgeber eines geringfligig entlohnt Beschaftigten muss unter bestimmten Voraus-
setzungen Pauschalbeitrdge zur Kranken- und Rentenversicherung bzw. gemeinsam mit
dem Arbeitnehmer Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zahlen. Die Pauschalbeitrags-
satze betragen in der Krankenversicherung 13 Prozent und in der Rentenversicherung

15 Prozent des Arbeitsentgelts. Bei Zahlung von Pflichtbeitrdgen zur Rentenversicherung
belauft sich der Beitragsanteil des Arbeitgebers ebenfalls auf 15 Prozent des Arbeitsent-
gelts. Im Falle der Zahlung von Pauschalbeitragen oder Pflichtbeitrdgen zur Rentenversi-
cherung hat der Arbeitgeber im Ubrigen die Mdglichkeit, eine Pauschsteuer in Héhe von

2 Prozent zu zahlen.

Arbeitnehmer, die der Rentenversicherungspflicht unterliegen, missen in der Regel

3,6 Prozent des Arbeitsentgelts als Eigenanteil aufbringen, also den Pauschalbeitrag des
Arbeitgebers in Héhe von 15 Prozent um die Differenz zum vollen Rentenversicherungs-
beitragssatz von 18,6 Prozent aufstocken.

Far geringfligig entlohnte Beschaftigungen im Privathaushalt betragen die Beitragssatze
fur die vom Arbeitgeber zu tragenden Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversi-
cherung jeweils 5 Prozent des Arbeitsentgelts. Hier belduft sich der Eigenanteil des Ar-
beitnehmers bei vorliegender Rentenversicherungspflicht somit in der Regel auf 13,6 Pro-
zent des Arbeitsentgelts.

Die Durchfiihrung des Beitrags- und Meldeverfahrens flr geringfligig Beschéaftigte - ein-
schlieBlich der in Privathaushalten geringfligig Beschaftigten - obliegt der Deutschen
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Trager der Rentenversicherung. Diese
Aufgabe wird von der Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-
Bahn-See wahrgenommen. Dies bedeutet, dass die Minijob-Zentrale die Pauschalbeitra-
ge zur Kranken- und Rentenversicherung einzieht. Auch die Pflichtbeitrage zur Renten-
versicherung flr diejenigen geringflgig Beschéftigten, die der Rentenversicherungspflicht
unterliegen, sind an die Minijob-Zentrale zu zahlen. Die Minijob-Zentrale erhalt dartber
hinaus samtliche Meldungen fir geringfligig entlohnt sowie flr kurzfristig Beschéftigte. Im
Ubrigen fiihrt die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See als Trager der
knappschaftlichen Krankenversicherung fur die Minijob-Zentrale bei allen geringflgig Be-



schéaftigten das Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen flr Entgeltfort-
zahlung bei Arbeitsunfahigkeit und Mutterschaft durch, und zwar unabhangig davon, wel-
cher Krankenkasse der geringfligig Beschaftigte angehort.

Seit der letzten Fassung der Geringfligigkeits-Richtlinien vom 12. November 2014 erge-
ben sich insbesondere folgende Anderungen:

= Dauerhafte Verlangerung der Zeitgrenzen fur eine kurzfristige Beschaftigung ab
1. Januar 2019 auf drei Monate bzw. 70 Arbeitstage (Gesetz zur Starkung der
Chancen fir Qualifizierung und fir mehr Schutz in der Arbeitslosenversicherung);
vgl. B 2.3.

= Analog zur Anderung bei der kurzfristigen Beschéftigung gilt die Zeitgrenze von
drei Monaten flr ein voribergehendes unvorhersehbares Uberschreiten der Ent-
geltgrenze bei geringfligig entlohnten Beschaftigungen ebenfalls dauerhaft (vgl.
B. 3.1).

= Berlcksichtigung des BSG-Urteils vom 5. Dezember 2017 (B 12 R 10/15 R) zur
monatlichen Entgeltgrenze bei geringfligigen Beschaftigungen (vgl. B 2.2 und
B 2.3.3).

= Kalenderjahrliche Berlicksichtigung steuerfreier Aufwandsentschadigungen nach
§ 3 Nr. 26 EStG (Ubungsleiterpauschale) und § 3 Nr. 26a EStG (Ehrenamtspau-
schale) bei der Ermittlung des regelmaBigen Arbeitsentgelts zur Prifung einer ge-
ringflgig entlohnten Beschaftigung (vgl. B 2.2.1.6).

= Ausfuhrungen zur Pauschalbeitragspflicht in der Krankenversicherung bei einer
geringflgig entlohnten Beschaftigung von Arbeitnehmern aus einem anderen
EU/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz (vgl. C 2.6).

= Unter den drei Monaten, die eine kurzfristige Beschaftigung innerhalb eines Ka-
lenderjahres ausgelbt werden darf, sind sowohl Kalender- als auch Zeitmonate zu
verstehen (vgl. B 2.3). Fur die Zusammenrechnung mehrerer Beschaftigungszei-
ten werden volle Kalender- und Zeitmonate mit 30 Kalendertagen berlcksichtigt
(vg. B 2.3.2).

= Kurzfristige Beschaftigungen sind grundsatzlich mit den Abgabegriunden , 10 und
»30“ oder ,40“ zu melden. Die Abgabegrinde ,13“ und ,34“ gelten nicht (vgl. D 4).

» Wegfall der Jahresmeldung flr kurzfristige Beschaftigungen aufgrund des
6. SGB IV-Anderungsgesetzes vom 11. November 2016 (BGBI | S. 2500) seit
1. Januar 2017 (vgl. D 4).
Die Geringfligigkeits-Richtlinien wurden insbesondere unter Berlcksichtigung der vorge-
nannten Anderungen Uberarbeitet und I8sen die Geringfligigkeits-Richtlinien in der Fas-
sung vom 12. November 2014 ab. Sie gelten grundsatzlich ab 1. Januar 2019. Die gean-

derten Textpassagen wurden in Fettschrift kenntlich gemacht.



Speziell zu den bei geringfligig Beschaftigten in Privathaushalten zu beachtenden Beson-
derheiten nach dem Haushaltsscheck-Verfahren haben die Spitzenorganisationen der

Sozialversicherung ein Gemeinsames Rundschreiben verdéffentlicht.
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A Gesetzliche Grundlagen
§ 7SGB IV
Beschéftigung
(1) Beschaftigung ist die nichtselbstédndige Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhalt-
nis. Anhaltspunkte fir eine Beschaftigung sind eine Tatigkeit nach Weisungen und eine

Eingliederung in die Arbeitsorganisation des Weisungsgebers.

(1a) Eine Beschaftigung besteht auch in Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung
von mehr als einem Monat, wenn

1. wahrend der Freistellung Arbeitsentgelt aus einem Wertguthaben nach § 7b fallig
ist und
2. das monatlich fallige Arbeitsentgelt in der Zeit der Freistellung nicht unangemes-

sen von dem flr die vorausgegangenen zwolf Kalendermonate abweicht, in denen
Arbeitsentgelt bezogen wurde.

Satz 1 gilt entsprechend, wenn wéhrend einer bis zu dreimonatigen Freistellung Arbeits-
entgelt aus einer Vereinbarung zur flexiblen Gestaltung der werktaglichen oder wéchentli-
chen Arbeitszeit oder dem Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen fal-
lig ist. Beginnt ein Beschaftigungsverhaltnis mit einer Zeit der Freistellung, gilt Satz 1
Nummer 2 mit der MaBgabe, dass das monatlich fallige Arbeitsentgelt in der Zeit der
Freistellung nicht unangemessen von dem flr die Zeit der Arbeitsleistung abweichen darf,
mit der das Arbeitsentgelt spater erzielt werden soll. Eine Beschaftigung gegen Arbeits-
entgelt besteht wahrend der Zeit der Freistellung auch, wenn die Arbeitsleistung, mit der
das Arbeitsentgelt spater erzielt werden soll, wegen einer im Zeitpunkt der Vereinbarung
nicht vorhersehbaren vorzeitigen Beendigung des Beschaftigungsverhaltnisses nicht
mehr erbracht werden kann. ...

(2) bis (4) ...

§8SGBIV

Geringfiligige Beschaftigung und geringfiigige selbstandige Tatigkeit

(1) Eine geringflgige Beschéaftigung liegt vor, wenn

1. das Arbeitsentgelt aus dieser Beschéftigung regelmaBig im Monat 450 Euro nicht
Ubersteigt,
2. die Beschaftigung innerhalb eines Kalenderjahres auf langstens drei Monate oder

70 Arbeitstage nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertrag-
lich begrenzt ist, es sei denn, dass die Beschéftigung berufsmaBig ausgeubt wird
und ihr Entgelt 450 Euro im Monat Ubersteigt.
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(2) Bei der Anwendung des Absatzes 1 sind mehrere geringfligige Beschaftigungen nach
Nummer 1 oder Nummer 2 sowie geringflgige Beschaftigungen nach Nummer 1 mit
Ausnahme einer geringflgigen Beschaftigung nach Nummer 1 und nicht geringfligige
Beschaftigungen zusammenzurechnen. Eine geringflgige Beschaftigung liegt nicht mehr
vor, sobald die Voraussetzungen des Absatzes 1 entfallen. Wird bei der Zusammenrech-
nung nach Satz 1 festgestellt, dass die Voraussetzungen einer geringfligigen Beschafti-
gung nicht mehr vorliegen, tritt die Versicherungspflicht erst mit dem Tag ein, an dem die
Entscheidung Uber die Versicherungspflicht nach § 37 des Zehnten Buches durch die
Einzugsstelle nach § 28i Satz 5 oder einen Trager der Rentenversicherung bekannt ge-
geben wird. Dies gilt nicht, wenn der Arbeitgeber vorsétzlich oder grob fahrlassig ver-
saumt hat, den Sachverhalt fir die versicherungsrechtliche Beurteilung der Beschéftigung
aufzuklaren.

(3) Die Absatze 1 und 2 gelten entsprechend, soweit anstelle einer Beschaftigung eine
selbstandige Tatigkeit ausgelbt wird. Dies gilt nicht fiir das Recht der Arbeitsférderung.

§ 8a SGB IV

Geringfligige Beschaftigung in Privathaushalten

Werden geringfligige Beschéaftigungen ausschlieBlich in Privathaushalten ausgebt, gilt
§ 8. Eine geringfligige Beschéftigung im Privathaushalt liegt vor, wenn diese durch einen
privaten Haushalt begriindet ist und die Tatigkeit sonst gewdhnlich durch Mitglieder des
privaten Haushalts erledigt wird.

§ 14 SGB IV

Arbeitsentgelt

(1) Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschafti-
gung, gleichgtiltig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Be-
zeichnung oder in welcher Form sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Be-
schéftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Arbeitsentgelt sind auch Ent-
geltteile, die durch Entgeltumwandlung nach § 1 Absatz 2 Nummer 3 des Betriebsrenten-
gesetzes fur betriebliche Altersversorgung in den Durchfiihrungswegen Direktzusage
oder Unterstutzungskasse verwendet werden, soweit sie 4 vom Hundert der jahrlichen
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung Ubersteigen.

(2) und (3) ...

§ 22SGB IV

Entstehen der Beitragsanspriiche, ...

(1) Die Beitragsanspriche der Versicherungstrager entstehen, sobald ihre im Gesetz o-
der auf Grund eines Gesetzes bestimmten Voraussetzungen vorliegen. Bei einmalig ge-
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zahltem Arbeitsentgelt sowie bei Arbeitsentgelt, das aus Arbeitszeitguthaben abgeleiteten
Entgeltguthaben errechnet wird, entstehen die Beitragsanspriiche, sobald dieses ausge-
zahlt worden ist. Satz 2 gilt nicht, soweit das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt nur wegen
eines Insolvenzereignisses im Sinne des § 165 des Dritten Buches vom Arbeitgeber nicht
ausgezahlt worden ist oder die Beitrage fiir aus Arbeitszeitguthaben abgeleiteten Entgelt-
guthaben schon aus laufendem Arbeitsentgelt gezahlt wurden.

@) ...

§ 28a SGB IV

Meldepflicht

(1) Der Arbeitgeber oder ein anderer Meldepflichtiger hat der Einzugsstelle firr jeden in
der Kranken-, Pflege-, Rentenversicherung oder nach dem Recht der Arbeitsférderung
kraft Gesetzes Versicherten

1. bis 10. ...

11. bei Antrag des geringfligig Beschaftigten nach § 6 Absatz 1b des Sechsten Buches
auf Befreiung von der Versicherungspflicht,

12. bis 20. ...

eine Meldung zu erstatten. Jede Meldung sowie die darin enthaltenen Datensétze
sind mit einem eindeutigen Kennzeichen zur Identifizierung zu versehen. Meldun-
gen nach diesem Buch erfolgen, soweit nichts Abweichendes geregelt ist, durch
elektronische Dateniibermittlung (Dateniibertragung); dabei sind Datenschutz und
Datensicherheit nach dem jeweiligen Stand der Technik sicherzustellen und bei
Nutzung allgemein zuganglicher Netze Verschliisselungsverfahren zu verwenden.
Arbeitgeber oder andere Meldepflichtige haben ihre Meldungen durch Datentbertra-
gung aus systemgepriften Programmen oder mittels maschinell erstellter Ausfillhilfen zu
erstatten.

(2) bis (13) ...

§ 28h SGB IV

Einzugsstellen

(1) ...

(2) Die Einzugsstelle entscheidet Uber die Versicherungspflicht und Beitragshdhe in der
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie nach dem Recht der Arbeitsférderung;
sie erlasst auch den Widerspruchsbescheid. Soweit die Einzugsstelle die Hohe des Ar-
beitsentgelts nicht oder nicht ohne unverhaltnismaBig groBen Verwaltungsaufwand ermit-
teln kann, hat sie dieses zu schatzen. Dabei ist fir das monatliche Arbeitsentgelt des Be-
schéftigten das am Beschaftigungsort ortstibliche Arbeitsentgelt zu berticksichtigen. Die
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nach § 28i Satz 5 zusténdige Einzugsstelle prift die Einhaltung der Arbeitsentgeltgrenzen
bei geringflgiger Beschaftigung nach den §§ 8 und 8a und entscheidet bei deren Uber-

schreiten Uber die Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung
sowie nach dem Recht der Arbeitsférderung; sie erlasst auch den Widerspruchsbescheid.

(3) und (4) ...

§ 28i SGB IV

Zustandige Einzugsstelle

Zustandige Einzugsstelle fiir den Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist die Krankenkas-
se, von der die Krankenversicherung durchgefiihrt wird. Fir Beschéftigte, die bei keiner
Krankenkasse versichert sind, werden Beitrage zur Rentenversicherung und zur Arbeits-
férderung an die Einzugsstelle gezahlt, die der Arbeitgeber in entsprechender Anwen-
dung des § 175 Absatz 3 Satz 2 des Flnften Buches gewahlt hat. Zustandige Einzugs-
stelle ist in den Fallen des § 28f Absatz 2 die nach § 175 Absatz 3 Satz 3 des Flinften
Buches bestimmte Krankenkasse). Zustandige Einzugsstelle ist in den Fallen des § 2
Absatz 3 die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See. Bei geringfligigen
Beschaftigungen ist zustandige Einzugsstelle die Deutsche Rentenversicherung Knapp-
schaft-Bahn-See als Trager der Rentenversicherung.

§ 27 SGB Il

Versicherungsfreie Beschaftigte

(1) ...

(2) Versicherungsfrei sind Personen in einer geringfligigen Beschaftigung; abweichend
von § 8 Absatz 2 Satz 1 des Vierten Buches werden geringfligige Beschaftigungen und
nicht geringfligige Beschaftigungen nicht zusammengerechnet. Versicherungsfreiheit
besteht nicht fir Personen, die

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach dem Jugendfreiwilligendienstege-
setz, nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz,

2. wegen eines Arbeitsausfalls mit Entgeltausfall im Sinne der Vorschriften Gber das
Kurzarbeitergeld oder

3. wegen stufenweiser Wiedereingliederung in das Erwerbsleben (§ 74 Finftes
Buch, § 44 Neuntes Buch) oder aus einem sonstigen der in § 146 Absatz 1 ge-
nannten Grinde

nur geringfligig beschaftigt sind.

(3) und (4) ...
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(5) Versicherungsfrei sind Personen, die wahrend einer Zeit, in der ein Anspruch auf Ar-
beitslosengeld besteht, eine Beschaftigung ausiben. Satz 1 gilt nicht flir Beschaftigun-
gen, die wahrend der Zeit, in der ein Anspruch auf Teilarbeitslosengeld besteht, ausgeubt
werden.

§ 138 SGB llI

Arbeitslosigkeit

(1) Arbeitslos ist, wer Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer ist und
1. nicht in einem Beschéftigungsverhaltnis steht (Beschaftigungslosigkeit),

2.und 3. ...

@) ...

(3) Die Ausiibung einer Beschaftigung, selbstandigen Tatigkeit oder Tatigkeit als mithel-
fende Familienangehérige oder mithelfender Familienangehériger (Erwerbstatigkeit)
schlieBt die Beschaftigungslosigkeit nicht aus, wenn die Arbeits- oder Tatigkeitszeit (Ar-
beitszeit) weniger als 15 Stunden wéchentlich umfasst; gelegentliche Abweichungen von
geringer Dauer bleiben unberlicksichtigt. Die Arbeitszeiten mehrerer Erwerbstatigkeiten
werden zusammengerechnet.

(4) und (5) ...

§ 436 SGB llI

Zweites Gesetz fiir moderne Dienst-
leistungen am Arbeitsmarkt

Personen, die am 31. Marz 2003 in einer mehr als geringfigigen Beschéftigung versiche-
rungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfligigen Beschéftigung in der ab

1. April 2003 geltenden Fassung von § 8 des Vierten Buches erflllt, bleiben in dieser Be-
schaftigung versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungs-
pflicht befreit. Die Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an. Sie ist auf diese Beschaftigung
beschréankt.

§ 7SGBV

Versicherungsfreiheit bei geringfligiger Beschaftigung

(1) Wer eine geringfligige Beschaftigung nach §§ 8, 8a des Vierten Buches ausiibt, ist in
dieser Beschaftigung versicherungsfrei; dies gilt nicht fir eine Beschéftigung

1. im Rahmen betrieblicher Berufsbildung,
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2. nach dem Jugendfreiwilligendienstegesetz,
3. nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz.

§ 8 Absatz 2 des Vierten Buches ist mit der MaBgabe anzuwenden, dass eine Zusam-
menrechnung mit einer nicht geringflgigen Beschaftigung nur erfolgt, wenn diese Versi-
cherungspflicht begriindet.

(2) Personen, die am 31. Marz 2003 nur in einer Beschaftigung versicherungspflichtig
waren, die die Merkmale einer geringfligigen Beschaftigung nach den §§ 8, 8a des Vier-
ten Buches erflllt, und die nach dem 31. Méarz 2003 nicht die Voraussetzungen fur eine
Versicherung nach § 10 erfillen, bleiben in dieser Beschéftigung versicherungspflichtig.
Sie werden auf ihren Antrag von der Versicherungspflicht befreit. § 8 Absatz 2 gilt ent-
sprechend mit der MaBgabe, dass an die Stelle des Zeitpunkts des Beginns der Versiche-
rungspflicht der 1. April 2003 tritt. Die Befreiung ist auf die jeweilige Beschaftigung be-
schrankt.

§8SGBV

Befreiung von der Versicherungspflicht

(1) ...

(2) Der Antrag ist innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Versicherungspflicht bei
der Krankenkasse zu stellen. Die Befreiung wirkt vom Beginn der Versicherungspflicht an,
wenn seit diesem Zeitpunkt noch keine Leistungen in Anspruch genommen wurden, sonst
vom Beginn des Kalendermonats an, der auf die Antragstellung folgt. Die Befreiung kann
nicht widerrufen werden. Die Befreiung wird nur wirksam, wenn das Mitglied das Be-
stehen eines anderweitigen Anspruchs auf Absicherung im Krankheitsfall nach-
weist.

§ 249b SGB V

Beitrag des Arbeitgebers bei geringfiigiger Beschéaftigung

Der Arbeitgeber einer Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nr. 1 des Vierten Buches hat fir
Versicherte, die in dieser Beschaftigung versicherungsfrei oder nicht versicherungspflich-
tig sind, einen Beitrag in Héhe von 13 vom Hundert des Arbeitsentgelts dieser Beschafti-
gung zu tragen. Fir Beschéftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Bu-
ches, die in dieser Beschaftigung versicherungsfrei oder nicht versicherungspflichtig sind,
hat der Arbeitgeber einen Beitrag in Hohe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts dieser
Beschaftigung zu tragen. Flr den Beitrag des Arbeitgebers gelten der Dritte Abschnitt
des Vierten Buches sowie § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8 und Absatz 2 und 4 des
Vierten Buches entsprechend.
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§ 48 KVLG 1989

Tragung der Beitrage durch Dritte

(1) bis (5) ...

(6) Fur Beitrage des Arbeitgebers bei geringfligiger Beschaftigung gilt § 249b Flnftes
Buch Sozialgesetzbuch entsprechend.

(7) ...

§ 5SGB VI

Versicherungsfreiheit

(1) ...
(2) Versicherungsfrei sind Personen, die eine

1. Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 2 oder § 8a in Verbindung mit § 8 Ab-
satz 1 Nummer 2 des Vierten Buches,

2. geringflgige selbstandige Tatigkeit nach § 8 Absatz 3 in Verbindung mit § 8 Ab-
satz 1 oder nach § 8 Absatz 3 in Verbindung mit den §§ 8a und 8 Absatz 1 des
Vierten Buches

auslben, in dieser Beschaftigung oder selbstandigen Tatigkeit. § 8 Absatz 2 Viertes Buch
ist mit der MaBgabe anzuwenden, dass eine Zusammenrechnung mit einer nicht gering-
flgigen selbstandigen Tatigkeit nur erfolgt, wenn diese versicherungspflichtig ist. Satz 1
Nummer 1 gilt nicht fir Personen, die im Rahmen betrieblicher Berufsbildung be-
schaftigt sind.

(3) und (4) ...

§ 6 SGB VI

Befreiung von der Versicherungspflicht

(1) und (1a) ...

(1b) Personen, die eine geringfligige Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1
oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 Viertes Buch ausiben, werden auf

Antrag von der Versicherungspflicht befreit. Der schriftliche Befreiungsantrag ist dem Ar-
beitgeber zu Ubergeben. § 8 Absatz 2 des Vierten Buches ist mit der MaBgabe anzuwen-
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den, dass eine Zusammenrechnung mit einer nicht geringfligigen Beschaftigung nur er-
folgt, wenn diese versicherungspflichtig ist. Der Antrag kann bei mehreren geringflgigen
Beschaftigungen nur einheitlich gestellt werden und ist fir die Dauer der Beschaftigungen
bindend. Satz 1 gilt nicht flir Personen, die im Rahmen betrieblicher Berufsbildung, nach
dem Jugendfreiwilligendienstegesetz, nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder
nach § 1 Satz 1 Nummer 2 bis 4 beschéaftigt sind oder von der Méglichkeit einer stufen-
weisen Wiederaufnahme einer nicht geringfligigen Tatigkeit (§ 74 Flnftes Buch) Ge-
brauch machen.

@) ...

(3) Uber die Befreiung entscheidet der Trager der Rentenversicherung, nachdem in den
Fallen

1. des Absatzes 1 Nummer 1 die fur die berufsstdndische Versorgungseinrichtung
zustandige oberste Verwaltungsbehérde,

2. des Absatzes 1 Nummer 2 die oberste Verwaltungsbehérde des Landes, in dem
der Arbeitgeber seinen Sitz hat,

das Vorliegen der Voraussetzungen bestatigt hat. In den Fallen des Absatzes 1b gilt die
Befreiung als erteilt, wenn die nach § 28i Satz 5 des Vierten Buches zustandige Einzugs-
stelle nicht innerhalb eines Monats nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nach

§ 28a des Vierten Buches dem Befreiungsantrag des Beschaftigten widerspricht. Die
Vorschriften des Zehnten Buches Uber die Bestandskraft von Verwaltungsakten und tber
das Rechtsbehelfsverfahren gelten entsprechend.

(4) Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen an, wenn sie in-
nerhalb von drei Monaten beantragt wird, sonst vom Eingang des Antrags an. In den Fal-
len des Absatzes 1b wirkt die Befreiung bei Vorliegen der Befreiungsvoraussetzungen
nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nach § 28a des Vierten Buches bei der zu-
standigen Einzugsstelle riickwirkend vom Beginn des Monats an, in dem der Antrag des
Beschaftigten dem Arbeitgeber zugegangen ist, wenn der Arbeitgeber den Befreiungsan-
trag der Einzugsstelle mit der ersten folgenden Entgeltabrechnung, spatestens aber in-
nerhalb von sechs Wochen nach Zugang, gemeldet und die Einzugsstelle innerhalb eines
Monats nach Eingang der Meldung des Arbeitgebers nicht widersprochen hat. Erfolgt die
Meldung des Arbeitgebers spéter, wirkt die Befreiung vom Beginn des auf den Ablauf der
Widerspruchsfrist nach Absatz 3 folgenden Monats. In den Féllen, in denen bei einer
Mehrfachbeschéftigung die Befreiungsvoraussetzungen vorliegen, hat die Einzugsstelle
die weiteren Arbeitgeber Gber den Zeitpunkt der Wirkung der Befreiung unverziglich
durch eine Meldung zu unterrichten.

(5) ...

§ 163 SGB VI

Sonderregelung fiir beitragspflichtige Einnahmen Beschaftigter

(1) bis (7) ...
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(8) Bei Arbeitnenmern, die eine geringfligige Beschaftigung auslben, ist beitragspflichtige
Einnahme das Arbeitsentgelt, mindestens jedoch der Betrag in H6he von 175 Euro.

(9) und (10) ...

§ 168 SGB VI

Beitragstragung bei Beschaftigten

(1) Die Beitrage werden getragen

1.und 1a. ...

1b.  bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt geringflgig versicherungspflichtig beschaf-
tigt werden, von den Arbeitgebern in Hohe des Betrages, der 15 vom Hundert des
der Beschaftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts entspricht, im Ubrigen vom
Versicherten,

1c. bei Personen, die gegen Arbeitsentgelt in Privathaushalten geringflgig versiche-
rungspflichtig beschaftigt werden, von den Arbeitgebern in Héhe des Betrages,
der 5 vom Hundert des der Beschaftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts
entspricht, im Ubrigen vom Versicherten.

1d. bis 7. ...

(2) und (3) ...

§ 172 SGB VI
Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit
und Befreiung von der Versicherungspflicht
(1) Fur Beschaftigte, die versicherungsfrei sind wegen

1. des Bezugs einer Vollrente wegen Alters nach Ablauf des Monats, in dem die
Regelaltersgrenze erreicht wird,

2. des Bezugs einer Versorgung,
3. des Erreichens der Regelaltersgrenze oder
4. einer Beitragserstattung,

tragen die Arbeitgeber die Hélfte des Beitrags, der zu zahlen wéare, wenn die Beschaftig-
ten versicherungspflichtig waren; in der knappschaftlichen Rentenversicherung ist statt
der Halfte des Beitrags der auf Arbeitgeber entfallende Beitragsanteil zu zahlen. Satz 1
findet keine Anwendung auf versicherungsfrei geringfligig Beschaftigte und Beschaftigte
nach § 1 Satz 1 Nummer 2.
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@) ...

(3) Fur Beschaftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 Viertes Buch, die in dieser Beschéafti-
gung nach § 6 Absatz 1b oder nach anderen Vorschriften von der Versicherungspflicht
befreit sind oder die nach § 5 Absatz 4 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber ei-
nen Beitragsanteil in H6he von 15 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig
wdre, wenn die Beschaftigten versicherungspflichtig wéren. Dies gilt nicht fir Personen,
die wahrend der Dauer eines Studiums als ordentlich Studierende einer Fachschule oder
Hochschule ein Praktikum ableisten, das nicht in der Studienordnung oder Prifungsord-
nung vorgeschrieben ist.

(3a) Fur Beschaftigte in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in
dieser Beschaftigung nach § 6 Absatz 1b oder nach anderen Vorschriften von der Versi-
cherungspflicht befreit sind oder die nach § 5 Absatz 4 versicherungsfrei sind, tragen die
Arbeitgeber einen Beitragsanteil in Hohe von 5 vom Hundert des Arbeitsentgelts, das
beitragspflichtig ware, wenn die Beschaftigten versicherungspflichtig waren.

(4) Fir den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts
des Vierten Buches sowie die BuBgeldvorschriften des § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8
und Absatz 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend.

§ 229 SGB VI

Versicherungspflicht

(1) bis (4) ...

(5) Personen, die am 31. Dezember 2012 als Beschéftigte nach § 5 Absatz 2 in der bis
zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung wegen Verzichts auf die Versicherungsfrei-
heit in einer geringflgigen Beschéaftigung oder mehreren geringfligigen Beschaftigungen
versicherungspflichtig waren, bleiben insoweit versicherungspflichtig; § 6 Absatz 1b in der
ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung gilt fir diese Personen bezogen auf die am
31. Dezember 2012 ausgelbte Beschaftigung und weitere Beschaftigungen, auf die sich
der Verzicht auf die Versicherungsfreiheit nach § 5 Absatz 2 in der bis zum 31. Dezember
2012 geltenden Fassung erstrecken wirde, nicht.

(6) Personen, die am 31. Marz 2003 in einer Beschaftigung oder selbstandigen Tatigkeit
ohne einen Verzicht auf die Versicherungsfreiheit (§ 5 Absatz 2 Satz 2 in der bis zum

31. Dezember 2012 versicherungspflichtig waren, die die Merkmale einer geringfligigen
Beschaftigung oder selbstandigen Tatigkeit in der ab 1. April 2003 geltenden Fassung
von § 8 des Vierten Buches oder die Merkmale einer geringfligigen Beschaftigung oder
selbstandigen Tatigkeit im Privathaushalt (§ 8a Viertes Buch) erflillt, bleiben in dieser Be-
schéftigung oder selbstéandigen Tatigkeit versicherungspflichtig. Sie werden auf ihren An-
trag von der Versicherungspflicht befreit. Die Befreiung wirkt vom 1. April 2003 an, wenn
sie bis zum 30. Juni 2003 beantragt wird, sonst vom Eingang des Antrags an. Sie ist auf
die jeweilige Beschaftigung oder selbstandige Tatigkeit beschrankt. Fir Personen, die die
Voraussetzungen fir die Versicherungspflicht nach § 2 Satz 1 Nummer 10 erfiillen, endet
die Befreiung nach Satz 2 am 31. Juli 2004.

(7) ...
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§ 230 SGB VI

Versicherungsfreiheit

(1) bis (7) ...

(8) Personen, die am 31. Dezember 2012 als Beschaftigte nach § 5 Absatz 2 Satz 1
Nummer 1 in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung versicherungsfrei wa-
ren, bleiben in dieser Beschaftigung versicherungsfrei, solange die Voraussetzungen ei-
ner geringfligigen Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 oder § 8a in Verbindung
mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches in der bis zum 31. Dezember 2012 gel-
tenden Fassung vorliegen. Sie kénnen durch schriftliche Erklarung gegeniber dem Ar-
beitgeber auf die Versicherungsfreiheit verzichten; der Verzicht kann nur mit Wirkung fr
die Zukunft und bei mehreren Beschaftigungen nur einheitlich erklart werden und ist far
die Dauer der Beschaftigungen bindend.

9) ...

§ 231 SGB VI

Befreiung von der Versicherungspflicht

(1) bis (8) ...

(9) § 6 Absatz 1b gilt bis zum 31. Dezember 2014 nicht fiir Personen, die am 31. Dezem-
ber 2012 in einer mehr als geringflgigen Beschaftigung nach § 8 Absatz 1 Nummer 1
oder § 8a in Verbindung mit § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches versicherungs-
pflichtig waren, die die Merkmale einer geringflgig entlohnten Beschéftigung nach diesen
Vorschriften in der ab 1. Januar 2013 geltenden Fassung erfillt, solange das Arbeitsent-
gelt aus dieser Beschaftigung 400 Euro monatlich Ubersteigt.

§ 276a SGB VI

Arbeitgeberanteil bei Versicherungsfreiheit

(1) Far geringfligig Beschéftigte nach § 8 Absatz 1 Nummer 1 des Vierten Buches, die in
dieser Beschaftigung nach § 230 Absatz 8 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber
einen Beitragsanteil in H6he von 15 Prozent des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig
ware, wenn die Beschéaftigten versicherungspflichtig waren. Flr geringflgig Beschéftigte
in Privathaushalten nach § 8a Satz 1 des Vierten Buches, die in dieser Beschaftigung
nach § 230 Absatz 8 versicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber einen Beitragsanteil in
Hohe von 5 Prozent des Arbeitsentgelts, das beitragspflichtig ware, wenn die Beschaftig-
ten versicherungspflichtig waren.

(1a) ...
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(2) Fur den Beitragsanteil des Arbeitgebers gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts
des Vierten Buches sowie die BuBgeldvorschriften des § 111 Absatz 1 Nummer 2 bis 4, 8
und Absatz 2 und 4 des Vierten Buches entsprechend.

§ 2 BVV

Berechnungsvorgang

(1) Beitrage, die der Arbeitgeber und der Beschaftigte je zur Halfte tragen, werden durch
Anwendung des halben Beitragssatzes auf das Arbeitsentgelt und anschlieBender Ver-
doppelung des gerundeten Ergebnisses berechnet. Auf Beitrage, die der Arbeitgeber al-
lein tragt, kann Satz 1 entsprechend angewandt werden. Werden Beitrdge vom Arbeitge-
ber und vom Beschaftigten nicht je zur Halfte getragen, ergibt sich der Beitrag aus der
Summe der getrennt berechneten gerundeten Anteile. Beitrage, die vom Beschaftigten
allein zu tragen sind, werden durch Anwendung des fiir diese Beitrage geltenden Bei-
tragssatzes oder Beitragszuschlags auf das Arbeitsentgelt berechnet; Satz 3 zweiter
Halbsatz gilt entsprechend. Wird die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage des § 163
Absatz 8 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch nicht Gberschritten, wird der Beitrags-
satz auf die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage angewandt und der vom Arbeitgeber
zu tragende Beitragsanteil berechnet und gerundet; durch Abzug des Arbeitgeberanteils
vom Beitrag ergibt sich der Beitragsanteil des Beschéftigten.

@) ...

§ 8 BVV
Entgeltunterlagen
(1) Der Arbeitgeber hat in den Entgeltunterlagen folgende Angaben tber den Beschéftig-
ten aufzunehmen:
1. bis 8. ...

9. die fur die Versicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht
maBgebenden Angaben,

10. bis 19. ...

(2) Folgende Unterlagen sind zu den Entgeltunterlagen zu nehmen:

1. Unterlagen, aus denen die nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3, 9 und 17 erforderli-
chen Angaben ersichtlich sind,

2. bis 3a. ...
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4. die Erklarung des geringfligig Beschaftigten gegeniber dem Arbeitgeber, dass auf
Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet wird,

4a. der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Absatz 1b Sechs-
tes Buch Sozialgesetzbuch, auf dem der Tag des Eingangs beim Arbeitgeber do-
kumentiert ist,

5. bis 6. ...

7. die Erklarung des kurzfristig geringfligigen Beschaftigten tber weitere kurzfristige
Beschaftigungen im Kalenderjahr oder die Erkldrung des geringfligig entlohnten
Beschaftigten Uber weitere Beschaftigungen sowie in beiden Fallen die Bestati-
gung, dass die Aufnahme weiterer Beschaftigungen dem Arbeitgeber anzuzeigen

sind,

8. ..

9. den Bescheid der zustandigen Einzugsstelle Uber die Feststellung der Versiche-
rungspflicht nach § 28h Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch,

10. bis 12. ...

13. die Aufzeichnungen nach § 19 Absatz 1 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes und
nach § 17 Absatz 1 des Mindestlohngesetzes.

14. bis 18. ...

19.  die schriftliche Erklarung des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit nach
§ 5 Absatz 4 Satz 2 oder § 230 Absatz 9 Satz 2 SGB VI, auf der der Tag des
Eingangs beim Arbeitgeber dokumentiert ist.

§ 40a EStG

Pauschalierung der Lohnsteuer fiir Teilzeitbeschaftigte
und geringfligig Beschiftigte

(1) ...

(2) Der Arbeitgeber kann unter Verzicht auf den Abruf von elektronischen Lohnsteuerab-
zugsmerkmalen (§ 39e Absatz 4 Satz 2) oder die Vorlage einer Bescheinigung fir den
Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7 oder Absatz 8) die Lohnsteuer ein-
schlieBlich Solidaritdtszuschlag und Kirchensteuern (einheitliche Pauschsteuer) fiir das
Arbeitsentgelt aus geringfligigen Beschéftigungen im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 1
oder des § 8a des Vierten Buches Sozialgesetzbuch, fir das er Beitrdge nach § 168 Ab-
satz 1 Nummer 1b oder 1c (geringflgig versicherungspflichtig Beschéaftigte) oder nach

§ 172 Absatz 3 oder 3a (versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreite
geringfligig Beschaftigte) oder nach § 276a Absatz 1 (versicherungsfrei geringfligig
Beschaftigte) des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten hat, mit einem ein-
heitlichen Pauschsteuersatz in Héhe von insgesamt 2 Prozent des Arbeitsentgelts erhe-
ben.
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(2a) Hat der Arbeitgeber in den Féllen des Absatzes 2 keine Beitrdge nach § 168 Absatz
1 Nummer 1b oder 1c oder nach § 172 Absatz 3 oder 3a oder nach § 276a Absatz 1 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch zu entrichten, kann er unter Verzicht auf den Abruf
von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkmalen (§ 39e Absatz 4 Satz 2) oder die Vorla-
ge einer Bescheinigung flir den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 oder § 39e Absatz 7
oder Absatz 8) die Lohnsteuer mit einem Pauschsteuersatz in Héhe von 20 Prozent des
Arbeitsentgelts erheben.

(3) bis () ...

(6) Fur die Erhebung der einheitlichen Pauschsteuer nach Absatz 2 ist die Deutsche
Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See zusténdig. Die Regelungen zum Steu-
erabzug vom Arbeitslohn sind entsprechend anzuwenden. Fiir die Anmeldung, Ab-
fihrung und Volistreckung der einheitlichen Pauschsteuer sowie die Erhebung ei-
nes Saumniszuschlags und das Mahnverfahren fir die einheitliche Pauschsteuer
gelten dabei die Regelungen fiir die Beitrage nach § 168 Absatz 1 Nummer 1b oder
1c oder nach § 172 Absatz 3 oder 3a oder nach § 276a Absatz 1 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch. Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See
hat die einheitliche Pauschsteuer auf die erhebungsberechtigten Kérperschaften
aufzuteilen; dabei entfallen aus Vereinfachungsgriinden 90 Prozent der einheitli-
chen Pauschsteuer auf die Lohnsteuer, 5 Prozent auf den Solidaritatszuschlag und
5 Prozent auf die Kirchensteuern. Die erhebungsberechtigten Kirchen haben sich
auf eine Aufteilung des Kirchensteueranteils zu verstandigen und diesen der Deut-
schen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See mitzuteilen. Die Deutsche Ren-
tenversicherung Knappschaft-Bahn-See ist berechtigt, die einheitliche
Pauschsteuer nach Absatz 2 zusammen mit den Sozialversicherungsbeitragen
beim Arbeitgeber einzuziehen.
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B Versicherungsrecht

1 Allgemeines

Nach § 7 Abs. 1 SGB V, § 27 Abs. 2 SGB lll ist in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung versicherungsfrei, wer eine geringflgige Beschéaftigung ausubt. Dies gilt in der Ren-
tenversicherung auch flr kurzfristige Beschaftigungen. Aus der Krankenversicherungs-
freiheit folgt, dass in dieser Beschaftigung auch keine Versicherungspflicht in der Pflege-

versicherung besteht.

Arbeitnehmer einer geringflgig entlohnten Beschéftigung kénnen je nach Sachverhalt
rentenversicherungspflichtig, rentenversicherungsfrei oder von der Rentenversicherungs-

pflicht befreit sein.

Die besonderen versicherungs- und beitragsrechtlichen Regelungen fir geringflgige Be-
schéftigungen gelten in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung

nicht fur Personen, die

= im Rahmen betrieblicher Berufsbildung (z. B. Auszubildende, Teilnehmer an dua-
len Studiengangen und Praktikanten),

= im Rahmen auBerbetrieblicher Berufsausbildung,

*= im Rahmen des Gesetzes zur Férderung von Jugendfreiwilligendiensten,

* im Rahmen des Gesetzes Uber den Bundesfreiwilligendienst,

= als behinderte Menschen in geschitzten Einrichtungen,

= in Einrichtungen der Jugendhilfe oder in Berufsbildungswerken oder &hnlichen
Einrichtungen fur behinderte Menschen, in denen sie fur eine Erwerbstéatigkeit be-

fahigt werden sollen,

= wahrend der individuellen betrieblichen Qualifizierung im Rahmen der Unterstitz-
ten Beschéaftigung nach § 55 SGB IX,

= aufgrund einer stufenweisen Wiedereingliederung in das Erwerbsleben nach § 74
SGB V bzw. § 44 SGB IX,

= wegen konjunktureller oder saisonaler Kurzarbeit

geringflgig beschaftigt sind.
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Far geringflgige Beschéftigungen von Arbeitnehmern, die sich innerhalb der
EU-/EWR-Mitgliedstaaten sowie der Schweiz bewegen, gelten die Vorschriften der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2004. Diese Vorschriften regeln, welche Rechtsvorschriften in
grenzgrenziberschreitenden Fallen anzuwenden sind. Sie sehen als obersten Grundsatz
vor, dass ein Arbeitnehmer in dem System nur eines Staates versichert ist. Danach un-
terliegen Arbeithehmer grundsatzlich den Rechtsvorschriften des Mitgliedsstaates,
in dem sie die Beschéftigung ausiiben (Artikel 11 Abs. 3 Buchst. a VO (EG)
883/2004); dies gilt auch dann, wenn es sich um eine geringfligige Beschaftigung
handelt. Sofern von diesem Grundsatz abgewichen wird, z. B. bei Ausiibung einer
geringfiigigen Beschaftigung in Deutschland und einer weiteren Beschaftigung im
Ausland, ist dies durch Vorlage der sogenannten A1-Bescheinigung nachzuweisen
(vgl. F). Diese Bescheinigung dokumentiert, dass die auslandischen Rechtsvor-
schriften der sozialen Sicherheit auch fur die Beschaftigung in Deutschland gelten.
In diesem Fall finden die Regelungen fir geringfiigige Beschaftigungen in Deutsch-

land keine Anwendung.

Die Ausfihrungen zum Vorliegen einer geringflgig entlohnten bzw. kurzfristigen Beschaf-
tigung gelten fur den Bereich der Rentenversicherung entsprechend, soweit anstelle einer
Beschaftigung eine selbstandige Tatigkeit ausgelbt wird, das heiBt, es werden einerseits
mehrere Beschaftigungen und andererseits mehrere selbstédndige Tatigkeiten zusam-
mengerechnet, nicht aber Beschaftigungen und selbstandige Tatigkeiten.

2 Geringfligige Beschéftigungen
Eine Beschaftigung kann
= nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV wegen der geringen Héhe des Arbeitsentgelts
(geringflgig entlohnte Beschaftigung)

oder

= nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV wegen ihrer kurzen Dauer (kurzfristige
Beschaftigung)

geringflgig sein. Es ist daher zu unterscheiden, ob es sich bei der zu beurteilenden Be-
schéftigung um eine geringfligig entlohnte Beschaftigung oder um eine kurzfristige Be-

schaftigung handelt.
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Die beiden Beschéftigungsarten unterscheiden sich grundsétzlich dadurch, dass eine
geringflgig entlohnte Beschaftigung regelmaBig und eine kurzfristige Beschaftigung nicht
regelmansig, sondern nur gelegentlich ausgelbt wird (vgl. 2.4). Die versicherungsrechtli-
che Beurteilung der Beschaftigung hat unmittelbar bei Beschaftigungsbeginn bzw. bei
jeder Anderung der Verhéltnisse zu erfolgen.

Die Regelungen Uber die geringfligige Beschaftigung gelten nach § 8a Satz 1 SGB IV
auch fir Beschaftigungen in Privathaushalten. Eine Beschéftigung im Privathaushalt liegt
nach § 8a Satz 2 SGB IV vor, wenn diese durch einen privaten Haushalt begriindet ist
und die Tatigkeit sonst gewdhnlich durch Mitglieder des privaten Haushalts erledigt wird
(vgl. Gemeinsames Rundschreiben ,,Haushaltsscheck-Verfahren“ der Spitzenorgani-

sationen der Sozialversicherung).
2.1 Einheitliches Beschéaftigungsverhaltnis

Ubt ein Arbeitnehmer bei demselben Arbeitgeber gleichzeitig mehrere Beschaftigungen
aus, so ist ohne Rulcksicht auf die arbeitsvertragliche Gestaltung sozialversicherungs-
rechtlich von einem einheitlichen Beschaftigungsverhaltnis auszugehen (vgl. Urteil des
Bundessozialgerichts - BSG - vom 16. Februar 1983 - 12 RK 26/81 -, USK 8310). Gesetz-
liche Regelungen, insbesondere im Leistungsrecht der Arbeitsférderung, andern daran
nichts. Zwar hatte der 7. Senat des BSG flr das Teilarbeitslosengeld zwischenzeitlich
entschieden, dass auch bei demselben Arbeitgeber zwei anspruchsbegriindende Teilzeit-
beschéftigungen bestehen kénnen, wenn flr beide Beschaftigungen formal zwei getrenn-
te Arbeitsvertrage vorliegen und der Arbeitnehmer in den jeweiligen Betrieb/Betriebsteil
oder die organisatorische Einheit eingegliedert ist, zugleich jedoch darauf hingewiesen,
dass der Begriff der Beschaftigung im Leistungs- und Beitragsrecht jeweils funktionsdiffe-
rent ausgelegt werden misse (vgl. Urteile des BSG vom 21. Juni 2001 - B 7 AL 54/00 R -,
SozR 3-4300 § 150 Nr. 1 und vom 6. Februar 2003 - B 7 AL 12/01 R -, BSGE 90, 270 ff).
Von dieser leistungsrechtlich mdéglichen Mehrfachbeschaftigung beim selben Arbeitgeber
kann daher nicht auf eine identische Rechtslage bei der Beurteilung von Versicherungs-
pflicht geschlossen werden (vgl. BSG-Urteil vom 27. Juni 2012 - B 12 KR 28/10 R -,

USK 2012-180).
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2.1.1 Beschéaftigungen bei demselben Arbeitgeber

Mehrere Beschaftigungen bei demselben Arbeitgeber werden versicherungsrechtlich als
eine Einheit betrachtet. Dabei ist auf den in der Sozialversicherung verwendeten Begriff
des Arbeitgebers abzustellen, der einen eigenstandigen Inhalt hat. Fir die Feststellung,
ob ein einheitliches Beschéftigungsverhaltnis vorliegt, ist demnach allein zu prifen, ob
Arbeitgeberidentitat besteht. Die Art der jeweils ausgetibten Beschéftigung ist dabei un-
bedeutend; es ist also nicht erforderlich, dass bei einem Arbeitgeber gleiche oder funkti-
onsverwandte Tatigkeiten ausgelbt werden.

Arbeitgeber ist hiernach der andere Partner des Arbeitsverhéltnisses, also derjenige, der
die Dienstleistung vom Arbeitnehmer kraft des Arbeitsvertrages fordern kann, das heiBt,
zu dem der Arbeitnehmer in einem Verhaltnis persénlicher und regelmaBig auch wirt-
schaftlicher Abhangigkeit steht. FUr die Bestimmung des Arbeitgebers ist danach wesent-
lich, wer die wirtschaftliche und organisatorische Dispositionsbefugnis Uber die Arbeits-
leistung des Arbeitnehmers hat. Das ist in der Regel derjenige, der Vertragspartei ist.
Eine Aufspaltung der Arbeitgeberfunktion durch vertragliche Abreden fiihrt nicht zu einer

,verdopplung® des Arbeitgebers.

Arbeitgeber kdnnen naturliche Personen (z. B. Privatperson, eingetragener Kauf-
mann/eingetragene Kauffrau), juristische Personen des privaten Rechts (z. B. Gesell-
schaft mit beschrankter Haftung, eingetragener Verein), juristische Personen des 6ffentli-
chen Rechts (z. B. Kérperschaft oder Anstalt des 6ffentlichen Rechts), aber auch Perso-
nengesellschaften (z. B. Kommanditgesellschaft, Gesellschaft biirgerlichen Rechts) sein.

Hat ein Arbeitgeber mehrere Betriebe, ist unabhéngig davon, in welchen Betrieben oder
Betriebsteilen die jeweilige Beschaftigung ausgelbt wird, von einem einheitlichen Be-
schéftigungsverhéltnis auszugehen. Dabei ist unerheblich, ob es sich um organisatorisch
selbstandige (z. B. Zweigniederlassungen) oder um unselbstéandige Betriebe (z. B. Be-
triebsstéatte) oder Betriebsteile handelt. Entscheidend ist allein, dass es sich nach den
vorgenannten Merkmalen rechtlich um ein und denselben Arbeitgeber, das heif3t um ein
und dieselbe natlrliche oder juristische Person oder Personengesellschaft, handelt

(vgl. Beispiele 1a und 1b).
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Konzernunternehmen im Sinne des § 18 Aktiengesetz (AktG) gelten in diesem Zusam-

menhang nicht als ein Arbeitgeber.

Von einem einheitlichen Beschaftigungsverhaltnis bei demselben Arbeitgeber ist auch
dann auszugehen, wenn neben der Berufung in ein Beamtenverhaltnis auch ein privat-
rechtlicher Arbeitsvertrag geschlossen wird (z. B. Professoren, die gleichzeitig Cheférzte
an Universitatskliniken sind).

Vom Begriff des Arbeitgebers zu unterscheiden ist der fir die Unfallversicherung maB-
gebliche Begriff des Unternehmens. Ein Arbeitgeber kann einen Beschéftigten in mehre-
ren Unternehmen im Sinne der Unfallversicherung einsetzen, ohne dass dies an der Ein-
heitlichkeit des Beschéftigungsverhaltnisses etwas andert. Gegebenenfalls ist das Ar-
beitsentgelt fir die Beitragserhebung in der Unfallversicherung anteilig den einzelnen

Unternehmen zuzuordnen.

Der Bezug von Vorruhestandsgeld steht einem Beschaftigungsverhéltnis gleich

(vgl. 2.2.2.5). Eine neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld bei demselben Arbeitgeber
ausgeUlbte Beschaftigung mit einem regelmaBigen Arbeitsentgelt von nicht mehr als 450

Euro im Monat erfillt somit nicht die Voraussetzungen flr das Vorliegen einer geringfligig
entlohnten Beschéaftigung. In diesen Fallen ist von einem einheitlichen Beschéftigungs-

verhéltnis auszugehen.

2.1.2 Beschéaftigung und selbstandige Tatigkeit bei demselben
Arbeitgeber/Auftraggeber

Grundsatzlich besteht rechtlich die Mdglichkeit, dass eine nattrliche Person flir denselben
Vertragspartner (Arbeitgeber/Auftraggeber) als abhangig Beschéftigter und daneben
selbstandig téatig ist. Werden eine abhangige Beschaftigung und eine selbstandige Tatig-
keit bei demselben Arbeitgeber unabhangig voneinander ausgeubt, liegt eine so genann-
te gemischte Tatigkeit vor, bei der abhangige Beschaftigung und selbstéandige Tatigkeit
nebeneinander stehen und rechtlich getrennt zu beurteilen sind.

Allerdings gelten aufgrund der weisungsgebundenen Eingliederung im Rahmen einer Be-
schéftigung und der erforderlichen weisungsfreien Ausgestaltung einer selbstandigen
Tatigkeit fur denselben Vertragspartner strenge MaBstabe fir das tatsachliche Vorliegen
einer selbstandigen Tatigkeit. Von daher wird in aller Regel von einem einheitlichen Be-
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schéftigungsverhéltnis auszugehen sein, in dessen Rahmen der Beschéftigte seine Ar-
beitsleistung regelmaBig am selben Betriebsort, fir denselben Betriebszweck, unter Ein-
satz der Betriebsmittel des Arbeitgebers erbringt.

Dementsprechend liegt keine selbstandige Tatigkeit, sondern ein einheitliches Beschafti-
gungsverhaltnis regelmaBig dann vor, wenn der vermeintlich selbsténdige Teil der Tatig-
keit nur aufgrund der abhangigen Beschaftigung ausgeulbt wird, in diese zeitlich, &rtlich,
organisatorisch und inhaltlich eingebunden, im Verhaltnis zur Beschaftigung nebensach-
lich ist und daher insgesamt wie ein Teil der abhangigen Beschaftigung erscheint

(vgl. Urteil des BSG vom 3. Februar 1994 - 12 RK 18/93 -, USK 9411). Fir die Abgren-
zung kommt es in erster Linie auf die tatsachlichen Verhaltnisse an; die zivilrechtliche
Vertragsgestaltung hat - insbesondere bei einem Auseinanderfallen von tatsachlichen und
vertraglichen Vereinbarungen - keine ausschlaggebende Bedeutung (vgl. Beispiel 1c).

213 Beschaftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern mit besonderen
Verflechtungen

Werden zeitgleich Beschaftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausgeubt, ist grund-
satzlich eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen. Dies gilt selbst
dann, wenn - bei formalrechtlich unterschiedlichen Arbeitgebern - diese organisatorisch
und wirtschaftlich eng verflochten sind und die Dispositionsbefugnis tber die Arbeitsleis-
tung des Arbeitnehmers in allen Beschaftigungen ein und derselben Person oder einer
einheitlichen Leitung obliegt. Insofern ist die Arbeitgebereigenschaft rechtlich und nicht

wirtschaftlich zu beurteilen (vgl. Beispiele 1d bis 1f).

2.1.4 Verbot privatrechtlicher Vereinbarungen zum Nachteil des Arbeitnehmers

Privatrechtliche Vereinbarungen, die zum Nachteil des Sozialleistungsberechtigten von
den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs abweichen, sind nach § 32 SGB | nichtig. Die
Regelung hat im Zusammenhang mit der hier vorzunehmenden Abgrenzung eines ein-
heitlichen Beschaftigungsverhaltnisses von mehreren Beschaftigungen - zum sozialversi-
cherungsrechtlichen Schutz von Arbeitnehmerinteressen und zur Abwehr méglicher Ma-
nipulationsmdéglichkeiten zu Lasten der Solidargemeinschaft - vor allem in den Féllen Be-
deutung, in denen die bisher ausgelbte Beschaftigung in Teilen mit dem Ziel ausgelagert
wird, in gleichem Umfang und mit gleichem Inhalt entweder als vermeintlich rechtlich

selbstandige Tatigkeit oder geringflgige Beschéftigung fortgeflhrt zu werden. Dies gilt
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insbesondere im Fall der Arbeitnehmertberlassung, wenn ein Teil des Arbeitsverhaltnis-
ses auf ein Leiharbeitsunternehmen Ubergeht, dieses die Arbeitnehmer ,zurtick® verleiht
und diese dort die gleichen bzw. (berufstypisch) vergleichbare Tatigkeiten unter gleichen
Direktiven wie bisher verrichten (vgl. Beispiel 1g).

Einer kritischen Prifung zu unterziehen sind auch mehrere zeitgleich bestehende Ar-
beits-/Auftragsverhaltnisse mit Ein-Personen-GmbHs bzw. Ein-Personen-Limiteds, deren
Leitung zwar rechtlich dem jeweiligen Organ (Geschéftsflihrer bzw. director) der jeweili-
gen juristischen Person (Ein-Personen-GmbH bzw. Ein-Personen-Limited) obliegt, hinter
dem aber der Geschaftsfiihrer bzw. director als Alleingesellschafter und damit stets ein
und dieselbe natlrliche Person steht.

2.2 Geringfligig entlohnte Beschéaftigungen

Eine geringfligig entlohnte Beschéftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 1 SGB IV vor, wenn
das Arbeitsentgelt (§ 14 SGB V) regelmaBig im Monat 450 Euro nicht Uberschreitet

(vgl. Beispiel 2). Die wochentliche Arbeitszeit und die Anzahl der monatlichen Arbeitsein-
satze sind dabei unerheblich. Eine geringfligig entlohnte Beschaftigung ist versicherungs-
frei in der Arbeitslosen- und Krankenversicherung und nicht versicherungspflichtig in der
Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung besteht vom 1. Januar 2013 an grund-
satzlich Versicherungspflicht mit folgenden Besonderheiten:

» Arbeitnehmer, die ab 1. Januar 2013 eine geringfligig entlohnte Beschaftigung
aufnehmen, haben die Méglichkeit, sich auf Antrag von der Rentenversicherungs-
pflicht befreien zu lassen (§ 6 Abs. 1b SGB VI, vgl. 2.2.4).

= Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 eine nach § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1
SGB VI in der bis zum 31. Dezember 2012 geltenden Fassung versicherungsfreie
geringfligig entlohnte Beschéftigung aufgenommen haben, bleiben in dieser Be-
schaftigung versicherungsfrei in der Rentenversicherung, solange die Vorausset-
zungen einer geringflgig entlohnten Beschéaftigung in der bis zum 31. Dezember
2012 geltenden Fassung (Arbeitsentgelt bis regelmaBig 400 Euro im Monat) vor-
liegen (§ 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI). Sie haben weiterhin die Mdglichkeit, den
Verzicht auf die Versicherungsfreiheit zu erklaren (§ 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI);
sie sind dann rentenversicherungspflichtige Arbeitnehmer (vgl. 2.2.3.2).

» Arbeitnehmer, die im Rahmen ihrer vor dem 1. Januar 2013 aufgenommenen ge-
ringfligig entlohnten Beschaftigungen nach § 5 Absatz 2 SGB VI in der bis zum
31. Dezember 2012 geltenden Fassung auf die Versicherungsfreiheit in der Ren-
tenversicherung verzichtet haben, bleiben rentenversicherungspflichtig ohne die



-32-

Maoglichkeit der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht fir die Dauer der
Beschaftigung (§ 229 Abs. 5 SGB VI, vgl. 2.2.3.3).

Dariiber hinaus gelten Ubergangsregelungen fiir alle Zweige der Sozialversicherung bei
Beschaftigungsverhaltnissen, die grundsatzlich geringfligig entlohnt sind, jedoch aufgrund
von Bestandsschutzvorschriften der Versicherungspflicht unterliegen und infolgedessen
wie nicht geringfligige versicherungspflichtige (Haupt-)Beschaftigungen bewertet werden

(vgl. 7).

Die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro gilt einheitlich fir die alten und neuen Bundeslan-
der. Hierbei handelt es sich um einen Monatswert, der auch dann gilt, wenn die Be-
schaftigung nicht wahrend des gesamten Kalendermonats besteht (vgl. Urteil des

BSG vom 5. Dezember 2017 - B 12 R 10/15 R -, USK 2017-102); Beispiele 3a und 3b.

2.2.1 Ermittlung des Arbeitsentgelts

Bei der Prifung der Frage, ob das Arbeitsentgelt 450 Euro Ubersteigt, ist vom regelmasi-
gen Arbeitsentgelt auszugehen. Das regelmaBige Arbeitsentgelt ermittelt sich abhangig
von der Anzahl der Monate, flr die eine Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt besteht, wo-
bei maximal ein Jahreszeitraum (12 Monate) zugrunde zu legen ist. Sofern die Beschaf-
tigung im Laufe eines Kalendermonats beginnt, kann fiir den Beginn des Jahres-
zeitraums auf den 1. Tag dieses Monats abgestellt werden (z. B. Beginn der Be-
schaftigung am 15. Februar, Beginn Jahreszeitraum ab 1. Februar). Dabei darf das
regelméaBige monatliche Arbeitsentgelt im Durchschnitt einer Jahresbetrachtung 450 Euro
nicht Gbersteigen (maximal 5.400 Euro pro Jahr bei durchgehender mindestens 12 Mona-
te dauernder Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt in jedem Monat). Steht bereits zu Be-
ginn der Beschéftigung fest, dass diese nicht durchgehend fir mindestens 12 Monate
gegen Arbeitsentgelt besteht, ist die zulassige Arbeitsentgeltgrenze fir den Gesamtzeit-
raum entsprechend zu reduzieren (vgl. Beispiel 7¢). Es ist mindestens auf das Arbeits-
entgelt abzustellen, auf das der Arbeitnehmer einen Rechtsanspruch hat (z. B. aufgrund
eines Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung oder einer Einzelabsprache); insoweit
kommt es auf die Hohe des tatséchlich gezahlten Arbeitsentgelts nicht an. Ein arbeits-
rechtlich zuldssiger schriftlicher Verzicht auf kiinftig entstehende Arbeitsentgeltanspriche
mindert das zu berticksichtigende Arbeitsentgelt.
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Die Ermittlung des regelméaBigen Arbeitsentgelts hat stets bei Beginn der Beschaf-
tigung und erneut bei jeder nicht in der bisherigen Prognose bericksichtigten Ver-
anderung in den Verhaltnissen (z. B. Erh6hung oder Reduzierung des Arbeitsent-
gelts), die nicht nur gelegentlich und unvorhersehbar ist (vgl. 3.1), im Wege einer
vorausschauenden Betrachtung zu erfolgen. Die hiernach erforderliche Prognose er-
fordert keine alle Eventualitaten bertcksichtigende genaue Vorhersage, sondern lediglich
eine ungefihre Einschatzung, welches Arbeitsentgelt - ggf. nach der bisherigen Ubung -
mit hinreichender Sicherheit zu erwarten ist. Grundlage der Prognose kénnen dabei ledig-
lich Umstande sein, von denen in diesem Zeitpunkt anzunehmen ist, dass sie das Ar-
beitsentgelt bestimmen werden. Stimmt diese Prognose infolge nicht sicher voraussehba-
rer Umstande mit dem spateren Verlauf der Entgeltzahlung nicht Gberein, bleibt die fir die
Vergangenheit getroffene Feststellung maBgebend. Stellen Arbeitgeber aus abrech-
nungstechnischen Griinden stets zu Beginn eines jeden Kalenderjahres eine erneute vo-
rausschauende Jahresbetrachtung zur Ermittlung des regelméaBigen Arbeitsentgelts an,
bestehen keine Bedenken. Eine erstmalige vorausschauende Betrachtung flr eine im
Laufe eines Kalenderjahres aufgenommene Beschéaftigung kann demnach zu Beginn des
nachsten Kalenderjahres durch eine neue jéhrliche Betrachtung fir dieses Kalenderjahr
ersetzt werden. Sofern eine Beschaftigung mit einem Arbeitsentgelt von mehr als 450
Euro im Monat durch die vertragliche Reduzierung der Arbeitszeit auf eine Beschaftigung
mit einem Arbeitsentgelt bis zu 450 Euro im Monat umgestellt wird, ist der Beschafti-
gungsabschnitt ab dem Zeitpunkt der Arbeitszeitreduzierung bzw. fir den Zeitraum der
Arbeitszeitreduzierung getrennt zu beurteilen (vgl. Beispiel 5). Dies gilt auch bei einer
Reduzierung der Arbeitszeit z. B. wegen einer Pflege- oder Elternzeit.

Bestehen beim Ubergang von einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschifti-
gung in eine geringfligig entlohnte Beschaftigung noch Resturlaubstage aus der
(Haupt-)Beschiftigung, sind diese Urlaubstage mit dem erhéhten Entgeltanspruch
aus der vorherigen (Haupt-)Beschaftigung zu vergiiten (sogenannte Tirol-Entschei-
dung des EuGH; vgl. Urteil des BAG vom 10. Februar 2015 - 9 AZR 53/14 (F) -). Die-
ser erhohte Urlaubsentgeltanspruch ist bei der Prognose zur Ermittlung des regel-

maBigen Arbeitsentgelts zu beriicksichtigen.
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2.2.1.1  Einmalige Einnahmen

Einmalige Einnahmen, deren Gewahrung mit hinreichender Sicherheit (z. B. aufgrund
eines far allgemeinverbindlich erklarten Tarifvertrags, einer Betriebsvereinbarung, ei-
nes Arbeitsvertrages oder aufgrund Gewohnheitsrechts wegen betrieblicher Ubung)
mindestens einmal jahrlich zu erwarten ist, sind bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts zu
bertcksichtigen (vgl. Urteil des BSG vom 28. Februar 1984 - 12 RK 21/83 -, USK 8401);
Beispiel 6.

Einmalige Einnahmen, deren Zahlung dem Grunde und der Héhe nach vom Geschaftser-
gebnis oder einer individuellen Arbeitsleistung des Vorjahres abhangig ist, bleiben bei der
Ermittlung des regelmaBigen Arbeitsentgelts grundséatzlich unbertcksichtigt. Félle dieser
Art sind beispielsweise die nachtragliche Zahlung eines (anteiligen) Weihnachtsgeldes in
Abhangigkeit vom Geschéftsergebnis des Vorjahres oder die Zahlung einer individuellen

Pramie im Rahmen der sogenannten leistungsorientierten Bezahlung.

Die Gewahrung einer derartigen (nicht mit hinreichender Sicherheit zu erwartenden) Ein-
malzahlung ist in dem Monat der Zahlung als gelegentliches und unvorhersehbares Uber-
schreiten der Entgeltgrenze zu werten und steht trotz Uberschreitung der fiir ein Jahr
maBgebenden Entgeltgrenze von 5.400 Euro dem Fortbestand einer geringflgig entlohn-
ten Beschéftigung nicht entgegen (vgl. 3.1).

Jubildumszuwendungen bleiben bei der Ermittlung des regelmaBigen Arbeitsentgelts z. B.
auBer Betracht, weil es sich um nicht jahrlich wiederkehrende Zuwendungen handelt.

Hat der Arbeitnehmer auf die Zahlung einer einmaligen Einnahme im Voraus schriftlich
verzichtet, dann kann die einmalige Einnahme - ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zulas-
sigkeit eines solchen Verzichts - vom Zeitpunkt des Verzichts an bei der Ermittlung des
regelmaBigen Arbeitsentgelts nicht beriicksichtigt werden. Im Ubrigen sind einmalige Ein-
nahmen bei der Ermittlung des Arbeitsentgelts nur insoweit zu bertcksichtigen, als sie
aus der zu beurteilenden Beschaftigung resultieren. Soweit einmalige Einnahmen aus
ruhenden Beschéaftigungsverhaltnissen (z. B. bei Elternzeit) gezahlt werden, bleiben sie

auBer Betracht.
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2.2.1.2 Schwankendes Arbeitsentgelt

Bei unvorhersehbar schwankender H6he des Arbeitsentgelts und in den Fallen, in denen
im Rahmen einer Dauerbeschéftigung saisonbedingt vorhersehbar unterschiedliche Ar-
beitsentgelte erzielt werden, ist der regelméaBige Betrag durch Schatzung bzw. durch eine
Durchschnittsberechnung zu ermitteln (vgl. Beispiele 7a und 7b). Bei neu eingestellten
Arbeitnehmern kann dabei von der Vergitung eines vergleichbaren Arbeithehmers aus-
gegangen werden. Im Rahmen der Schatzung ist es auch zulassig, wenn Arbeitgeber bei
ihrer Jahresprognose allein die Einhaltung der jahrlichen Geringfligigkeitsgrenze von
5.400 Euro unterstellen, ohne die Arbeitseinsatze und damit die zu erwartenden Arbeits-
entgelte fir die einzelnen Monate im Vorfeld festzulegen. Die Tatsache, dass aufgrund
des unvorhersehbaren Jahresverlaufs in einzelnen Monaten auch Arbeitsentgelte ober-
halb von 450 Euro erzielt werden, ist unschadlich fir das Vorliegen einer geringflgig ent-
lohnten Beschéaftigung, solange die jahrliche Entgeltgrenze von 5.400 Euro nicht Uber-
schritten wird. Dies gilt nicht, wenn eine regelmaBige geringfligig entlohnte Beschéftigung
auszuschlieBen ist, weil deren Umfang erheblichen Schwankungen unterliegt. Das ist
dann der Fall, wenn eine in wenigen Monaten eines Jahres ausgelbte mehr als gering-
fligig entlohnte Beschaftigung nur deshalb geringfligig entlohnt ausgeubt wirde, weil
die Arbeitszeit und das Arbeitsentgelt in den Ubrigen Monaten des Jahres lediglich soweit
reduziert werden, dass das Jahresarbeitsentgelt 5.400 Euro nicht Ubersteigt. Dies gilt
auch dann, wenn unverhéltnismaBige Schwankungen saisonbedingt begriindet werden
(vgl. Beispiel 7¢). In diesen Féllen liegt in den Monaten des Uberschreitens der Entgelt-

grenze keine geringfligig entlohnte Beschaftigung vor.

Die Feststellung der gewissenhaften Schatzung bleibt fir die Vergangenheit auch dann
maBgebend, wenn sie infolge nicht sicher voraussehbarer Umstédnde mit den tats&chli-

chen Arbeitsentgelten aus der Beschaftigung nicht Gbereinstimmt (vgl. Urteile des BSG
vom 27. September 1961 - 3 RK 12/57 -, SozR Nr. 6 zu § 168 RVO, vom 23. November
1966 - 3 RK 56/64 -, USK 6698, und vom 23. April 1974 - 4 RJ 335/72 -, USK 7443).

2.2.1.3 Zeitguthaben aus einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung

Soweit in einer geringfligig entlohnten Beschaftigung mit einem Stundenlohnanspruch
und schwankender Arbeitszeit im Rahmen einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung
(vgl. 5.1) ein verstetigtes Arbeitsentgelt gezahlt werden soll, sind fir die Ermittlung des
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regelmaBigen Arbeitsentgelts die sich aus der zu erwartenden Gesamtjahresarbeitszeit
abzuleitenden Anspriiche auf Arbeitsentgelt zu berlcksichtigen. Hierbei sind zu erwarten-
de Arbeitszeitguthaben einzubeziehen. Demzufolge darf das durchschnittliche monatliche
Arbeitsentgelt in einem Jahr unter Bertcksichtigung des zum Ende des Jahres in einem
Zeitguthaben zu erwartenden Arbeitsentgeltanspruchs die entgeltliche Geringfligigkeits-
grenze nicht tbersteigen (vgl. Beispiele 8a und 8b). Diese Feststellung bleibt fir die Ver-
gangenheit auch dann maBgebend, wenn sich die erwartete Arbeitszeit infolge nicht si-
cher voraussehbarer Umstande im Laufe der Beschéftigung als unzutreffend erweist und
der Arbeitnehmer vor Ablauf des firr die versicherungsrechtliche Beurteilung maBgeben-
den Jahreszeitraums eine Arbeitsleistung erbracht hat, die einem Anspruch auf Arbeits-
entgelt oberhalb der Jahresentgeltgrenze von 5.400 Euro entspricht. In diesen Fallen liegt
ab dem Monat keine geringfligig entlohnte Beschéaftigung mehr vor, von dem an ein
Uberschreiten der Jahresentgeltgrenze aufgrund der tatsachlich erbrachten Arbeitsleis-
tung absehbar ist. Eine geringfligig entlohnte Beschaftigung liegt ab dem Zeitpunkt wie-
der vor, von dem an in einer neu angestellten Jahresbetrachtung davon ausgegangen
werden kann, dass das regelmaBige Arbeitsentgelt unter Berlicksichtigung des sich aus
dem bereits bestehenden und dem zu erwartenden Arbeitszeitguthaben abzuleitenden
Arbeitsentgeltanspruchs regelmaBig 450 Euro nicht Ubersteigt (vgl. Beispiel 8c). Die Re-
gelung, wonach erhebliche Schwankungen des monatlichen Arbeitsentgelts unzu-
lassig sind (vgl. 2.2.1.2), gilt auch fiir Arbeitszeiten, die bei verstetigtem monatli-

chen Arbeitsentgelt erheblich schwanken.

Dies gilt in einer Beschaftigung mit Anspruch auf einen festen Monatslohn, in der die ver-
traglich geschuldete Arbeitszeit Uber Zeitguthaben flexibel gestaltet werden kann, ent-
sprechend.

2.2.1.4 Wertguthaben aus einer Wertguthabenvereinbarung

Im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung (vgl. 5.2) wird durch den Verzicht auf die
Auszahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts Wertguthaben flr dessen Entsparung in Zeiten
einer (langerfristigen) Freistellung von der Arbeitsleistung aufgebaut. Der Auszahlungs-
verzicht zugunsten eines Wertguthabens begriindet hinsichtlich des ins Wertguthaben
eingestellten Arbeitsentgelts eine Verschiebung der Beitragsfélligkeit. Vor Klarung der
beitragsrechtlichen Konsequenzen fur eine Beschaftigung ist aber zunéchst deren versi-
cherungsrechtlicher Status festzustellen. Aus diesem Grunde ist vor Abschluss einer
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Wertguthabenvereinbarung vorrangig zunéchst zu prifen, ob dies im Rahmen einer ge-
ringfligig entlohnten oder einer mehr als geringfligig entlohnten Beschéftigung erfolgen
soll. Far die Klarung dieser Ausgangsfrage wird das zu erwartende vertraglich vereinbarte
Bruttoarbeitsentgelt fir die Ermittlung des regelmaBigen Arbeitsentgelts (vgl. 2.2.1) be-
rlcksichtigt (vgl. Beispiel 10).

Sofern wegen Nichtiiberschreitung der Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro eine geringfu-
gig entlohnte Beschaftigung vorliegt, ist nach Abschluss einer Wertguthabenvereinbarung
fur weitere klarungsbedurftige Sachverhalte, wie beispielsweise bei der Zusammenrech-
nung mit weiteren Beschaftigungen (vgl. 2.2.2), das Arbeitsentgelt maBgebend, welches
sowohl in der Arbeitsphase als auch in der Freistellungsphase tatséachlich ausgezahlt,
gemeldet und verbeitragt wird (vgl. Beispiel 18). Auch fir die Prifung der Angemessen-
heit der Entsparung eines Wertguthabens nach § 7 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB |V ist dabei
- unabhangig von einem Wechsel des Versicherungsstatus aufgrund der Zusammen-
rechnung mehrerer Beschéftigungen - dieses Arbeitsentgelt zu Grunde zu legen.

2.2.1.5 Zusatzlich zum laufenden Arbeitsentgelt gewahrte steuerfreie Einnahmen

Einmalige Einnahmen oder laufende Zulagen, Zuschlage, Zuschiisse oder ahnliche Ein-
nahmen, die zusatzlich zu Léhnen und Gehaltern gewahrt werden, sind dann nicht dem
Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn sie lohnsteuerfrei sind (§ 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

SGB IV, § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Sozialversicherungsentgeltverordnung - SvEV -). Sie un-
terliegen damit auch nicht der Beitragspflicht zur Sozialversicherung. Fir die Beurteilung
einer zusatzlichen Einnahme als Arbeitsentgelt ist daher vordergriindig die lohnsteuer-
rechtliche Behandlung zu prifen. Ergibt sich aus den steuerlichen Regelungen, dass eine
Zuwendung, die zusatzlich zu L6hnen und Gehéaltern gewéhrt wird, steuerfrei ist, so ist sie
grundsatzlich auch nicht dem sozialversicherungsrechtlichen Arbeitsentgelt zuzurechnen.
Dies setzt voraus, dass der Arbeitgeber die Steuerfreiheit in der Entgeltabrechnung auch
tatsachlich berucksichtigt.

Nach § 3b Abs. 1 und 3 Einkommensteuergesetz (EStG) sind Zuschlage, die fiir tatsach-
lich geleistete Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit (SFN-Zuschlage) neben dem
Grundlohn gezahlt werden, steuerfrei, soweit sie bestimmte Vomhundertsatze des Grund-
lohns nicht Ubersteigen. Die Steuerfreiheit dieser Bezlige begriindet jedoch nicht in vol-
lem Umfang auch Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung. SFN-Zuschlage sind dann
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Arbeitsentgelt und beitragspflichtig, soweit das Arbeitsentgelt, auf dem sie berechnet
werden, mehr als 25 Euro fir jede Stunde betragt (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zweiter Halb-
satz SvEV). Dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und damit beitragspflichtig ist nur der
Teil der SFN-Zuschlage, der auf einem den Stundengrundlohn von 25 Euro Ubersteigen-
den Betrag beruht, jedoch nicht der vollstdndige SFN-Zuschlag.

In der Regel durften die in einer geringfligig entlohnten Beschéftigung gewahrten SFN-
Zuschlage nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen sein. Sofern hierzu weitergehende In-
formationen erforderlich sein sollten, weil der Grundlohn in der geringfligig entlohnten
Beschaftigung, nach dem der SFN-Zuschlag berechnet wird, mehr als 25 Euro pro Stun-
de betragt, wird auf die zu diesem Thema von den Spitzenorganisationen der Sozialversi-
cherung herausgegebene gemeinsame Verlautbarung vom 22. Juni 2006 sowie die dazu
erganzende Niederschrift zu Punkt 4 der Besprechung der Spitzenorganisationen der
Sozialversicherung Uber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs vom 21./22. Novem-
ber 2006 verwiesen.

SFN-Zuschléage, die ohne tatséchliche Arbeitsleistung wahrend eines Beschaftigungsver-
botes nach dem Mutterschutzgesetz (MuSchG) oder im Fall der Entgeltfortzahlung ge-
wahrt werden, erflllen nicht die Voraussetzungen fir die Steuerfreiheit nach § 3b EStG.
Die dann als Arbeitsentgelt zu beriicksichtigenden Zuschlage wirken sich jedoch nicht
auf den Status der geringfligig entlohnten Beschaftigung aus. Dies gilt unabhangig
davon, ob ein arbeitsrechtlicher Anspruch darauf besteht. In diesen Fallen sind
allerdings auch von dem 450 Euro libersteigenden Betrag die im Rahmen der ge-
ringfligig entlohnten Beschaftigung anfallenden Abgaben (Pauschalbeitrage, Umla-
gen, Steuern) an die Minijob-Zentrale zu zahlen. Diese Ausnahmeregelung findet
keine Anwendung fiir ebenfalls als Arbeitsentgelt zu beriicksichtigende SFN-Zu-
schlage wahrend bezahlter Urlaubs- oder Feiertage, weil die Zahlung aus diesen

Anlassen einplanbar und vorhersehbar ist.
2.2.1.6  Steuerfreie Aufwandsentschadigungen
Nach ausdricklicher Bestimmung des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 16 SVEV gehdren steuerfreie

Aufwandsentschadigungen und die in § 3 Nr. 26 und 26a EStG genannten steuerfreien

Einnahmen nicht zum Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung und bleiben daher bei
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der Ermittlung des regelméaBigen Arbeitsentgelts in der Sozialversicherung unbe-

ricksichtigt.

Unter die Regelung des § 3 Nr. 26 EStG fallen z. B. die Einnahmen aus nebenberuflichen
Tatigkeiten als Ubungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren nebenbe-
ruflichen Tatigkeiten, aus nebenberuflichen kinstlerischen Tatigkeiten oder flr die Pflege
alter, kranker oder behinderter Menschen bis zur H6he von insgesamt 2.400 Euro im Ka-

lenderjahr (sogenannte Ubungsleiterpauschale).

Nach § 3 Nr. 26a EStG sind unter den dort ndher genannten Voraussetzungen Vergitun-
gen fur ehrenamtliche Tatigkeiten bis zur H6he von insgesamt 720 Euro im Kalenderjahr
steuerfrei (sogenannte Ehrenamtspauschale). Die Steuerfreiheit ist ausgeschlossen,
wenn fUr die Einnahmen aus der Tétigkeit - ganz oder teilweise - eine Steuerfreiheit nach
§ 3 Nr. 12 oder 26 EStG gewahrt wird.

Die steuerfreien Einnahmen bleiben bei der Prognose des regelmaBigen Arbeits-
entgelts in dem Umfang unberiicksichtigt, in dem sie in der Summe vom Arbeitge-
ber im maBgebenden Beschaftigungszeitraum gewahrt werden sollen; d. h., unab-
hangig davon, ob der jeweilige Steuerfreibetrag pro rata (z. B. monatlich 200 Euro
bzw. 60 Euro) oder en bloc ausgeschopft wird (vgl. Beispiel 11). Soweit der Arbeit-
nehmer die Freibetrage im laufenden Kalenderjahr bereits anderweitig in Anspruch
genommen hat bzw. in Anspruch nimmt, muss er diese dem Arbeitgeber anzeigen.
In diesem Fall kann der Arbeitgeber den kalenderjahrlichen steuerfreien Héchstbe-
trag von 2.400 Euro bzw. 720 Euro nur entsprechend reduziert ausschépfen

(vgl. Beispiel 12). Sofern der Steuerfreibetrag en bloc beriicksichtigt wird, liegt eine
beitrags- und meldepflichtige Beschaftigung erst vor, wenn dieser ausgeschopft ist

(vgl. Beispiel 11).

Die Ubungsleiterpauschale nach § 3 Nr. 26 EStG und die Ehrenamtspauschale nach
§ 3 Nr. 26a EStG kénnen auch zusammen in einer Beschaftigung beriicksichtigt

werden, wenn unterschiedliche Tatigkeiten ausgetibt werden (vgl. Beispiel 13).

Sofern eine Beschaftigung im Laufe eines Kalenderjahres beendet wird und der Steuer-
freibetrag noch nicht verbraucht ist, wird durch eine (rickwirkende) volle Ausschépfung



-40 -

des Steuerfreibetrags die vorherige versicherungsrechtliche Beurteilung einer Beschafti-

gung nicht berthrt.

2.2.1.7 Entgeltumwandlung

Entgeltbestandteile, die fiir Entgeltumwandlungen nach dem Gesetz zur Verbesserung
der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG) zugunsten einer betrieblichen Altersversor-
gung verwendet werden, sind nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, soweit sie

vier Prozent der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung nicht
Ubersteigen (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV, § 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Dies gilt auch fir
Beitrage, die nach § 40b EStG in der Fassung bis 31. Dezember 2004 im Rahmen einer
Entgeltumwandlung zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung verwendet werden
(§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV).

Einen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben Arbeitnehmer, die aufgrund ihrer Beschéaf-
tigung bei einem Arbeitgeber, gegen den sich der Anspruch auf Entgeltumwandlung rich-
ten wlrde, in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind (§ 17 Abs. 1
BetrAVG).

Arbeitnehmer in einer rentenversicherungsfreien bzw. von der Rentenversicherungspflicht
befreiten geringfligig entlohnten Beschaftigung kénnen auch ohne einen Anspruch auf
Entgeltumwandlung Arbeitsentgeltanspriche zugunsten einer betrieblichen Altersversor-
gung umwandeln, wenn der Arbeitgeber dieser durch Vereinbarung mit dem Arbeitneh-

mer zustimmit.

Vor dem Hintergrund, dass Entgeltbestandteile, die flr arbeitsrechtlich zulassige Entgelt-
umwandlungen zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung verwendet werden, nicht
dem Arbeitsentgelt zuzurechnen sind, liegt eine geringfligig entlohnte Beschaftigung vor,
wenn das regelmaBige Arbeitsentgelt nach der Entgeltumwandlung die Arbeitsentgelt-
grenze von 450 Euro nicht mehr Ubersteigt (vgl. Beispiel 14).

Weitergehende Informationen zur Entgeltumwandlung kénnen dem Gemeinsamen Rund-
schreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung ,Beitragsrechtliche Beurtei-
lung von Beitrdgen und Zuwendungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung“ vom

21. November 2018 entnommen werden.
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2.2.2 Zusammenrechnung mehrerer Beschaftigungen

2.2.2.1  Mehrere geringfligig entlohnte Beschaftigungen

Werden Beschéaftigungen (hierzu zahlen auch nicht in einer Studien- oder Prifungsord-
nung vorgeschriebene entgeltliche Praktika) bei verschiedenen Arbeitgebern nebenei-
nander ausgetibt (gegebenenfalls auch befristet), sind nach § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV
fur die Beurteilung der Frage, ob die unter 2.2 genannte Grenze Uberschritten wird, die
Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschéftigungen zusammenzurechnen (vgl. Beispiele
15a bis 15d). Dies gilt auch dann, wenn neben zwei geringfligig entlohnten Beschaftigun-
gen, die infolge Zusammenrechnung zur Versicherungspflicht fihren, eine weitere gering-
fugig entlohnte Beschéftigung aufgenommen wird.

Endet eine geringfligig entlohnte Beschéftigung im Laufe eines Kalendermonats
und beginnt danach erneut eine geringfigig entlohnte Beschaftigung bei einem
anderen Arbeitgeber, erfolgt fiir diesen Kalendermonat keine Zusammenrechnung
der Arbeitsentgelte, so dass ein Uberschreiten der 450-Euro-Grenze in diesem Ka-
lendermonat unschédlich ist. Anders verhalt es sich hingegen, wenn mehrere - fir
sich gesehen geringfiigig entlohnte - Beschaftigungen (auch bei verschiedenen
Arbeitgebern) aufeinander folgen, die jeweils in demselben Kalendermonat begin-
nen und enden. Uberschreitet in diesen Fillen das Arbeitsentgelt aus den Beschif-
tigungen insgesamt die Entgeltgrenze von 450 Euro, ist die spater aufgenommene
Beschiftigung, die zu einem Uberschreiten der Entgeltgrenze in der Zusammen-
rechnung fuhrt, nicht geringfiigig entlohnt (vgl. Beispiel 4c). Gleiches gilt fiir die
zuerst aufgenommene Beschaftigung, wenn bereits zu ihrem Beginn bekannt ist,
dass in demselben Kalendermonat eine weitere befristete geringfligig entlohnte

Beschaftigung folgen soll, durch die die Entgeltgrenze Giberschritten wird.

Eine Zusammenrechnung ist nicht vorzunehmen, wenn eine geringfigig entlohnte Be-
schaftigung (vgl. 2.2) mit einer kurzfristigen Beschaftigung (vgl. 2.3) zusammentrifft

(vgl. Beispiele 16 und 17). Die Zusammenrechnung von Arbeitsentgelten aus mehreren
geringflgig entlohnten Beschaftigungen erfolgt auch, wenn diese neben einem in der
Studien- oder Priifungsordnung vorgeschriebenen Zwischenpraktikum ausgetbt werden.
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Bei einer geringfligig entlohnten Beschéaftigung mit Wertguthabenvereinbarung (vgl. 5.2)
ist das Arbeitsentgelt fir die Zusammenrechnung zu bericksichtigen, welches sowohl in
der Arbeitsphase als auch in der Freistellungsphase tatsachlich ausgezahlt, gemeldet und
verbeitragt wird (vgl. Beispiel 18).

2.2.2.2 Geringfligig entlohnte Beschéftigungen neben nicht geringflgiger
Beschaftigung

Fidr den Fall, dass ein Arbeitnehmer neben einer nicht geringfligigen versicherungspflich-
tigen (Haupt-)Beschaftigung bei anderen Arbeitgebern geringflgig entlohnte Beschéfti-
gungen austbt, schreibt § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb. mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V
bzw. § 6 Abs. 1b Satz 3 SGB VI fir den Bereich der Krankenversicherung und damit auch
fur den Bereich der Pflegeversicherung sowie fir den Bereich der Rentenversicherung
vor, dass geringfligig entlohnte Beschaftigungen - mit Ausnahme einer geringflgig ent-
lohnten Beschéaftigung - mit einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen Beschafti-
gung zusammenzurechnen sind. Die Einschréankung ,mit Ausnahme einer geringfliigig
entlohnten Beschaftigung“ bedeutet, dass - unabhéngig davon, ob neben einer nicht ge-
ringflgigen versicherungspflichtigen Beschaftigung eine oder mehrere geringflgig ent-
lohnte Beschéftigungen ausgelbt werden - stets flr eine geringfligig entlohnte Beschafti-
gung die Zusammenrechnung mit der nicht geringfugigen versicherungspflichtigen Be-
schaftigung entfallt.

Sofern daher neben einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen Beschaftigung nur
eine geringfugig entlohnte Beschéftigung ausgetibt wird, findet eine Zusammenrechnung
nicht statt, so dass die geringfligig entlohnte Beschaftigung in der Krankenversicherung
versicherungsfrei und je nach Sachverhalt in der Rentenversicherung versicherungsfrei,
versicherungspflichtig oder von der Versicherungspflicht befreit bleibt. Aus der Kranken-
versicherungsfreiheit folgt, dass in dieser Beschaftigung auch keine Versicherungspflicht
in der Pflegeversicherung besteht (vgl. Beispiel 19).

Werden hingegen neben einer nicht geringfligigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-
schaftigung mehrere geringfugig entlohnte Beschaftigungen ausgelbt, dann scheidet fur
eine geringflgig entlohnte Beschéftigung die Zusammenrechnung mit der nicht geringfi-
gigen versicherungspflichtigen Beschaftigung aus. Ausgenommen von der Zusammen-
rechnung wird dabei diejenige geringfliigig entlohnte Beschéaftigung, die zeitlich zuerst
aufgenommen worden ist, so dass fir diese Beschaftigung weiterhin die besonderen ver-
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sicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen fir geringfligig entlohnte Be-
schaftigungen gelten. Die weiteren geringfligig entlohnten Beschaftigungen sind mit der
nicht geringfligigen Beschaftigung zusammenzurechnen, wobei eine Zusammenrechnung
nach ausdricklicher Bestimmung in § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V bzw. § 6 Abs. 1b Satz 3
SGB VI nur dann in Betracht kommt, wenn die nicht geringflgige Beschéftigung Versi-
cherungspflicht begriindet. In diesen Féllen besteht dann auch in der zweiten geringflgig
entlohnten Beschéftigung bzw. in jeder weiteren geringfligig entlohnten Beschaftigung
Versicherungspflicht in der Kranken- und Rentenversicherung. Eine Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b Satz 1 SGB VI ist in der zweiten geringfugig
entlohnten Beschéaftigung bzw. in jeder weiteren geringfigig entlohnten Beschaftigung
neben der nicht geringflgigen versicherungspflichtigen Beschaftigung ausgeschlossen.
Im Ubrigen folgt aus der Krankenversicherungspflicht, dass auch Versicherungspflicht in
der Pflegeversicherung besteht (vgl. Beispiel 20).

Sofern die erste geringflgig entlohnte (Neben-)Beschaftigung, z. B. wegen bezahlter
Freistellung im Rahmen einer flexiblen Arbeitszeitvereinbarung von mehr als drei Mona-
ten (§ 7 Abs. 1a Satz 2 SGB 1V, vgl. 5.3) oder wegen unbezahlter Freistellung von der
Arbeitsleistung von mehr als einem Monat (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV), aus sozialversi-
cherungsrechtlicher Sicht endet und abgemeldet (vgl. D 2) werden muss, kann sie ihren
Status als erste (Neben-)Beschéftigung verlieren. In diesem Fall muss bei erneuter Ar-
beitsaufnahme geprift werden, ob zwischenzeitlich bereits eine (andere) erste geringfu-
gig entlohnte Beschaftigung neben der nicht geringfligig entlohnten versicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschaftigung vorliegt.

Zu den nicht geringfugigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschéftigungen gehdren

u. a.:

= Beschaftigungen, die im Rahmen der Bestandsschutzregelungen nach § 7 Abs. 2
SGBV, § 229 Abs. 6 SGB VI und § 436 SGB Il der Versicherungspflicht in der
Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung unterliegen (vgl. 7).

= Beschaftigungen im Rahmen betrieblicher Berufsbildung bzw. Berufsausbildung
oder auBerbetrieblicher Berufsausbildung. Hierzu gehdren unter anderem duale
Studiengange oder Vor- und Nachpraktika, die in einer Studien- oder Prifungs-
ordnung vorgeschrieben sind; in der Kranken- und Pflegeversicherung allerdings
nur dann, wenn Arbeitsentgelt gezahlt wird (vgl. Gemeinsames Rundschreiben der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung ,,Versicherungsrechtliche Beur-
teilung von beschiftigten Studenten und Praktikanten®“ vom 23. November
2016). Vorgeschriebene Zwischenpraktika begriinden hingegen keine versiche-
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rungspflichtige Beschaftigung, so dass hier die Ausflihrungen unter 2.2.2.1 An-
wendung finden.

= Versicherungspflichtige Beschaftigungen, die fir die Dauer des Bezuges von Ent-
geltersatzleistungen nach dem Sozialgesetzbuch (z. B. Kurzarbeitergeld nach den
Vorschriften des SGB lll, Krankengeld nach den Vorschriften des SGB V, Uber-
gangsgeld nach den Vorschriften des SGB VI) unterbrochen werden. Zeiten des
Bezugs von Elterngeld wahrend der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz (BEEG) gehéren nicht hierzu.

» Zeiten der Ableistung eines freiwilligen sozialen oder ékologischen Jahres bzw.
des Bundesfreiwilligendienstes.

* In der Rentenversicherung versicherungspflichtige Beschaftigungen als Werkstu-
dent (Personengruppe 106).

Da die Zusammenrechnung einer nicht geringfligigen Beschéftigung mit geringfligig ent-
lohnten Beschaftigungen nur vorgesehen ist, wenn die nicht geringfligige Beschaftigung
Versicherungspflicht begriindet, scheidet z. B. eine Zusammenrechnung einer nach § 6
Abs. 1 Nr.2 SGB V und § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI in der Kranken- und Rentenversi-
cherung versicherungsfreien sowie in der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichti-
gen (nicht geringfligigen) Beamtenbeschaftigung mit geringfligig entlohnten Beschéfti-
gungen aus (vgl. Beispiele 21 bis 24). Allerdings sind mehrere neben einer versiche-
rungsfreien Beamtenbeschaftigung ausgeibte geringfligig entlohnte Beschaftigungen
zusammenzurechnen (vgl. Beispiel 21). Entsprechendes gilt fir den Bereich der Kran-
kenversicherung fiir bereits wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V versicherungsfreie Arbeitnehmer (vgl. Beispiele 25 und 26) sowie
fur den Bereich der Rentenversicherung fir in einer berufsstandischen Beschéftigung von
der Versicherungspflicht zugunsten einer berufsstandischen Versorgungseinrichtung
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI befreiten Personen.

In der Arbeitslosenversicherung werden nach § 27 Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz SGB I
nicht geringflgige versicherungspflichtige (Haupt-)Beschéaftigungen und geringfligig ent-
lohnte Beschéftigungen nicht zusammengerechnet, so dass die geringfligig entlohnten
Beschaftigungen generell versicherungsfrei bleiben (vgl. Beispiele 20 und 23 bis 26). Im
Ubrigen werden hierbei auch mehrere geringfiigig entlohnte Beschaftigungen, die neben
einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung ausgelbt wer-
den, nicht zusammengerechnet (vgl. Beispiele 20 und 25 bis 27). Bei Auslbung einer
arbeitslosenversicherungsfreien (nicht geringfugigen) Beschaftigung (z. B. als Beamter)
werden allerdings mehrere daneben ausgelbte geringfligig entlohnte Beschaftigungen
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fur die Prifung, ob die Arbeitsentgeltgrenze lberschritten wird, zusammengerechnet
(vgl. Beispiel 21).

2.2.2.3 Geringfugig entlohnte Beschaftigungen neben freiwilligem Wehrdienst

Der im Status eines freiwillig Wehrdienstleistenden ausgelbte Dienst stellt sich dem
Grunde nach zwar als Beschaftigungsverhaltnis im sozialversicherungsrechtlichen Sinne
dar. Allerdings sind die freiwillig Wehrdienstleistenden nicht aufgrund der Beschaftigung
bzw. des Dienstes (wie Arbeitnehmer) versicherungspflichtig, sondern wegen der in § 58f
Soldatengesetz (SG) angeordneten Gleichstellung mit den (bis zum 30. Juni 2011) auf-
grund gesetzlicher Pflicht Wehrdienst Leistenden besonderen Versicherungsregelungen
unterworfen. Sie gelten einheitlich in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung nicht
als Arbeitnehmer in einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschéaftigung. Der besonde-
ren Regelung des § 1 Satz 2 erster Halbsatz SGB VI in der Rentenversicherung kommt in
diesem Zusammenhang mit Blick auf die anzustrebende Gleichbehandlung in den Versi-
cherungszweigen keine ausschlaggebende Bedeutung zu. Mehrere daneben ausgeibte
geringflgig entlohnte Beschaftigungen sind fur die Prifung, ob die Arbeitsentgeltgrenze

Uberschritten wird, zusammenzurechnen (vgl. 2.2.2.1).

2.2.2.4 Geringflgig entlohnte Beschaftigungen neben Elternzeit oder Leistungsbezug
nach dem Zweiten und Dritten Buch Sozialgesetzbuch

Personen, die sich in der Elternzeit befinden, stehen nicht in einer versicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschéaftigung, so dass mehrere daneben ausgeibte geringfligig entlohnte
Beschaftigungen fur die Prifung, ob die Arbeitsentgeltgrenze Uberschritten wird, zusam-
menzurechnen sind (vgl. 2.2.2.1). Hat in einer weiteren geringflgig entlohnten Beschéafti-
gung aufgrund der der Elternzeit vorausgegangenen (Haupt-)Beschaftigung Versiche-
rungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung bestanden, entféllt diese in
der Kranken- und Pflegeversicherung durch Wegfall der versicherungspflichtigen
(Haupt-)Beschéftigung, es sei denn, durch die Zusammenrechnung der geringflgig ent-
lohnten Beschéaftigungen wird die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro Uberschritten. In der
Rentenversicherung bleibt die Versicherungspflicht auch bei einer geringfligig entlohnten
Beschaftigung bestehen, sofern vom Befreiungsrecht kein Gebrauch gemacht wurde.

Entsprechendes gilt bei Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes



- 46 -

nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und Leistungen wegen Beschaftigungslosig-
keit nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch.

2.2.2.5 Geringfugig entlohnte Beschaftigungen neben dem Bezug von
Vorruhestandsgeld

Ubt ein nach § 5 Abs. 3 SGB V, § 20 Abs. 2 SGB Xl und § 3 Satz 1 Nr. 4 SGB VI in der
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versicherungspflichtiger Bezieher von Vorru-
hestandsgeld bei einem anderen Arbeitgeber (zur Beschaftigung beim Vorruhestandsgeld
gewahrenden Arbeitgeber vgl. 2.1.1) eine geringflgig entlohnte Beschaftigung aus, findet
keine Zusammenrechnung mit dem Vorruhestandsgeld statt, so dass die geringfligig ent-
lohnte Beschéftigung in der Krankenversicherung versicherungsfrei und je nach Sachver-
halt in der Rentenversicherung versicherungsfrei, versicherungspflichtig oder von der
Versicherungspflicht befreit bleibt. Aus der Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass in
dieser Beschaftigung auch keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung besteht.
Werden hingegen neben dem Bezug von Vorruhestandsgeld mehrere geringflgig ent-
lohnte Beschéftigungen ausgelbt, dann scheidet fir eine geringfligig entlohnte Beschaf-
tigung die Zusammenrechnung mit dem Vorruhestandsgeld aus. Ausgenommen von der
Zusammenrechnung wird dabei diejenige geringflgig entlohnte Beschaftigung, die zeitlich
zuerst aufgenommen worden ist, so dass fur diese Beschaftigung weiterhin die besonde-
ren versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen fir geringfligig entlohnte
Beschéaftigungen gelten. Die weiteren geringfugig entlohnten Beschéftigungen sind nach
§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb. mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V bzw. § 6 Abs. 1b Satz 3
SGB VI mit dem Vorruhestandsgeld zusammenzurechnen. Dem steht nicht entgegen,
dass fUr Bezieher von Vorruhestandsgeld nur fir den Bereich der Kranken- und Pflege-
versicherung der Rechtsstatus des ,Beschaftigten fingiert wird, wahrend die Bezieher
von Vorruhestandsgeld fir den Bereich der Rentenversicherung den sonstigen Versicher-

ten zugerechnet werden.

Die Gleichbehandlung von Arbeitnehmern und Beziehern von Vorruhestandsgeld im Bei-
trags- und Melderecht der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sowie die Gleich-
stellung der Pflichtbeitréage fur Bezieher von Vorruhestandsgeld mit Pflichtbeitragen far
eine versicherungspflichtige Beschaftigung im Rentenrecht (§ 55 Abs. 2 SGB VI) gebieten
es, die Bezieher von Vorruhestandsgeld im Zusammenhang mit § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV
einheitlich als Beschaftigte zu werten mit der Folge, dass die in dieser Vorschrift vorge-
schriebene Zusammenrechnung von geringfligig entlohnten Beschaftigungen mit einer
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nicht geringfligigen Beschaftigung fir Bezieher von Vorruhestandsgeld entsprechend gilt.
Dies bedeutet, dass versicherungspflichtige Bezieher von Vorruhestandsgeld in einer
daneben ausgelbten zweiten sowie weiteren geringfligig entlohnten Beschéaftigungen der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung unterliegen. Hier-
bei ist jedoch zu beachten, dass die Versicherungspflicht in der Kranken- und Rentenver-
sicherung aufgrund des Bezuges von Vorruhestandsgeld nur besteht, solange dass ins-
gesamt neben dem Vorruhestandsgeld erzielte Arbeitsentgelt die Grenze von 450 Euro
nicht Ubersteigt. Endet die Versicherungspflicht aufgrund des Vorruhestandsgeldbezuges,
werden die Arbeitsentgelte aus den geringfligig entlohnten Beschéaftigungen fir die Pri-
fung, ob die Arbeitsentgeltgrenze Uberschritten wird, zusammengerechnet (vgl. 2.2.2.1).

2.2.2.6  Geringfugig entlohnte Beschaftigungen neben dem Bezug von Ausgleichsgeld
nach dem FELEG

Der Bezug von Ausgleichsgeld nach dem Gesetz zur Férderung der Einstellung der land-
wirtschaftlichen Erwerbstatigkeit (FELEG) gilt als Bezug von Arbeitsentgelt. Daher gelten
die Ausfuihrungen unter 2.2.2.5 entsprechend. Sind aber Bezieher von Ausgleichsgeld in
der landwirtschaftlichen Krankenversicherung als Rentner versichert, werden sie aufgrund
einer daneben ausgelbten Beschaftigung in der Krankenversicherung wie beschaftigte

Rentner behandelt.

2.2.2.7 Geringfugig entlohnte Beschaftigungen von behinderten Menschen oder
ahnlichen Personen

In der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung versicherungspflichtige Jugendliche
bzw. behinderte Menschen in Einrichtungen der Jugendhilfe bzw. in Einrichtungen fur
behinderte Menschen sind fir die Anwendung von § 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV einheitlich in
der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung nicht als Arbeitnehmer in einer
(Haupt-)Beschaftigung zu behandeln. Der besonderen Regelung des § 1 Satz 4 SGB VI
in der Rentenversicherung kommt in diesem Zusammenhang mit Blick auf die anzustre-
bende Gleichbehandlung in den Versicherungszweigen keine ausschlaggebende Bedeu-
tung zu. Mehrere daneben ausgetibte geringflgig entlohnte Beschaftigungen sind fir die
Prifung, ob die Arbeitsentgeltgrenze Uberschritten wird, zusammenzurechnen

(vgl. 2.2.2.1).
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2.2.2.8 Jahresarbeitsentgeltgrenze in der Krankenversicherung

In der Krankenversicherung unterliegen Arbeitnehmer nur dann der Versicherungspflicht,
wenn ihr regelmaBiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresarbeitsentgeligrenze nicht Gber-
steigt.

Ein Uberschreiten der Jahresarbeitsentgeltgrenze kann auch durch Zusammenrechnung
einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung mit einer bei
einem anderen Arbeitgeber ausgelibten zweiten oder weiteren fir sich gesehen geringfi-
gig entlohnten und damit versicherungspflichtigen Beschaftigung eintreten. Arbeitnehmer,
die neben einer nicht geringfligigen versicherungspflichtigen Beschaftigung und einer
geringflgig entlohnten Beschaftigung eine weitere geringfligig entlohnte Beschaftigung
aufnehmen und deren regelmaBiges Jahresarbeitsentgelt dadurch die Jahresarbeitsent-
geltgrenze Uberschreitet, werden auch in der weiteren geringflgig entlohnten Beschafti-
gung zunachst krankenversicherungspflichtig. Die Krankenversicherungspflicht endet in
beiden Beschaftigungen mit Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Jahresarbeitsentgelt-
grenze Uberschritten wird, vorausgesetzt, dass das regelmaBige Jahresarbeitsentgelt aus
der Mehrfachbeschaftigung auch die vom Beginn des nachsten Kalenderjahres an gel-
tende Jahresarbeitsentgeltgrenze Ubersteigt. (vgl. Beispiel 27).

223 Geringfligig entlohnte Beschéftigungen in der Rentenversicherung, die
vor dem 1. Januar 2013 aufgenommen wurden

Arbeitnehmer, die bereits am 31. Dezember 2012 geringflgig entlohnt beschéaftigt waren,
bleiben Uber den 31. Dezember 2012 hinaus entweder weiterhin rentenversicherungsfrei
(vgl. 2.2.3.1) mit der Mdglichkeit auf die Versicherungsfreiheit zu verzichten (vgl. 2.2.3.2)
oder sind aufgrund eines bereits bis 31. Dezember 2012 erklarten Verzichts auf die Ver-
sicherungsfreiheit Gber den 31. Dezember 2012 hinaus weiterhin rentenversicherungs-
pflichtig (vgl. 2.2.3.3). Diese Regelungen sind zeitlich nicht befristet.

2.2.3.1  Rentenversicherungsfreie geringfligig entlohnt Beschaftigte

Die Rentenversicherungsfreiheit fir vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringflgig
entlohnte Beschéftigungen bleibt nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI Uiber den 31. Dezem-
ber 2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt regelmaBig im Monat die bis zum
31. Dezember 2012 maBgebende Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro nicht Ubersteigt
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(vgl. Beispiele 2, 15a bis 15e, 17, 19, 20, 24, 25 und 27). Ubersteigt das Arbeitsentgelt
regelmaBig im Monat 400 Euro (mit Ausnahme einer voribergehenden unvorhersehbaren
Uberschreitung, vgl. 3.1), greift die Bestandsschutzregelung dauerhaft nicht mehr mit der
Folge, dass die Beschéftigung nach § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI rentenversicherungspflichtig
wird. Der Zeitpunkt der Erhéhung des Arbeitsentgelts bestimmt sich analog der Ausfiih-
rungen unter 2.2.1 und 3.1. Sollte das Arbeitsentgelt nach der Erhdhung regelmaBig im
Monat 450 Euro nicht Ubersteigen, liegt weiterhin eine geringfligig entlohnte Beschafti-
gung vor, in der Rentenversicherungspflicht eintritt, von der sich der Arbeitnehmer jedoch
befreien lassen kann (vgl. 2.2.4).

Die Bestandsschutzregelung verliert erst mit der Aufgabe der geringfligig entlohnten Be-
schaftigung ihre Wirkung. Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringflgig ent-
lohnte Beschaftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf, unterliegt er in dieser Beschaf-
tigung aufgrund der ab 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung fir geringfligig entlohnte
Beschaftigungen der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung, von der er sich
befreien lassen kann (vgl. 2.2.4). Folgt hingegen eine erneute geringfligig entlohnte Be-
schaftigung mit einem regelméaBigen Arbeitsentgelt bis 400 Euro im Monat bei demselben
Arbeitgeber, ist von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass es sich immer noch
um dieselbe Beschéftigung handelt, fir die die Rentenversicherungsfreiheit aufgrund der
Bestandsschutzregelung weiterhin gilt, wenn zwischen dem Ende der ersten Beschéfti-
gung und dem Beginn der neuen Beschaftigung weniger als zwei Monate liegen (Bei-
spiel 54). Von derselben Beschaftigung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Beschafti-
gung nur deshalb abgemeldet wird, weil das Arbeitsverhéltnis langer als einen Monat oh-
ne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbesteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB |V). Eine Beschafti-
gung mit steuerfreier Beriicksichtigung der Ubungsleiter- oder Ehrenamtspauscha-
le gilt auch dann als durchgehend bestanden, wenn der Arbeitgeber die Steuerfrei-
betrdage en bloc ausschopft und deshalb die beitrags- und melderechtliche Be-

schaftigung immer wieder an- und abzumelden ist (vgl. 2.2.1.6).

Die Ausflhrungen gelten unabhangig davon, ob die Bestandsschutzregelung fiir eine
oder mehrere vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringfligig entlohnte Beschafti-

gungen mit einem Arbeitsentgelt bis insgesamt 400 Euro anzuwenden ist.

Tritt zur bestandsgeschitzten rentenversicherungsfreien geringfligig entlohnten Beschéf-
tigung nach dem 31. Dezember 2012 eine weitere geringfligig entlohnte Beschéaftigung
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hinzu, und wird die Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro insgesamt nicht Gberschritten,
bleibt die vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringfligig entlohnte Beschéaftigung
rentenversicherungsfrei. In der hinzugetretenen geringfiigig entlohnten Beschaftigung tritt
Rentenversicherungspflicht ein, soweit sich der Arbeitnehmer nicht von dieser befreien
lasst (Beispiel 15b). Ubersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt 400 Euro, findet die Be-
standsschutzregelung keine Anwendung mehr (vgl. Beispiel 15c). Bei einem Gesamtar-
beitsentgelt bis zu 450 Euro sind alle geringfligig entlohnten Beschéftigungen nach dem
ab 1. Januar 2013 geltenden Recht zu beurteilen (vgl. 2.2.4).

2.2.3.2 Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit

Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2012 geringfligig entlohnt beschaftigt waren und
weiterhin ein Arbeitsentgelt erzielen, das die bis zum 31. Dezember 2012 maBgebende
Arbeitsentgeltgrenze von 400 Euro nicht tbersteigt, sind nach § 230 Abs. 8 Satz 1

SGB VI rentenversicherungsfrei und kénnen wie nach dem bis 31. Dezember 2012 maB-
gebenden Recht ab 1. Januar 2013 nach § 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI weiterhin zum Er-
werb voller Leistungsanspriche auf diese Versicherungsfreiheit in der Rentenversiche-
rung verzichten. Dabei ist unerheblich, ob die versicherungsfreie geringfligig entlohnte
Beschaftigung als einzige Beschéftigung oder - als zeitlich erste geringfiigig entlohnte
Beschaftigung - neben einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-
schaftigung ausgelbt wird. Der Verzicht muss schriftlich gegeniiber dem Arbeitgeber er-
klart werden (vgl. Beispiele 28, 31 bis 33). Die Verzichtserklarung ist zu den Entgelt-
unterlagen zu nehmen (vgl. F). Das Muster einer Verzichtserklarung ist als Anlage 3

Bestandteil der Geringfugigkeits-Richtlinien.

2.2.3.2.1 Wirkung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit

Der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit entfaltet Rechtswirkung nur fir die Zu-
kunft, das heiBt, die Rentenversicherungspflicht beginnt mit dem Tag, der auf den Tag
des Eingangs der schriftlichen Verzichtserklarung beim Arbeitgeber folgt, es sei denn,
dass der Arbeitnehmer einen spéateren Zeitpunkt flir den Beginn der Rentenversiche-
rungspflicht bestimmt (vgl. Beispiel 28). Der Arbeitgeber hat die Verzichtserklarung nach
§ 8 Abs. 2 Nr. 4 Beitragsverfahrensverordnung (BVV) zu den Entgeltunterlagen des Ar-
beitnehmers (vgl. F) zu nehmen. Auf die Rentenversicherungsfreiheit kénnen auch Prak-
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tikanten verzichten, die ein nicht in der Studien- oder Prifungsordnung vorgeschriebenes,
vor dem 1. Januar 2013 begonnenes, geringflgig entlohntes Praktikum absolvieren.

Der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit gilt flir die gesamte Dauer der geringfu-
gig entlohnten Beschéftigung und kann nicht widerrufen werden. Die Verzichtserklarung
verliert erst mit der Aufgabe der geringfligig entlohnten Beschaftigung ihre Wirkung.
Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfligig entlohnte Beschaftigung bei
einem anderen Arbeitgeber nach dem 31. Dezember 2012 auf, unterliegt er in dieser Be-
schaftigung aufgrund der ab 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung fir geringflgig ent-
lohnte Beschaftigungen der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung, von der er
sich befreien lassen kann (vgl. 2.2.4). Folgt hingegen eine erneute geringflgig entlohnte
Beschaftigung bei demselben Arbeitgeber, ist von der widerlegbaren Vermutung auszu-
gehen, dass es sich immer noch um dieselbe Beschéaftigung handelt, fir die der Verzicht
auf die Rentenversicherungsfreiheit erklart wurde, wenn zwischen dem Ende der ersten
(gegebenenfalls auch befristeten) Beschaftigung und dem Beginn der neuen Beschéfti-
gung weniger als zwei Monate liegen (vgl. Beispiel 54). In diesem Fall verliert der Ver-
zicht auf die Versicherungsfreiheit nicht seine Wirkung und muss infolgedessen nicht er-
neut schriftlich erklart werden. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6
Abs. 1b SGB VI ist in diesen Féllen nicht méglich (vgl. 2.2.4.5 und Beispiel 35). Von der-
selben Beschéftigung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Beschaftigung nur deshalb ab-
gemeldet wird, weil das Arbeitsverhéltnis langer als einen Monat ohne Anspruch auf Ar-
beitsentgelt fortbesteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB |V). Eine Beschaftigung mit steuerfrei-
er Beriicksichtigung der Ubungsleiter- oder Ehrenamtspauschale gilt auch dann als
durchgehend bestanden, wenn der Arbeitgeber die Steuerfreibetrage en bloc aus-
schépft und deshalb die beitrags- und melderechtliche Beschéaftigung immer wie-

der an- und abzumelden ist (vgl. 2.2.1.6).
2.2.3.2.2 Altersrentner und Versorgungsbezieher

Bezieher einer Vollrente wegen Alters sind seit dem 1. Januar 2017 erst nach Ab-
lauf des Kalendermonats, in dem sie die Regelaltersgrenze erreicht haben nach § 5
Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB VI rentenversicherungsfrei, so dass ab diesem Zeitpunkt
grundsatzlich keine Rentenanwartschaftszeiten mehr erworben werden kénnen.
Gleiches gilt flir Bezieher einer Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze z. B.
nach beamtenrechtlichen Vorschriften, die nach § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB VI mit
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Beginn dieser Leistung rentenversicherungsfrei sind. Der Verzicht auf die Versi-
cherungsfreiheit in einer geringfligig entlohnten Beschaftigung endet in diesen
Fallen mit dem Eintritt der Versicherungsfreiheit wegen des Renten- bzw. Versor-
gungsbezugs. Diese Beschiftigten konnen allerdings nach § 5 Abs. 4 Satz 2 SGB VI
durch schriftliche Erklarung gegeniiber dem Arbeitgeber seit dem 1. Januar 2017
auf die Versicherungsfreiheit aufgrund des Renten- bzw. Versorgungsbezuges in
der Rentenversicherung verzichten. Der Verzicht kann nur mit Wirkung fir die Zu-
kunft erklart werden und ist fiir die Dauer der Beschaftigung gultig. Er erstreckt

sich nicht auf weitere Beschaftigungen.

Dariber hinaus kénnen Beschaftigte, die nach dem am 31. Dezember 2016 gelten-
den Recht aufgrund des Bezugs einer Altersvollrente vor Erreichen der Regelal-
tersgrenze rentenversicherungsfrei beschaftigt waren und in dieser Beschaftigung
nach § 230 Abs. 9 Satz 1 SGB VI weiterhin rentenversicherungsfrei sind, nach § 230
Abs. 9 Satz 2 SGB VI auf diese Versicherungsfreiheit verzichten. Auch dieser Ver-
zicht kann nur mit Wirkung fir die Zukunft erklart werden und erstreckt sich nicht
auf weitere Beschaftigungen. Zudem gilt er in einer liber das Erreichen der Regelal-

tersgrenze fortbestehenden Beschaftigung unverandert fort.

Die Verzichtserklarung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (vgl. F).

Weitere Informationen enthalt die Niederschrift zu Punkt 3 der Besprechung der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung Uber Fragen des gemeinsamen Bei-

tragseinzugs am 23. November 2016.

2.2.3.2.3 Mitglieder berufsstéandischer Versorgungseinrichtungen

Arbeitnehmer, die aufgrund einer vor dem 1. Januar 2013 aufgenommenen geringflgig
entlohnten, berufsstédndischen Beschaftigung Pflichtmitglied in einer berufsstéandischen
Versorgungseinrichtung sind und auf die Versicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 8 Satz 2
SGB VI verzichten, kénnen sich in dieser Beschaftigung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen (vgl. Beispiel 33, Variante a).
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2.2.3.2.4 Mehrere geringfligig entlohnte Beschaftigungen

Arbeitnehmer, die mehrere vor dem 1. Januar 2013 aufgenommene geringflgig entlohnte
Beschaftigungen nebeneinander austiben und nach Zusammenrechnung der monatlichen
Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschéaftigungen nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI
rentenversicherungsfrei sind, weil sie die maBgebende Arbeitsentgeltgrenze von 400 Eu-
ro nicht Gberschreiten, kbnnen nach Satz 2 der vorgenannten Vorschrift nur einheitlich auf
die Rentenversicherungsfreiheit verzichten; das heif3t, die einem Arbeitgeber gegentiber
abgegebene Verzichtserklarung wirkt zugleich fur alle anderen Beschaftigungen. Die Ver-
zichtserklarung gilt sodann fur die Dauer aller im Zeitpunkt ihrer Abgabe bestehenden
und anschlieBend vor dem 1. Januar 2013 aufgenommenen Beschéftigungsverhéltnisse.
Sie verliert ihre Wirkung erst dann, wenn keine geringfliigig entlohnte Beschéftigung mehr
ausgeubt wird. Der Arbeitnehmer hat alle weiteren Arbeitgeber Uber den Verzicht zu in-
formieren. Verzichtet der Arbeitnehmer erst in einer weiteren, vor dem 1. Januar 2013
aufgenommenen, geringfiigig entlohnten Beschaftigung auf die Versicherungsfreiheit in
der Rentenversicherung, beginnt die Rentenversicherungspflicht fir eine bereits beste-
hende geringfligig entlohnte Beschaftigung, fir die bisher kein Verzicht ausgesprochen
wurde, zeitgleich mit der Rentenversicherungspflicht in der zuletzt aufgenommenen Be-
schaftigung.

2.2.3.2.5 Nachtragliche Feststellung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit
fir eine weitere geringflgig entlohnte Beschaftigung

Wird im Nachhinein festgestellt, dass der Arbeitnehmer in einer geringfligig entlohnten
Beschaftigung auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet, den Arbeitgeber einer wei-
teren Beschaftigung hierliber jedoch nicht informiert hat, wird der Verzicht auf die Ren-
tenversicherungsfreiheit in der weiteren Beschaftigung in Anlehnung an § 8 Abs. 2 Satz 3
SGB IV mit der Bekanntgabe der Feststellung durch die Einzugsstelle oder durch den
Rentenversicherungstrager wirksam. Dies gilt nach § 8 Abs. 2 Satz 4 SGB IV nicht, wenn
der Arbeitgeber der weiteren geringflgig entlohnten Beschaftigung vorsatzlich oder grob
fahrlassig versaumt hat, den Sachverhalt fir die versicherungsrechtliche Beurteilung auf-
zuklaren (vgl. 6). Fir die Anwendung dieser Regelung ist Voraussetzung, dass beide ge-
ringfligig entlohnten Beschaftigungen vor dem 1. Januar 2013 begonnen haben.
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2.2.3.2.6 Verzicht im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung

Eine flexible Arbeitszeitregelung im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung (vgl. 5.2)
besteht aus einer Arbeitsphase und einer Freistellungsphase. Die im Rahmen einer vor
dem 1. Januar 2013 aufgenommenen geringfligig entlohnten Beschaftigung in der Ar-
beitsphase abgegebene Erklarung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit
bleibt deshalb auch in der Freistellungsphase giiltig. Die Abgabe der Erklarung ist zu je-
der Zeit, also auch dann mdéglich, wenn sich der Beschéftigte in der Freistellungsphase
befindet. Bei Beendigung der Beschaftigung und der Ubertragung des Wertguthabens auf
einen neuen Arbeitgeber bzw. die Deutsche Rentenversicherung Bund verliert die Ver-
zichtserklarung ihre Wirkung.

2.2.3.3 Fortbestand der Rentenversicherungspflicht bei einem Verzicht auf die Renten-
versicherungsfreiheit bis 31. Dezember 2012

Personen, die am 31. Dezember 2012 in einer oder mehreren geringfligig entlohnten Be-
schéftigungen wegen Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit nach der bis zum
31. Dezember 2012 maBgebenden Rechtslage der Rentenversicherungspflicht unterla-
gen, bleiben nach § 229 Abs. 5 erster Halbsatz SGB VI Uber den 31. Dezember 2012
hinaus rentenversicherungspflichtig. Rentenversicherungspflicht besteht auch in allen
weiteren ab 1. Januar 2013 aufgenommenen geringflgig entlohnten Beschaftigungen,
solange die Arbeitsentgelte zusammen die ab 1. Januar 2013 maBgebende Arbeitsent-
geltgrenze von 450 Euro nicht Uberschreiten, da nach § 229 Abs. 5 zweiter Halbsatz
SGB VI in diesen Fallen eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6
Abs. 1b SGB VI nicht méglich ist (vgl. 2.2.4.5, Beispiel 35).

Die Verzichtserklarung verliert erst mit der Aufgabe der geringfligig entlohnten Beschafti-
gung(en) ihre Wirkung. Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfligig entlohn-
te Beschaftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf, unterliegt er in dieser Beschéftigung
aufgrund der ab 1. Januar 2013 geltenden Neuregelung fir geringfiigig entlohnte Be-
schéftigungen der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung, von der er sich befrei-
en lassen kann (vgl. 2.2.4). Folgt hingegen eine erneute geringfigig entlohnte Beschafti-
gung bei demselben Arbeitgeber, ist von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass
es sich immer noch um dieselbe Beschaftigung handelt, fir die der Verzicht auf die Ren-
tenversicherungsfreiheit erklart wurde, wenn zwischen dem Ende der ersten (gegebenen-
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falls auch befristeten) Beschéftigung und dem Beginn der neuen Beschaftigung weniger
als zwei Monate liegen (Beispiel 54). In diesem Fall verliert der Verzicht auf die Versi-
cherungsfreiheit nicht seine Wirkung und muss infolgedessen nicht erneut schriftlich er-
klart werden. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI
ist in diesen Fallen nicht méglich (vgl. 2.2.4.5 und Beispiel 35). Von derselben Beschafti-
gung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Beschaftigung nur deshalb abgemeldet wird,
weil das Arbeitsverhaltnis langer als einen Monat ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fort-
besteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV).

2.2.4 Geringfligig entlohnte Beschaftigungen in der Rentenversicherung, die nach
dem 31. Dezember 2012 aufgenommen wurden

Arbeitnehmer, die nach dem 31. Dezember 2012 eine geringfligig entlohnte Beschéafti-
gung aufnehmen, sind nach § 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI versicherungspflichtig in der Ren-
tenversicherung. Nach § 6 Abs. 1b SGB VI kénnen sie sich auf Antrag von der Renten-
versicherungspflicht befreien lassen (vgl. Beispiele 2, 15d, 34, 36). Der schriftliche Befrei-
ungsantrag ist dem Arbeitgeber zu Ubergeben. Das Muster eines Befreiungsantrags ist
als Anlage 2 Bestandteil der Geringflgigkeits-Richtlinien.

2.2.41  Wirkung der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt nach § 6 Abs. 4 Satz 2 SGB VI
grundsatzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs des Befreiungsantrags beim
Arbeitgeber, friihestens ab Beschaftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitge-
ber der Minijob-Zentrale (vgl. E) die Befreiung mit der nachsten Entgeltabrechnung, spa-
testens innerhalb von sechs Wochen (42 Kalendertagen) nach Eingang des Befreiungs-
antrages mit der Anmeldung zur Sozialversicherung (aufgrund der Aufnahme der Be-
schéftigung oder aufgrund des Beitragsgruppenwechsels, vgl. D) anzeigt. Anderenfalls
beginnt nach § 6 Abs. 4 Satz 3 SGB VI die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermo-
nats, der dem Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt
(Beispiel 36).

Die Minijob-Zentrale kann dem Befreiungsantrag des Beschaftigten innerhalb eines Mo-
nats nach Eingang der Meldung zur Sozialversicherung (vgl. D) des Arbeitgebers wider-
sprechen.
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Der Arbeitgeber hat den Tag des Eingangs des Befreiungsantrags zu dokumentieren und
den Antrag nach § 8 Abs. 2 Nr. 4a BVV zu den Entgeltunterlagen des Arbeitnehmers
(vgl. F) zu nehmen.

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht gilt fir die gesamte Dauer der gering-
fugig entlohnten Beschéaftigung und kann nicht widerrufen werden. Der Befreiungsantrag
verliert seine Wirkung, wenn das Arbeitsentgelt regelmaBig im Monat 450 Euro (mit
Ausnahme einer voriibergehenden unvorhersehbaren Uberschreitung, vgl. 3.1)
Uberschreitet (vgl. Beispiel 51c), ansonsten erst mit Aufgabe der geringfugig entlohn-
ten Beschéftigung. Nimmt der Arbeitnehmer danach erneut eine geringfugig entlohnte
Beschéftigung bei einem anderen Arbeitgeber auf, unterliegt er in dieser Beschaftigung
der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung und muss, sofern der Erwerb vollwer-
tiger Rentenanwartschaftszeiten nicht gewlinscht wird, erneut einen Antrag auf Befreiung
von der Rentenversicherungspflicht stellen. Dies gilt auch dann, wenn sich die neue Be-
schaftigung nahtlos an die bisherige Beschaftigung anschlie8t. Folgt hingegen eine er-
neute geringflgig entlohnte Beschaftigung bei demselben Arbeitgeber, ist von der wider-
legbaren Vermutung auszugehen, dass es sich immer noch um dieselbe Beschaftigung
handelt, in der die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht besteht, wenn zwischen
dem Ende der ersten (gegebenenfalls auch befristeten) Beschaftigung und dem Beginn
der neuen Beschaftigung weniger als zwei Monate liegen (Beispiel 54). In diesem Fall
verliert die Befreiung nicht ihre Wirkung und muss infolgedessen nicht erneut schriftlich
beantragt werden. Von derselben Beschéaftigung ist ebenfalls auszugehen, wenn die Be-
schéftigung nur deshalb abgemeldet wird, weil das Arbeitsverhéltnis langer als einen Mo-
nat ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fortbesteht (§ 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV). Eine Be-
schaftigung mit steuerfreier Beriicksichtigung der Ubungsleiter- oder Ehrenamts-
pauschale gilt auch dann als durchgehend bestanden, wenn der Arbeitgeber die
Steuerfreibetrége en bloc ausschopft und deshalb die beitrags- und melderechtli-

che Beschaftigung immer wieder an- und abzumelden ist (vgl. 2.2.1.6).
2.2.4.2 Altersrentner und Versorgungsbezieher
Bezieher einer Vollrente wegen Alters sind seit dem 1. Januar 2017 nach Ablauf des

Kalendermonats, in dem sie die Regelaltersgrenze erreicht haben, nach § 5 Abs. 4

Satz 1 Nr. 1 SGB VI rentenversicherungsfrei, so dass sie bei Ausiibung einer ge-
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ringfligig entlohnten Beschéftigung ab diesem Zeitpunkt grundsatzlich nicht der
Rentenversicherungspflicht unterliegen und infolgedessen auch keine Befreiung
von der Rentenversicherungspflicht erfolgen kann. Gleiches gilt fiir Bezieher einer
Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze z. B. nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften, die nach § 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB VI mit Beginn dieser Leistung ren-
tenversicherungsfrei sind. Diese Beschaftigten konnen allerdings nach § 5 Abs. 4
Satz 2 SGB VI durch schriftliche Erklarung gegeniiber dem Arbeitgeber seit dem

1. Januar 2017 auf die Versicherungsfreiheit aufgrund des Renten- bzw. Versor-
gungsbezuges in der Rentenversicherung verzichten. Der Verzicht kann nur mit
Wirkung fur die Zukunft erklart werden und ist fiir die Dauer der Beschaftigung gul-

tig. Er erstreckt sich nicht auf weitere Beschéaftigungen.

Dariber hinaus kénnen Beschaftigte, die nach dem am 31. Dezember 2016 gelten-
den Recht aufgrund des Bezugs einer Altersvollrente vor Erreichen der Regelal-
tersgrenze rentenversicherungsfrei beschaftigt waren und in dieser Beschaftigung
nach § 230 Abs. 9 Satz 1 SGB VI weiterhin rentenversicherungsfrei sind, nach § 230
Abs. 9 Satz 2 SGB VI auf diese Versicherungsfreiheit verzichten. Auch dieser Ver-
zicht kann nur mit Wirkung fir die Zukunft erklart werden und erstreckt sich nicht
auf weitere Beschaftigungen. Zudem gilt er in einer liber das Erreichen der Regelal-

tersgrenze fortbestehenden Beschaftigung unverandert fort.

Die Verzichtserklarung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (vgl. F).

Weitere Informationen enthalt die Niederschrift zu Punkt 3 der Besprechung der
Spitzenorganisationen der Sozialversicherung Uber Fragen des gemeinsamen Bei-

tragseinzugs am 23. November 2016.

Bestand in einer geringfiigig entlohnten Beschaftigung vor Eintritt der Rentenver-
sicherungsfreiheit als Renten- bzw. Versorgungsbezieher eine Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI, kann wegen der Bindungs-
wirkung dieser Befreiung fur die Dauer der Beschaftigung nicht nach § 5 Abs. 4
Satz 2 SGB VI bzw. § 230 Abs. 9 Satz 2 SGB VI auf die Rentenversicherungsfreiheit
aufgrund des Renten- bzw. Versorgungsbezuges verzichtet werden, so dass in die-

sen Fallen keine Rentenversicherungspflicht eintreten kann.
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2.2.4.3 Mitglieder berufsstandischer Versorgungseinrichtungen

Arbeitnehmer, die Pflichtmitglied in einer berufsstéandischen Versorgungseinrichtung sind
und nach dem 31. Dezember 2012 eine geringfligig entlohnte, berufsstandische Beschaf-
tigung aufnehmen, unterliegen in dieser Beschéftigung der Rentenversicherungspflicht,
von der sie sich nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI oder § 6 Abs. 1b SGB VI auf Antrag
befreien lassen kénnen (vgl. Beispiele 33, Variante b und 34).

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht fir Mitglieder berufsstéandischer Ver-
sorgungseinrichtungen ist ausschlieBlich auf die jeweilige konkrete Beschaftigung bei
einem Arbeitgeber beschrankt (BSG vom 31. Oktober 2012 - B 12 R 3/11 R,

USK 2012-143,und B 12 R 5/10 R, USK 2012-181). Bei einem Beschéaftigungswechsel
oder der Aufnahme einer weiteren Beschéaftigung ist stets ein neues Befreiungsverfahren
durchzufihren (vgl. Beispiel 31, Variante b).

2.2.4.4 Mehrere geringflgig entlohnte Beschaftigungen

Der Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht kann bei mehreren gering-
fugig entlohnten Beschéftigungen, deren Arbeitsentgelt zusammen die Arbeitsentgelt-
grenze von 450 Euro nicht Ubersteigt, nur einheitlich gestellt werden; das heiBt, der einem
Arbeitgeber gegenlber abgegebene Befreiungsantrag wirkt zugleich flr alle anderen Be-
schéftigungen. Der Befreiungsantrag gilt sodann fir die Dauer aller im Zeitpunkt seiner
Abgabe bestehenden und - im Sinne von § 6 Abs. 1b SGB VI - auch danach aufgenom-
menen geringflgig entlohnten Beschaftigungen. Er verliert seine Wirkung erst dann,
wenn keine geringfligig entlohnte Beschaftigung mehr ausgeibt wird. Die Minijob-Zen-
trale (vgl. E) informiert nach § 6 Abs. 4 Satz 4 SGB VI alle weiteren Arbeitgeber lber den
Zeitpunkt der Wirkung der Befreiung, unabhangig davon, ob die Befreiung in der ersten
oder weiteren Beschaftigung beantragt wurde. Die Befreiung wirkt sich nicht auf be-
standsgeschiitzte geringfligig entlohnte Beschéftigungen nach § 230 Abs. 8 Satz 1

SGB VI (vgl. 2.2.3.1) aus, wenn das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt 400 Euro im Monat
nicht Ubersteigt. In diesen Beschaftigungen besteht die bisherige Rentenversicherungs-
freiheit fort.
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2.2.4.5 Ausschluss der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 eine geringfligig entlohnte Beschaftigung auf-
genommen und auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung verzichtet haben
(vgl. 2.2.3.2 und 2.2.3.3), kénnen sich nicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI von der Rentenver-
sicherungspflicht befreien lassen (vgl. Beispiel 35). Die zuvor ausgesprochene Ver-
zichtserklarung behalt ihre Wirkung fur die Dauer aller im Zeitpunkt ihrer Abgabe beste-
henden und danach aufgenommenen geringflgig entlohnten Beschaftigungsverhaltnisse.
Sie verliert ihre Wirkung erst, wenn keine geringfligig entlohnte Beschaftigung mehr aus-
geulbt wird. Dies gilt unabhangig davon, ob der Verzicht auf die Rentenversicherungsfrei-
heit vor dem 1. Januar 2013 oder nach dem 31. Dezember 2012 erklart wurde.

2.2.4.6 Nachtragliche Feststellung der unzuldssigen Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht

Hat die Minijob-Zentrale (vgl. E) der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nicht
innerhalb eines Monats nach Eingang der Meldung durch den Arbeitgeber widersprochen,
erlangt die Befreiung nach § 6 Abs. 3 SGB VI Bestandskraft. Stellt sich im Nachhinein
heraus, dass die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht unzuldssig war, kann eine
Korrektur nur unter Beachtung der Vorschriften tber die Riicknahme von Verwaltungsak-

ten nach dem SGB X erfolgen.

2.2.5 Geringfligig entlohnte Beschaftigungen in Privathaushalten

Die Ausflihrungen unter 2.2.3 und 2.2.4 gelten far geringflgig entlohnte Beschaftigungen
in Privathaushalten gleichermaBen.
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2.3 Kurzfristige Beschaftigungen

Eine kurzfristige Beschéaftigung liegt nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV vor, wenn die Beschéf-
tigung fur eine Zeitdauer ausgetbt wird, die im Laufe eines Kalenderjahres auf nicht mehr
als

drei Monate
oder

insgesamt 70 Arbeitstage

nach ihrer Eigenart begrenzt zu sein pflegt oder im Voraus vertraglich begrenzt ist

(vgl. Beispiele 38 und 39); dies kann auch dann gelten, wenn die kurzfristige Beschafti-
gung die Voraussetzungen einer geringflgig entlohnten Beschaftigung (vgl. 2.2) erfullt.
Die Voraussetzungen einer kurzfristigen Beschaftigung sind mithin nur gegeben, wenn
die Beschéftigung von vornherein auf nicht mehr als drei Monate (Kalender- und Zeit-
monate) oder 70 Arbeitstage (auch kalenderjahriberschreitend) befristet ist (vgl. Beispie-
le 7c und 37). Hierbei sind alle Tage zu berticksichtigen, fiir die ein Anspruch auf
Arbeitsentgelt besteht; dazu gehoéren z. B. auch Tage, an denen bezahlter Urlaub
gewahrt oder Bereitschaftsdienst geleistet wird. Eine kurzfristige Beschaftigung liegt
allerdings nicht mehr vor, wenn die Beschaftigung berufsmaBig ausgedbt wird (vgl. 2.3.3)
und das Arbeitsentgelt aus dieser Beschaftigung 450 Euro Uberschreitet. Eine zeitliche
Beschrankung der Beschaftigung nach ihrer Eigenart ist gegeben, wenn sie sich voraus-
schauend aus der Art, dem Wesen oder dem Umfang der zu verrichtenden Arbeit ergibt.

Eine kurzfristige Beschéaftigung liegt nur dann vor, wenn sie nicht regelméaBig, sondern
gelegentlich ausgeibt wird. Hierzu gehdren auch Beschéftigungen, die z. B. durch eine
langstens fur ein Jahr befristete Rahmenvereinbarung mit Arbeitseinsatzen von maximal
70 Arbeitstagen bzw. 90 Kalendertagen (vgl. 2.3.1) befristet sind. Das BSG fiihrt in
seinem Urteil vom 5. Dezember 2017 (B 12 KR 16/15 R -, USK 2017-101) zwar aus,
dass auch eine auf nicht mehr als ein Jahr befristete Beschaftigung bereits regel-
maBig sein kann. Dieser Auffassung wird jedoch in Bezug auf bis zu einem Jahr
bestehende Rahmenvereinbarungen nicht gefolgt. Bei Rahmenvereinbarungen mit
sich wiederholenden Arbeitseinsatzen Uber mehrere Jahre liegt eine gelegentliche kurz-
fristige Beschaftigung vor, wenn die einzelnen Arbeitseinséatze ohne Bestehen einer Ab-



-61 -

rufbereitschaft unvorhersehbar zu unterschiedlichen Anldssen ohne erkennbaren Rhyth-
mus an maximal 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr erfolgen und der Betrieb des Arbeitge-
bers nicht strukturell auf den Einsatz solcher Arbeitskrafte ausgerichtet ist. In diesen Fal-
len sind die Arbeitseinsétze von vornherein nicht vorhersehbar und folgen keinem be-
stimmten Muster oder Rhythmus; das heiBt, die Arbeitseinsatze erfolgen in unterschiedli-
chen Monaten, zu unterschiedlichen Anldssen sowie von der Anzahl der jeweiligen Ar-
beitstage her ohne erkennbares Schema und der Arbeitgeber muss zur Sicherstellung
des Betriebsablaufs nicht regelmaBig auf Aushilfskrafte zurtickgreifen (vgl. Urteile des
BSG vom 23. Juni 1971 - 3 RK 24/71 -, USK 7195, vom 25. November 1976 -12/3 RJ
1/75, USK 76178, und vom 7. Mai 2014 - B 12 R 5/12 R -, USK 2014-47); Beispiel 41a.

Eine kurzfristige Beschaftigung liegt hingegen nicht vor, wenn die Beschaftigung bei vo-
rausschauender Betrachtung von vornherein auf sténdige Wiederholung gerichtet ist und
Uber mehrere Jahre hinweg ausgeibt werden soll, also eine hinreichende Vorhersehbar-
keit von Dauer und Zeitpunkt der einzelnen Arbeitseinsatze besteht. In diesem Fall han-
delt es sich um eine regelmaBige Beschaftigung. Die RegelméBigkeit ergibt sich bereits
daraus, dass die Arbeit nicht unvorhersehbar in wechselnder Haufigkeit und zu verschie-
denen Zeiten tbernommen wird (vgl. Urteil des BSG vom 1. Februar 1979 - 12 RK 7/77 -,
USK 7929) oder dass auf Grund einer Rahmenvereinbarung eine auf Dauer angelegte
Rechtsbeziehung mit einander in kurzem Abstand folgenden Beschéftigungen angenom-
men werden kann (vgl. Urteil des BSG vom 28. April 1982 - 12 KR 1/80 -, USK 8261). Fir
das Vorliegen einer regelmaBigen Beschaftigung kommt es dabei nicht darauf an, ob die
jeweiligen Arbeitseinsatze im Rahmen eines Dauerarbeitsverhaltnisses von vornherein
feststehen oder von Mal zu Mal vereinbart werden. Das Merkmal der RegelméBigkeit
kann vielmehr auch erfillt sein, wenn der Beschaftigte zu den sich wiederholenden Ar-
beitseinsatzen auf Abruf bereitsteht, ohne verpflichtet zu sein, jeder Aufforderung zur Ar-
beitsleistung Folge zu leisten (vgl. Urteile des BSG 11. Mai 1993 - 12 RK 23/91 -,

USK 9353, vom 23. Mai 1995 - 12 RK 60/93 -, USK 9530, und vom 5. Dezember 2017 -
B 12 KR 16/15 R -, USK 2017-101); Beispiel 41b.

Allerdings ist in den vorgenannten Féllen zu prifen, ob die Beschaftigung die Vorausset-
zungen einer geringflgig entlohnten Beschaftigung (vgl. 2.2) erfullt.
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2.3.1 Drei Monate oder 70 Arbeitstage

Von dem Dreimonatszeitraum ist nur dann auszugehen, wenn die Beschéftigung an min-
destens flnf Tagen in der Woche ausgeubt wird (vgl. Urteil des BSG vom 27. Januar
1971 - 12 RJ 118/70 -, USK 7104). Bei Beschéftigungen von regelmaBig weniger als flnf
Tagen in der Woche ist bei der Beurteilung auf den Zeitraum von 70 Arbeitstagen abzu-
stellen (vgl. Beispiel 42). Ein Nachtdienst, der sich tUber zwei Kalendertage erstreckt, gilt
als ein Arbeitstag (vgl. hierzu auch Urteil des BFH vom 28. Januar 1994 - VI R 51/93 -,
USK 9417). Werden an einem Kalendertag mehrere kurzfristige Beschaftigungen ausge-

Ubt, gilt dieser Kalendertag ebenfalls als ein Arbeitstag.

2.3.2 Zusammenrechnung mehrerer kurzfristiger Beschaftigungen

Bei der Prlfung, ob die Zeitrdume von drei Monaten oder 70 Arbeitstagen Gberschritten
werden, sind die Zeiten mehrerer aufeinanderfolgender kurzfristiger Beschaftigungen
zusammenzurechnen, unabhangig davon, ob sie geringfligig entlohnt oder mehr als ge-
ringfligig entlohnt sind. Zu berilcksichtigen sind die Zeitrdume der Beschéftigung, die vom
Arbeitgeber unter Angabe der Personengruppe 110 gemeldet wurden (vgl. D 4). Dies qilt
auch dann, wenn die einzelnen Beschéaftigungen bei verschiedenen Arbeitgebern ausge-
Ubt werden. Es ist jeweils bei Beginn einer neuen Beschéaftigung zu prifen, ob diese zu-
sammen mit den schon im laufenden Kalenderjahr ausgetbten kurzfristigen Beschéafti-

gungen die nach 2.3 maBgebende Zeitgrenze Uberschreitet.

Bei einer Zusammenrechnung von mehreren Beschaftigungszeiten treten an die Stelle
des Dreimonatszeitraums 90 Kalendertage. Hierbei werden volle Kalendermonate mit
30 Kalendertagen und Teilmonate mit den tatsachlichen Kalendertagen bericksich-
tigt (vgl. Beispiele 40, 43, 45, 48 und 49). Umfasst ein Zeitraum keinen Kalendermo-
nat, aber einen Zeitmonat, ist dieser ebenfalls mit 30 Kalendertagen zu beriicksich-
tigen (vgl. Beispiel 44, 45 und 48). Sind bei einer Zusammenrechnung Zeiten, in denen
die Beschéaftigung regelmaBig an mindestens flnf Tagen in der Woche ausgelbt wurde,
und Beschaftigungszeiten mit einer Arbeitszeit regelmaBig an weniger als finf Tagen in
der Woche zu bericksichtigen, dann ist einheitlich von dem Zeitraum von 70 Arbeitstagen
auszugehen. Diese Ausfiihrungen gelten gleichermaBen bei einer Rahmenvereinba-

rung mit mehreren Beschaftigungszeitraumen, so dass abhangig von den Wochen-
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arbeitstagen in den einzelnen Beschéftigungszeitraumen einheitlich entweder 90
Kalendertage oder 70 Arbeitstage maBgebend sind.

Werden Arbeitnehmer wiederholt von ein- und demselben Arbeitgeber beschaftigt, ohne
dass eine regelmaBige Beschaftigung besteht (vgl. 2.3), liegt eine kurzfristige Beschéafti-
gung so lange vor, als im laufenden Kalenderjahr die Zeitgrenze von drei Monaten bzw.
90 Kalendertagen (vgl. 2.3.1) oder 70 Arbeitstagen nicht Uberschritten wird (vgl. Beispiel
41a).

Beschaftigungen, die im Vorjahr begonnen haben, werden nur mit der im laufenden Ka-
lenderjahr liegenden Beschaftigungszeit berticksichtigt. Wird durch eine Zusammenrech-
nung mehrerer kurzfristiger Beschéaftigungen die Grenze von drei Monaten oder 70 Ar-
beitstagen Uberschritten, handelt es sich um eine regelmaBig ausgelbte Beschaftigung
(vgl. Beispiel 43); in diesen Fallen ist zu prufen, ob eine geringflgig entlohnte Beschafti-
gung (vgl. 2.2) vorliegt (vgl. Beispiele 44 und 45). Im Ausland ausgelibte Beschaftigungen
werden bei der Zusammenrechnung nicht bertcksichtigt.

Die vorstehenden Ausfihrungen gelten auch fir Beschéftigungen, die Uber den Jahres-
wechsel hinausgehen. Das heiBt, beginnt eine fir sich betrachtet kurzfristige Beschafti-
gung in einem Kalenderjahr, in dem die in das laufende Kalenderjahr fallende Beschéafti-
gungszeit zusammen mit den Vorbeschaftigungen die Dauer von drei Monaten bzw.

70 Arbeitstagen Uberschreitet, liegt fir die gesamte Dauer der zu beurteilenden Beschéf-
tigung keine Kurzfristigkeit vor, und zwar auch insoweit, als die zu beurteilende Beschéafti-
gung in das neue Kalenderjahr hineinreicht (vgl. Beispiel 46). Wird die Dauer von drei
Monaten bzw. 70 Arbeitstagen in einer flr sich betrachtet kalenderjahriiberschreitenden
kurzfristigen Beschaftigung bei inrem Beginn zusammen mit Vorbeschaftigungen im lau-
fenden Kalenderjahr hingegen nicht Gberschritten, weil lediglich die in das laufende Ka-
lenderjahr fallende Beschaftigungszeit der zu beurteilenden Beschaftigung bei der Zu-
sammenrechnung zu bertcksichtigen ist, ist die Beschaftigung fur die gesamte Dauer
kurzfristig (vgl. Beispiel 47). Eine nach Kalenderjahren getrennte versicherungsrechtliche
Beurteilung dieser Beschéaftigungen erfolgt nicht.
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2.3.3 Priafung der BerufsmaBigkeit

Die BerufsmaBigkeit der Beschaftigung ist nicht zu priifen, wenn die Beschaftigung be-
reits infolge Uberschreitens der Zeitgrenze von drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen (vgl.
2.3 und 2.3.2) als nicht geringfligig anzusehen ist.

Wird die maBgebende Zeitgrenze nicht Gberschritten, erfiillt eine kurzfristige Be-
schaftigung jedoch dann nicht die Voraussetzungen einer geringflgigen Beschaftigung,
wenn die Beschaftigung berufsméaBig ausgelibt wird und ihr Arbeitsentgelt 450 Euro im
Monat Ubersteigt. Die Prafung der BerufsmaBigkeit ist mithin nicht erforderlich, wenn das
aufgrund dieser Beschaftigung erzielte Arbeitsentgelt die Arbeitsentgeltgrenze von 450
Euro im Monat nicht tberschreitet. Die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro ist ein Mo-
natswert, der auch dann gilt, wenn die Beschaftigung nicht wahrend des gesamten
Kalendermonats besteht (vgl. Urteil des BSG vom 5. Dezember 2017 - B 12 R 10/15
R -, USK 2017-102).

Die Priifung, ob das Arbeitsentgelt 450 Euro im Monat tibersteigt, erfolgt fir den
gesamten Beschaftigungszeitraum im Rahmen einer Prognose. Belauft sich das in
diesem Gesamtzeitraum mit hinreichender Sicherheit zu erwartende Arbeitsentgelt
im Kalendermonatsdurchschnitt auf mehr als 450 Euro, ist zu prifen, ob die Be-
schaftigung berufsméaBig ausgeiibt wird (vgl. Beispiel 4b). Bei einer Rahmenver-
einbarung mit mehreren Beschaftigungszeitraumen sind die zu erwartenden Ar-
beitsentgelte aus allen Kalendermonaten, in denen Arbeitsentgelt bezogen wird, zu
bericksichtigen (vgl. Beispiel 4d). Das Arbeitsentgelt aus einer parallel laufenden
kurzfristigen Beschéftigung ist ebenfalls zu beriicksichtigen. Unberiicksichtigt
bleibt hingegen grundsatzlich das Arbeitsentgelt aus einer zuvor beendeten Be-
schaftigung. Dies gilt jedoch nicht, wenn mehrere - fiir sich gesehen kurzfristige -
Beschaftigungen (auch bei verschiedenen Arbeitgebern) aufeinander folgen, die
jeweils in demselben Kalendermonat beginnen und enden. Uberschreitet in diesen
Fallen das Arbeitsentgelt aus den Beschaftigungen insgesamt die Entgeltgrenze
von 450 Euro, ist fur die spater aufgenommene Beschiaftigung BerufsmaBigkeit zu
prufen (vgl. Beispiel 4c). Gleiches gilt flr die zuerst aufgenommene Beschaftigung,

wenn bereits zu ihrem Beginn bekannt ist, dass in demselben Kalendermonat eine
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weitere befristete kurzfristige Beschaftigung folgen soll, durch die die Entgeltgren-

ze uberschritten wird.

BerufsmaBig wird eine Beschéftigung dann ausgelbt, wenn sie fir die in Betracht kom-
mende Person nicht von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist (vgl. Urteil des
BSG vom 28. Oktober 1960 - 3 RK 31/56 -, SozR Nr. 1 zu § 166 RVO).

Aufgrund standiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts lassen sich beim
Vorliegen bestimmter Fallgestaltungen, die die Lebenswirklichkeit abbilden, Riick-
schliisse auf das Vorliegen einer berufsmaBigen Beschaftigung auch ohne konkre-
te Priifung der Einkommensverhaltnisse ziehen. Die Bestimmung von Berufsma-
Bigkeit geht u. a. einher mit der Frage, ob der Arbeithehmer zum Personenkreis der
berufsmaBig Erwerbstatigen zu zahlen ist. Aus diesem Grund kénnen Arbeitgeber
in bestimmten Fallen davon ausgehen, dass eine dem Grunde nach kurzfristige
Beschéftigung wegen BerufsmaBigkeit ausgeschlossen ist oder nicht. Wahrend
BerufsmaBigkeit beispielsweise neben einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-
schaftigung regelméaBig ausgeschlossen werden kann (vgl. 2.3.3.1), kann sie sich
aber aufgrund des Erwerbsverhaltens des Arbeithehmers ergeben (vgl. 2.3.3.2 und
2.3.3.3) oder bereits im Status der Person des Arbeitnehmers begriindet sein

(vgl. 2.3.3.4 und 2.3.3.5). Die folgenden Ausfiihrungen dienen hierbei als Orientie-

rung.

2.3.3.1 Beschaftigungen, die neben einer (Haupt-)Beschaftigung bzw.
vergleichbaren Tatigkeiten ausgelibt werden

Fur kurzfristige Beschaftigungen, die neben einer (Haupt-)Beschaftigung (vgl. Bei-
spiele 39 und 40), neben dem freiwilligen Wehrdienst oder neben dem Bezug von
Vorruhestandsgeld ausgeiibt werden, kann angenommen werden, dass sie von
untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung und deshalb grundsatzlich nicht be-
rufsmaBig sind. Dies gilt auch flir neben einer selbstandigen Tatigkeit ausgeubte
kurzfristige Beschaftigungen. Fiir neben einem freiwilligen sozialen oder 6kologi-
schen Jahr, neben dem Bundesfreiwilligendienst, neben einem dem freiwilligen
sozialen oder 6kologischen Jahr vergleichbaren Freiwilligendienst (wie beispiels-

weise dem entwicklungspolitischen Freiwilligendienst ,,WELTWARTS* oder dem
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»Incoming-Freiwilligendienst”) ausgelibte kurzfristige Beschaftigungen ist eben-

falls regelmaBig anzunehmen, dass sie nicht berufsmaBig ausgeiibt werden.

2.3.3.2 Beschaftigungen, die nur gelegentlich ausgelibt werden

Beschaftigungen, die nur gelegentlich ausgelbt werden, sind grundsatzlich von unterge-
ordneter wirtschaftlicher Bedeutung und daher als nicht berufsmaBig anzusehen. Es
handelt sich um Beschaftigungen, fur die bei ihrer Aufnahme keine Anhaltspunkte
dafiir vorliegen, dass der ersten Beschaftigung innerhalb absehbarer Zeit eine wei-
tere folgen wird (vgl. Urteil des BSG vom 11. Juni 1980 - 12 RK 30/79 -, USK 80106).
Dies wird z. B. fur Beschaftigungen zwischen dem Schulabschluss und beabsich-
tigter Fachschulausbildung bzw. beabsichtigtem Studium angenommen, weil diese
Aushilfen noch nicht zum Personenkreis der Erwerbstatigen gehéren. Aber auch
Beschaftigungen von Schiilern, die in der Regel wahrend der Schulferien ausgetibt

werden, sind von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung.

Kurzfristige Beschéftigungen zwischen Schulentlassung und Aufnahme einer betriebli-
chen Berufsbildung oder eines dualen Studiengangs, eines freiwilligen sozialen oder
6kologischen Jahres, eines Bundesfreiwilligendienstes, eines dem freiwilligen sozialen
oder 6kologischen Jahr vergleichbaren Freiwilligendienstes (wie beispielsweise dem ent-
wicklungspolitischen Freiwilligendienst ,WELTWARTS" oder dem ,Incoming-Freiwilligen-
dienst”) oder eines freiwilligen Wehrdienstes werden dagegen berufsmaBig ausgeubt.
Dies gilt auch, wenn nach der Ableistung des freiwilligen Dienstes voraussichtlich ein Stu-
dium aufgenommen wird. FUr befristete Beschaftigungen, die zwischen einem Freiwilli-
gendienst und dem beabsichtigten Studium ausgeiibt werden, kann sich BerufsmaBigkeit

unter den Voraussetzungen nach Ziffer 2.3.3.3 ergeben.

2.3.3.3 Beschaftigungen, die nicht nur gelegentlich ausgetibt werden

Folgt eine kurzfristige Beschaftigung auf bereits ausgelbte Beschaftigungen, ist Berufs-
maBigkeit ohne weitere Prifung anzunehmen, wenn die Beschaftigungszeiten im Laufe
eines Kalenderjahres insgesamt mehr als drei Monate oder 70 Arbeitstage betragen. Da-
bei werden alle Beschéaftigungen mit Ausnahme geringfligig entlohnter Beschaftigungen
und kurzfristiger Beschaftigungen mit einem Arbeitsentgelt bis 450 Euro im Monat be-
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ricksichtigt (vgl. Beispiel 48). AuBerdem stehen Zeiten der Meldung als Ausbildung- oder
Arbeitsuchender (§ 15 Satze 1 und 2 SGB Ill) mit Beschéftigungslosigkeit den Beschéafti-
gungszeiten gleich (BSG-Urteil vom 27. September 1972 - 12/3 RK 49/71 -, USK 72149).

Bei Personen, die aus dem Berufsleben ausgeschieden sind und infolgedessen nicht
mehr zum Personenkreis der berufsmaBig Erwerbstatigen zahlen bzw. dem Arbeitsmarkt
nicht mehr dauerhaft zur Verfigung stehen, kénnen fir die Prifung der BerufsmaBigkeit
mehr als geringfligige Beschaftigungszeiten nur nach dem Ausscheiden angerechnet
werden (vgl. Beispiel 49). Hierzu gehéren z. B. Bezieher einer Vollrente wegen Alters
(keine Altersteilrentner) oder Hausfrauen und Hausmanner. Gleiches gilt auch fir
Studenten, die noch nicht zum Personenkreis der Erwerbstatigen zahlen bzw. dem
Arbeitsmarkt noch nicht dauerhaft zur Verfligung stehen. Hier werden fir die Pri-
fung der BerufsmaBigkeit mehr als geringfiigige Beschaftigungszeiten nur ab Stu-

dienbeginn berucksichtigt.

2.3.3.4 Kurzfristige Beschaftigungen neben Elternzeit oder
unbezahltem Urlaub

Arbeitnehmer, deren Beschaftigungsverhaltnis wegen Elternzeit oder wegen eines unbe-
zahlten Urlaubs unterbrochen wird und die wéhrend dieser Zeit eine auf drei Monate bzw.
70 Arbeitstage befristete Beschaftigung austiben und deren Verdienst die Arbeitsentgelt-
grenze von 450 Euro im Monat Ubersteigt, Gben diese Beschaftigung berufsméaBig aus
(vgl. Beispiel 4b). Dabei spielt es keine Rolle, ob die befristete Beschaftigung beim bis-

herigen Arbeitgeber oder bei einem anderen Arbeitgeber ausgetbt wird.

2.3.3.5 Beschaftigungslose

Uben Personen, die beschéaftigungslos und bei der Arbeitsagentur fiir eine mehr als kurz-
fristige Beschaftigung als Ausbildung- oder Arbeitsuchende gemeldet sind (mit und ohne
Leistungsbezug), eine Beschaftigung aus, sind sie zum Personenkreis der Erwerbstatigen
zu zahlen, die eine Beschaftigung berufsmaBig und daher ohne Ricksicht auf die Be-
schéftigungsdauer nicht kurzfristig austiben; es sei denn, die Arbeitsentgeltgrenze von
450 Euro im Monat wird nicht Uberschritten (vgl. Beispiele 4a, 4c und 4d). Durch die Mel-
dung bei der Arbeitsagentur scheiden diese Personen nicht aus dem Kreis der berufsma-
Big Beschaftigten aus. Vielmehr beruht ihre wirtschaftliche Stellung nach wie vor auf dem
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durch Erwerbstatigkeit als Beschaftigte zu erzielenden Verdienst (vgl. Urteile des BSG
vom 27. September 1972 - 12/3 RK 49/71 -, USK 72149 und vom 11. Mai 1993 - 12 RK
23/91 -, USK 9353). Personen, die sich lediglich wahrend ihrer Schulausbildung zur
Erlangung eines Ausbildungsplatzes bei der Agentur fir Arbeit ausbildungsuchend

melden, gelten fir die Dauer ihrer Schulausbildung nicht als berufsmaBig.

2.3.3.6  Berlcksichtigung von Zeiten im Ausland

Fir die Prifung der BerufsmaBigkeit sind auch Beschaftigungszeiten im Ausland zu be-
ricksichtigen, wobei allerdings die Hohe des im Ausland erzielten Arbeitsentgelts uner-
heblich ist. Folglich werden in diesem Zusammenhang auch Beschaftigungszeiten in an-
deren Staaten mit einem Arbeitsentgelt bis zu 450 EUR im Monat angerechnet. Dem liegt
die Ansicht zugrunde, dass die BerufsméBigkeit einer Beschaftigung nicht allein vom Er-
werbsverhalten in Deutschland bestimmt wird, sondern vom allgemeinen Erwerbsleben

des Beschéftigten.

2.4 Abgrenzung der geringfugig entlohnten Beschéftigung von der kurzfristigen
Beschaftigung

Wéhrend die geringfugig entlohnte Beschéftigung (vgl. 2.2) grundsatzlich auf Dauer bzw.
regelmaBige Wiederkehr angelegt ist, sieht die kurzfristige Beschaftigung (vgl. 2.3) hin-
gegen als Grundvoraussetzung einen befristeten Arbeitseinsatz vor. Die beiden Beschaf-
tigungsarten unterscheiden sich somit in erster Linie dadurch, dass eine geringflgig ent-
lohnte Beschaftigung regelmaBig und eine kurzfristige Beschéaftigung nur gelegentlich
ausgelbt wird. Eine auf langstens drei Monate oder 70 Arbeitstage innerhalb eines Ka-
lenderjahres befristete Beschaftigung mit einem Arbeitsentgelt, welches die Arbeitsent-
geltgrenze von 450 Euro im Monat nicht tberschreitet, kann sowohl als kurzfristige als
auch als geringflgig entlohnte Beschaftigung behandelt werden. Eine geringfigig ent-
lohnte und eine kurzfristige Beschéaftigung schlieBen sich somit nicht zwangslaufig ge-

genseitig aus.

Sofern im unmittelbaren Anschluss an eine geringfligig entlohnte (Dauer-)Beschéftigung
bei demselben Arbeitgeber eine auf langstens drei Monate befristete Beschaftigung ver-
einbart wird, ist von der widerlegbaren Vermutung auszugehen, dass es sich um die Fort-
setzung der bisherigen (Dauer-)Beschéftigung handelt. Hieraus folgt, dass bei einem Ar-



-69 -

beitsentgelt von mehr als 450 Euro im Monat vom Zeitpunkt der Vereinbarung der befris-
teten Beschaftigung an die Arbeitsentgeltgrenze tUberschritten wird und damit Versiche-
rungspflicht eintritt; bei einem monatlichen Arbeitsentgelt bis 450 Euro liegt durchgehend
eine geringflgig entlohnte Beschaftigung vor. Dies gilt umso mehr, wenn sich an die be-
fristete Beschaftigung wiederum unmittelbar eine (flr sich betrachtet) geringfligig entlohn-
te Beschaftigung anschlieBt. Versicherungsfreiheit wegen Vorliegens einer kurzfristigen
Beschaftigung kommt in Féllen der hier in Rede stehenden Art nur dann in Betracht,
wenn es sich bei den einzelnen Beschaftigungen um Beschaftigungsverhaltnisse handelt,
die sich nach dem Inhalt des Arbeitsvertrages in wesentlichen Punkten (Arbeitszeit,
Aufgabenstellung, Eingliederung in einen anderen Betriebsteil, Hohe des Arbeits-
lohns) voneinander unterscheiden. Gleiches gilt, wenn zwischen dem Ende der gering-
fugig entlohnten Beschaftigung und dem Beginn der kurzfristigen Beschaftigung bei dem-

selben Arbeitgeber mindestens zwei Monate liegen (Beispiel 54).

Die Ausfuhrungen gelten gleichermaBen, wenn eine kurzfristige Beschaftigung auf eine

nicht geringflgige (Haupt-)Beschaftigung folgt.

3 Uberschreiten der Arbeitsentgelt- und Zeitgrenzen

3.1 Geringfligig entlohnte Beschaftigungen

Uberschreitet das Arbeitsentgelt regelmaBig 450 Euro im Monat, so liegt vom Tage des
Uberschreitens an keine geringfiigige Beschaftigung mehr vor (vgl. Beispiel 50). Fiir die
zurtckliegende Zeit verbleibt es bei der geringfligig entlohnten Beschaftigung. Ein nur
gelegentliches und nicht vorhersehbares Uberschreiten der Arbeitsentgeltgrenze fiihrt
nicht zur Beendigung der geringfligig entlohnten Beschéftigung; als gelegentlich ist dabei
ein Zeitraum bis zu drei Monaten innerhalb eines Zeitjahres anzusehen. Der Jahreszeit-
raum ist in der Weise zu ermitteln, dass vom letzten Tag des zu beurteilenden Beschéfti-
gungsmonats ein Jahr zurlckgerechnet wird. Als Monat gilt der Entgeltabrechnungszeit-
raum (Kalendermonat). Monate, in denen die monatliche Arbeitsentgeltgrenze von

450 Euro vorhersehbar Uberschritten wird (z. B. aufgrund saisonaler Mehrarbeit, vgl. Bei-
spiel 7b), sind hierbei unbertcksichtigt zu lassen. Das Zeitjahr entspricht einem Zeitraum
von 12 Monaten, welcher mit dem Kalendermonat endet, fir den aktuell die Beurteilung
des Versicherungsstatus wegen nicht vorhersehbaren Uberschreitens erfolgen soll

(vgl. Beispiele 51a und 51b). Wird die monatliche Arbeitsentgeltgrenze innerhalb des
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maBgebenden Zeitjahres in mehr als drei Monaten (iberschritten, ist das Uberschreiten
nicht mehr gelegentlich und begriindet eine nicht geringfligige Beschaftigung; es sei
denn, die in dem vom Arbeitgeber gewahlten Jahreszeitraum fir die Ermittlung des re-
gelmé&Bigen Arbeitsentgelts (vgl. 2.2.1) geltende Arbeitsentgeltgrenze von 5.400 Euro
wird nicht Uberschritten. Die nicht geringfligige Beschéaftigung besteht dann fir die Dauer
des nicht vorhersehbaren Uberschreitens der Arbeitsentgeltgrenze. Eine geringfiigig ent-
lohnte Beschéftigung liegt ab dem Zeitpunkt wieder vor, von dem an ein unvorhersehba-
res Uberschreiten nicht mehr gegeben ist und das regelmaBige monatliche Arbeitsentgelt
im Durchschnitt einer neu angestellten Jahresbetrachtung (vgl. 2.2.1) 450 Euro nicht
Ubersteigt (vgl. Beispiel 51c). Die Ausfihrungen gelten gleichermaBen fir mehrere ge-
ringfligig entlohnte Beschéaftigungen, die bei verschiedenen Arbeitgebern bis zu einem
Gesamtentgelt bis regelméaBig 450 Euro im Monat ausgelibt werden (vgl. 2.2.2.1) und fir
geringfligig entlohnte Beschéftigungen mit Zeitguthaben aufgrund einer sonstigen flexib-
len Arbeitszeitregelung (vgl. 2.2.1.3).

Bei geringfligig entlohnten Beschéaftigungen mit unvorhersehbar schwankendem Arbeits-
entgelt, in denen der Arbeitgeber bereits im Vorfeld im Rahmen seiner Jahresprognose
fir die Ermittlung des regelméaBigen monatlichen Arbeitsentgelts unvorhersehbare Uber-
schreitungen der monatlichen Entgeltgrenze von 450 Euro einkalkuliert hat (vgl. 2.2.1.2),
darf der Jahreswert von 5.400 Euro nicht tberschritten werden (vgl. Beispiel 7a). Die vor-
herigen Ausfiihrungen zum gelegentlichen unvorhersehbaren Uberschreiten der Entgelt-
grenze finden hier keine Anwendung.

In den Féllen, in denen die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro infolge einer riickwirken-
den Erhéhung des Arbeitsentgelts Uberschritten wird, liegt eine nicht geringfligige Be-
schaftigung von dem Tage an vor, an dem der Anspruch auf das erhdhte Arbeitsentgelt
entstanden ist (z. B. Tag des Abschlusses eines Tarifvertrags); fir die zurtickliegende
Zeit verbleibt es bei der geringflgig entlohnten Beschaftigung. Allerdings sind in diesen
Fallen fir das nachgezahlte Arbeitsentgelt (auch von dem 450 Euro Ubersteigenden Be-
trag) die Sozialversicherungsbeitrage (vgl. C) und, sofern sie anfallen, auch die Umlagen
zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendung fir Entgeltfortzahlung (vgl. G), die Umlage fr
das Insolvenzgeld (vgl. H) sowie die einheitliche Pauschsteuer (vgl. 1) zu zahlen (vgl. Bei-
spiel 52). Es bestehen keine Bedenken, wenn Arbeitgeber die Beschaftigung aus
abrechnungstechnischen Griinden bereits zu Beginn des Kalendermonats, in dem

der Anspruch auf das erhéhte Arbeitsentgelt entstanden ist, umstellen.
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3.2 Kurzfristige Beschaftigungen

Uberschreitet eine Beschaftigung, die als kurzfristige Beschéaftigung angesehen wird,
entgegen der urspringlichen Erwartung die unter 2.3 angegebene Zeitdauer, so liegt vom
Tage des Uberschreitens an keine kurzfristige Beschaftigung mehr vor (vgl. Beispiel 38).
Allerdings kénnen die Merkmale fir eine geringflgig entlohnte Beschéaftigung (vgl. 2.2)
erfullt sein (vgl. Beispiel 44).

Stellt sich im Laufe der Beschéftigung heraus, dass sie langer dauern wird, liegt eine
kurzfristige Beschéftigung bereits ab dem Tage nicht mehr vor, an dem das Uberschrei-
ten der Zeitdauer erkennbar wird, also nicht erst nach Ablauf der drei Monate bzw. 70
Arbeitstage; fur die zurlickliegende Zeit verbleibt es bei der kurzfristigen Beschaftigung
(vgl. Beispiele 38 und 40).

Sofern eine zun&chst auf ein Jahr oder weniger befristete Rahmenvereinbarung mit Ar-
beitseinsatzen bis zu maximal 70 Arbeitstagen auf eine Dauer von Uber einem Jahr ver-
langert oder unmittelbar im Anschluss eine neue Rahmenvereinbarung bei demselben
Arbeitgeber abgeschlossen wird, ist abhdngig von der Ausgestaltung der Beschaftigung
zu priifen, ob die Voraussetzungen fir eine gelegentliche Beschaftigung aufgrund einer
Rahmenvereinbarung mit sich wiederholenden Arbeitseinsatzen Uber mehrere Jahre hin-
weg vorliegen (vgl. 2.3). In diesem Fall besteht die kurzfristige Beschaftigung fort. Ande-
renfalls liegt vom Zeitpunkt der Vereinbarung der Verldngerung an bzw. ab Beginn der
neuen Rahmenvereinbarung eine regelmaBige Beschaftigung vor. In diesen Féllen ist
allerdings zu prufen, ob die Merkmale einer geringfligig entlohnten Beschéaftigung vorlie-
gen. Darlber hinaus sind die Voraussetzungen fir eine (erneute) kurzfristige Beschafti-
gung aufgrund einer langstens fir ein Jahr befristeten Rahmenvereinbarung mit Arbeits-
einsatzen bis zu maximal 70 Arbeitstagen bei demselben Arbeitgeber erflillt, wenn zwi-

schen den beiden Rahmenvereinbarungen mindestens zwei Monaten liegen.
4 Besonderheiten in der Arbeitslosenversicherung

Die Arbeitslosenversicherungsfreiheit geringfligiger Beschéaftigungen ergibt sich aus § 27
Abs. 2 SGB Ill. DarlGber hinaus besteht nach § 27 Abs. 5 Satz 1 SGB Il fir solche Arbeit-
nehmer Versicherungsfreiheit in der Arbeitslosenversicherung, die neben dem Anspruch
auf Arbeitslosengeld eine Beschaftigung ausiben. Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld
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besteht allerdings nur dann, wenn unter anderem Arbeitslosigkeit im Sinne von § 138
Abs. 1 SGB Il vorliegt. Dies setzt nach § 138 Abs. 3 SGB Ill voraus, dass der Arbeitneh-
mer in keinem oder nur in einem Beschaftigungsverhaltnis mit einer Arbeitszeit von weni-
ger als 15 Stunden in der Woche steht. Somit liegt nur bei einer neben dem Anspruch
auf Arbeitslosengeldbezug bestehenden Beschaftigung mit einer Arbeitszeit von unter 15

Stunden in der Woche Arbeitslosenversicherungsfreiheit vor (vgl. Beispiele 4a und 4d).

Die Versicherungsfreiheit nach § 27 Abs. 5 Satz 1 SGB lll gilt nicht fir Bezieher von Teil-
arbeitslosengeld; sie sind nur dann arbeitslosenversicherungsfrei, wenn sie eine gering-
fugig entlohnte Beschéftigung oder eine kurzfristige Beschaftigung mit einem Arbeitsent-

gelt von nicht mehr als 450 Euro im Monat (vgl. 2.3.3.5) ausUben.

5 Flexible Arbeitszeitregelungen

Sozialversicherungsrechtlich relevante flexible Arbeitszeitregelungen sind auch fir gering-
fugig Beschaftigte uneingeschrankt mdglich. Dabei ist zwischen

= sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen (z. B. Gleitzeit- oder Jahreszeitkonten)
und

=  Wertguthabenvereinbarungen (z. B. Langzeit- oder Lebensarbeitszeitkonten)

zu unterscheiden.

Wéhrend eine Beschaftigung ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt nach § 7 Abs. 3 Satz 1
SGB IV fir langstens einen Monat als Beschaftigung gegen Arbeitsentgelt fortbesteht,
sind sozialversicherungsrechtliche Beschaftigungen gegen Arbeitsentgelt flir bezahlte
Freistellungen von der Arbeitsleistung im Rahmen flexibler Arbeitszeitregelungen auch fur
Zeitrdume von mehr als einem Monat méglich. Fur Zeiten der Freistellung von der Ar-
beitsleistung im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen kann eine Beschafti-
gung nach § 7 Abs. 1a Satz 2 SGB IV jedoch nur fir langstens drei Monate (bis 31. De-
zember 2011 l&ngstens fur einen Monat) begrindet werden, wahrend bei Freistellungen
von der Arbeitsleistung auf der Grundlage einer Wertguthabenvereinbarung (§ 7b

SGB 1V) auch fur Zeiten von mehr als drei Monaten eine Beschaftigung gegen Arbeits-
entgelt besteht (§ 7 Abs. 1a Satz 1 SGB 1V).
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5.1 Freistellungen im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen

Sonstige flexible Arbeitszeitregelungen verfolgen im Unterschied zu Wertguthabenverein-
barungen nicht das Ziel der (Iangerfristigen) Freistellung von der Arbeitsleistung unter
Verwendung eines - aufgrund Verzichts auf die Auszahlung erarbeiteten Arbeitsentgelts
aufgebauten - Wertguthabens. Vielmehr erfolgt bei diesen Arbeitszeitregelungen bei
schwankender Arbeitszeit regelmaBig ein Ausgleich in einem Arbeitszeitkonto.

Flr diese Arbeitszeitregelungen zur flexiblen Gestaltung der werktaglichen oder wdchent-
lichen Arbeitszeit oder zum Ausgleich betrieblicher Produktions- und Arbeitszeitzyklen
unter Verstetigung des regelmaBigen Arbeitsentgelts besteht bei Abweichungen der tat-
sachlichen Arbeitszeit von der vertraglich geschuldeten (Kern-)Arbeitszeit auch in Zeiten
der vollstandigen Verringerung der Arbeitszeit (Freistellung) unter Fortzahlung eines ver-
stetigten Arbeitsentgelts bis zu drei Monaten die Beschéftigung nach § 7 Abs. 1a Satz 2
SGB |V fort. Der Beitragspflicht unterliegt ausschlieBlich das ausgezahlte vertraglich ge-
schuldete verstetigte Arbeitsentgelt, unabhangig von der im Rahmen einer geringeren
oder héheren Arbeitszeit tatsachlich erbrachten Arbeitsleistung. Einer Verschiebung der
Falligkeit von Sozialversicherungsbeitrdgen auf den Zeitpunkt der Inanspruchnahme des
Zeitguthabens - wie bei Wertguthabenvereinbarungen (vgl. 5.2) - bedarf es in diesen Fal-
len daher nicht. Fir die beitragsrechtliche Behandlung der in entsprechenden Beschéafti-
gungen mit einem Stundenlohnanspruch aus einem Arbeitszeitkonto beanspruchten Ar-
beitsentgelte wurde das Zuflussprinzip eingefihrt (§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB IV). Hiernach
hangt die Falligkeit der Beitrage fir Arbeitsentgelte aus einem Stundenlohnanspruch, die
wéahrend des Abbaus eines Arbeitszeitkontos einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung
ausgezahlt werden, vom Zufluss des Arbeitsentgelts ab.

Die sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelungen flr geringfligig Beschaftigte missen neben
dem Aufbau von Zeitguthaben auch deren tatséchlichen Abbau ermdglichen. Ist der Ab-
bau eines Zeitguthabens von vornherein nicht beabsichtigt, ist die Arbeitszeitvereinbarung
sozialversicherungsrechtlich irrelevant (§ 32 SGB ). In diesen Féllen wére - unabhéangig
von der Fihrung eines Arbeitszeitkontos - vom Beginn der Beschaftigung an der versi-
cherungs- und beitragsrechtlichen Beurteilung das tatsachlich erarbeitete Arbeitsentgelt
zu Grunde zu legen (vgl. Beispiel 9).
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5.2 Freistellungen im Rahmen von Wertguthabenvereinbarungen

Wertguthabenvereinbarungen sollen (langerfristige) Freistellungen von der Arbeitsleis-
tung unter Verwendung eines - aufgrund Verzichts auf die Auszahlung erarbeiteten Ar-
beitsentgelts aufgebauten - Wertguthabens erméglichen. Eine Freistellung im Rahmen
einer Wertguthabenvereinbarung dient vorrangig dem Zweck, auch in Zeiten von mehr als
einem Monat aufgrund der gesetzlichen Beschaftigungsfiktion (§ 7 Abs. 1a Satz 1

SGB V) den Versicherungsschutz in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenver-
sicherung aufrecht zu erhalten. Dies ist in einer geringflgigen entlohnten Beschaftigung
grundsatzlich nicht méglich. Im Rahmen der nunmehr zulassigen Wertguthabenvereinba-
rung in einer geringfligigen Beschaftigung (§ 7b Nr. 5 SGB IV) besteht in Zeiten der Frei-
stellung von der Arbeitsleistung und der Fortzahlung des Arbeitsentgelts aus einem
Wertguthaben lediglich die geringfligig entlohnte Beschéftigung fort.

Soweit Wertguthaben in einer geringfligigen Beschaftigung aufgebaut wurde, kann des-
sen Entsparung lediglich in geringfiigig entlohntem Umfang erfolgen. Es fehlt zwar an
einer klarstellenden entsprechenden gesetzlichen Regelung. Allerdings schlieBen Sinn
und Zweck von Wertguthabenvereinbarungen aus, dass aus einer wahrend der Arbeits-
phase in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung versicherungsfreien sowie in der
Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtigen und gegebenenfalls in der Rentenver-
sicherung von der Versicherungspflicht befreiten geringfligigen Beschéftigung ein sozial-
versicherungsrechtlicher Schutz in einer wahrend der Freistellungsphase versicherungs-
pflichtigen Beschéftigung begrindet werden kann.

Far die Prifung der Angemessenheit der Entsparung des Wertguthabens nach § 7

Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB |V gilt - wie bei einer versicherungspflichtigen Beschéftigung -
als Héchstgrenze zwar ebenfalls 130 Prozent des durchschnittlich gezahlten Arbeitsent-
gelts der unmittelbar vorangegangenen zwélf Kalendermonate der Arbeitsphase, aller-
dings kénnen bei der Entsparung eines Wertguthabens aus einer geringfligig entlohnten
Beschaftigung nicht mehr als 450 Euro monatlich aus dem Wertguthaben entnommen
werden. Wird das Wertguthaben mit einem monatlichen Arbeitsentgelt von mehr als
450 Euro entspart, bleibt die Beschaftigung dennoch auch in der Freistellungsphase ge-
ringfligig entlohnt und die bei geringfligig entlohnter Beschéftigung anfallenden Beitrage
sind auf das tatsachlich ausgezahlte Arbeitsentgelt zu zahlen. Da in vorgenannten Fallen
keine versicherungspflichtige (Haupt-)Beschéftigung begriindet wird, ist bei der Zusam-
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menrechnung mit weiteren geringflgig entlohnten Beschéftigungen (vgl. 2.2.2.1) auch
das tatsachlich entsparte Arbeitsentgelt zu berlcksichtigen, in dessen Folge die Beschaf-
tigungen mehr als geringflgig entlohnt und somit versicherungspflichtig zu beurteilen
sind.

Nach § 7b Nr. 5 SGB IV kann ein Wertguthaben aus einer nicht geringfligigen Beschafti-
gung wéahrend der Freistellung von der Arbeitsleistung zudem nicht im Rahmen einer ge-
ringflgig entlohnten Beschéftigung entspart werden. Demzufolge muss jedoch die Um-
wandlung einer nicht geringfligigen Beschaftigung bereits in der Ansparphase in eine
geringflgig entlohnte Beschéaftigung durch eine Wertguthabenvereinbarung erst recht
unzulassig sein (§ 32 SGB 1). Soweit geringfligig Beschaftigten der Abschluss von Wert-
guthabenvereinbarungen ermdglicht wurde, der auch in Zeiten der Freistellung von der
Arbeitsleistung nicht mit einem besonderen Versicherungsschutz verbunden ist, kann dies
nicht dazu fuhren, dass durch eine Wertguthabenvereinbarung eine versicherungspflichti-
ge Beschaftigung (bereits in der Ansparphase des Wertguthabens) versicherungsfrei wird
(vgl. Beispiel 10). Wurde eine entsprechende Wertguthabenvereinbarung geschlossen,
ist sie sozialversicherungsrechtlich nicht relevant. Da in diesen Féllen eine Wertgutha-
benvereinbarung nach § 7b SGB IV nicht vorliegt, finden auch die besonderen beitrags-
rechtlichen Regelungen zur Verschiebung der Beitragsfalligkeit nach § 23b Abs. 1

SGB IV keine Anwendung. Demzufolge ist das Arbeitsentgelt fir die versicherungs- und
beitragsrechtliche Beurteilung maBgebend, welches erarbeitet wurde. Die nur teilweise
Auszahlung des Arbeitsentgelts im Rahmen des Aufbaus eines ,Arbeitsentgeltkontos® ist
dabei unerheblich. Bei den spater aus diesem Konto ausgezahlten Betragen handelt es
sich nicht um sozialversicherungsrechtlich relevantes Arbeitsentgelt.

Da kurzfristige Beschaftigungen im Voraus auf einen kurzen Zeitraum begrenzt werden
(vgl. 2.3), sind hier Wertguthabenvereinbarungen fir eine (Iangerfristige) Freistellung von
der Arbeitsleistung nicht moglich.

5.3 Auswirkungen bei Freistellungen von der Arbeitsleistung von mehr als
drei Monaten

Bei Freistellungen von der Arbeitsleistung im Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitrege-
lungen von mehr als drei Monaten, ist wegen Beendigung des versicherungsrechtlichen

Beschaftigungsverhaltnisses nach Ablauf des dritten Monats (Abmeldung zum Ende des
dritten Monats, vgl. D 2) das darlber hinaus ausgezahlte Arbeitsentgelt wie einmalig ge-
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zahltes Arbeitsentgelt zu behandeln und dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum zuzu-
ordnen (§ 23a SGB 1V); vgl. Beispiel 8b. Gleiches gilt fir Zeitguthaben, welches nicht
durch Freizeit ausgeglichen, sondern in Arbeitsentgelt abgegolten wird.

Auswirkungen auf die versicherungsrechtliche Beurteilung flr abgelaufene Beschafti-
gungszeitrdume ergeben sich hierdurch nicht, vorausgesetzt es liegt keine nichtige Ver-
einbarung vor (vgl. 5.1). Der Arbeitgeber hat allerdings fur die Zeit ab der auf die Arbeits-
unterbrechung folgenden ersten Arbeitsaufnahme das regelmaBige Arbeitsentgelt

(vgl. 2.2.1.3) vorausschauend neu zu bestimmen.

Bei einer Wertguthabenvereinbarung besteht die Beschaftigung auch bei einer Freistel-
lung von mehr als drei Monaten fort, wenn aus dem Wertguthaben wahrend der Freistel-
lung ein angemessenes Arbeitsentgelt (§ 7 Abs. 1a Satz 1 Nr. 2 SGB V) bezogen wird,
welches mindestens 70 Prozent des durchschnittlich gezahlten Arbeitsentgelts der unmit-
telbar vorangegangenen zwélf Kalendermonate der Arbeitsphase entspricht.

5.4 Besondere Regelungen zum Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht

Freistellungen im Rahmen einer Wertguthabenvereinbarung sind an viele Bedingungen
(z. B. Uber Aufzeichnungspflichten, Wertguthabenanlage und Insolvenzsicherung) ge-
knUpft, auf die an dieser Stelle nicht im Detail eingegangen wird. Weitergehende Ausfih-
rungen hierzu, zur Abgrenzung der Wertguthabenvereinbarung von sonstigen flexiblen
Arbeitszeitregelungen sowie zu den Auswirkungen flexibler Arbeitszeitregelungen auf das
Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht kdnnen dem Rundschreiben der Spitzenorga-
nisationen der Sozialversicherung zur sozialrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeit-

regelungen entnommen werden.

6 Feststellung von Mehrfachbeschaftigungen

6.1 Pflichten des Arbeitgebers

Der Arbeitgeber hat nach § 28a SGB 1V jeden versicherungspflichtigen und jeden gering-
flgig Beschéftigten zu melden und nach § 28e SGB IV den Gesamtsozialversicherungs-
beitrag zu zahlen. Hieraus erwachst flir den Arbeitgeber die Verpflichtung, das Versiche-
rungsverhaltnis des jeweiligen Arbeitnehmers zu beurteilen, Beitrdge zu berechnen und
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gegebenenfalls vom Arbeitsentgelt einzubehalten und an die Einzugsstelle abzufiihren.
Ungeachtet dessen hat der Arbeitgeber nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 BVV die fir die Ver-
sicherungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht maBgebenden Anga-
ben Uber den Beschaftigten - z. B. bei geringfligig Beschaftigten - zu den Entgeltunterla-
gen zu nehmen. Insbesondere fur geringfligig Beschéaftigte sieht § 8 Abs. 2 Nr. 7 BVV
zwingend vor, dass die Erklarung des kurzfristig geringfligig Beschaftigten Gber weitere
kurzfristige Beschaftigungen im Kalenderjahr oder die Erklarung des geringfligig entlohn-
ten Beschéftigten Uber weitere Beschéaftigungen sowie in beiden Féllen die Bestatigung,
dass die Aufnahme weiterer Beschaftigungen dem Arbeitgeber anzuzeigen sind, zu den
Entgeltunterlagen (vgl. F) zu nehmen ist.

Verst6Be gegen das Beitrags- und Meldeverfahren kénnen nach § 111 Abs. 4 SGB IV als
Ordnungswidrigkeit mit einem BuBgeld bis zu 50.000 Euro geahndet werden.

6.2 Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers

Andererseits ist der Arbeitnehmer nach § 280 Abs. 1 SGB IV verpflichtet, dem Arbeitge-
ber, bei mehreren Beschaftigungen allen beteiligten Arbeitgebern, die zur Durchfihrung
des Meldeverfahrens und der Beitragszahlung erforderlichen Angaben zu machen und,
soweit erforderlich, Unterlagen vorzulegen. Hierzu gehért auch, dass der Arbeithehmer
seine Arbeitgeber Uber eventuelle Vorbeschaftigungen oder tber aktuelle weitere Be-
schaftigungen bei anderen Arbeitgebern informiert, damit der jeweilige Arbeitgeber die
Kurzfristigkeit einer Beschaftigung beurteilen oder aber prifen kann, ob eine geringflgig
entlohnte Beschéftigung mit anderen geringfligig entlohnten Beschaftigungen oder mit
einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen Beschaftigung zusammenzurechnen ist
(vgl. Ausfihrungen zur zwingenden Erklarung des Arbeitnehmers unter 6.1). In diesem
Zusammenhang wird dem Arbeitgeber empfohlen, die notwendigen Angaben zur versi-
cherungsrechtlichen Beurteilung der Beschéftigung mittels eines Einstellungsbogens

beim Arbeitnehmer zu erfragen.
6.3 Beginn der Versicherungspflicht
Sofern ein Sozialversicherungstréager im Nachhinein (z. B. durch Datenabgleich bei der

Minijob-Zentrale oder bei der Datenstelle der Trager der Rentenversicherung oder im
Rahmen einer Betriebsprifung) feststellt, dass mehrere kurzfristige Beschaftigungen oder
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mehrere geringflgig entlohnte Beschéaftigungen oder - abgesehen von einer geringfligig
entlohnten Beschéftigung - eine geringflgig entlohnte Beschaftigung mit einer nicht ge-
ringflgigen versicherungspflichtigen Beschéaftigung zusammenzurechnen sind und damit
keine geringfligige Beschaftigung mehr vorliegt, tritt die Versicherungspflicht nach § 8
Abs. 2 Satz 3 SGB |V aufgrund der dann nicht geringfligigen Beschéaftigung mit der Be-
kanntgabe dieser Feststellung durch die Einzugsstelle (vgl. E) oder durch einen Renten-
versicherungstrager ein (vgl. Beispiel 53).

Dass die vorgenannte Amnestieregelung nicht gilt, wenn der Arbeitgeber vorsatzlich oder
grob fahrlassig versaumt hat, den Sachverhalt fir die versicherungsrechtliche Beurteilung
aufzuklaren, hat der Gesetzgeber in § 8 Abs. 2 Satz 4 SGB |V klargestellt. Vorsatz ist das
Wissen und Wollen des rechtswidrigen Erfolgs. Grobe Fahrlassigkeit liegt vor, wenn die
Beteiligten die verkehrsibliche Sorgfalt in besonders grobem MaBe verletzt haben, also
einfachste, jedem einleuchtende Uberlegungen nicht angestellt wurden. Von einem Vor-
satz ist z. B. dann auszugeben, wenn der Arbeitgeber Hinweise des Beschaftigten oder
anderer Personen, die zwangslaufig zu einer anderen versicherungsrechtlichen Beurtei-
lung der Beschaftigung hatten filhren missen, bewusst ignoriert hat. Vorsatzlich werden
Sozialversicherungsbeitrdge schon dann vorenthalten, wenn der Beitragsschuldner die
Beitragspflicht fir mdglich hielt, die Nichtabflihrung des Beitrags aber billigend in Kauf
nahm. Grobe Fahrlassigkeit liegt z. B. dann vor, wenn der Arbeitgeber nichts unternom-

men hat, um den Sachverhalt zu ermitteln.

Zustandige Einzugsstelle (vgl. E) im oben genannten Sinne ist die Minijob-Zentrale der
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See (§ 8 Abs. 2 Satz 3 in Verbindung
mit § 28i Satz 5 SGB V). Ein Rentenversicherungstrager ist zustandig, wenn eine unter-
bliebene Zusammenrechnung im Rahmen einer Betriebsprifung festgestellt wird. Die
Minijob-Zentrale bzw. der zustandige Rentenversicherungstrager wird dem Arbeitgeber im
Ubrigen in dem Bescheid (iber die festgestellte Versicherungspflicht definitiv den Tag des
Beginns der Versicherungspflicht mitteilen und den bzw. die Arbeitgeber auffordern, die
entsprechenden Meldungen vorzunehmen. Dieser ist zu den Entgeltunterlagen zu

nehmen (vgl. F).

Die Ausfuhrungen gelten sinngeman auch bei der Prifung der BerufsmaBigkeit unter der
Voraussetzung, dass die Versicherungspflicht durch Zusammenrechnung von Beschafti-
gungszeiten ausgeldst wurde (vgl. 2.3.3.2). Liegen die Griinde fliir das Vorliegen von Be-
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rufsmaBigkeit im Status des Arbeithnehmers (z. B. weil er arbeitsuchend und beschafti-
gungslos ist), findet § 8 Abs. 2 Satz 3 SGB |V keine Anwendung.

7 Fortbestand der Versicherungspflicht und Befreiung von der
Versicherungspflicht in Ubergangsfallen ab 1. April 2003

In der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sind durch § 7 Abs. 2
SGB V, § 229 Abs. 6 SGB VI und § 436 SGB Il Bestandsschutzregelungen fir diejenigen
Arbeitnehmer vorgesehen worden, die bis zum 31. Marz 2003 aufgrund ihrer Beschafti-
gung einen Versicherungsschutz hatten, diesen aber bei Anwendung des vom 1. April
2003 an geltenden Rechts verloren héatten. Betroffen hiervon waren in erster Linie Arbeit-
nehmer, die wegen Erreichens der Zeitgrenze von 15 Wochenstunden oder wegen Uber-
schreitens der Arbeitsentgeltgrenze von 325 Euro versicherungspflichtig waren und deren
Arbeitsentgelt vom 1. April 2003 an nicht mehr als 400 Euro betrug. Diese Arbeitnehmer
blieben - in der Krankenversicherung und damit auch in der Pflegeversicherung allerdings
nur unter bestimmten Voraussetzungen - weiterhin versicherungspflichtig; sie hatten je-
doch die Mdglichkeit, sich von dieser Versicherungspflicht befreien zu lassen.

Der Sinn und Zweck der Bestandsschutzregelungen bestand darin, denjenigen Arbeit-
nehmern einen dauerhaften Versicherungsschutz zu gewahren, die diesen (bewusst) be-
grundet haben. Folglich musste der Fortbestand der Versicherungspflicht unabhéangig
davon eingerdumt werden, ob der Arbeitnehmer nach dem bis zum 31. Mé&rz 2003 gel-
tenden Recht der Versicherungspflicht unterlag, weil er die maBgebenden Zeit- und Ar-
beitsentgeltgrenzen aufgrund nur einer Beschaftigung oder aufgrund mehrerer Beschéafti-
gungen Uberschritten hatte.

Weitere Informationen kénnen den Geringflgigkeits-Richtlinien in der Fassung vom

20. Dezember 2012 entnommen werden.
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C Beitragsrecht

1 Allgemeines

Far geringfligig entlohnte Beschaftigungen hat der Arbeitgeber unter bestimmten Voraus-
setzungen Pauschalbeitrdge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen. Zur Pfle-
ge- und Arbeitslosenversicherung fallen solche Pauschalbeitrdge nicht an. Auch fir kurz-
fristige Beschaftigungen sind keine Pauschalbeitrage zu zahlen, und zwar auch dann
nicht, wenn die kurzfristige Beschaftigung gleichzeitig die Voraussetzungen einer gering-
fugig entlohnten Beschéaftigung erfullt.

Arbeitnehmer unterliegen grundsatzlich der Rentenversicherungspflicht und werden an
der Beitragstragung beteiligt.

Werden neben einer nicht geringfligigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung
mehrere geringflgig entlohnte Beschaftigungen ausgelbt, sind die Beitrage zur Kranken-
und Rentenversicherung auch fir diejenige geringfligig entlohnte Beschaftigung zu zah-
len, die nicht mit der mehr als geringfligigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaf-
tigung zusammengerechnet wird und damit wegen geringflgiger Entlohnung in der Kran-
kenversicherung versicherungsfrei und in der Rentenversicherung je nach Sachverhalt
versicherungsfrei, versicherungspflichtig oder von der Versicherungspflicht befreit sind
(vgl. B 2.2.2.2). Soweit geringfligig entlohnte Beschaftigungen durch Zusammenrechnung
mit versicherungspflichtigen Beschaftigungen nicht mehr geringflgig entlohnt sind und
deshalb der Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung unter-
liegen, besteht zu diesen Versicherungszweigen auch Beitragspflicht nach den allgemei-
nen, far nicht geringflgige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrecht-
lichen Regelungen. Uberschreiten die Arbeitsentgelte aus den einzelnen Beschaftigungen
insgesamt die jeweiligen Beitragsbemessungsgrenzen, sind die Beitrdge nach § 22

Abs. 2 Satz 1 SGB IV von den Arbeitgebern anteilmaBig entsprechend der Héhe der Ar-
beitsentgelte zu zahlen (vgl. gemeinsame Grundsatze der Spitzenorganisationen der So-
zialversicherung zur Beitragsberechnung nach § 22 Abs. 2 SGB IV bei Arbeitnehmern mit
mehreren versicherungspflichtigen Beschaftigungen).

Die Beitrage sind auch fur Zeiten der entgeltlichen Freistellung von der Arbeitsleistung im
Rahmen sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen (vgl. B 5.1) bis zu drei Monaten und fr
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Zeiten der Freistellung von der Arbeitsleistung im Rahmen von Wertguthabenvereinba-
rungen (vgl. B 5.2) zu zahlen. Sofern Zeitguthaben nicht durch Freizeit ausgeglichen,
sondern in Arbeitsentgelt abgegolten werden, erfolgt dessen Verbeitragung wie einmalig
gezahltes Arbeitsentgelt (§ 23a SGB V). Gleiches gilt fir die in Zeiten der Freistellung
von der Arbeitsleistung im Rahmen einer sonstigen flexiblen Arbeitszeitregelung nach
Ablauf des dritten Monats gewahrten Bezlige, die als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt
dem letzten Entgeltabrechnungszeitraum zuzuordnen sind (vgl. B 5.3 und Beispiel 8b).
Die Abwalzung der vom Arbeitgeber zu zahlenden Pauschalbeitrage auf den Arbeitneh-
mer stellt eine Ordnungswidrigkeit dar und kann mit einer GeldbuBe bis zu 5.000 Euro
geahndet werden (§ 249b Satz 3 SGB V und § 172 Abs. 4 SGB VI oder § 276a Abs. 2
SGB Vlin Verb. mit § 111 Absatze 2 und 4 SGB V). Dies gilt selbst dann, wenn die Ab-
waélzung der Pauschalbeitrdge mit Duldung des Arbeitnehmers erfolgt, weil solche Ver-
einbarungen gegen geltendes Recht verstoBen und deshalb nach § 32 SGB | nichtig sind.

2 Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung

Nach § 249b Satz 1 SGB V hat der Arbeitgeber einer geringfliigig entlohnten Beschafti-
gung far Versicherte, die in dieser Beschaftigung versicherungsfrei oder nicht versiche-
rungspflichtig sind, einen Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung in H6he von 13 Pro-
zent des Arbeitsentgelts aus dieser Beschaftigung zu zahlen. Der Zusatzbeitrag nach

§ 242 SGB V fallt nicht an. Wird die geringflgig entlohnte Beschéftigung ausschlieBlich
im Privathaushalt (§ 8a SGB V) ausgelibt, betragt der Pauschalbeitrag nach § 249b Satz
2 SGB V 5 Prozent des Arbeitsentgelts. Die Zahlung des Pauschalbeitrags setzt voraus,
dass der geringfligig Beschaftigte nach dem Finften Buch Sozialgesetzbuch in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versichert ist. Die Regelung des § 249b SGB V qilt in der
landwirtschaftlichen Krankenversicherung entsprechend (§ 48 Abs. 6 Zweites Gesetz
Uber die Krankenversicherung der Landwirte - KVLG 1989 -).

2.1 Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fallt nur an, wenn der geringfligig Beschaf-
tigte in der gesetzlichen Krankenversicherung versichert ist. Dabei ist unerheblich, ob es
sich bei dieser Versicherung um eine Pflichtversicherung (z. B. als Rentner oder als Leis-
tungsbezieher nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetzbuch), eine freiwillige

Versicherung oder eine Familienversicherung handelt (vgl. Beispiele 2, 3a, 3b, 5, 7a bis
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7c, 8a bis 8c, 11, 13, 14, 16, 18, 19, 20, 22, 24, 25, 27, 31, 32, 33, 34, 36, 44, 51a bis
51c und 52). Es spielt auch keine Rolle, ob und inwieweit aufgrund der Pflichtversiche-
rung oder der freiwilligen Versicherung bereits Beitrdge zur Krankenversicherung gezahlt

werden.

Im Ubrigen ist der Pauschalbeitrag nur fiir solche Zeiten zu zahlen, fiir die tatséchlich
eine Versicherung in der gesetzlichen Krankenversicherung besteht. Endet z. B. die Fa-
milienversicherung, weil der Stammversicherte aus der Versicherung ausscheidet, entfallt
die Zahlung des Pauschalbeitrags. Zeiten eines nachgehenden Anspruchs nach § 19
SGB V sowie die Gewahrung von Krankenbehandlung fiir nicht Versicherungs-
pflichtige nach § 264 SGB V (Kostenerstattungsfalle) gelten nicht als Versicherungs-
zeiten im Sinne des § 249b SGB V.

Far geringflgig Beschaftigte, die privat krankenversichert sind, fallt kein Pauschalbeitrag
an (vgl. Beispiele 15a bis 15e, 17, 23, 28, 29, 30, 35 und 54).

2.2 Versicherungsfreie oder nicht versicherungspflichtige geringfligig Beschaftigte

Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung kommt nicht nur fir geringfiigig entlohnte
Beschéftigte in Betracht, die nach § 7 SGB V krankenversicherungsfrei sind, sondern fallt
auch fir solche geringfligig entlohnte Arbeitnehmer an, die z. B. aus einem der in § 6
SGB V genannten Grinde krankenversicherungsfrei sind. Der Pauschalbeitrag ist mithin
z. B. auch fiir nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsent-
geltgrenze krankenversicherungsfreie Arbeitnehmer (vgl. Urteil des BSG vom 25. Januar
2006 - B 12 KR 27/04 R -, USK 2006-3; Beispiele 25 bis 27), fir nach § 6 Abs. 1 Nr. 2
SGB V krankenversicherungsfreie Beamte (vgl. Beispiele 22 und 24) sowie flr nach § 6
Abs. 1 Nr. 3 SGB V krankenversicherungsfreie Werkstudenten zu zahlen, die eine gering-
fugig entlohnte Beschaftigung austben und gesetzlich krankenversichert sind.

Daruber hinaus kommt der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fur (freiwillig kran-
kenversicherte) hauptberuflich selbstandig Erwerbstétige im Sinne des § 5 Abs. 5 SGB V
in Betracht, die neben ihrer selbstandigen Tatigkeit eine geringfligig entlohnte Beschafti-

gung auslben.
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Der Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung fallt auch fir Personen an, fir die in den
unter B 7 aufgefiihrten Ubergangsfallen aufgrund eines Anspruchs im Rahmen der Fami-
lienversicherung keine Versicherungspflicht in der Krankenversicherung fortbesteht mit

der Folge, dass Krankenversicherungsfreiheit eintritt.
2.3 Versicherung in der landwirtschaftlichen Krankenversicherung

In der berufsstandischen landwirtschaftlichen Krankenversicherung ist die Frage, ob ein
entgeltliches Beschaftigungsverhaltnis ausgelbt wird, kein Kriterium fir die Begriindung
von Versicherungspflicht; infolgedessen enthalt das KVLG 1989 keine dem § 7 SGB V
entsprechende Regelungen.

Sofern eine bei der landwirtschaftlichen Krankenkasse aufgrund eines anderen Tatbe-
standes versicherte Person eine geringfligige Beschaftigung im Sinne des § 8 Abs. 1

Nr. 1 SGB IV auslibt, die krankenversicherungsfrei oder nicht krankenversicherungs-
pflichtig ist (vgl. 2.2), hat der Arbeitgeber den pauschalen Krankenversicherungsbeitrag in
Hohe von 13 Prozent des Arbeitsentgelts aus der geringfligigen Beschaftigung an die
Minijob-Zentrale zu zahlen (§ 48 Abs. 6 KVLG 1989 in Verb. mit § 249b SGB V).

Die Zahlung dieses pauschalen Krankenversicherungsbeitrags kommt insbesondere fur
versicherungspflichtige landwirtschaftliche Unternehmer (Nebenerwerbslandwirte, die
wegen § 5 Abs. 5 SGB V nicht als Arbeitnehmer nach § 5 Abs. 1 Nr. 1 SGB V versiche-
rungspflichtig sind, oder Vollerwerbslandwirte), mitarbeitende Familienangehdrige, Alten-
teiler, Studenten, Leistungsbezieher nach dem Zweiten oder Dritten Buch Sozialgesetz-
buch, fur freiwillig Versicherte und bisher Nichtversicherte (Rickkehrer) sowie fir Fami-

lienversicherte in Betracht.
2.4 Vorgeschriebene Praktika

Praktikanten, die ein in einer Studien- oder Priifungsordnung vorgeschriebenes Vor- oder
Nachpraktikum gegen Arbeitsentgelt ableisten, unterliegen als zur Berufsausbildung Be-
schaftigte der Krankenversicherungspflicht, fir die unabhangig von der H6he des gezahl-
ten Arbeitsentgelts die Versicherungsfreiheit aufgrund einer geringfligigen Beschaftigung
nach § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB V ausgeschlossen ist (vgl. B 1) und infolge dessen kei-
ne Pauschalbeitrage, sondern individuelle Beitrage zur Krankenversicherung (nach den
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allgemeinen, fir nicht geringflgige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, bei-
tragsrechtlichen Regelungen) anfallen. Pauschalbeitragspflicht besteht jedoch far eine
daneben ausgeulbte geringfligig entlohnte Beschaftigung, da nach § 8 Abs. 2 Satz 1
SGB IV in Verb. mit § 7 Abs. 1 Satz 2 SGB V eine versicherungspflichtige Beschéftigung
nicht mit einer (ersten) geringfugig entlohnten Beschéftigung zusammenzurechnen ist
(vgl. B 2.2.2.2).

Vorgeschriebene Vor- und Nachpraktika ohne Entgeltzahlung begriinden in der Kranken-
versicherung keine Versicherungspflicht aufgrund einer Beschéftigung, so dass hierflr
auch keine Krankenversicherungsbeitrdge aufgrund einer Beschaftigung zu zahlen sind.
Neben dem vorgeschriebenen Vor- und Nachpraktikum ohne Arbeitsentgelt ausgelbte
geringflgig entlohnte Beschaftigungen begriinden Pauschalbeitragspflicht, solange das
(auch aus mehreren geringfligig entlohnten Beschéftigungen insgesamt) erzielte Arbeits-
entgelt die zuldssige Entgeltgrenze von 450 Euro nicht Ubersteigt (vgl. B 2.2.2.1). Ande-
renfalls fallen fir diese Beschaftigungen individuelle Beitrdge zur Krankenversicherung
(nach den allgemeinen, far nicht geringflgige versicherungspflichtige Arbeitnehmer gel-
tenden, beitragsrechtlichen Regelungen) an.

Fir vorgeschriebene Zwischenpraktika sind generell keine Beitrédge zur Krankenversiche-
rung zu zahlen. Auch erfolgt keine Zusammenrechnung mit geringfligig entlohnten Be-
schaftigungen. Vielmehr fallen flr alle neben dem vorgeschriebenen Zwischenpraktikum
ausgeUlbten geringflgig entlohnten Beschaftigungen Pauschalbeitrage zur Krankenversi-
cherung an, solange die insgesamt aus den geringfligig entlohnten Nebenbeschéaftigun-
gen erzielten Arbeitsentgelte die zulassige Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro nicht tber-
steigen (vgl. B 2.2.2.1). Anderenfalls sind fir alle geringfligig entlohnten Beschéftigungen
individuelle Beitrage zur Krankenversicherung (nach den allgemeinen, fir nicht geringfu-
gige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Regelungen) zu

zahlen.

2.5 Nicht vorgeschriebene Praktika

Fir nicht in der Studien- oder Priifungsordnung vorgeschriebene Praktika sind keine Be-
sonderheiten zu beachten. Hier fallen Pauschalbeitrédge zur Krankenversicherung an,
wenn das Praktikum die Kriterien einer geringfigig entlohnten Beschaftigung erfullt

(vgl. B 2.2).
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2.6 Arbeitnehmer aus einem anderen EU-/EWR-Mitgliedstaat

sowie der Schweiz oder dem sonstigen Ausland

Auslandische Arbeitnehmer, die ausschlieBlich eine geringfiigige Beschaftigung in
Deutschland ausiiben, unterliegen grundsatzlich den deutschen Rechtsvorschrif-
ten Uber soziale Sicherheit, ungeachtet ihrer Staatsangehorigkeit, ihres Wohnsitzes
oder des Firmensitzes des Arbeitgebers. Es sind somit versicherungs- und bei-
tragsrechtlich keine Besonderheiten zu beachten, selbst wenn der Arbeitnehmer im
Ausland wohnt, nicht die deutsche Staatsangehérigkeit besitzt und/oder der Ar-

beitgeber seinen Sitz oder seine Niederlassung auBerhalb Deutschlands hat.

Da die geringfligige Beschaftigung selbst krankenversicherungsfrei ist, begriindet
sie keine Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung. Allerdings
kommt fiir diese Personen, sofern sie nicht nach § 10 SGB V familienversichert
nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 oder 2 SGB V freiwillig krankenversichert sind, eine
Versicherungspflicht nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V (sogenannte Auffang-Versiche-
rungspflicht) in Betracht. Ausgenommen von der Auffang-Versicherungspflicht
sind nur Arbeitnehmer, die zuletzt privat krankenversichert waren. Dies kann bei
Arbeitnehmern aus einem EU-/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz auch eine in
ihrem Heimatland bestehende oder zuletzt bestandene private Krankenversiche-
rung sein. Die private Krankenversicherung ist entsprechend nachzuweisen

(vgl. F). Sofern der Arbeitnehmer in Deutschland gesetzlich krankenversichert ist
bzw. die Voraussetzungen hierfiir erfiillt, fallen Pauschalbeitrage zur Krankenversi-

cherung an.

Bei Arbeitnehmern, die eine geringfligige Beschaftigung in Deutschland ausiiben
und daneben in einem anderen EU-/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz erwerbs-
tatig sind, konnen die Rechtsvorschriften tiber soziale Sicherheit eines anderen
Mitgliedstaates gelten. Dies ist durch Vorlage der sogenannten A1-Bescheinigung
nachzuweisen (vgl. F). In diesem Fall finden die Regelungen fiir geringfligige Be-
schéftigungen in Deutschland keine Anwendung, so dass keine Pauschalbeitrage
zur Krankenversicherung (und auch keine anderen Abgaben) zu zahlen sind. Samt-
liche dem Arbeitgeber obliegenden Melde- und Beitragspflichten richten sich dann

nach dem Recht des zustandigen Mitgliedstaates.



-86 -

3 Beitrage zur Rentenversicherung

3.1 Pauschalbeitrage zur Rentenversicherung

Far geringfligig entlohnte Beschéftige, die

= in der geringfligigen Beschaftigung nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI rentenversi-
cherungsfrei (vgl. Beispiele 2, 15a bis 15e, 17, 19, 20, 24, 25, 27),

= nach § 6 Abs. 1b SGB VI (vgl. B 2.2.4), § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder 3 SGB VI,
§ 229 Abs. 6 SGB VI (vgl. B 7) oder § 231 und § 231a SGB VI von der Rentenver-
sicherungspflicht befreit (vgl. Beispiele 2, 15d, 15e, 34, 36, 51a bis 51c und 54),

= als Bezieher einer Vollrente wegen Alters nach Erreichen der Regelaltersgrenze
oder in Bestandsfallen vor Erreichen der Regelaltersgrenze rentenversiche-
rungsfrei (§ 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 SGB VI, § 230 Abs. 9 Satz 1 SGB VI),

= als Bezieher einer Versorgung nach Erreichen einer Altersgrenze (Ruhestandsbe-
amte und gleichgestellte Personen sowie Bezieher einer berufsstandischen Al-
tersversorgung) rentenversicherungsfrei (§ 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SGB VI) oder

= die bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze nicht versichert waren oder nach Er-
reichen der Regelaltersgrenze aus ihrer Versicherung eine Beitragserstattung er-
halten haben und daher nach Erreichen der Regelaltersgrenze rentenversiche-
rungsfrei (§ 5 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 SGB VI)

sind, hat der Arbeitgeber Pauschalbeitrdge zur Rentenversicherung in Héhe von 15 Pro-
zent des Arbeitsentgelts zu zahlen (§ 172 Abs. 3 Satz 1 und § 276a Abs. 1 Satz 1
SGB VI).

Dies gilt auch far Versicherte der knappschaftlichen Rentenversicherung. Wird die gering-
fugig entlohnte Beschéftigung ausschlieBlich im Privathaushalt (§ 8a SGB |IV) ausgelbt,
betragt der Pauschalbeitrag nach § 172 Abs. 3a und § 276a Abs. 1 Satz 2 SGB VI finf
Prozent des Arbeitsentgelts.

Fir Beamte, die neben ihrer Beamtenbeschaftigung eine geringflgig entlohnte Beschafti-
gung auslben, auf die die Gewahrleistung einer Versorgungsanwartschaft erstreckt wor-

den ist, ist kein Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu zahlen.
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3.2 Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung

Seit 1. Januar 2013 sind geringfligig entlohnte Beschaftigte in der Rentenversicherung
grundsatzlich versicherungspflichtig. Die Rentenversicherungspflicht nach § 1 Satz 1
Nr. 1 SGB VI ergibt sich fur

» Arbeitnehmer, die nach dem 31. Dezember 2012 eine geringfligig entlohnte Be-
schaftigung aufnehmen und nicht von ihrem Befreiungsrecht nach § 6 Abs. 1b
SGB VI Gebrauch machen (vgl. B 2.2.4); Beispiele 2, 3a, 3b, 4c, 5, 7a bis 7c, 8a
bis 8c, 11, 13, 14, 15b, 15¢, 16, 18, 23, 26, 32, 44, 51c und 54,

» Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 eine geringfligig entlohnte Beschafti-
gung aufgenommen und auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung
verzichtet haben (§ 229 Abs. 5 SGB VI, vgl. B 2.2.3.3); Beispiele 32 und 35, sowie

= Arbeitnehmer, die am 31. Dezember 2012 in einer geringfligig entlohnten Be-
schéftigung nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI rentenversicherungsfrei waren und
nach § 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichten
(vgl. B 2.2.3.2); Beispiel 28.

Entscheidend ist hier, dass - gegebenenfalls auch unter Beachtung von Zusammenrech-
nungsregelungen (vgl. B 2.2.2) - eine geringflgig entlohnte Beschéftigung vorliegt. In
diesen Fallen sind Rentenversicherungsbeitrdge unter Zugrundelegung des Beitragssat-
zes von derzeit 18,6 Prozent zu zahlen (vgl. Beispiele 28 bis 30). Allerdings gelten im
Vergleich zu nicht geringfugigen versicherungspflichtigen Beschaftigungen abweichende
Regelungen zur Beitragslastverteilung (vgl. 3.2.2). Fir die Beitragsberechnung gilt in die-
sen Fallen die Regelung des § 2 Abs. 1 Satz 3 BVV. Danach ergibt sich der fir den Ar-
beitnehmer insgesamt zu zahlende Rentenversicherungsbeitrag durch Addition der ge-

trennt berechneten gerundeten Beitragsanteile.

Flar Beamte, die neben ihrer Beamtenbeschéaftigung eine rentenversicherungspflichtige
geringfligig entlohnte Beschéftigung austiben, auf die die Gewahrleistung einer Versor-
gungsanwartschaft erstreckt worden ist, ist kein Beitrag zur Rentenversicherung zu zah-

len.

Ubt ein Arbeitnehmer neben der rentenversicherungspflichtigen geringfiigigen Be-
schaftigung eine rentenversicherungspflichtige mehr als geringfiigige Beschafti-
gung aus und ubersteigt das Entgelt aus beiden Beschaftigungen die maBgebende

Beitragsbemessungsgrenze, findet fiir die Bemessung der Rentenversicherungs-
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beitrage eine Aufteilung der beitragspflichtigen Einnahmen geman § 22 Abs. 2
SGB IV statt. Ist der geringfligig Beschaftigte hingegen von der Rentenversiche-
rungspflicht befreit (vgl. B 2.2.4) oder rentenversicherungsfrei (vgl. B 2.2.3.1), han-
delt es sich nicht um einen Anwendungsfall nach vorgenannter Regelung, da bei-
tragspflichtige Einnahmen nicht aus mehreren Versicherungsverhaltnissen (ein
Versicherungsverhaltnis begriindet in diesem Fall nur die mehr als geringfligige

Beschaftigung) zusammentreffen.
3.2.1  Mindestbeitragsbemessungsgrundlage

Far die Berechnung der Pflichtbeitrage ist als Mindestbeitragsbemessungsgrundlage
nach § 163 Abs. 8 SGB VI ein Betrag in H6he von 175 Euro pro Kalendermonat zugrunde
zu legen. Fir Personen, die mehrere geringflgig entlohnte Beschaftigungen ausiben,
sind die Arbeitsentgelte fur die Prifung der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage aus
allen Beschaftigungen zusammenzurechnen. Dies gilt nicht flr Arbeitsentgelte aus einer
nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI weiterhin rentenversicherungsfreien geringfigig ent-
lohnten Beschaftigung. Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von 175 Euro ist ab
dem 1. Januar 2013 auch fur versicherungspflichtig geringfiigig entlohnte Beschaftigun-

gen anzuwenden, die vor dem 1. Januar 2013 aufgenommen wurden.

Bei mehreren Beschaftigungen mit einem Gesamtarbeitsentgelt unterhalb von 175 Euro
im Kalendermonat ermittelt sich die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage flr die einzel-
ne Beschaftigung fir einen vollen Beitragsmonat (Kalendermonat) wie folgt:

Einzelarbeitsentgelt x 175 Euro . gptejlige Mindestbeitragsbemessungs-
Gesamtarbeitsentgelt grundlage fur Einzelarbeitsentgelt

Sofern das Beschéftigungsverhaltnis im Laufe eines Kalendermonats beginnt oder endet,
kommt ein anteiliger Mindestbeitrag in Betracht (vgl. Beispiele 29 und 30). Entsprechen-
des gilt im Falle von Arbeitsunterbrechungen (z. B. wegen Ablaufs der Entgeltfortzahlung
bei Arbeitsunféhigkeit). Die anteilige Mindestbeitragsbemessungsgrundlage ist wie folgt

zu ermitteln:

175 Euro x Kalendertage _ gnteilige Mindestbeitrags-
30 bemessungsgrundlage
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Dagegen fiihrt ein unbezahlter Urlaub von nicht mehr als einem Monat nicht zu einer Kiir-
zung der Mindestbeitragsbemessungsgrundlage, weil die Beschaftigung nach § 7 Abs. 3
Satz 1 SGB IV als gegen Arbeitsentgelt fortbestehend gilt. Dauert der unbezahlte Urlaub
langer als einen Monat, ist die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage allerdings entspre-
chend zu kurzen (vgl. Beispiel 30). Fur Kalendermonate, in denen tatséchliches Arbeits-

entgelt nicht erzielt wird, ist allerdings kein Mindestbeitrag zu zahlen.

Sofern neben der geringfligig entlohnten Beschéftigung eine rentenversicherungspflichti-
ge (Haupt-)Beschaftigung besteht, ist die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nicht zu
prufen. In diesem Fall wird unterstellt, dass die beitragspflichtigen Einnahmen in der Ren-
tenversicherung mindestens 175 Euro im Monat betragen. Gleiches gilt, wenn der gering-
fugig entlohnte Beschéftigte bereits aufgrund anderer Tatbestédnde nach den §§ 1 bis 4
SGB VI der Rentenversicherungspflicht unterliegt.

3.2.2 Verteilung der Beitragslast

Fir die Pflichtbeitrage erfolgt keine hélftige Beitragslastverteilung. Der Arbeitgeber hat
nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1¢c SGB VI vielmehr einen Betrag in H6he von 15 Prozent
bzw. 5 Prozent des der Beschéftigung zugrunde liegenden Arbeitsentgelts als Beitrag zu
tragen; den Restbeitrag, also derzeit 3,6 Prozent bzw. 13,6 Prozent, hat der geringfligig
Beschaftigte aufzubringen (vgl. Beispiele 28 bis 30). Da andererseits aber mindestens ein
Beitrag in H6he von 32,55 Euro zu zahlen ist, bedeutet dies, dass der geringfligig Be-
schéftigte bei monatlichen Arbeitsentgelten unter 175 Euro den vom Arbeitgeber in Héhe
von 15 Prozent bzw. 5 Prozent zu tragenden Beitragsanteil auf 32,55 Euro aufstocken
muss. Ein Mindestbeitrag féllt in einer geringfligig entlohnten Beschaftigung allerdings
dann nicht an, wenn diese neben einer weiteren geringflgig entlohnten Beschaftigung
bzw. einer versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung ausgetibt wird und das insge-
samt erzielte Arbeitsentgelt die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage (vgl. 3.2.1) Uber-
steigt. Der Aufstockungsbetrag wird nach § 2 Abs. 1 Satz 5 BVV ermittelt, indem der ge-
rundete Arbeitgeberbeitragsanteil vom Mindestbeitrag abgezogen wird (vgl. Beispiele 29
und 30). Im Ubrigen ist der Beitragsanteil des Arbeitnehmers vom Arbeitsentgelt einzube-
halten; reicht das Arbeitsentgelt hierfir nicht aus, hat der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber
den Restbetrag zu erstatten.
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Die Regelung des § 168 Abs. 1 Nrn. 1b und 1c SGB VI gilt auch fir Mitglieder berufs-
standischer Versorgungseinrichtungen, die in ihrer geringfugig entlohnten Beschéftigung
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreit sind. Die
Rentenversicherungsbeitrage werden in diesen Fallen nach § 172a SGB VI an die be-
rufsstandische Versorgungseinrichtung gezahlt (vgl. Beispiele 31 und 33).

3.3 Praktikanten

3.3.1 Vorgeschriebene Praktika

Personen in vorgeschriebenen Vor- und Nachpraktika sind zur Berufsausbildung beschaf-
tigt, so dass fir sie die besonderen beitragsrechtlichen Regelungen fir geringfligig Be-
schéftigte nicht gelten (vgl. B 1). Sie stehen vielmehr in einer sogenannten (Haupt-)Be-
schaftigung.

Beitrage zur Rentenversicherung sind aber flr eine neben dem vorgeschriebenen Vor-
oder Nachpraktikum ausgetlbte geringfiigig entlohnte Beschaftigung zu zahlen, da nach
§ 8 Abs. 2 Satz 1 SGB IV in Verb. mit § 6 Abs. 1b Satz 3 SGB VI eine versicherungs-
pflichtige (Haupt-)Beschéaftigung (vorgeschriebenes Vor- oder Nachpraktikum) nicht mit
einer (ersten) geringflgig entlohnten (Neben-)Beschaftigung zusammenzurechnen ist
(vgl. B 2.2.2.2). Werden weitere geringfligig entlohnte Beschaftigungen neben dem vor-
geschriebenen Vor- oder Nachpraktikum ausgeibt, sind fir diese dagegen Rentenversi-
cherungsbeitrdge nach den allgemeinen, flr mehr als geringfligige versicherungspflichti-
ge Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Regelungen zu zahlen.

Fir vorgeschriebene Zwischenpraktika besteht nach § 5 Abs. 3 SGB VI Rentenversiche-
rungsfreiheit, so dass Beitrage auch bei einem regelmaBigen Arbeitsentgelt bis 450 Euro
im Monat nicht zu zahlen sind. Fir geringfligig entlohnte Beschéaftigungen, die neben ei-
nem vorgeschriebenen Zwischenpraktikum (rentenversicherungsfreie Beschaftigung)
ausgeubt werden, sind Rentenversicherungsbeitrdge aufgrund einer geringfiigig entlohn-
ten Beschéftigung zu zahlen, wenn das (auch aus mehreren geringfligig entlohnten Be-
schaftigungen insgesamt) erzielte Arbeitsentgelt in der Summe 450 Euro im Monat nicht
Uberschreitet (vgl. B 2.2.2.1). Anderenfalls fallen Rentenversicherungsbeitrage nach den
allgemeinen, fir mehr als geringfugige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden,
beitragsrechtlichen Regelungen an.
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3.3.2 Nicht vorgeschriebene Praktika

Werden nicht vorgeschriebene Vor- oder Nachpraktika geringfligig entlohnt ausgetibt,
gelten die beitragsrechtlichen Regelungen fur geringfiigig entlohnte Beschaftigungen
(vgl. 3.1 und 3.2). Beitrage zur Rentenversicherung aufgrund einer geringfugig entlohn-
ten Beschéftigung sind daher zu zahlen, wenn das (auch aus mehreren geringflgig ent-
lohnten Beschéftigungen insgesamt) erzielte Arbeitsentgelt die zuldssige Arbeitsentgelt-
grenze von 450 Euro nicht Ubersteigt (vgl. B 2.2.2.1).

Nach § 172 Abs. 3 Satz 2 SGB VI gilt die Regelung Uber den Pauschalbeitrag zur Ren-
tenversicherung (vgl. 3.1) nicht fir Studierende, die wahrend der Dauer eines Studiums
als ordentlich Studierende einer Fachschule oder Hochschule ein Praktikum ableisten
(Zwischenpraktikum), das nicht in ihrer Studien- oder Prifungsordnung vorgeschrieben ist
und die Kriterien fur eine rentenversicherungsfreie (vgl. B 2.2.3.1) oder von der Renten-
versicherungspflicht befreite (vgl. B 2.2.4) geringfligig entlohnte Beschéftigung erfullt. Far
diese Praktikanten sind Pauschalbeitrdge daher nicht zu zahlen. Flr eine neben einem
solchem Praktikum ausgeulbte geringfligig entlohnte Beschéftigung hat der Arbeitgeber
Beitrage zur Rentenversicherung zu zahlen, sofern die Arbeitsentgelte (unter Bertcksich-
tigung des Arbeitsentgelts aus dem geringfligig entlohnten freiwilligen Zwischenprakti-
kum) in der Summe 450 Euro im Monat nicht tGberschreiten.

Sofern das nicht in der Studien- oder Prufungsordnung vorgeschriebene geringfligig ent-
lohnte Zwischenpraktikum rentenversicherungspflichtig ist, weil der Praktikant entweder
bei Beschaftigungsaufnahme vor dem 1. Januar 2013 auf die Rentenversicherungsfreiheit
verzichtet (vgl. B 2.2.3.2) oder bei Beschaftigungsaufnahme nach dem 31. Dezember
2012 nicht von seinem Befreiungsrecht nach § 6 Abs. 1b SGB VI Gebrauch gemacht hat,
sind Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zu zahlen, die zusammen vom Arbeitgeber

und Praktikanten zu tragen sind (vgl. 3.2.2).
4 Beitrage flr das Wertguthaben aufgrund einer Wertguthabenvereinbarung
Das Wertguthaben aufgrund einer Wertguthabenvereinbarung wird in der Arbeitsphase

aus dem Entgeltguthaben und die darauf entfallenden, vom Arbeitgeber zu zahlenden,
Beitrage gebildet. In der Arbeitsphase
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= sind beim Vorliegen einer geringfigig entlohnten Beschaftigung, die in der Kran-
kenversicherung versicherungsfrei bzw. in der Rentenversicherung versicherungs-
frei, versicherungspflichtig oder von der Versicherungspflicht befreit ist, die vom
Arbeitgeber zu zahlenden Pauschalbeitrdge zur Krankenversicherung, wenn der
Arbeitnehmer gesetzlich krankenversichert ist (vgl. 2.1), und Pauschalbeitrage
bzw. Beitragsanteile zur Rentenversicherung (vgl. 3)

oder

= beim Vorliegen einer (fir sich gesehen) geringfligig entlohnten Beschaftigung, die
wegen Zusammenrechnung mit einer weiteren geringflgig entlohnten Beschéafti-
gung bzw. einer nicht geringfugigen versicherungspflichtigen (Haupt-)Be-
schaftigung (vgl. B 2.2.2.1 und B 2.2.2.2) versicherungspflichtig ist, die vom Ar-
beitgeber zu tragenden Beitragsanteile an den zu zahlenden Pflichtbeitragen zur
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung

ins Wertguthaben zu stellen.

Die im Rahmen einer (fur sich gesehen) geringfligig entlohnten Beschaftigung in der An-
sparphase vom Arbeitgeber zu zahlenden Beitrage flieBen - unabhangig vom jeweiligen
Versicherungsstatus - in dasselbe Wertguthaben ein. Eine getrennte Wertguthabenfih-
rung innerhalb der Beschéftigung, die von geringfligiger Entlohnung in mehr als geringfu-
gige Entlohnung oder umgekehrt und damit den Versicherungsstatus wechselt, ist ausge-
schlossen. In der Freistellungsphase sind je nach Versicherungsstatus in der (fir sich
gesehen) geringflgig entlohnten Beschéaftigung aus dem Wertguthaben entweder Beitra-
ge im Rahmen einer geringfligig entlohnten Beschéftigung oder Beitrage im Rahmen ei-
ner mehr als geringflgig entlohnten Beschéftigung zu zahlen (vgl. B 2.2.2.1 und
B2.22.2).

Die beitragsrechtliche Behandlung des aus dem Wertguthaben einer (fir sich gesehen)
geringflgig entlohnten Beschaftigung bezogenen Arbeitsentgelts richtet sich allein nach
dem Versicherungsstatus wahrend der Entsparung. Dieser wird von den tatsachlichen
Verhaltnissen wahrend der Entsparung bestimmt. Liegt wahrend der Entsparung eine
geringfligig entlohnte Beschéftigung vor, weil keine Zusammenrechnung mit einer
(Haupt-)Beschaftigung oder weiteren geringfligig entlohnten Beschaftigungen erfolgt,
kann Versicherungspflicht aufgrund einer mehr als geringfligigen Beschaftigung nicht
dadurch eintreten, dass das zu entsparende Wertguthaben wahrend der Ansparphase
aufgrund von Zusammenrechnungen versicherungspflichtig aufgebaut wurde (vgl. B 5.2).
Lag in der Ansparphase eine geringflgig entlohnte Beschaftigung vor und ergab sich le-
diglich in der Entsparphase aufgrund von Zusammenrechnungen Versicherungspflicht fur
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eine mehr als geringfligig entlohnte Beschaftigung, sind aus dem im Rahmen der gering-
fugig entlohnten Beschéftigung angesparten Wertguthaben Pflichtbeitrdge zu zahlen. Ein
Entnahmerecht des Arbeitgebers fir die Differenz zwischen dem ins Wertguthaben ein-
gestellten Pauschalbeitrag zum tatséchlich zu zahlenden Arbeitgeberbeitragsanteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag besteht nicht.

Die vorgenannten Grundsatze gelten im Storfall entsprechend. Im Regelfall (durchgehend
geringfugig entlohnte Beschaftigung) werden bei Eintritt eines Storfalls die sich im Wert-
guthaben befindlichen Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversicherung unmittel-
bar fallig und sind vom Arbeitgeber zu zahlen. Die Zahlung der Pauschalbeitrage zur
Krankenversicherung erfolgt somit unabhangig davon, ob der Arbeitnehmer zum Zeit-
punkt des Storfalls gesetzlich krankenversichert ist. Im Stérfall sind Pauschalbeitrage auf
die vollen Entgelte im Wertguthaben zu zahlen, fir die Beitrage eingestellt worden sind,
so dass eine besondere Bildung der SV-Luft fir die Ermittlung der Beitragsbemessungs-
grundlagen nicht erforderlich ist.

In den Féllen, in denen wahrend des Wertguthabenauf- bzw. -abbaus der Versicherungs-
status in einer (fur sich gesehen) durchgehend geringflgig entlohnten Beschéftigung auf-
grund einer Zusammenrechnung mit einer (Haupt-)Beschaftigung oder weiteren geringfu-
gig entlohnten Beschéaftigungen wechselt, richtet sich die Verbeitragung des Wertgutha-
bens im Storfall aus verwaltungspraktikablen Grinden allein nach dem aktuellen Versi-
cherungsstatus. Dabei ist unerheblich, ob wahrend der Ansparphase aufgrund des jewei-
ligen Versicherungsstatus in der (flr sich gesehen) geringfligig entlohnten Beschaftigung
Pauschal- oder Pflichtbeitrage ins Wertguthaben eingestellt worden sind. Andernfalls wa-
re eine getrennte Wertguthabenfiihrung (Wertguthaben aus einer mehr als geringflgigen
Beschéaftigung und Wertguthaben aus einer geringfligig entlohnten Beschaftigung) und
die Bildung der SV-Luft (insbesondere fir die Arbeitslosenversicherung) erforderlich.

5 Berechnung und Abfilihrung der Beitrage

Die Beitrage zur Kranken- und Rentenversicherung sind aus dem tatsachlich erzielten
Arbeitsentgelt zu berechnen, also gegebenenfalls auch aus einem 450 Euro Gbersteigen-
den Betrag, z. B. bei schwankenden Arbeitsentgelten, bei unvorhersehbarem Uberschrei-
ten (vgl. Beispiele 51a und 51b) oder bei Einmalzahlungen. Bei einer rentenversiche-
rungspflichtigen geringfligig entlohnten Beschaftigung sind die Rentenversicherungsbei-
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trdge - bei mehreren Beschéftigungen insgesamt - mindestens aus der Mindestbeitrags-
bemessungsgrundlage von 175 Euro zu berechnen (vgl. 3.2.1).

Sofern eine geringfligig entlohnte Beschaftigung im Laufe eines Monats beginnt oder
endet oder die Krankenversicherung nur fir Teile eines Monats besteht, sind die Beitrage
nur fir den entsprechenden Teilmonat zu zahlen. Entsprechendes gilt im Falle von Ar-
beitsunterbrechungen (z. B. wegen Ablaufs der Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit).
Dies bedeutet, dass wie bei sozialversicherungspflichtigen mehr als geringfligig entlohn-
ten Beschéaftigungen auch fir geringfligig entlohnte Beschaftigungen der allgemeine Bei-
tragsberechnungsgrundsatz gilt, wonach Beitrage nach dem Beitragssatz von der Bei-
tragsbemessungsgrundlage (Arbeitsentgelt) bis zur jeweiligen (abhangig von den maB-
gebenden Sozialversicherungstagen) anteiligen Beitragsbemessungsgrenze zu erheben
sind.

Der Beitragsanteil des Arbeitnehmers in einer rentenversicherungspflichtigen geringfigig
entlohnten Beschéftigung gehoért wie der Arbeitgeberbeitragsanteil zum Gesamtsozialver-
sicherungsbeitrag. Dies gilt auch flr die Pauschalbeitrdge zur Kranken- und Rentenversi-
cherung (§ 249b Satz 3 SGB V und § 172 Abs. 4 bzw. § 276a Abs. 2 SGB VI).

Die aufgrund einer geringflgig entlohnten Beschéaftigung zu zahlenden Beitrage sind der

Minijob-Zentrale im Beitragsnachweis anzuzeigen, und zwar

unter 6000 Pauschalbeitrag zur Krankenversicherung,

unter 0100 voller Beitrag zur Rentenversicherung (bei Rentenversiche-
rungspflicht),

unter 0500 Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung (bei Versicherungsfreiheit oder
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b
SGB V).

Soweit in Ubergangsfallen (vgl. B 7), infolge der Zusammenrechnung mehrerer geringfi-
gig entlohnter Beschaftigungen (vgl. B 2.2.2.1) oder infolge der Zusammenrechnung ei-
ner geringflgig entlohnten Beschaftigung mit einer nicht geringflgigen versicherungs-
pflichtigen Beschéftigung (vgl. B 2.2.2.2) Pflichtbeitrége (nach den allgemeinen, flr nicht
geringflgige versicherungspflichtige Arbeithnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Rege-
lungen) anfallen, sind diese an die zustandige Krankenkasse in ihrer Funktion als Ein-
zugsstelle abzufthren (vgl. E).
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Die Rentenversicherungsbeitrage fur Mitglieder berufsstandischer Versorgungseinrich-
tungen, die in ihrer geringfugig entlohnten Beschéftigung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGB VI von der Rentenversicherungspflicht befreit sind, erhalt die berufsstandische Ver-
sorgungseinrichtung. Die Zahlung der Rentenversicherungsbeitrdge an die berufsstandi-
sche Versorgungseinrichtung kommt nur fir berufsstandische geringfligig entlohnte Be-
schaftigte in Frage, die entweder aufgrund einer nach dem 31. Dezember 2012 aufge-
nommenen Beschéftigung kraft Gesetzes oder aufgrund einer vor dem 1. Januar 2013
aufgenommenen Beschéaftigung wegen Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit
(vgl. B 2.2.3.2.3 und B 2.2.4.3) dem Grunde nach rentenversicherungspflichtig sind. So-
fern es sich bei der geringfligig entlohnten Beschaftigung nicht um eine von der Befreiung
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI erfasste (berufsfremde) rentenversicherungspflichti-
ge Beschéaftigung handelt, erhalt hingegen die Deutsche Rentenversicherung Uber die
Minijob-Zentrale (vgl. E) die Rentenversicherungsbeitrage.

D Meldungen

1 Allgemeines

Far geringflgig Beschéaftigte gilt das Meldeverfahren nach der Datenerfassungs- und
-Ubermittlungsverordnung (DEUV). Dies bedeutet, dass nicht nur An- und Abmeldungen,
sondern grundsatzlich auch alle anderen Meldungen zu erstatten sind. Meldungen und
Beitragsnachweise mussen durch Datenlbertragung aus systemgepriften Programmen
oder mittels maschinell erstellter Ausfullhilfen Gbermittelt werden. Geringfligig Beschéftig-
te in Privathaushalten kénnen auch per Beleg in einem vereinfachten Verfahren, dem so-

genannten Haushaltsscheck-Verfahren, gemeldet werden.

Arbeitgeber, die im privaten Bereich nichtgewerbliche Zwecke oder mildtatige, kirchliche,
religiése, wissenschaftliche bzw. gemeinnitzige Zwecke im Sinne des § 10b EStG verfol-
gen, und einen Arbeitnehmer geringflgig beschéaftigen, kdbnnen auf Antrag bei der Mi-
nijob-Zentrale Meldungen auf Vordrucken erstatten, wenn sie glaubhaft machen, dass
ihnen eine Meldung auf maschinell verwertbaren Datentrédgern oder durch Datenubertra-
gung nicht méglich ist (§ 28a Abs. 6a SGB 1V).
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In einigen Fallen kann es vorkommen, dass der Arbeitgeber fir ein und dieselbe Beschaf-
tigung Meldungen mit unterschiedlichen Beitragsgruppenschlisseln an die Minijob-
Zentrale einerseits und an die zustandige Krankenkasse andererseits zu erstatten hat

(vgl. E).

Seit dem 1. Januar 2016 mussen Arbeitgeber fiir jeden in der Unfallversicherung
versicherten Beschiftigten eine besondere UV-Jahresmeldung erstatten (vgl. 5).
Zudem sind Arbeitgeber bestimmter Wirtschaftszweige verpflichtet, zusatzlich zu

den iiblichen DEUV-Meldungen eine Sofortmeldung zu iibermitteln (vgl. 6).
2 Geringfligig entlohnte Beschéaftigungen

Bei den geringfligig entlohnten Beschéaftigungen (Personengruppenschlissel ,109”) ist
die Beitragsgruppe zur Krankenversicherung mit ,,6” und die Beitragsgruppe zur Renten-
versicherung bei Versicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI oder Befreiung
von der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI mit ,,5” bzw. bei Versicherungs-
pflicht mit ,1” zu verschlisseln. Die Beitragsgruppen zur Arbeitslosen- und Pflegeversi-
cherung sind mit ,0” anzugeben.

Eine vom Arbeitnehmer im laufenden Beschaftigungsverhaltnis beantragte Befreiung von
der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI, die nicht bereits ab Beschafti-
gungsbeginn wirkt, wird melderechtlich Gber einen Wechsel der Beitragsgruppe in der
Rentenversicherung von ,1“ (Rentenversicherungspflicht) in ,5 (Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht) angezeigt. In diesen Fallen hat eine Abmeldung mit Abgabe-
grund ,32“ zum Ende des Zeitraums der Rentenversicherungspflicht sowie eine Anmel-
dung mit Abgabegrund ,,12* ab Beginn des Zeitraums der Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht (erster Tag des Kalendermonats) zu erfolgen. Der Tag des Eingangs des
Befreiungsantrags beim Arbeitgeber wird in der Meldung nicht angegeben; er bestimmt in
Verbindung mit dem Eingang der Meldung des Arbeitgebers bei der Minijob-Zentrale le-
diglich den Zeitpunkt, zu dem die Befreiung wirksam wird (vgl. Beispiel 36).

Ein vom Arbeitnehmer erklarter Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit in der lau-
fenden geringflgig entlohnten Beschaftigung (vgl. B 2.2.3.2) wird melderechtlich eben-
falls Uber einen Wechsel der Beitragsgruppe angezeigt. In diesen Féllen wechselt die
Beitragsgruppe in der Rentenversicherung von ,5“ (Rentenversicherungsfreiheit) in
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»1“ (Rentenversicherungspflicht). Hier erfolgt die Abmeldung mit Abgabegrund ,32“ zum
Ende des Zeitraums der Rentenversicherungsfreiheit sowie die Anmeldung mit Abgabe-
grund ,,12“ ab Beginn des Zeitraums der Rentenversicherungspflicht.

Meldet der Arbeitgeber den Eingang des Antrags auf Befreiung von der Rentenversiche-
rungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI der Minijob-Zentrale nicht spatestens innerhalb von
sechs Wochen nach Eingang des schriftlichen Befreiungsantrages des Arbeitnehmers
(vgl. B 2.2.4.1), wirkt die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht erst nach Ablauf
des Kalendermonats, der dem Kalendermonat des Eingangs der die Befreiung anzeigen-
den Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt. Auch in diesen Fallen sind die Daten zur Be-
freiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung ausschlieBlich mit der
Meldung zur Sozialversicherung zu Ubermitteln (Abmeldung mit Abgabegrund ,32%, An-
meldung mit Abgabegrund ,12%). Sollte dem Arbeitgeber die Ubermittlung der Mel-
dung(en) far den in der Zukunft liegenden Entgeltabrechnungszeitraum nicht mdglich
sein, weil das Arbeitsentgelt noch nicht bekannt ist oder die verwendete Entgeltabrech-
nungssoftware Meldungen in der Zukunft nicht vorsieht, muss er der Minijob-Zentrale den
Eingang des Befreiungsantrags zunéchst in schriftlicher Form anzeigen (vgl. Beispiel 36,
Variante c). Hierfur bietet die Minijob-Zentrale im Download-Bereich unter www.minijob-
zentrale.de die sogenannte ,Vorabmeldung zur verfristeten Anzeige des Eingangs eines
Befreiungsantrags von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung® an. Eine Ko-
pie der Meldung ist zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (vgl. F). Die erforderlichen

DEUV-Meldungen sind im Nachgang zu tibermitteln.

Sofern Arbeitnehmer in einer bisher nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI rentenversiche-
rungsfreien Beschaftigung (vgl. B 2.2.3.1) aufgrund der Erhdhung des regelmaBigen Ar-
beitsentgelts auf mehr als 400 Euro, aber nicht mehr als 450 Euro, im Monat in der wei-
terhin geringflgig entlohnten Beschéftigung dem Grunde nach rentenversicherungspflich-
tig werden, aber mit Wirkung ab dem Monat der Erh6hung des Arbeitsentgelts von ihrem
Recht auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht (vgl. B 2.2.4) Gebrauch machen,
ist der Eingang des Befreiungsantrags mit einer Abomeldung mit Abgabegrund , 33 zum
Ende des Zeitraums der Rentenversicherungsfreiheit nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI
sowie eine Anmeldung mit dem Abgabegrund ,13“ ab dem Beginn des Zeitraums der Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI (erster des Kalen-
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dermonats) zu melden. Die Beitragsgruppe ,5“ in der Rentenversicherung bleibt unveran-
dert (vgl. Beispiele 15d und 15e).

Die vorherigen Ausfihrungen gelten in einer bisher nach § 230 Abs. 8 Satz 1 SGB VI
rentenversicherungsfreien Beschaftigung analog, wenn das regelméaBige (Gesamt-)Ar-
beitsentgelt durch Hinzutritt einer weiteren geringfugig entlohnten Beschéaftigung auf mehr
als 400 Euro, aber nicht mehr als 450 Euro erhdht wird. Dies setzt voraus, dass der Ar-
beitnehmer nicht bereits in der hinzugetretenen Beschéaftigung einen Befreiungsantrag
gestellt hat, der der Minijob-Zentrale gemeldet wurde und sich somit auch auf die Be-
standsbeschéftigung auswirkt. Die Minijob-Zentrale informiert in diesem Fall den bisheri-
gen Arbeitgeber Uber die Wirkung der Befreiung auf die bei ihm bestehende geringflgig
entlohnte Beschéftigung.

Sofern fiir eine geringfligig entlohnte Beschaftigung weder Pauschalbeitrage zur Kran-
kenversicherung (wegen einer privaten Krankenversicherung, vgl. C 1.1) noch Beitrage
zur Rentenversicherung (z. B. wegen Beitragszahlung an eine berufssténdische Versor-
gungseinrichtung, vgl. C 1.2.2) anfallen, sind Meldungen zur Sozialversicherung mit dem
Personengruppenschlissel ,190“ und dem Beitragsgruppenschlissel ,0000“ zu erstatten,
sofern es sich um Beschéaftigte handelt, die ausschlieBlich in der gesetzlichen Unfallversi-
cherung versichert sind. Anderenfalls fallen keine Meldungen an.

Als beitragspflichtiges Arbeitsentgelt ist in den Meldungen das Arbeitsentgelt einzutragen,
von dem Rentenversicherungsbeitrage gezahlt worden sind, wobei bei einer rentenversi-
cherungspflichtigen Beschaftigung die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von monat-
lich 175 Euro zu beachten ist (vgl. C 3.2.1).

Der Wechsel von einer geringfligig entlohnten Beschaftigung zu einer nicht geringflgig
entlohnten Beschaftigung oder umgekehrt bei demselben Arbeitgeber ist mit den Abga-
begriinden ,31“ und ,11* (Wechsel der Einzugsstelle) zu melden. Dies gilt z. B. auch in
den Féllen, in denen wéhrend der Elternzeit eine geringfligig entlohnte Beschaftigung
beim bisherigen Arbeitgeber ausgetibt wird.

Bei Unterbrechungen der Entgeltzahlung von langer als einem Monat (z. B. unbezahlter
Urlaub oder im Falle der Arbeitsunfahigkeit nach einem Monat nach Ablauf der Entgelt-
fortzahlung) ist eine Abmeldung zum Ablauf des (Zeit-)Monats mit Abgabegrund ,34” (§ 7
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Abs. 3 Satz 1 SGB |V findet auch auf geringfligig Beschéaftigte Anwendung, vgl. Beispiel
30) zu erstatten. Der Meldegrund ,,34“ gilt auch fir Beschaftigungen, in denen der
Arbeitgeber steuerfreie Aufwandsentschadigungen bei durchgehendem Arbeits-
verhaltnis en bloc ausschopft (vgl. B. 2.2.1.6) und die Beschaftigung deshalb im-
mer wieder an- und abgemeldet werden muss; eine Abmeldung hat in diesen Fallen
regelmaBig zum 31.01. des Folgejahres zu erfolgen, weil Arbeitsentgelt im Sinne
der Sozialversicherung bis zum 31.12. gezahlt wird. Bei einer Freistellung von der
Arbeitsleistung gegen Entgeltzahlung von mehr als drei Monaten im Rahmen einer sons-
tigen flexiblen Arbeitszeitregelung (§ 7 Abs. 1a Satz 2 SGB V) ist die Abmeldung mit
Abmeldegrund ,30“ (vgl. B 5.3 und Beispiel 8b) vorzunehmen. Bei Bezug von Verletzten-
geld, Ubergangsgeld oder Versorgungskrankengeld erfolgt eine Unterbrechungsmeldung
zum Ende des Zeitraums der Arbeitsentgeltzahlung mit Abgabegrund ,51”.

3 Geringfligig entlohnte Beschéftigungen neben versicherungspflichtiger
Beschaftigung

Wird die geringfiigig entlohnte Beschaftigung neben einer versicherungspflichtigen Be-
schéftigung ausgelbt, ist fir die erste geringfligig entlohnte Beschaftigung grundsatzlich
der Personengruppenschliissel ,109* zu verwenden. Fir die zweite und jede weitere flir
sich gesehen geringflgig entlohnte Beschéftigung neben einer versicherungspflichtigen
Beschaftigung ist der Personengruppenschlissel ,101“ oder - falls ein Beschaftigungs-
verhaltnis Besonderheiten aufweist - ein anderer Personengruppenschlissel maBgebend.

4 Kurzfristige Beschaftigungen

Auch fir kurzfristig Beschaftigte (Personengruppenschlissel ,110”) sind grundsatzlich die
gleichen Meldungen zu erstatten wie fir versicherungspflichtig Beschaftigte. Eine Jah-
resmeldung hat nicht zu erfolgen (§ 28a Abs. 9 Satz 2 SGB IV). Allerdings ist seit
dem 1. Januar 2016 fiir jeden in der Unfallversicherung versicherten Beschaftigten
eine besondere Jahresmeldung zur Unfallversicherung abzugeben (vgl. 5). Kurzfris-
tige Beschaftigungen kénnen entweder durch eine gesonderte An- und Abmeldung
mit den Abgabegriinden ,,10“ und ,,30“ oder mit einer gleichzeitigen An- und Ab-
meldung mit dem Abgabegrund ,,40“ vorgenommen werden. Hierbei ist zu beachten,
dass samtliche Beitragsgruppen bei kurzfristig Beschéaftigten mit ,0” zu verschlisseln
sind, das beitragspflichtige Bruttoarbeitsentgelt ist mit 0 Euro anzugeben.
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Bei Rahmenvereinbarungen bestehen keine Bedenken, wenn - auch bei Zeitraumen
von mehr als einem Monat zwischen den Beschaftigungen - eine Anmeldung mit
Abgabegrund ,,10“ zum Beginn der Rahmenvereinbarung und eine Abmeldung mit

Abgabegrund ,,30“ zum Ende der Rahmenvereinbarung erfolgt.

5 Angaben zur Unfallversicherung

Das Recht der Unfallversicherung sieht keine Versicherungsfreiheit geringfligig Beschaf-
tigter vor. Die Arbeitsentgelte der Beschaftigten zéahlen demnach zum beitragspflichtigen
Arbeitsentgelt in der Unfallversicherung. Wahrend die Daten zur Unfallversicherung
bis zum 31. Dezember 2015 noch in den origindren Entgeltmeldungen nach der
DEUV enthalten waren, sind die unfallversicherungsrelevanten Daten seit dem

1. Januar 2016 nach § 28a Abs. 2a SGB IV in einer gesonderten UV-Jahresmeldung
mit dem Meldegrund ,,92“ bis zum 16. Februar des Folgejahres fiir das Vorjahr zu
melden. Nahere Informationen kbnnen dem Gemeinsamen Rundschreiben ,,Melde-
verfahren zur Sozialversicherung“ der Spitzenorganisationen der Sozialversiche-

rung enthommen werden.

6 Sofortmeldung

Nach § 28a Abs. 4 SGB IV besteht fir Wirtschaftsbereiche, in denen ein erhdhtes Risiko
fir Schwarzarbeit und illegale Beschaftigung gegeben ist, die Verpflichtung zur Abgabe
einer Sofortmeldung. Diese ist spatestens zum Zeitpunkt der Aufnahme einer Beschafti-
gung zu erstatten. Dies gilt auch fir geringflugige Beschaftigungen.

Die Pflicht zur Abgabe von Sofortmeldungen umfasst alle Arbeitgeber, die folgenden
Wirtschaftsbereichen oder Wirtschaftszweigen zuzuordnen sind:

Baugewerbe

Gaststéatten- und Beherbergungsgewerbe
Personenbeférderungsgewerbe

Speditions-, Transport- und damit verbundenen Logistikgewerbe
Schaustellergewerbe

Unternehmen der Forstwirtschaft

Gebéaudereinigungsgewerbe

Unternehmen, die sich am Auf- und Abbau von Messen

und Ausstellungen beteiligen

= Fleischwirtschaft
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= Prostitutionsgewerbe

Zeitarbeitsunternehmen sind nicht zur Abgabe einer Sofortmeldung verpflichtet, weil der-
artige Unternehmen als Arbeitgeber nicht nur in einer Wirtschaftsbranche tatig sind, die
von der Verpflichtung zur Abgabe einer Sofortmeldung erfasst ist.

Die Sofortmeldung wurde in das bestehende DEUV-Meldeverfahren integriert. Hierfir
wurde der Meldegrund 20 eingefihrt, welcher aus den Entgeltabrechnungsprogrammen
sowie mit maschinellen Ausfllhilfen erzeugt werden kann. Anders als die Anmeldung zur
Sozialversicherung, die weiterhin mit Meldegrund 10 gegeniber der Einzugsstelle zu er-
folgen hat, wird die Sofortmeldung direkt der Datenstelle der Trager der Rentenversiche-
rung (DSRV) Ubermittelt.

Eine Sofortmeldung ist immer dann zu erstellen, wenn eine Anmeldung mit Abgabegrund

10 bei einer Einzugsstelle erforderlich wird.
7 Geringfligig Beschaftigte in Privathaushalten

Geringfligig Beschaftigte in Privathaushalten sind im Rahmen des Haushaltsscheck-
Verfahrens bei der Minijob-Zentrale zu melden. Naheres hierzu regelt das Gemeinsame
Rundschreiben ,,Haushaltsscheck-Verfahren* der Spitzenorganisationen der Sozial-

versicherung.
8 Meldungen gegenulber der zustandigen Krankenkasse

Die Minijob-Zentrale ist fir die Entgegennahme der Datenmeldungen fir geringfligige
Beschaftigungen zustandig.

Soweit in Ubergangsfallen (vgl. B 7), infolge der Zusammenrechnung mehrerer geringfii-
gig entlohnter Beschaftigungen (vgl. B 2.2.2.1) oder infolge der Zusammenrechnung ei-
ner geringflgig entlohnten Beschaftigung mit einer nicht geringflgigen versicherungs-
pflichtigen Beschéftigung (vgl. B 2.2.2.2) individuelle Beitrdge (nach den allgemeinen far
nicht geringfligige versicherungspflichtige Arbeitnehmer geltenden beitragsrechtlichen
Regelungen) anfallen und diese an die zustéandige Krankenkasse abzufiihren sind
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(vgl. E), missen gegenlber dieser Krankenkasse auch die entsprechenden Meldungen

abgegeben werden (vgl. Beispiel 25).

E Zustandige Einzugsstelle

Zustandige Einzugsstelle fir geringfligig Beschaftigte (auch fir geringfligig Beschéftigte
im Privathaushalt) ist allein die Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See in 45115 Essen. Sie nimmt die vom Arbeitgeber zu zahlenden
Beitrage fur geringflgig entlohnte Beschaftigte entgegen. Mithin sind auch samtliche
Meldungen flr geringfligig entlohnte Beschéaftigte gegenlber der Minijob-Zentrale zu er-
statten. Entsprechendes gilt fir die Meldungen fir kurzfristig Beschaftigte.

In den Féllen, in denen in der geringflgig entlohnten Beschaftigung aufgrund der Zu-
sammenrechnung mit einer nicht geringflgigen versicherungspflichtigen Beschaftigung
Versicherungspflicht besteht, sind Meldungen und Beitrage aus der versicherungspflichti-
gen Beschéftigung an die Krankenkasse zu entrichten, bei der der geringfligig Beschaf-
tigte krankenversichert ist oder - bei privat Krankenversicherten - zuletzt krankenversi-
chert war. Sofern fur ein und dieselbe Beschéaftigung in einem Versicherungszweig eine
geringflgig entlohnte Beschéftigung vorliegt und die darauf entfallenden Pauschalbeitréa-
ge (oder auch Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung) zu zahlen sind, wahrend in (einem)
anderen Versicherungszweig(en) eine mehr als geringflgig entlohnte Beschaftigung be-
steht und individuelle Beitrdge (nach den allgemeinen, flr nicht geringflgige versiche-
rungspflichtige Arbeitnehmer geltenden, beitragsrechtlichen Regelungen) anfallen, dirfen
nur die aufgrund der geringfligig entlohnten Beschaftigung anfallenden Beitrage an die
Minijob-Zentrale abgefihrt werden; die individuellen Beitrage erhélt die zustandige Kran-
kenkasse. Hierbei handelt es sich allerdings nur um wenige Ausnahmefélle, die z. B. ein-

treten kdnnen, wenn

= in Ubergangsfallen (vgl. B 7) wegen Bestehens einer Familienversicherung kraft
Gesetzes mit Wirkung vom 1. April 2003 in der Krankenversicherung Versiche-
rungsfreiheit eintrat und damit einhergehend keine Versicherungspflicht in der
Pflegeversicherung bestand sowie in der Renten- und Arbeitslosenversicherung
die Versicherungspflicht fortbestand und kein Antrag auf Befreiung von der Ver-
sicherungspflicht oder nur in der Renten- oder nur in der Arbeitslosenversiche-
rung ein solcher Antrag gestellt wurde,
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= in Ubergangsfallen (vgl. B 7) die Versicherungspflicht in allen vier Versicherungs-
zweigen fortbestand und ein Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht
nicht in allen Versicherungszweigen gestellt wurde,

= ein freiwillig krankenversicherter Beamter neben seinem Beamtenverhaltnis mehr
als eine weitere Beschaftigung auslbt, von denen eine Beschaftigung geringfligig
entlohnt ist (vgl. B 2.2.2.2) oder ein freiwillig oder privat krankenversicherter Ar-
beitnehmer neben seiner wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze
krankenversicherungsfreien, aber renten- und arbeitslosenversicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschéftigung mehr als eine weitere Beschaftigung ausubt, von de-
nen eine Beschéaftigung geringfligig entlohnt ist (vgl. B 2.2.2.2).

In den vorgenannten Fallen hat der Arbeitgeber fur ein und dieselbe Beschaftigung Mel-
dungen mit unterschiedlichen Beitragsgruppenschlisseln an die Minijob-Zentrale einer-
seits und an die zustandige Krankenkasse andererseits zu erstatten. In beiden Meldun-
gen ist der gleiche Personengruppenschlissel zu verwenden, wobei sich die Verschllsse-
lung am Recht der Rentenversicherung orientiert. Die Minijob-Zentrale erhalt eine Mel-
dung hinsichtlich der Pauschalbeitrage, wahrend gegeniber der zustandigen Kranken-
kasse eine Meldung hinsichtlich der individuellen Beitrage abzugeben ist (vgl. Beispiel
25). Demzufolge mussen fir eine solche Beschaftigung auch die Pauschalbeitrage ge-
genuber der Minijob-Zentrale sowie die individuellen Beitrdge gegenuber der zustandigen

Einzugsstelle in getrennten Beitragsnachweisen nachgewiesen werden.

F Entgeltunterlagen

Die Verpflichtung des Arbeitgebers nach § 28f Abs. 1 Satz 1 SGB IV in Verbindung mit

§ 8 BVV Entgeltunterlagen zu fihren, gilt uneingeschrankt auch fur geringfligig Beschaf-
tigte. Er hat die fUr die Versicherungsfreiheit maBgebenden Angaben in den Entgeltunter-
lagen aufzuzeichnen und Nachweise, aus denen die erforderlichen Angaben ersichtlich
sind, zu den Entgeltunterlagen zu nehmen. Hierzu gehdren insbesondere Angaben und
Unterlagen Utber

= das monatliche Arbeitsentgelt,

= die Beschéaftigungsdauer,
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= die regelmaBige wdchentliche Arbeitszeit und die tatséchlich geleisteten Arbeits-
stunden’,

= die Erklarung des geringfiigig entlohnten Beschaftigten Uber das Vorliegen weite-
rer Beschaftigungen sowie die Bestatigung, dass dem Arbeitgeber die Aufnahme
weiterer Beschaftigungen angezeigt wird (vgl. B 6.1),

= der Bescheid der Minijob-Zentrale/des Rentenversicherungstragers Uber die Fest-
stellung von Sozialversicherungspflicht (vgl. B 6.3),

= die schriftliche Erklarung des Beschéftigten Uber den Verzicht auf die Rentenver-
sicherungsfreiheit nach § 5 Abs. 2 Satz 2 SGB VI in der bis zum 31. Dezember
2012 geltenden Fassung bzw. nach § 230 Abs. 8 Satz 2 SGB VI (vgl. B 2.2.3.2
und B 2.2.3.3),

= der Antrag auf Befreiung von der Versicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI,
auf dem der Tag des Eingangs beim Arbeitgeber dokumentiert ist (vgl. B 2.2.4.1),

= die schriftliche Meldung an die Minijob-Zentrale Uber den Eingang eines Antrags
auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI bei
verspéateter Meldung bzw. Bestandsbeschaftigungen (vgl. D 2),

= Bescheide der zustandigen Einzugsstelle Uber die Feststellung des Bestehens
oder Nichtbestehens von Versicherungspflicht,

= die Bescheinigung A1 fir Aushilfsbeschéaftigungen von Saisonarbeitskraften aus
einem EU/EWR-Mitgliedstaat sowie der Schweiz (vgl. B 1 und C 2.6),

= die Erklarung des Beschaftigten Uber die Befreiung von der Versicherungspflicht
(vgl. B 7) bzw. der Nachweis der Krankenkasse Uber eine bestehende Familien-
versicherung,

= die Aufzeichnungen nach § 17 Abs. 1 des Mindestlohngesetzes Uber Beginn, En-
de und Dauer der taglichen Arbeitszeit der geringfligig Beschéaftigten,

= die schriftliche Erklarung des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit nach
§ 5 Abs. 4 Satz 2 SGB VI oder § 230 Abs. 9 Satz 2 SGB VI, auf der der Tag
des Eingangs beim Arbeitgeber dokumentiert ist (vgl. B 2.2.3.2.2 und
B 2.2.4.2),

= der Nachweis liber eine bestehende private Krankenversicherung im In- oder
Ausland zur Bestatigung der Nichtzahlung von Pauschalbeitragen zur Kran-
kenversicherung bei einer geringfligig entlohnten Beschaftigung (vgl. C 2.1
und C 2.6).

* Stundenaufzeichnungen sind u. a. erforderlich fiir den Betriebsprufdienst der Rentenversiche-
rung zur Uberprifbarkeit von Entscheidungen des Arbeitgebers Uber die Versicherungsfreiheit
zur Arbeitslosenversicherung (vgl. B 4), von beitragsrechtlichen Beurteilungen zu Sonntags-,
Feiertags- und Nachtarbeitszuschlagen und der Anwendung des Entstehungsprinzips bei allge-
mein verbindlichen Tarifvertragen.
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Bei kurzfristig Beschaftigten sind zusatzlich Nachweise oder Erklarungen Uber

= eventuelle weitere kurzfristige Beschaftigungen im Kalenderjahr vor Beginn der zu
beurteilenden Beschéftigung sowie die Bestatigung, dass dem Arbeitgeber die
Aufnahme weiterer Beschéaftigungen angezeigt wird (vgl. B 6.1),

= den Status (z. B. Hausfrau, Schuler, Student, freiwillig Wehrdienstleistender, Bun-
desfreiwilligendienstleistender, beschaftigungsloser Ausbildung- oder Arbeitsu-
chender, Rentner) des Beschéftigten

den Entgeltunterlagen beizufiigen.

G Verfahren zum Ausgleich der Arbeitgeberaufwendungen

Als Ausgleich fiir die Verpflichtung zur Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunféhigkeit hat der
Gesetzgeber fir kleine bis mittlere Betriebe - bei Mutterschaftsleistungen fir alle Betrie-
be - eine Erstattung der Arbeitgeberaufwendungen vorgesehen (§ 1 Aufwendungsaus-
gleichsgesetz - AAG). Fir geringfligige Beschaftigungen ist die Deutsche Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See als Trager der knappschaftlichen Krankenversicherung
grundsatzlich die zustandige Stelle fir den Ausgleich dieser Arbeitgeberaufwendungen,
unabhangig davon, ob und bei welcher Krankenkasse eine Krankenversicherung durch-
gefuhrt wird. N&here Einzelheiten sind im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenver-
bé&nde der Krankenkassen und der Deutschen Rentenversicherung Bund zum AAG gere-
gelt.

Die Mittel zur Durchfihrung des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen werden durch
gesonderte Umlagen (fir U1 und U2) von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern auf-
gebracht. Der Umlagesatz fir die U1 wird fur die Entgeltzahlung bei Arbeitsunfahigkeit
erhoben; fir eine kurzfristige Beschéaftigung fallt er nur dann an, wenn die Beschaftigung
langer als vier Wochen dauert. Der Umlagesatz fir die U2 wird far Mutterschaftsleistun-
gen erhoben; kurzfristige Beschaftigungen sind hier uneingeschrankt umlagepflichtig. Der
Umlagesatz fur die U1 betragt fir geringfligig Beschaftigte 0,9 Prozent bei einem Erstat-
tungssatz von 80 Prozent der erstattungsfahigen Aufwendungen. Der Umlagesatz fir die
U2 betragt 0,24 Prozent bei einem Erstattungsbetrag fir die erstattungsfahigen Aufwen-
dungen von 100 Prozent. Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Abs. 8
SGB VI (vgl. C 3.2.1) findet keine Anwendung.
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H Umlage fiir das Insolvenzgeld

1 Allgemeines

Die Mittel fur die Zahlung des Insolvenzgeldes werden nach § 358 Abs. 1 SGB Il durch
eine monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufgebracht. Die Insolvenzgeldumlage
wird von den Einzugsstellen zusammen mit dem Gesamtsozialversicherungsbeitrag ein-
gezogen und arbeitstaglich an die Bundesagentur fur Arbeit (BA) weitergeleitet. Die flr
den Gesamtsozialversicherungsbeitrag geltenden Vorschriften des SGB IV finden flr den

Einzug der Umlage entsprechende Anwendung.

Die Umlagepflicht des Arbeitgebers ergibt sich kraft Gesetz und ist nicht von einem
rechtsbegriindenden Verwaltungsakt der Einzugsstelle abh&ngig. Von der Zahlung der
Insolvenzgeldumlage sind nach § 358 Abs. 1 Satz 2 SGB Il nur Arbeitgeber der &ffentli-
chen Hand und Privathaushalte sowie Wohnungseigentimergemeinschaften ausgenom-
men. Die Einzugsstellen treffen in Zweifelsfallen die Entscheidung Uber die Umlagepflicht
der Arbeitgeber.

Nahere Einzelheiten sind im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen der

Sozialversicherung zur Insolvenzgeldumlage geregelt.

2 Bemessungsgrundlagen

Nach § 358 Abs. 2 SGB lll ist die Umlage nach einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts
(Umlagesatz) zu erheben. Der Umlagesatz betragt 0,06 Prozent (§§ 360, 361 SGB IlI).

Fir geringfligig entlohnte Beschéftigungen (vgl. B 2.2) und kurzfristige Beschaftigungen
(vgl. B 2.3) ist fur die Berechnung der Insolvenzgeldumlage das Arbeitsentgelt maBge-
bend, nach dem die Rentenversicherungsbeitrage im Falle des Bestehens von Renten-
versicherungspflicht zu bemessen wéaren. MaBgebend ist somit das tatsachliche Arbeits-
entgelt im Sinne von § 14 SGB |V, also bei schwankendem Arbeitsentgelt im Rahmen
einer geringfligig entlohnten Beschaftigung auch der die 450-Euro-Grenze Uberschreiten-
de Betrag. Die Mindestbeitragsbemessungsgrundlage nach § 163 Abs. 8 SGB VI

(vgl. C 3.2.1) findet keine Anwendung.
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3 Einzug und Nachweis der Insolvenzgeldumlage

Far geringfligige Beschéftigungen zieht die Minijob-Zentrale die Insolvenzgeldumlage ein.
Dies gilt auch fir nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversicherungs-
pflicht befreite Mitglieder berufsstandischer Versorgungswerke, fiir die keine Rentenversi-
cherungsbeitrdge und wegen einer privaten Krankenversicherung auch keine Pau-
schalbeitrdge an die Minijob-Zentrale zu zahlen sind (vgl. B 2.2.3.2.3, C 2 und C 5).

Die Umlagebetrage sind im Beitragsnachweisdatensatz unter dem Beitragsgruppen-
schlussel 0050 anzugeben.

| Steuerliche Behandlung von geringfiigig entlohnten Beschéftigungen

1 Besteuerung des Arbeitsentgelts aus geringfligig entlohnten Beschaftigungen

Das Arbeitsentgelt aus einer geringfligig entlohnten Beschéaftigung im Sinne des § 8
Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB 1V ist stets steuerpflichtig. Die Lohnsteuer vom Arbeits-
entgelt ist pauschal oder nach den individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen zu erhe-
ben.

2 Lohnsteuerpauschalierung

Flr die Lohnsteuerpauschalierung ist zu unterscheiden zwischen der einheitlichen
Pauschsteuer in Héhe von 2 Prozent (§ 40a Abs. 2 EStG) und der pauschalen Lohnsteu-
er in Héhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts (§ 40a Abs. 2a EStG). In beiden Fallen der
Lohnsteuerpauschalierung ist Voraussetzung, dass eine geringflgig entlohnte Beschéafti-
gung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB IV vorliegt. Das Steuerrecht
knlpft damit an die Voraussetzungen des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch an.

2.1 Einheitliche Pauschsteuer in Hohe von 2 Prozent
Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer entweder nach den individuellen Lohnsteuerab-

zugsmerkmalen oder pauschal einschlieBlich Solidaritdtszuschlag und Kirchensteuer fir
das Arbeitsentgelt aus einer geringfligigen Beschéftigung im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1
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SGB IV (geringfligig entlohnte Beschaftigung) oder des § 8a SGB IV (geringfligig ent-
lohnte Beschaftigung in Privathaushalten), fir das er Beitrédge zur gesetzlichen Renten-
versicherung in H6he von 15 Prozent oder 5 Prozent nach § 168 Abs. 1 Nr. 1b oder 1c
SGB VI (geringfugig versicherungspflichtig Beschéftigte) oder nach § 172 Abs. 3 oder 3a
SGB VI (versicherungsfrei oder von der Versicherungspflicht befreite geringfiigig Be-
schéftigte) oder nach § 276a Abs. 1 SGB VI (versicherungsfrei geringfligig Beschéaftigte)
zu entrichten hat, mit einem einheitlichen Pauschsteuersatz in Héhe von insgesamt

2 Prozent des Arbeitsentgelts erheben (einheitliche Pauschsteuer, § 40a Abs. 2 EStG).
Diese Regelung gilt auch fir nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI von der Rentenversi-
cherungspflicht befreite Mitglieder berufsstandischer Versorgungseinrichtungen, die die
Rentenversicherungsbeitrage fir eine nicht berufsfremde geringfligig entlohnte Beschaf-
tigung an die berufsstandische Versorgungseinrichtung zahlen. In dieser einheitlichen
Pauschsteuer sind neben der Lohnsteuer auch der Solidaritatszuschlag und die Kirchen-
steuer enthalten. Der einheitliche Pauschsteuersatz von 2 Prozent ist auch anzuwenden,
wenn der Arbeitnehmer keiner erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehért.

Bei Wertguthabenvereinbarungen (vgl. B 2.2.1.4 und 5.2) entféllt die einheitliche
Pauschsteuer immer auf das Arbeitsentgelt, welches in der Arbeits- oder der Freistel-
lungsphase zur Auszahlung gelangt. Eine Einstellung der einheitlichen Pauschsteuer ins
Wertguthaben wahrend der Arbeitsphase erfolgt nicht.

2.2 Pauschaler Lohnsteuersatz in H6he von 20 Prozent

Hat der Arbeitgeber flr das Arbeitsentgelt aus einer geringfligig entlohnten Beschaftigung
im Sinne des § 8 Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB |V den (pauschalen) Beitrag zur gesetz-
lichen Rentenversicherung in H6he von 15 Prozent oder 5 Prozent nicht zu entrichten,
kann er die pauschale Lohnsteuer mit einem Steuersatz in Héhe von 20 Prozent des Ar-
beitsentgelts erheben. Hinzu kommen der Solidaritatszuschlag (5,5 Prozent der Lohn-
steuer) und die Kirchensteuer nach dem jeweiligen Landesrecht.

3 Besteuerung nach individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen
Wahlt der Arbeitgeber flr eine geringfligig entlohnte Beschaftigung im Sinne des § 8

Abs. 1 Nr. 1 oder des § 8a SGB IV nicht die pauschale Lohnsteuererhebung, ist die
Lohnsteuer vom Arbeitsentgelt nach MaBgabe der individuellen Lohnsteuerabzugsmerk-
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male zu erheben. Die H6he des Lohnsteuerabzugs hangt dann von der Lohnsteuerklasse
ab. Bei den Lohnsteuerklassen | (Alleinstehende), Il (bestimmte Alleinerziehende mit
Kind) oder Il und IV (verheiratete Arbeitnehmer/innen) fallt fir das Arbeitsentgelt aus
einer geringflgig entlohnten Beschéaftigung keine Lohnsteuer an; etwas anderes gilt bei
der Lohnsteuerklasse V oder VI.

4 Anmeldung und Abflihrung der Lohnsteuer

4.1 Einheitliche Pauschsteuer

Fir den Einzug der einheitlichen Pauschsteuer in Héhe von 2 Prozent des Arbeitsentgelts
ist stets die Minijob-Zentrale zustandig. Das gilt sowohl fiir Beschaftigte im Privathaushalt
als auch fur Beschaftigte bei anderen Arbeitgebern. Bei geringfligiger Beschaftigung in
Privathaushalten - ausgenommen davon sind Beschéftigungen, die wegen Bestands-
schutzes Versicherungspflicht begriinden (vgl. B 7) - ist ausschlieBlich der Haushalts-
scheck zu verwenden. In diesem Haushaltsscheck gibt der Arbeitgeber das Arbeitsentgelt
an und teilt dartber hinaus mit, ob die Lohnsteuer mit der einheitlichen Pauschsteuer er-
hoben werden soll. Die Minijob-Zentrale berechnet die einheitliche Pauschsteuer und
zieht sie zusammen mit den Ubrigen Abgaben jeweils im Juli (fir den Zeitraum vom 1. Ja-
nuar bis zum 30. Juni) und im Januar (fir den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezem-

ber) vom Arbeitgeber ein.

Andere Arbeitgeber (auBerhalb des Haushaltsscheck-Verfahrens) berechnen die ein-
heitliche Pauschsteuer selbst und teilen der Minijob-Zentrale den Betrag im Beitrags-

nachweis-Verfahren mit.

4.2 Pauschale Lohnsteuer in H6he von 20 Prozent und Lohnsteuer nach
den individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmalen

Far die Falle der Lohnsteuerpauschalierung in Héhe von 20 Prozent des Arbeitsentgelts
oder der Besteuerung nach MaBgabe der individuellen Lohnsteuerabzugsmerkmale ist
stets das so genannte Betriebsstattenfinanzamt zustandig. Dies ist fir den Privathaushalt
als Arbeitgeber regelmaBig das fur die Veranlagung zur Einkommensteuer zustandige
Wohnsitzfinanzamt und fir andere Arbeitgeber das Finanzamt, in dessen Bezirk sich der
Betrieb befindet.
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Die Lohnsteuer ist in der Lohnsteuer-Anmeldung anzugeben und an das Betriebsstatten-
finanzamt abzuflhren; gegebenenfalls ist eine so genannte Nullmeldung abzugeben. Der
Arbeitgeber braucht keine weiteren Lohnsteuer-Anmeldungen abzugeben, wenn er dem
Betriebsstattenfinanzamt mitteilt, dass er im Lohnsteuer-Anmeldungszeitraum keine
Lohnsteuer einzubehalten oder zu Gbernehmen hat, weil der Arbeitslohn nicht steuerbe-
lastet ist (zur Lohnsteuer-Anmeldung wird auf § 41a EStG bzw. 41a.1 Lohnsteuer-

Richtlinien - LStR - verwiesen).
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Beispiele:

Beispiel 1a (zu B 2.1.1):

Der freiberuflich selbstédndige Zahnarzt (Einzelunternehmer) beschéftigt eine Ar-
beitnehmerin mit Hilfsarbeiten in seinen Praxisrdumen und mit Reinigungsarbeiten
in seiner Wohnung.

Es ist von einem einheitlichen Beschaftigungsverhaltnis auszugehen, da Arbeitge-
beridentitat besteht (der Zahnarzt als Arbeitgeber ist eine natlrliche Person, die
nicht fir den Arbeitsbereich in der Praxis und den Arbeitsbereich im Haushalt ge-
trennt betrachtet werden kann); unbedeutend ist, dass sich die einzelnen Beschaf-
tigungen klar abgrenzen lassen.

Beispiel 1b (zu B 2.1.1):

Die Auto GmbH, die ihrem Geschéaftszweck nach eine Kfz-Werkstatt und eine Au-
tovermietung betreibt (zwei organisatorisch selbstandige Betriebe), beschaftigt ei-
nen Arbeitnehmer vormittags in der Kfz-Werkstatt und nachmittags in der Auto-
vermietung.

Der Arbeitnehmer steht in einem einheitlichen Beschaftigungsverhaltnis zur Auto
GmbH.

Beispiel 1c (zu B 2.1.2):

Der Arbeitgeber betreibt eine Kiesgrube, in der ein Arbeitnehmer als Baggerfahrer
und erganzend auf Selbstandigenbasis als Maschinist fir Wartungs- und Repara-
turarbeiten an Anlagen des Betriebs tétig ist. FlUr seine Leistungen als Maschinist
erstellt der Arbeitnehmer eigenstéandig Rechnungen, flr die Arbeiten an den Anla-
gen setzt er nur zum Teil eigenes Handwerkszeug ein, die Tétigkeit wird zu vom
Arbeitgeber/Auftraggeber vorgegebenen (wenngleich auch arbeithnehmerunibli-
chen) Zeiten ausgelbt, eine Gewerbeanmeldung liegt vor.

Er ist im Ergebnis betriebsorganisatorisch und —technisch in dem vom Arbeitgeber
zumindest Ubergeordnet vorgegebenen Betriebsablauf integriert und auch hin-
sichtlich Art, Ort und Zeit der Tatigkeit Weisungen unterworfen. Von einem einheit-
lichen Beschéftigungsverhéltnis ist auszugehen.

Beispiel 1d (zu B 2.1.3):

Herr A ist Geschéftsfihrer und Mehrheitsgesellschafter bei der GmbH X und der
GmbH Y. Der Arbeitnehmer Z wird bei der GmbH X im Rahmen einer mehr als ge-
ringfigigen (Haupt-)Beschaftigung eingesetzt und bei der GmbH Y im Rahmen ei-
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ner geringflgigen Beschaftigung. Die ausgelbten Tatigkeiten sind — vom Umfang
abgesehen — identisch. Das Direktionsrecht Gber beide Beschaftigungen tbt Herr
A aus.

Da es sich um mehrere Beschaftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen.

Beispiel 1e (zu B 2.1.3):

In der X Kommanditgesellschaft (KG) werden versicherungspflichtige Arbeitneh-
mer beschaftigt. In dieser KG ist die natlrliche Person Herr A Komplementar, der
mit Uber 60 % an der KG beteiligt ist. Kommanditist mit einer Beteiligung von 40 %
ist Herr B. Auf dem Betriebsgelande der KG befindet sich auch die Y KG. In dieser
KG ist Herr A mit 70 % der Gesellschaftsanteile ebenfalls Komplementér. Die ver-
sicherungspflichtigen Arbeitnehmer der X KG sind gleichzeitig in der Y KG als ge-
ringfligig Beschaftigte tatig.

In einer KG erfolgt die Vertretung grundsétzlich durch nattrliche Personen; hier
also durch den Komplementar Herrn A. In beiden Gesellschaften handelt es sich
demnach bei dem Komplementar um dieselbe nattrliche Person (Herr A). Da es
sich allerdings um Beschaftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen.

Beispiel 1f (zu B 2.1.3):

Der Muster e. V. halt 100 % der Kapitalanteile an der Y GmbH. Herr B ist als Ge-

schaftsfihrer der Y GmbH gleichzeitig auch Geschaftsflihrer des Muster e. V. und
dem Vorstand verantwortlich. Mitarbeiter, die hauptberuflich beim Muster e. V. be-
schéftigt sind, Gben daneben bei der Y GmbH geringfligige Beschaftigungen aus.

Da es sich um mehrere Beschaftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen.

Beispiel 1g (zu B 2.1.4):

Die Z GmbH beschaftigt mehrere Arbeitnehmer als Verk&ufer in ihren Supermark-
ten. Flr die Regalauffillung mit neuen Waren aus Sonderaktionen lasst sie sich
diese Arbeitnehmer Uber ein Leiharbeitsunternehmen im Rahmen geringflgiger
Beschaftigungen verleihen.

Die Beschaftigungen werden im Rahmen einheitlicher Beschaftigungsverhéltnisse
ausgelbt, da die berufstypische Mehrarbeit der Arbeitnehmer fiir die Z GmbH
Uber ein Verleihunternehmen eine zum Nachteil des sozialversicherungsrechtli-
chen Schutzes der Arbeitnehmer flihrende Vertragsgestaltung darstellt.
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Beispiel 2 (zuB 2.2,B2.2.3.1,C 2.1, C 3.1 und C 3.2):

Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 350 Euro und nimmt

a) bis 31.12.2012,
b) ab 01.01.2013

eine Beschéftigung auf.

Zu a):

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéaftigt, weil das Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Ubersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Ren-
ten- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflege-
versicherung. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenver-
sicherung zu zahlen. Die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung bleibt
Uber den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht
Ubersteigt.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0

Zu b):

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéaftigt, weil das Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Ubersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und
Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor. Der Arbeitgeber
hat Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeit-
nehmerin Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

In der Rentenversicherung kann die Arbeitnehmerin schriftlich gegentiber dem Ar-
beitgeber die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragen mit der
Folge, dass er nicht an der Beitragszahlung zur Rentenversicherung beteiligt wird.
Bei einer wirksamen Befreiung von der Rentenversicherungspflicht ab Beschafti-
gungsbeginn sind in der Rentenversicherung lediglich Pauschalbeitrage vom Ar-
beitgeber zu zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0

Beispiel 3a (zu B 2.2, C 2.1 und C 3.2):

Eine Verk&uferin nimmt am 15.04. eine Beschéftigung gegen ein monatliches Ar-
beitsentgelt von 450 Euro auf, welches auch bereits im Monat der Beschafti-
gungsaufnahme in voller Héhe gezahlt wird.
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Obwohl die Beschaftigung im Laufe des Monats April beginnt, gilt die Arbeitsent-
geltgrenze von 450 Euro auch in diesem Monat. Die Verkauferin ist geringflgig
entlohnt beschaftigt, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro nicht Gbersteigt. Es besteht
Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine
Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt
Versicherungspflicht vor, von der sich der Arbeitnehmer auf Antrag befreien las-
sen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und
gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zu
zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 3b (zu B 2.2, C 2.1 und C 3.2):

Eine Verkauferin ist nach 70 Arbeitstagen kurzfristiger Beschaftigung im
laufenden Kalenderjahr erneut vom 15.12. bis 23.12. gegen ein Arbeitsentgelt
von 450 Euro beschiftigt.

Eine kurzfristige Beschiftigung liegt nicht vor, da die Verkauferin bereits
mehr als 70 Arbeitstage im Kalenderjahr beschéaftigt war. Die Verkauferin ist
geringfigig entlohnt beschéftigt, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro nicht
Ubersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslo-
senversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich
der Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pau-
schalbeitrdage zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitneh-
merin Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschliissel: 6 1 0 0

Beispiel 4a (zu B 2.3.3.5 und B 4):

Ein Bezieher von Arbeitslosengeld wird als Kellner fiir die Zeit vom 01.08.
bis 20.08. gegen ein Arbeitsentgelt von 500 Euro bei einer wéchentlichen Ar-
beitszeit von 14 Stunden befristet beschaftigt.

Da der Arbeitnehmer als Bezieher von Arbeitslosengeld als berufsméaBig Be-
schéftigter anzusehen ist und das Arbeitsentgelt fir den Beschéaftigungs-
zeitraum (500 Euro) die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro Ubersteigt, liegt
keine geringfligige Beschiftigung vor. Es besteht Versicherungspflicht in
der Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung. In der Arbeitslosenversiche-
rung liegt Versicherungsfreiheit vor, weil ein Anspruch auf Arbeitslosengeld
besteht und der Arbeithehmer diesen Anspruch wegen der wéchentlichen
Arbeitszeit unter 15 Stunden auch nicht verliert.
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Personengruppenschliissel:101
Beitragsgruppenschlissel: 3 1 0 1

Beispiel 4b (zu B 2.3.3 und B 2.3.3.4):

Eine Krankenschwester (ibernimmt wahrend der Elternzeit fiir die Zeit vom
20.08. bis 22.09. eine Aushilfsbeschaftigung im Pflegedienst. Sie verdient
450 Euro im August und 900 Euro im September. Die wéchentliche Arbeits-
zeit belauft sich auf 18 Stunden.

Da die Arbeitnehmerin wahrend der Elternzeit als berufsméaBig Beschaftigte
anzusehen ist und das durchschnittlich pro Kalendermonat im Beschafti-
gungszeitraum gezahlte Arbeitsentgelt mit 675 Euro (450 Euro + 900 Euro =
1.350 Euro : 2) die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro ubersteigt, liegt keine
geringfiigige Beschaftigung vor. Es besteht Versicherungspflicht in der
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.

Personengruppenschliissel:101
Beitragsgruppenschlissel: 3 1 1 1

Beispiel 4c (zu B 2.2.2.1, B 2.3.3 und B 2.3.3.5):

Ein Schulentlassener, der ausbildungsuchend gemeldet ist, arbeitet als In-
venturaushilfe befristet vom 16.04. bis 30.04. gegen ein Arbeitsentgelt von

260 Euro. Er gibt an, unmittelbar zuvor bei einem anderen Arbeitgeber vom
01.04. bis 15.04. gegen ein Arbeitsentgelt von 210 Euro kurzfristig beschaf-
tigt gewesen zu sein.

Da der Arbeithehmer ausbildungsuchend gemeldet ist, ist er als berufsma-
Big Beschiftigter anzusehen. Eine kurzfristige Beschaftigung liegt somit
nicht vor, weil das im Monat April erzielte Gesamtentgelt mit 470 Euro

(260 Euro + 210 Euro) die monatliche Entgeltgrenze von 450 Euro ulber-
schreitet. Das Arbeitsentgelt aus der zuvor kurzfristigen Beschéftigung bei
einem anderen Arbeitgeber ist fur diese Prifung zu beriicksichtigen, weil
beide Beschaftigungen in demselben Kalendermonat April beginnen und
enden. Die Inventuraushilfe ist geringfligig entlohnt beschaftigt, weil das Ar-
beitsentgelt in dieser Beschéaftigung 450 Euro nicht libersteigt. Es besteht
Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversi-
cherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich der Arbeitnehmer auf
Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeitrage zur
Krankenversicherung und gemeinsam mit dem Arbeithehmer Pflichtbeitrage
zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschliissel: 6 1 0 0
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Beispiel 4d (zu B 2.3.3, B 2.3.3.5 und B 4):
Ein Bezieher von Arbeitslosengeld arbeitet

a) vom 16.04. bis 15.10. befristet bei Arbeitgeber A einmal die Woche
(8 Stunden) gegen ein Arbeitsentgelt von 360 Euro im Monat (insgesamt
26 Arbeitstage) und

b) vom 10.07. bis 18.12. befristet bei Arbeitgeber B einmal die Woche
(6 Stunden) gegen ein Arbeitsentgelt von 300 Euro im Monat (insgesamt
24 Arbeitstage).

Da der Arbeitnehmer Arbeitslosengeld bezieht, ist er als berufsmaBig Be-
schaftigter anzusehen. Die Beschaftigung beim Arbeitgeber A ist zunachst
als kurzfristige Beschaftigung zu beurteilen, da die Aufnahme der spéteren
Beschaftigung bei Arbeitgeber B noch nicht absehbar ist und das Arbeits-
entgelt die monatliche Entgeltgrenze von 450 Euro nicht iberschreitet sowie
die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen im Kalenderjahr nicht tiberschritten wird.
Mit Aufnahme der Beschiftigung beim Arbeitgeber B iibersteigt das aus bei-
den Beschaftigungen erzielte Arbeitsentgelt mit insgesamt 660 Euro in den
Kalendermonaten Juli bis Oktober die monatliche Entgeltgrenze von 450 Eu-
ro, so dass die Beschaftigungen in der Zeit vom 10.07. bis 15.10. nicht ge-
ringfligig, sondern berufsmaBig mit einem Arbeitsentgelt von insgesamt
mehr als 450 EUR im Monat ausiibt werden. Die ab 16.10. allein beim Arbeit-
geber B ausgelibte Beschaftigung ist kurzfristig, weil das Arbeitsentgelt 450
Euro im Monat nicht libersteigt und die Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen im
Kalenderjahr (auch unter Beriicksichtigung von Beschaftigung A) nicht
Uberschritten wird.

In der Beschiftigung bei Arbeitgeber A besteht vom 16.04. bis 09.07. Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung
sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Vom 10.07. bis
15.10. besteht in den Beschaftigungen beim Arbeitgeber A und beim Arbeit-
geber B Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pflegeversiche-
rung. In der Arbeitslosenversicherung liegt Versicherungsfreiheit vor, weil
ein Anspruch auf Arbeitslosengeld besteht und der Arbeitnehmer diesen An-
spruch wegen der wéchentlichen Arbeitszeit unter 15 Stunden auch nicht
verliert. In der Beschaftigung beim Arbeitgeber B besteht ab 16.10. Versiche-
rungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung.

Arbeitgeber A vom 16.04. bis 09.07.
Personengruppenschliissel:110
Beitragsgruppenschliissel: 0 0 0 0

Arbeitgeber A und B vom 10.07. bis 15.10.
Personengruppenschliissel:101
Beitragsgruppenschlissel: 1 1 0 1
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Arbeitgeber B vom 16.10. bis 18.12.
Personengruppenschliissel:110
Beitragsgruppenschliissel: 0 0 0 0

Beispiel 5 (zu B 2.2.1, C 2.1 und C 3.2):

Eine Burohilfe arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 900 Euro. Am
15.04. wird mit Wirkung ab 01.05. die Arbeitszeit dauerhaft reduziert, was eine
Minderung des monatlichen Arbeitsentgelts auf 420 Euro zur Folge hat.

Die Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversi-
cherung fur die mehr als geringfligig entlohnte Beschaftigung endet am 30.04.
Vom 01.05. an betragt das Arbeitsentgelt regelmaBig nicht mehr als 450 Euro im
Monat, so dass die Birohilfe geringfligig entlohnt beschéaftigt ist. Von diesem Zeit-
punkt an besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Renten-
versicherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeithnehmerin auf
Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat ab 01.05. Pauschalbeitrage zur
Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrage zur
Rentenversicherung zu zahlen.

Ab 01.05.:
Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 6 (zu B 2.2.1.1):

Eine Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 440 Euro.
AuBerdem erhélt sie jeweils im Dezember ein ihr vertraglich zugesichertes Weih-
nachtsgeld in H6he von 240 Euro.

Das fur die versicherungsrechtliche Beurteilung maBgebende Arbeitsentgelt ist wie
folgt zu ermitteln:

Laufendes Arbeitsentgelt (440 Euro x 12 =) 5.280 Euro
Weihnachtsgeld 240 Euro
zusammen 5.520 Euro

Ein Zwolftel dieses Betrages belauft sich auf (5.520 Euro : 12 =) 460 Euro und
Ubersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro, so dass die Raumpflegerin

mehr als geringfligig entlohnt versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-,
Arbeitslosen- und Pflegeversicherung beschaftigt ist.

Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1
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Beispiel 7a (zu B 2.2.1.2, B 3.1, C 2.1 und C 3.2):

Eine Raumpflegerin arbeitet zu einem Stundenlohn in Héhe von 11 Euro. Sie soll
zwischen 8 und 12 Stunden in der Woche eingesetzt werden. Die genaue Anzahl
und der konkrete Umfang der regelmaBigen Arbeitseinsatze stehen nicht fest.

Der Arbeitgeber geht in seiner Jahresprognose davon aus, dass das Arbeitsent-
gelt der Raumpflegerin im Jahr 5.400 Euro nicht Ubersteigt, so dass sie geringfu-
gig entlohnt beschéaftigt beurteilt werden kann. In der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung besteht Versicherungsfreiheit und in der Pflegeversicherung keine
Versicherungspflicht. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, von
der sich die Arbeitnehmerin auf Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat
Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehme-
rin Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 7b (zu B 2.2.1.2, B 3.1, C 2.1 und C 3.2):

Ein Kellner im Eiscafé erzielt in den Monaten April bis September monatlich
560 Euro und in den Monaten Oktober bis Marz monatlich 340 Euro.

Das fur die versicherungsrechtliche Beurteilung maBgebende Arbeitsentgelt ist wie
folgt zu ermitteln:

April bis September (6 x 560 Euro =) 3.360 Euro
Oktober bis Méarz (6 x 340 Euro =) 2.040 Euro
zusammen 5.400 Euro

Ein Zwolftel dieses Betrages belauft sich auf (5.400 Euro : 12 =) 450 Euro und
Ubersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro nicht, so dass der Kellner ge-
ringflgig entlohnt beschéaftigt ist. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kran-
ken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der
Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht
vor, von der sich der Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. Der Ar-
beitgeber hat Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und gemeinsam
mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 0

Beispiel 7¢c (zuB 2.2.1,B2.2.1.2,B 2.3, C 2.1 und C 3.2):

Ein Abiturient Gberbrickt die Zeit bis zum nachstmdglichen Studienbeginn im Win-
tersemester mit einer Aushilfsbeschaftigung als Kellner in einem Ausflugslokal.
Die Beschaftigung ist von vornherein fir die Zeit vom 01.06. bis 31.12. bei einem
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Arbeitseinsatz von mehr als 70 Arbeitstagen befristet. Das Arbeitsentgelt wird wie
folgt gezahlt:

970 Euro monatlich
60 Euro monatlich

Juni bis August =
September bis Dezember =
Die Beschaftigung ist nicht kurzfristig, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie
langer als drei Monate bzw. 70 Arbeitstage dauern wird. Es handelt sich auch
nicht um eine geringflgig entlohnte Beschaftigung mit schwankendem Arbeitsent-
gelt. Der Charakter der regelmaBigen geringfligig entlohnten Beschaftigung ist
nicht gegeben, weil der Beschaftigungsumfang einer erheblichen Schwankung un-
terliegt. Der Schwerpunkt der Beschaftigung liegt in den Monaten Juni bis August.
Die Schwankungen in der Arbeitszeit verandern den Charakter der Beschaftigung
derart, dass es sich nicht durchgehend um dieselbe regelméaBige Beschéftigung
handelt, die einheitlich zu beurteilen ist. Die Beschaftigung ist in den Monaten Juni
bis August nicht geringfugig entlohnt und in den Monaten September bis Dezem-
ber geringfligig entlohnt. Dabei ist unerheblich, dass der Gesamtverdienst im Zeit-
raum vom 01.06. bis 31.12. die zulassige anteilige Entgeltgrenze von 3.150 Euro
nicht Ubersteigt.

Bis 31.08.:

Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1
Ab 01.09.:

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 8a (zu B 2.2.1.3, C 2.1 und C 3.2):

Einstellung eines Hausmeisters zum 01.04. auf Stundenlohnbasis (10 Euro pro
Stunde). Es wird ein verstetigtes Arbeitsentgelt von 420 Euro im Monat vereinbart.
Dies entspricht einer monatlichen Arbeitszeit von 42 Stunden (Jahresarbeitszeit

= 504 Stunden). Der Arbeitseinsatz soll flexibel erfolgen und die wdchentliche Ar-
beitszeit demnach schwanken. Der Arbeitgeber schliet mit dem Hausmeister da-
her eine Gleitzeitvereinbarung Gber die Einrichtung eines Arbeitszeitkontos ab, die
es dem Hausmeister ermdglicht, monatliche Uberstunden auf- und abzubauen.

Soweit der Arbeitgeber in der vorausschauenden Betrachtung davon ausgeht,
dass das Arbeitszeitkonto zum Ende des maBgebenden Zeitjahres (31.03. des
Folgejahres) maximal 36 Stunden Restguthaben enthalten wird, ist der Hausmeis-
ter geringfugig entlohnt beschéftigt, weil das durchschnittliche Arbeitsentgelt

450 Euro nicht tbersteigt (504 + 36 = 540 Stunden : 12 Monate x 10 Euro =

450 Euro). Der Arbeitgeber hat von dem verstetigten Arbeitsentgelt Pauschalbei-
trage zur Krankenversicherung und gemeinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbei-
trage zur Rentenversicherung zu zahlen. Der Arbeitnehmer kann die Befreiung
von der Rentenversicherungspflicht beantragen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O
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Beispiel 8b (zuB 2.2.1.3,B5.3,C1,C2.1,C3.2und D 2):
Fortsetzung von Beispiel 8a

In der Zeit ab 15.08. erfolgt eine Freistellung von der Arbeitsleistung, die Arbeit
wird danach erst am 01.12. wieder aufgenommen. Das verstetigte Arbeitsentgelt
von 420 Euro wird entsprechend der Vereinbarung auch in den Monaten Septem-
ber, Oktober und November in voller Héhe gezahlt. Im Arbeitszeitkonto befindet
sich zum 01.12. kein Restguthaben.

Die sozialversicherungsrechtliche Beschaftigung besteht langstens fiir drei Monate
der Freistellung und endet am 14.11. Das darlber hinaus in der Freistellungspha-
se vom 15.11. bis 30.11. gezahlte Arbeitsentgelt ist wie eine Einmalzahlung dem
Entgeltabrechnungszeitraum bis 14.11. zuzuordnen und entsprechend zu verbei-
tragen.

Abmeldung zum 14.11.:

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Grund der Abgabe: 30

Rentenversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt: 003360

Flr die Zeit ab 01.12. hat der Arbeitgeber das regelméaBige Arbeitsentgelt neu zu
bestimmen und, sofern eine geringflgig entlohnte Beschaftigung vorliegt, folgende
Anmeldung vorzunehmen:

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O
Grund der Abgabe: 10

Beispiel 8¢ (zu B 2.2.1.3, C 2.1 und C 3.2):
Fortsetzung von Beispiel 8a

In der Zeit vom 01.04. bis 31.12. wird ein Arbeitszeitguthaben von 128 Stunden
aufgebaut. Im folgenden Januar arbeitet der Hausmeister 44 Stunden, demzufolge
sich das Arbeitszeitguthaben um weitere 2 Stunden erhéht.

Der Hausmeister hat demnach vom 01.04. bis 31.01. 550 Stunden (42 Stunden
x 9 Monate = 378 Stunden + 128 Stunden Zeitguthaben + 44 Stunden Arbeitszeit
im Januar) gearbeitet und die maximal zulassige Arbeitszeit von 540 Stunden im
maBgebenden Jahreszeitraum (01.04. bis 31.03.) bereits im Januar um 10 Stun-
den Uberschritten. Ab 01.01. besteht Versicherungspflicht in der Kranken-, Ren-
ten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Pflichtbeitrdge sind vom monatlichen
Arbeitsentgelt in H6he von 420 Euro zu zahlen.

Eine geringfligig entlohnte Beschaftigung liegt ab dem Zeitpunkt wieder vor, von
dem an in einer neu angestellten Jahresbetrachtung davon ausgegangen werden
kann, dass das regelmaBige Arbeitsentgelt unter Berlicksichtigung des sich aus
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dem bereits bestehenden und dem zu erwartenden Arbeitszeitguthaben abzulei-
tenden Arbeitsentgeltanspruchs 450 Euro nicht Gbersteigt.
Abmeldung zum 31.12.:

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Grund der Abgabe: 31

Rentenversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt: 003780

Anmeldung zum 01.01.:
Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1
Grund der Abgabe: 11

Beispiel 9 (zu B 5.1):

Die Reinigungskraft eines Gebaudereinigungsunternehmens ist mit einem monat-
lichen Arbeitsentgelt in Ho6he von 450 Euro flr drei Jahre befristet geringfligig ent-
lohnt beschaftigt. Die Arbeitszeit kann Uber ein Arbeitszeitkonto flexibel gestaltet
werden. Zuséatzlich erklart sich die Reinigungskraft bereit, Urlaubs- und Krank-
heitsvertretungen zu Gbernehmen, die ihrem Arbeitszeitkonto gut geschrieben
werden. Das Arbeitszeitguthaben soll am Ende der Beschéftigung in Arbeitsentgelt
abgegolten werden.

Da bereits von vornherein feststeht, dass die aufgrund der Urlaubs- und Krank-
heitsvertretungen aufgebauten Arbeitszeitguthaben nicht bis zum Ende der Be-
schaftigung abgebaut werden, hat die versicherungs- und beitragsrechtliche Beur-
teilung unter Berlcksichtigung der zu erwartenden Vertretungsarbeit zu erfolgen.
Die sonstige flexible Arbeitszeitregelung ist dabei irrelevant.

Beispiel 10 (zu B 2.2.1.4 und B 5.2):

Eine Verkauferin ist gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 850 Euro beschéaf-
tigt. Im Laufe der Beschaftigung verzichtet die Verkauferin im Rahmen einer
Wertguthabenvereinbarung auf die Auszahlung von monatlich 400 Euro. Diese
sollen monatlich als Wertguthaben fiir eine spétere Freistellung angespart werden.

Die Verkauferin ist weiterhin versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Ar-
beitslosen- und Pflegeversicherung, weil das Bruttoarbeitsentgelt 450 Euro Uber-
steigt. Die Umwandlung einer versicherungspflichtigen Beschéftigung in eine ver-
sicherungsfreie Beschaftigung durch eine Wertguthabenvereinbarung ist unzulas-
sig. Die besonderen Regelungen zu Wertguthabenvereinbarungen finden keine
Anwendung. Auf Basis des monatlich erarbeiteten Arbeitsentgeltanspruchs von
850 Euro besteht Beitragspflicht. Eine sozialversicherungsrechtlich relevante Ent-
sparung des ,Wertguthabens* ist nicht méglich. Die versicherungspflichtige Be-
schaftigung endet vor Beginn der Freistellung der Verkauferin von der Arbeitsleis-
tung und der Auszahlung des ,Wertguthabens*.
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Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 11 (zu B 2.2.1.6, C 2.1 und C 3.2):

Eine familienversicherte Hausfrau nimmt am 01.04. im Rahmen einer abhén-
gigen Beschiftigung eine nebenberufliche Lehrtéatigkeit auf. Sie arbeitet ge-
gen ein monatliches Arbeitsentgelt von 700 Euro. Der Arbeitgeber beabsich-
tigt, auf das Arbeitsentgelt den als Aufwandsentschadigung vorgesehenen
Steuerfreibetrag von jahrlich 2.400 Euro (Ubungsleiterpauschale) anzuwen-
den, da der Steuerfreibetrag von der Arbeithehmerin auch nicht fiir andere
Zwecke genutzt wird und bei Beschaftigungsbeginn in voller Héhe zur Ver-
figung steht. Der Steuerfreibetrag soll en bloc ausgeschépft werden.

Das regelméBige Arbeitsentgelt ist fiir jedes Kalenderjahr gesondert zu er-
mitteln, also vom 01.04. bis 31.12. und erneut ab 01.01. des Folgejahres.

01.04. bis 31.12.:

Verdienst (700 Euro x 9 =) 6.300 Euro
.. Steuerfreibetrag 2.400 Euro
Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 3.900 Euro

Ein Neuntel dieses Betrages belauft sich auf (3.900 Euro : 9) 433,33 Euro und
Ubersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro nicht, so dass vom 01.04.
bis 31.12. eine geringfligig entlohnte Beschiftigung vorliegt. Es besteht Ver-
sicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie kei-
ne Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversiche-
rung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeithehmerin auf An-
trag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeitrage zur Kran-
kenversicherung und gemeinsam mit der Arbeithehmerin Pflichtbeitrage zur
Rentenversicherung zu zahlen. Die geringfligig entlohnte Beschéftigung ist
erst nach Ausschopfung des Steuerfreibetrages ab dem Monat Juli zu mel-
den und zu verbeitragen. Die Monate April bis Juni sind voll (jeweils 700 Eu-
ro) und der Monat Juli teilweise (300 Euro) mit Steuerfreibetragen belegt.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschliissel: 6 1 0 0

Ab 01.01. des Folgejahres:

Verdienst (700 Euro x 12 =) 8.400 Euro
.. Steuerfreibetrag 2.400 Euro
Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 6.000 Euro

Ein Zwolftel dieses Betrages belauft sich auf (6.000 Euro : 12) 500 Euro und
Ubersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro, so dass die nebenberufli-
che Lehrkraft ab 01.01. mehr als geringfiigig entlohnt versicherungspflichtig
in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung beschaftigt
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ist. Die mehr als geringfiligig entlohnte Beschaftigung ist erst nach Aus-
schépfung des Steuerfreibetrages ab dem Monat April zu melden und zu
verbeitragen. Die Monate Januar bis Méarz sind voll (jeweils 700 Euro) und
der Monat April teilweise (300 Euro) mit Steuerfreibetragen belegt.

Personengruppenschliissel:101
Beitragsgruppenschlissel: 1 1 1 1

Beispiel 12 (zu B 2.2.1.6):

Eine privat krankenversicherte Hausfrau nimmt vom 01.03. bis 31.10. im
Rahmen einer abhangigen Beschiftigung eine nebenberufliche Lehrtétigkeit
auf. Sie arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 750 Euro. Der Ar-
beitgeber beabsichtigt, auf das Arbeitsentgelt den als Aufwandsentschadi-
gung vorgesehenen Steuerfreibetrag von jahrlich 2.400 Euro (Ubungsleiter-
pauschale) in Hohe von 2.000 Euro anzuwenden, da im Kalenderjahr des Be-
schaftigungsbeginns der Steuerfreibetrag von der Arbeithehmerin bereits in
Hohe von 400 Euro in Anspruch genommen wurde. Der Steuerfreibetrag soll
pro rata ausgeschopft werden.

Das regelméaBige Arbeitsentgelt vom 01.03. bis 31.10. ermittelt sich wie folgt:

Verdienst (750 Euro x 8 =) 6.000 Euro
./. Steuerfreibetrag (2.400 Euro ./. 400 Euro) 2.000 Euro
Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 4.000 Euro

Ein Achtel dieses Betrages belauft sich auf (4.000 Euro : 8) 500 Euro und
Ubersteigt die Arbeitsentgeltgrenze von 450 Euro, so dass die nebenberufli-
che Lehrkraft mehr als geringfligig entlohnt versicherungspflichtig in der
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung beschéftigt ist. Die
Beschaftigung ist vom 01.03. bis 31.10. zu melden und zu verbeitragen.

Personengruppenschliissel:101
Beitragsgruppenschlissel: 1 1 1 1

Beispiel 13 (zu B 2.2.1.6, C 2.1 und C 3.2):

Ein gesetzlich krankenversicherter Hausmann ist im Sportverein als
Ubungsleiter gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 640 Euro titig.
Gleichzeitig nimmt er im selben Sportverein die Position des Kassenwarts
wabhr, fur die er monatlich 70 Euro erhalt. Es handelt sich um ein einheitli-
ches Beschiftigungsverhaltnis bei demselben Arbeitgeber. Der Arbeitgeber
beabsichtigt, auf das Arbeitsentgelt die als Aufwandsentschadigung vorge-
sehenen Steuerfreibetrige von jahrlich 2.400 Euro (Ubungsleiterpauschale)
und 720 Euro (Ehrenamtspauschale) anzuwenden. Die Steuerfreibetrage sol-
len pro rata ausgeschopft werden.
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Das regelméBige Arbeitsentgelt fiir die Zeit von Januar bis Dezember ermit-
telt sich wie folgt:

Verdienst (640 Euro + 70 Euro = 710 Euro x 12 =) 8.520 Euro
/. Steuerfreibetrag ,,Ubungsleiterpauschale” 2.400 Euro
.. Steuerfreibetrag ,,Ehrenamtspauschale* 720 Euro
Sozialversicherungsrechtliches Arbeitsentgelt 5.400 Euro

Die Beschaftigung ist geringfiigig entlohnt, weil das Arbeitsentgelt unter Be-
ricksichtigung der steuerfreien Aufwandsentschadigungen 450 Euro

(5.400 Euro : 12) nicht ubersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der
Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in
der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungs-
pflicht vor, von der sich der Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann.
Der Arbeitgeber hat Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und ge-
meinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung zu
zahlen. Die Beschaftigung ist ganzjahrig zu melden und zu verbeitragen.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschliissel: 6 1 0 0

Beispiel 14 (zu B 2.2.1.7, C 2.1 und C 3.2):

Eine Burohilfe vereinbart mit dem Arbeitgeber, dass der Arbeitgeber den Brutto-
entgeltanspruch in Héhe von 560 Euro ab Beschaftigungsbeginn im Juni um

120 Euro mindert und in diesem Umfang eine Versorgungszusage zu Gunsten ei-
ner betrieblichen Altersversorgung abgibt.

Die Burohilfe ist geringfugig entlohnt beschaftigt, weil das Arbeitsentgelt von

440 Euro (560 ./. 120) nach der Entgeltumwandlung 450 Euro nicht tbersteigt. Es
besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung
liegt Versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeitnehmerin auf Antrag befreien
lassen kann. Der Arbeitgeber hat Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und
gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zu
zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 15a (zu B 2.2.2.1,B2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1):
Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet ab 01.07.2012

beim Arbeitgeber A (Privathaushalt) gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 170 Euro
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beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 150 Euro

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéaftigt, weil das Arbeitsentgelt aus
beiden Beschaftigungen insgesamt 450 Euro nicht Ubersteigt. Es besteht Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie
keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Die Arbeitgeber haben Pau-
schalbeitrédge zur Rentenversicherung zu zahlen. Fur den Arbeitgeber A findet das
Haushaltsscheck-Verfahren Anwendung. Die Versicherungsfreiheit in der Renten-
versicherung bleibt Uber den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das insgesamt
erzielte Arbeitsentgelt 400 Euro nicht Gbersteigt.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 O

Beispiel 15b (zu B 2.2.2.1,B2.2.3.1,C 2.1, C 3.1 und C 3.2):
Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet

ab 01.07.2012 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 170 Euro

ab 01.02.2013 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 150 Euro

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéftigt, weil das Arbeitsentgelt aus
beiden Beschaftigungen insgesamt 450 Euro nicht Gbersteigt. In beiden Beschaf-
tigungen besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversiche-
rung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. Die Beschafti-
gung beim Arbeitgeber A ist rentenversicherungsfrei, weil es sich um eine be-
standsgeschiitzte Beschaftigung handelt und das insgesamt erzielte Arbeitsentgelt
400 Euro nicht tbersteigt. In der Beschaftigung beim Arbeitgeber B liegt Renten-
versicherungspflicht vor, von der sich die Arbeitnehmerin befreien lassen kann.
Der Arbeitgeber A hat Pauschalbeitrdge zur Rentenversicherung und der Arbeit-
geber B gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrage zur Rentenversiche-
rung zu zahlen.

Arbeitgeber A ab 01.07.2012:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 0

Arbeitgeber B ab 01.02.2013:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 0
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Beispiel 15¢ (zu B 2.2.2.1,B2.2.3.1,C 2.1, C 3.1 und C 3.2):
Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet

ab 01.07.2012 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 250 Euro

ab 01.02.2013 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 200 Euro

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéftigt, weil das Arbeitsentgelt aus
beiden Beschaftigungen insgesamt 450 Euro nicht Gbersteigt. Es besteht Versi-
cherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versi-
cherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der bestandsgeschitzten Beschafti-
gung beim Arbeitgeber A besteht bis 31.01.2013 Rentenversicherungsfreiheit. Ab
01.02.2013 wirkt die Bestandschutzregelung flr Beschaftigung A nicht mehr, weil
aufgrund des Hinzutritts der Beschaftigung beim Arbeitgeber B das insgesamt er-
zielte Arbeitsentgelt 400 Euro Ubersteigt. Fir beide Beschaftigungen ergibt sich ab
01.02.2013 Rentenversicherungspflicht, von der sich die Arbeitnehmerin befreien
lassen kann. Der Arbeitgeber A hat bis 31.01.2013 Pauschalbeitradge zur Renten-
versicherung zu zahlen. Ab 01.02.2013 zahlen beide Arbeitgeber gemeinsam mit
der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung.

Arbeitgeber A bis 31.01.2013:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 O

Arbeitgeber A und B ab 01.02.2013:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

Beispiel 15d (zu B 2.2.2.1,B 2.2.3.1,B2.2.4,C2.1,C 3.1 und D 2):
Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet

ab 01.07.2012 beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 250 Euro

ab 01.02.2013 beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches

Arbeitsentgelt von 200 Euro
(Der Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wird wirksam ab
Beschaftigungsbeginn gestellt)

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéftigt, weil das Arbeitsentgelt aus
beiden Beschaftigungen insgesamt 450 Euro nicht Gbersteigt. Es besteht Versi-

cherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versi-
cherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der bestandsgeschitzten Beschafti-
gung beim Arbeitgeber A besteht bis 31.01.2013 Rentenversicherungsfreiheit. Ab
01.02.2013 wirkt die Bestandschutzregelung flr Beschaftigung A nicht mehr, weil
aufgrund des Hinzutritts der Beschaftigung beim Arbeitgeber B das insgesamt er-
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zielten Arbeitsentgelt 400 Euro Ubersteigt. Flr beide Beschéftigungen ergibt sich
ab 01.02.2013 grundséatzlich Rentenversicherungspflicht, von der sich die Arbeit-
nehmerin jedoch hat befreien lassen. Die beim Arbeitgeber B beantragte Befrei-
ung von der Rentenversicherungspflicht ab 01.02.2013 wirkt sich auch auf die Be-
schaftigung beim Arbeitgeber A aus. Beim Arbeitgeber A muss daher kein geson-
derter Befreiungsantrag gestellt werden, der der Minijob-Zentrale zu melden ware.
Der Arbeitgeber A hat durchgehend ab 01.07.2012 und der Arbeitgeber B ab
01.02.2013 Pauschalbeitrage zur Rentenversicherung zu zahlen.

Arbeitgeber A ab 01.07.2012:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 O
Arbeitgeber B ab 01.02.2013:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 0

Beispiel 15e (zu B 2.2.3.1,C 2.1, C 3.1 und D 2):

Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet ab 01.07.2012 gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 390 Euro, welches ab 01.04.2013 auf 430 Euro
abgehoben wird. Der Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
wird wirksam ab dem Zeitpunkt der Entgelterhéhung gestellt.

Die Raumpflegerin ist geringfligig entlohnt beschéaftigt, weil das Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Ubersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken- und
Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung. Bis 31.03.2013 ist die Arbeitnehmerin rentenversicherungsfrei, weil das Ar-
beitsentgelt 400 Euro nicht Gbersteigt. Ab 01.04.2013 tritt grundsatzlich Renten-
versicherungspflicht ein, von der sich die Arbeitnehmerin jedoch hat befreien las-
sen. Der Arbeitgeber meldet der Minijob-Zentrale den Eingang des Befreiungsan-
trags und damit das Ende der bisherigen Rentenversicherungsfreiheit sowie den
Beginn der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht durch eine Ab- und An-
meldung aus sonstigen Grinden (bzw. nutzt alternativ die Mustermeldung der Mi-
nijob-Zentrale). Der Beitragsgruppenschlissel bleibt unverandert. Der Arbeitgeber
hat durchgehend ab 01.07.2012 Pauschalbeitrage zur Rentenversicherung zu
zahlen.

Bis 31.03.2013:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 O
Grund der Abgabe: 33

Ab 01.04.2013:
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 O
Grund der Abgabe: 13



- 128 -

Beispiel 16 (zu B 2.2.2.1, C 2.1 und C 3.2):
Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet befristet

beim Arbeitgeber A vom 02.05. bis 28.06.

(Sechs-Tage-Woche) 58 Kalendertage
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 700 Euro
beim Arbeitgeber B vom 02.05. bis 03.08. 94 Kalendertage
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 320 Euro

Die Beschaftigung beim Arbeitgeber A ist wegen ihrer Dauer und die Beschéfti-
gung beim Arbeitgeber B wegen der Héhe des Arbeitsentgelts geringflgig. Mithin
besteht in Beschaftigung A Versicherungsfreiheit in der Kranken-, Renten- und
Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversiche-
rung und in Beschéftigung B Versicherungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslo-
senversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung und
Versicherungspflicht in der Rentenversicherung. Eine Zusammenrechnung der
beiden Beschaftigungen kann nicht vorgenommen werden, da es sich bei der Be-
schaftigung beim Arbeitgeber A um eine kurzfristige Beschaftigung und bei der
Beschaftigung beim Arbeitgeber B um eine geringfligig entlohnte Beschaftigung
handelt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und
gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung zu
zahlen.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 17 (zu B 2.2.2.1, B2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1):

Eine privat krankenversicherte Verkauferin arbeitet seit dem 01.04.2012 beim Ar-
beitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 350 Euro (Dauerbeschafti-
gung). Am 01.03.2015 nimmt sie zusatzlich eine bis zum 20.04.2015 befristete
Beschaftigung beim Arbeitgeber B auf; dort arbeitet sie als Verkauferin gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro.

Die Verkauferin bleibt auch in der Zeit vom 01.03. bis zum 20.04.2015 weiterhin
versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung, weil es
sich bei der Beschaftigung beim Arbeitgeber A um eine (vor dem 01.01.2013 auf-
genommene) geringflgig entlohnte und bei der Beschéaftigung beim Arbeitgeber B
um eine kurzfristige Beschaftigung handelt und keine Zusammenrechnung vorzu-
nehmen ist. Aus der Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass in der Beschaftigung
A auch keine Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung besteht. Der Arbeit-
geber A hat den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zu zahlen. Die Versiche-
rungsfreiheit in der Rentenversicherung bleibt in der Beschéftigung beim Arbeit-
geber A Uber den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt

400 Euro nicht Gbersteigt
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Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 5 0 O

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Beispiel 18 (zu B 2.2.1.4,B2.2.2.1, C 2.1 und C 3.2):
Eine gesetzlich krankenversicherte Verkauferin arbeitet

beim Arbeitgeber A seit dem 01.07. gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 450 Euro
in Wertguthaben angelegtes Arbeitsentgelt 200 Euro

beim Arbeitgeber B seit dem 01.11. gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 150 Euro

MaBgebend fir die Ermittlung des regelmaBigen Arbeitsentgelts bei Beschéafti-
gung A ist der ausgezahlte Betrag von 250 Euro. Die Verkauferin ist geringfligig
entlohnt beschaftigt, weil das Arbeitsentgelt aus beiden Beschéftigungen insge-
samt 450 Euro nicht tbersteigt. Es besteht Versicherungsfreiheit in der Kranken-
und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in der Pflegeversi-
cherung. In der Rentenversicherung besteht Versicherungspflicht, von der sich die
Arbeitnehmerin befreien lassen kann. Die Arbeitgeber haben Pauschalbeitrage zur
Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehmerin Pflichtbeitrage zur
Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 19 (zuB 2.2.2.2,B2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1):
Eine Verkauferin arbeitet regelmaBig

beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 1.800 Euro

beim Arbeitgeber B seit dem 01.09.2012 gegen ein monatliches
Arbeitsentgelt von 300 Euro

Die Verkauferin unterliegt in der (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitgeber A der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung. Die Beschaftigung beim Arbeitgeber B ist geringfligig entlohnt, weil das Ar-
beitsentgelt 450 Euro nicht Gbersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und
Arbeitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung. In der Rentenversicherung besteht in der Beschaftigung beim Arbeitgeber B
Uber den 31.12.2012 hinaus Versicherungsfreiheit, solange das Arbeitsentgelt
400 Euro nicht Ubersteigt. Eine Zusammenrechnung der geringfligig entlohnten
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Beschaftigung mit der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschéaftigung findet nicht
statt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversiche-
rung zu zahlen.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0

Beispiel 20 (zu B 2.2.2.2,B2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1):
Eine Raumpflegerin arbeitet regelmaBig

seit Jahren beim Arbeitgeber A gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 600 Euro

seit 01.06.2012 beim Arbeitgeber B gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 230 Euro

seit 01.02.2013 beim Arbeitgeber C gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro

Die Raumpflegerin unterliegt in der (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitgeber A der
Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung. Bei den beiden Ubrigen Beschaftigungen handelt es sich jeweils um gering-
flgig entlohnte Beschéftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Be-
schaftigungen 450 Euro nicht Ubersteigt. Da die Beschaftigung beim Arbeitgeber B
zeitlich zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der versicherungspflichtigen
(Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitgeber A zusammengerechnet und bleibt in der
Kranken- und Rentenversicherung versicherungsfrei sowie nicht versicherungs-
pflichtig in der Pflegeversicherung. Die Versicherungsfreiheit in der Rentenversi-
cherung bleibt in der Beschéaftigung B Uber den 31.12.2012 hinaus bestehen, so-
lange das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht Ubersteigt. Die Beschaftigung beim Ar-
beitgeber C ist hingegen mit der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschéftigung
beim Arbeitgeber A zusammenzurechnen mit der Folge, dass sie als mehr als ge-
ringflgige Beschéftigung Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pfle-
geversicherung begriindet. In der Arbeitslosenversicherung besteht in den Be-
schaftigungen beim Arbeitgeber B und beim Arbeitgeber C Versicherungsfreiheit,
weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschaftigungen jeweils 450 Euro nicht Gber-
schreitet und geringfligig entlohnte Beschaftigungen mit versicherungspflichtigen
(Haupt-)Beschaftigungen nicht zusammengerechnet werden. Der Arbeitgeber B
hat Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 O
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Arbeitgeber C Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 0 1

Beispiel 21 (zu B 2.2.2.2):

Ein privat krankenversicherter Beamter bt neben seiner Beamtenbeschaftigung
beim Arbeitgeber A weitere Beschaftigungen bei den Arbeitgebern B und C aus.
Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Programmierer gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 280 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er als Buchhalter gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro.

Die Beamtentétigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige
(Haupt-)Beschaftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschaftigungen zu-
sammengerechnet wird. Der Beamte ist aufgrund der Beschéaftigungen bei den
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung generell versicherungsfrei und
damit in der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtig. In der Renten- und
Arbeitslosenversicherung besteht fir den Beamten aufgrund der Beschéaftigungen
bei den Arbeitgebern B und C Versicherungspflicht, weil das Arbeitsentgelt aus
diesen Beschaftigungen 450 Euro Ubersteigt.

Arbeitgeber B/C Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 1 0

Beispiel 22 (zu B 2.2.2.2 und C 2.1):

Ein freiwillig krankenversicherter Beamter Ubt neben seiner Beamtenbeschafti-
gung beim Arbeitgeber A seit 01.02. weitere Beschéftigungen bei den Arbeitge-
bern B und C aus. Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Programmierer gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 250 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er als Buch-
halter gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 150 Euro. Der Arbeitnehmer be-
antragt mit Wirkung ab 01.02. die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
aufgrund der geringfligig entlohnten Beschaftigungen.

Die Beamtentatigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige
(Haupt-)Beschaftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschaftigungen zu-
sammengerechnet wird. Bei den Beschéftigungen bei den Arbeitgebern B und C
handelt es sich um geringfugig entlohnte Beschaftigungen, weil das Arbeitsentgelt
insgesamt 450 Euro nicht tbersteigt. Die Beschéftigungen sind versicherungsfrei
in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in
der Pflegeversicherung. Aufgrund des Antrags auf Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht ist der Arbeitnehmer in den Beschaftigungen B und C von der
Rentenversicherungspflicht befreit. Die Arbeitgeber B und C haben Pauschalbei-
trdge zur Kranken- und Rentenversicherung zu zahlen.

Arbeitgeber B/C Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0
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Beispiel 23 (zu B 2.2.2.2, C 2.1 und C 3.2):

Ein privat krankenversicherter Beamter Uibt neben seiner Beamtenbeschaftigung
beim Arbeitgeber A weitere Beschaftigungen bei den Arbeitgebern B und C aus.
Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Buchhalter gegen ein monatliches Arbeitsent-
gelt von 500 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er seit dem 01.03. als Taxifahrer
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro.

Die Beamtentétigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige
(Haupt-)Beschaftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschaftigungen zu-
sammengerechnet wird. Der Beamte ist aufgrund der Beschaftigungen bei den
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung generell versicherungsfrei und
damit in der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtig. In der Beschaftigung
beim Arbeitgeber B unterliegt der Beamte der Versicherungspflicht in der Renten-
und Arbeitslosenversicherung, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro Ubersteigt. Die
Beschaftigung beim Arbeitgeber C ist als (erste) geringfligig entlohnte Beschéfti-
gung neben der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitge-
ber B in der Rentenversicherung versicherungspflichtig mit der Méglichkeit der Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht, weil das monatliche Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Ubersteigt. In der Arbeitslosenversicherung besteht in der Beschaf-
tigung beim Arbeitgeber C Versicherungsfreiheit, weil geringfligig entlohnte Be-
schaftigungen mit versicherungspflichtigen Beschéaftigungen nicht zusammenge-
rechnet werden.

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 1 0

Arbeitgeber C Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

Beispiel 24 (zu B 2.2.2.2, B2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1):

Ein freiwillig krankenversicherter Beamter Uibt neben seiner Beamtenbeschéafti-
gung beim Arbeitgeber A weitere Beschéftigungen bei den Arbeitgebern B und C
aus. Beim Arbeitgeber B arbeitet er als Buchhalter gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 500 Euro; beim Arbeitgeber C arbeitet er seit 01.03.2012 als Taxifah-
rer gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro.

Die Beamtentétigkeit beim Arbeitgeber A ist keine versicherungspflichtige
(Haupt-)Beschaftigung, so dass sie nicht mit den weiteren Beschaftigungen zu-
sammengerechnet wird. Der Beamte ist aufgrund der Beschaftigungen bei den
Arbeitgebern B und C in der Krankenversicherung versicherungsfrei und damit in
der Pflegeversicherung nicht versicherungspflichtig. In der Beschéaftigung beim
Arbeitgeber B unterliegt der Beamte der Versicherungspflicht in der Renten- und
Arbeitslosenversicherung, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro Ubersteigt. Die Be-
schaftigung beim Arbeitgeber C bleibt als (erste) geringfligig entlohnte Beschéafti-
gung neben der versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitgeber
B in der Rentenversicherung versicherungsfrei, weil die Beschéaftigung bereits vor
dem 01.01.2013 bestanden hat und das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht
Ubersteigt. In der Arbeitslosenversicherung besteht in der Beschéaftigung beim Ar-
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beitgeber C ebenfalls Versicherungsfreiheit, weil geringfligig entlohnte Beschafti-
gungen mit versicherungspflichtigen Beschaftigungen nicht zusammengerechnet
werden. Der Arbeitgeber B hat individuelle Beitrage zur Renten- und Arbeitslosen-
versicherung zu zahlen; Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung fallen nicht
an, weil es sich nicht um eine geringfligig entlohnte Beschaftigung handelt. Der
Arbeitgeber C hat Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversicherung zu zah-
len.

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 1 0

Arbeitgeber C Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 O

Beispiel 25 (zuB 2.2.2.2,B2.2.3.1,C2.1,C 3.1, D 8 und E):

Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsent-
gelt von 4.400 Euro. Er ist wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze
krankenversicherungsfrei und in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig
versichert. Die Beitrage zur Krankenversicherung werden vom Arbeitgeber im
Rahmen des Gesamtsozialversicherungsbeitrags tUberwiesen (Firmenzahler). Am
01.07.2012 nimmt er eine zweite Beschaftigung als Programmierer beim Arbeit-
geber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro und am 01.09.2012
eine weitere Beschaftigung als Programmierer beim Arbeitgeber C gegen ein mo-
natliches Arbeitsentgelt von 150 Euro auf.

Der Programmierer unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitge-
ber A der Versicherungspflicht in der Renten- und Arbeitslosenversicherung. Bei
den beiden ubrigen Beschaftigungen handelt es sich jeweils um geringfiigig ent-
lohnte Beschaftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Beschaftigun-
gen (auch insgesamt) 450 Euro nicht Ubersteigt. Da die Beschaftigung beim Ar-
beitgeber B zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der rentenversicherungs-
pflichtigen (Haupt-)Beschéaftigung zusammengerechnet. Sie bleibt in der Renten-
versicherung versicherungsfrei, weil die Beschaftigung bereits vor dem 01.01.2013
bestanden hat und das monatliche Arbeitsentgelt 400 Euro nicht Gbersteigt; der
Arbeitgeber B hat Pauschalbeitrdge zur Rentenversicherung zu zahlen. Die Be-
schaftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der rentenversicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitgeber A zusammenzurechnen mit der Fol-
ge, dass sie Versicherungspflicht in der Rentenversicherung begriindet. In der Ar-
beitslosenversicherung besteht in den Beschéftigungen bei den Arbeitgebern B
und C Versicherungsfreiheit, weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschéaftigungen
jeweils 450 Euro nicht Gberschreitet und geringfligig entlohnte Beschéftigungen
mit versicherungspflichtigen Beschéaftigungen nicht zusammengerechnet werden.
Eine Zusammenrechnung der zweiten geringfligig entlohnten Beschaftigung mit
der (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitgeber A kommt fiir den Bereich der Kran-
kenversicherung und damit auch fir den Bereich der Pflegeversicherung nicht in
Betracht, weil die (Haupt-)Beschéaftigung keine Versicherungspflicht begriindet. Da
das Arbeitsentgelt aus den beiden geringfligig entlohnten Beschéftigungen insge-
samt 450 Euro nicht tbersteigt, haben die Arbeitgeber B und C Pauschalbeitrage
zur Krankenversicherung zu zahlen.
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Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 9 1 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 O

Arbeitgeber C a) an zusténdige Krankenkasse
Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

b) an Minijob-Zentrale
Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 6 0 0 O

Beispiel 26 (zu B 2.2.2.2, C 3.2):

Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsent-
gelt von 4.400 Euro. Er ist wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze
krankenversicherungsfrei und in der gesetzlichen Krankenversicherung als Selbst-
zahler freiwillig versichert. Am 01.07. nimmt er eine zweite Beschéaftigung als Pro-
grammierer beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von

300 Euro und am 01.09. eine weitere Beschéaftigung als Programmierer beim Ar-
beitgeber C gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro auf.

Der Programmierer unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitge-
ber A der Versicherungspflicht in der Renten- und Arbeitslosenversicherung. Bei
den beiden ubrigen Beschaftigungen handelt es sich jeweils um geringfligig ent-
lohnte Beschaftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den einzelnen Beschaftigun-
gen 450 Euro nicht Ubersteigt. Da die Beschaftigung beim Arbeitgeber B zuerst
aufgenommen wird, wird sie nicht mit der rentenversicherungspflichtigen
(Haupt-)Beschaftigung zusammengerechnet und bleibt in der Rentenversicherung
als geringfligig entlohnte Beschéftigung versicherungspflichtig mit der Méglichkeit
der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht; ohne diese Befreiung hat der
Arbeitgeber B gemeinsam mit dem Arbeitnehmer Pflichtbeitrage zur Rentenversi-
cherung zu zahlen. Die Beschéaftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der
rentenversicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung zusammenzurechnen mit
der Folge, dass sie aus diesem Grunde Versicherungspflicht in der Rentenversi-
cherung begriindet. In der Arbeitslosenversicherung besteht in den Beschaftigun-
gen bei den Arbeitgebern B und C Versicherungsfreiheit, weil das Arbeitsentgelt
aus diesen Beschaftigungen jeweils 450 Euro nicht Gberschreitet und geringfugig
entlohnte Beschéftigungen mit versicherungspflichtigen Beschéftigungen nicht zu-
sammengerechnet werden. Eine Zusammenrechnung der zweiten geringfligig ent-
lohnten Beschéftigung bei Arbeitgeber C mit der (Haupt-)Beschaftigung beim Ar-
beitgeber A kommt flir den Bereich der Krankenversicherung und damit auch far
den Bereich der Pflegeversicherung nicht in Betracht, weil die (Haupt-)Beschéf-
tigung keine Versicherungspflicht begriindet. Da das Arbeitsentgelt aus den bei-
den geringfligig entlohnten Beschéftigungen insgesamt 450 Euro Ubersteigt, sind
vom Arbeitgeber B und C keine Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung zu
zahlen. Da der Programmierer in der gesetzlichen Krankenversicherung freiwillig
versichert und deshalb versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung ist, haben



-135-

die Arbeitgeber B und C jedoch anteilige Beitragszuschisse zur Kranken- und
Pflegeversicherung zu zahlen.

Ab 01.09.:
Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 1 1

Arbeitgeber B a) an die zustandige Krankenkasse
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 1

b) an die Minijob-Zentrale
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

Arbeitgeber C Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 1

Beispiel 27 (zu B 2.2.2.2, B 2.2.2.8, B 2.2.3.1, C 2.1 und C 3.1):

Ein Programmierer arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsent-
gelt von 4.100 Euro. Am 01.06.2012 nimmt er eine zweite Beschaftigung als Pro-
grammierer beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von

150 Euro und am 01.08.2012 eine weitere Beschaftigung als Programmierer beim
Arbeitgeber C gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 270 Euro auf.

Der Programmierer unterliegt aufgrund der (Haupt-)Beschaftigung beim Arbeitge-
ber A der Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pfle-
geversicherung. Bei den beiden Ubrigen Beschaftigungen handelt es sich jeweils
um geringfligig entlohnte Beschéftigungen, weil das Arbeitsentgelt aus den ein-
zelnen Beschaftigungen 450 Euro nicht Ubersteigt. Da die Beschaftigung beim Ar-
beitgeber B zuerst aufgenommen wird, wird sie nicht mit der versicherungspflichti-
gen (Haupt-)Beschéaftigung zusammengerechnet und bleibt in der Kranken- und
Rentenversicherung versicherungsfrei sowie nicht versicherungspflichtig in der
Pflegeversicherung. Die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung bleibt
Uber den 31.12.2012 hinaus bestehen, solange das Arbeitsentgelt 400 Euro nicht
Ubersteigt. Der Arbeitgeber B hat Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenver-
sicherung zu zahlen. Die Beschéftigung beim Arbeitgeber C ist hingegen mit der
versicherungspflichtigen (Haupt-)Beschaftigung zusammenzurechnen mit der Fol-
ge, dass sie Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten- und Pflegeversiche-
rung begrtindet. Im Ubrigen scheidet der Programmierer zum 31.12.2012 aus der
Krankenversicherungspflicht aus, weil die Arbeitsentgelte aus den Beschéaftigun-
gen bei den Arbeitgebern A und C insgesamt die Jahresarbeitsentgeltgrenze
Uberschreiten und voraussichtlich die Jahresarbeitsentgeltgrenze fur das Jahr
2013 Uberschreiten werden. Vom 01.01.2013 an besteht Versicherungsfreiheit in
der Krankenversicherung und damit auch keine Versicherungspflicht mehr in der
Pflegeversicherung aufgrund einer Beschaftigung. Der Programmierer ist vom
01.01.2013 an in der gesetzlichen Krankenversicherung als Selbstzahler freiwillig
versichert und in dieser Eigenschaft versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung, vorausgesetzt er entscheidet sich nicht fiir eine private Krankenversiche-
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rung. Die Beitrédge zur Kranken- und Pflegeversicherung sind aus den Beschéafti-
gungen bei den Arbeitgebern A und C vom 01.08.2012 an anteilig entsprechend
der Héhe der Arbeitsentgelte zu zahlen; vom 01.01.2013 an sind anteilige Bei-
tragszuschiisse zur Kranken- und Pflegeversicherung zu zahlen. In der Arbeitslo-
senversicherung besteht in den Beschéaftigungen bei den Arbeitgebern B und C
Versicherungsfreiheit, weil das Arbeitsentgelt aus diesen Beschaftigungen jeweils
450 Euro nicht Uberschreitet und geringfiigig entlohnte Beschaftigungen mit versi-
cherungspflichtigen Beschaftigungen nicht zusammengerechnet werden.

Bis 31.12.2012:
Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 1 1 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 O

Arbeitgeber C Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 0 1

Ab 01.01.2013:
Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0

Arbeitgeber C Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 1

Beispiel 28 (zu B 2.2.3.2,B82.2.3.2.1,C2.1,C 3.2und C 3.2.2):

Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin nimmt am 01.07.2012 eine Be-
schaftigung auf; sie arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 200 Euro.
Am 30.04.2013 gibt sie bei ihrem Arbeitgeber eine schriftliche Erklarung ab, dass
sie ab sofort auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichtet.

Die Raumpflegerin ist in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung versiche-
rungsfrei sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung, weil das
monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro nicht Ubersteigt. Ein Pauschalbeitrag zur
Krankenversicherung fallt nicht an, weil die Raumpflegerin privat krankenversi-
chert ist. In der Rentenversicherung besteht durch den Verzicht auf die Versiche-
rungsfreiheit vom 01.05.2013 an (Tag nach Eingang der Erklarung beim Arbeitge-
ber) Versicherungspflicht.

Es sind folgende Beitrage zur Rentenversicherung zu zahlen:

Arbeitgeber (15 % von 200 Euro =) 30,00 Euro
Arbeitnehmer (3,6 % von 200 Euro =) 7,20 Euro
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Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

Beispiel 29 (zu C 2.1, C 3.2.1 und C 3.2.2):

Eine privat krankenversicherte Haushaltshilfe arbeitet in einem privaten Haushalt
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 90 Euro; sie unterliegt der Rentenversi-
cherungspflicht. Das Beschéftigungsverhaltnis endet am 20.06.; fir den Monat
Juni erhalt sie ein Arbeitsentgelt von 60 Euro.

Fir den Monat Juni ergibt sich fur die Berechnung der Rentenversicherungsbei-
trage eine monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage von (175 Euro x 20 :
30 =) 116,67 Euro, so dass der Mindestbeitrag 21,70 Euro betragt. Dieser Min-
destbeitrag ist wie folgt aufzubringen:

Mindestbeitrag (18,6 % von 116,67 Euro =) 21,70 Euro
/. Arbeitgeberbeitragsanteil (5 % von 60,00 Euro =) 3,00 Euro
Arbeitnehmerbeitragsanteil 18,70 Euro

Personengruppenschlissel: 209
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

Beispiel 30 (zu C 2.1,C 3.2,C 3.2.1,C 3.2.2und D 2):

Eine privat krankenversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Ar-
beitsentgelt von 100 Euro; sie unterliegt der Rentenversicherungspflicht. Vom
19.07. bis zum 22.08. nimmt die Raumpflegerin unbezahlten Urlaub und erzielt im
Juli ein Arbeitsentgelt in Héhe von 65 Euro und im August ein Arbeitsentgelt in
Hbhe von 25 Euro.

Die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage far Juli betragt 175 Euro
(30 SV-Tage); die Beitrage zur Rentenversicherung sind wie folgt aufzubringen:

Mindestbeitrag (18,6 % von 175,00 Euro =) 32,55 Euro
/. Arbeitgeberbeitragsanteil (15 % von 65,00 Euro =) 9,75 Euro
Arbeitnehmerbeitragsanteil 22,80 Euro

Die monatliche Mindestbeitragsbemessungsgrundlage fir August betragt
157,50 Euro (27 SV-Tage vom 01.08. bis zum 18.08. und vom 23.08. bis zum
31.08.); die Beitrage zur Rentenversicherung sind wie folgt aufzubringen:

Mindestbeitrag (18,6 % von 157,50 Euro =) 29,31 Euro
/. Arbeitgeberbeitragsanteil (15 % von 25,00 Euro =) 3.75 Euro
Arbeitnehmerbeitragsanteil 25,56 Euro

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O
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Beispiel 31 (zuB 2.2.3.2,B2.2.4.3,C 2.1 und C 3.2.2):

Ein Apotheker arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt
von 2.800 Euro. Er ist als Mitglied einer berufsstéandischen Versorgungseinrich-
tung von der Rentenversicherungspflicht befreit.

a) Am 01.09.2012 nimmt er eine weitere Beschaftigung als Apotheker beim Ar-
beitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von
200 Euro und hat mit Wirkung ab Beginn der Beschéaftigung gegentber sei-
nem Arbeitgeber B den Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit erklart.

b) Am 01.09.2013 nimmt er eine weitere Beschaftigung als Apotheker beim Ar-
beitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro auf. Im An-
schluss beantragt er die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach
§ 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI und wird zum 01.09.2013 von der Rentenver-
sicherungspflicht befreit.

Zu a) und b):

Der Apotheker ist aufgrund der Beschaftigung beim Arbeitgeber A versicherungs-
pflichtig in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Die Beschéftigung
beim Arbeitgeber B ist geringfligig entlohnt, weil das monatliche Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Ubersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung. In Be-
schéaftigung B bei Variante a) besteht die im Jahr 2012 wegen Verzicht auf die
Rentenversicherungsfreiheit begrindete Rentenversicherungspflicht dem Grunde
nach dber den 31.12.2012 hinaus fort. Bei Variante b) besteht dem Grunde nach
Rentenversicherungspflicht kraft Gesetzes. Es sind aufgrund der Beschaftigung
beim Arbeitgeber A individuelle Beitrage zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung und aufgrund der Beschéftigung beim Arbeitgeber B Pauschalbeitra-
ge zur Krankenversicherung zu zahlen. Im Ubrigen sind Rentenversicherungsbei-
trdge wegen der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1 SGB VI fur die Beschéaftigungen A und B zur berufsstéandischen Ver-
sorgungseinrichtung zu leisten.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 1 0 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 0 0 O

Beispiel 32 (zu B 2.2.3.2, C 2.1 und C 3.2):

Ein Architekt arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt
von 2.600 Euro. Er ist als Mitglied einer berufsstéandischen Versorgungseinrich-
tung von der Rentenversicherungspflicht befreit.

a) Am 01.07.2012 nimmt er eine weitere Beschaftigung als Buchhalter
beim Arbeitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt
von 180 Euro und hat mit Wirkung ab Beginn der Beschaftigung gegentiber
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seinem Arbeitgeber B den Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit er-
klart.

b) Am 01.07.2013 nimmt er eine weitere Beschaftigung als Buchhalter beim Ar-
beitgeber B auf; dort arbeitet er gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von
180 Euro.

Zu a) und b):

Der Architekt ist aufgrund der Beschéftigung beim Arbeitgeber A versicherungs-
pflichtig in der Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung. Die Beschéaftigung
beim Arbeitgeber B ist geringfligig entlohnt, weil das monatliche Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Ubersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung. Die Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der Mitgliedschaft in einem
berufsstandischen Versorgungswerk findet nur auf die Beschaftigung beim Arbeit-
geber A Anwendung. In Beschaftigung B bei Variante a) besteht die im Jahr 2012
wegen Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit begriindete Rentenversiche-
rungspflicht Gber den 31.12.2012 hinaus fort. Bei Variante B ergibt sich Renten-
versicherungspflicht kraft Gesetzes. Es sind aufgrund der Beschaftigung beim Ar-
beitgeber A individuelle Beitrage zur Kranken-, Arbeitslosen- und Pflegeversiche-
rung und aufgrund der Beschaftigung beim Arbeitgeber B Pauschalbeitrage zur
Krankenversicherung sowie Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung fiir eine ge-
ringfligig entlohnte Beschéftigung zu zahlen. Bei Variante b) kann der Arbeitneh-
mer in der Beschéaftigung beim Arbeitgeber B die Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI beantragen mit der Folge, dass nur der
Arbeitgeber den Pauschalbeitrag zur Rentenversicherung zahlen muss.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 1 0 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Optional fiir b) bei Befreiung von der Rentenversicherungspflicht:
Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0

Beispiel 33 (zuB 2.2.3.2,B2.2.3.2.3,B2.2.4.3,C2.1und C 3.2.2):

Ein familienversicherter Rechtsanwalt nimmt eine geringfligig entlohnte Beschafti-
gung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 400 Euro in einer Rechtsanwalts-
kanzlei auf. Er ist Pflichtmitglied in einer berufsstandischen Versorgungseinrich-
tung.

a) Die Beschaftigung beginnt am 01.07.2012 und der Arbeitnehmer erklart ge-
genlber seinem Arbeitgeber mit Wirkung ab 01.05.2013 den Verzicht auf die
Rentenversicherungsfreiheit. Im Anschluss beantragt er die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1 Satz1 Nr.1 SGB VI und wird
zum 01.05.2013 von der Rentenversicherungspflicht befreit.
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b) Die Beschéaftigung beginnt am 01.05.2013. Der Arbeitnehmer beantragt die
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1
SGB VI und wird zum 01.05.2013 von der Rentenversicherungspflicht befreit.

Zu a) und b):

Die Beschaftigung ist geringfligig entlohnt, weil das monatliche Arbeitsentgelt
450 Euro nicht Gbersteigt und versicherungsfrei in der Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversicherung. In der
bestandsgeschutzten Beschaftigung bei Variante a) kann der Arbeitnehmer den
Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit erklaren, weil das Arbeitsentgelt

400 Euro nicht Ubersteigt, so dass er dem Grunde nach der Rentenversiche-
rungspflicht unterliegt. Fir die Beschaftigung bei Variante b) besteht kraft Geset-
zes Rentenversicherungspflicht. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI findet auf die Beschéftigung bei beiden Vari-
anten Anwendung. Es sind Pauschalbeitrdge zur Krankenversicherung zu zahlen
und Rentenversicherungsbeitréage zur berufsstéandischen Versorgungseinrichtung
zu leisten.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 0 0 O

Beispiel 34 (zu B 2.2.4,B2.2.4.3, C 2.1 und C 3.1):

Ein familienversicherter Rechtsanwalt nimmt eine geringfligig entlohnte Beschafti-
gung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 450 Euro in einer Rechtsanwalts-
kanzlei auf. Er ist Pflichtmitglied in einer berufsstandischen Versorgungseinrich-
tung. Die Beschaftigung beginnt am 01.06. Der Arbeitnehmer beantragt mit Wir-
kung ab Beschéaftigungsbeginn die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht
nach § 6 Abs. 1b SGB VI.

Die Beschaftigung ist als geringfligig entlohnte Beschaftigung in der Kranken- und
Arbeitslosenversicherung versicherungsfrei sowie nicht versicherungspflichtig in
der Pflegeversicherung, weil das monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro nicht Uber-
steigt. In der Rentenversicherung besteht grundsatzlich kraft Gesetzes Versiche-
rungspflicht, von der der Arbeitnehmer im Rahmen der geringfligig entlohnten Be-
schaftigung befreit ist. Es sind Pauschalbeitrage zur Kranken- und Rentenversi-
cherung zu zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0
Beispiel 35 (zu B 2.2.3.2.1, B 2.2.3.3, B 2.2.4.5, C 2.1 und C 3.2):

Eine privat krankenversicherte Verkauferin bt seit 2011 eine geringfligig entlohn-
te Beschéaftigung aus, in der sie auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversi-
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cherung verzichtet hat. Im Januar 2013 beantragt sie die Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI.

Die Verkauferin bleibt in der geringfligig entlohnten Beschéftigung rentenversiche-
rungspflichtig, weil der einmal ausgesprochene Verzicht auf die Rentenversiche-
rungsfreiheit fir die Dauer der Beschaftigung wirkt und nicht rlickgangig gemacht
werden kann. Dem Befreiungsantrag darf nicht entsprochen werden.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 0 1 0 O

Beispiel 36 (zuB 2.2.4,B2.2.4.1,C2.1,C3.1und D 2):

Ein familienversicherter Pfértner nimmt am 03.05. eine geringfiigig entlohnte Be-
schaftigung gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 440 Euro auf. Der Arbeit-
nehmer beantragt schriftlich gegeniiber dem Arbeitgeber die Befreiung von der
Rentenversicherungspflicht nach § 6 Abs. 1b SGB VI.

a) Der Antrag geht am 05.05. beim Arbeitgeber ein. Der Arbeitgeber beriicksich-
tigt den Befreiungsantrag fristgerecht mit der Anmeldung der Beschaftigung an
die Minijob-Zentrale.

b) Der Antrag geht am 02.06. beim Arbeitgeber ein. Der Arbeitgeber beriicksich-
tigt den Befreiungsantrag fristgerecht mit der Anmeldung der Beschaftigung an
die Minijob-Zentrale.

c) Der Antrag geht am 05.05. beim Arbeitgeber ein. Der Arbeitgeber beriicksich-
tigt den Befreiungsantrag erst mit der Anmeldung Ende Juni zur Minijob-
Zentrale.

Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt bei a) ab 03.05. und bei b)
ab 01.06. jeweils ab Beginn des Monats, in dem der Antrag dem Arbeitgeber zu-
gegangen ist. Im Fall c) hat der Arbeitgeber den Eingang des Antrags auf Befrei-
ung von der Rentenversicherungspflicht nicht innerhalb von sechs Wochen

(42 Tagen) nach dem Eingang des Antrags bei der Minijob-Zentrale gemeldet. In
diesem Fall wirkt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem
Kalendermonat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt, also ab
01.08. Entscheidend im Fall c) ist aber, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale
den in der Zukunft liegenden Beginn der Befreiung bereits Ende Juni mit der Mel-
dung zur Sozialversicherung anzeigt.

Zu a):

Ab 03.05.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0
Grund der Abgabe: 10
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Zu b):

Bis 31.05.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O
Grund der Abgabe: 32

Ab 01.06.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0
Grund der Abgabe: 12

Zu c):

Bis 31.07.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O
Grund der Abgabe: 32

Ab 01.08.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0
Grund der Abgabe: 12

Beispiel 37 (zu B 2.3):

Eine Verkauferin nimmt am 15.11.2015 eine bis zum 15.03.2016 des Folgejahres
befristete Beschaftigung (Funf-Tage-Woche) gegen ein monatliches Arbeitsentgelt
von 1.500 Euro auf.

Die Verkauferin ist versicherungspflichtig, weil die Beschaftigung von vornherein
auf mehr als drei Monate befristet und deshalb nicht kurzfristig ist. Dem steht nicht
entgegen, dass die Beschaftigungszeit in den beiden Kalenderjahren jeweils drei
Monate nicht Uberschreitet.

Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 38 (zu B 2.3 und B 3.2):

a) Eine Hausfrau nimmt am 01.05. eine Beschaftigung als Aushilfsverkauferin
(Sechs-Tage-Woche) gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.800 Euro auf.
Sie vertritt nacheinander drei Verkauferinnen wahrend des Urlaubs. Da die Ur-
laubsvertretung am 15.07. beendet sein soll, wird zunachst eine kurzfristige Be-
schaftigung angenommen, die versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung bleibt.

Die zuletzt vertretene Verkauferin teilt ihrem Arbeitgeber jedoch am 15.07. mit,
dass sie die Arbeit nicht am 16.07., sondern erst am 01.08. aufnehmen werde.
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Damit verlangert sich die Urlaubsvertretung bis zum 31.07 Da aber auch durch
diese Verlangerung die Beschaftigung nicht Uber drei Monate ausgedehnt wird,
gilt sie weiterhin als kurzfristige Beschaftigung und bleibt daher versicherungsfrei
in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie nicht versiche-
rungspflichtig in der Pflegeversicherung.

b) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie zu a vor mit der Abweichung, dass die ver-
tretene Verkauferin am 01.08. mitteilt, ihre Beschéaftigung erst am 05.08. wieder
aufzunehmen, so dass die Urlaubsvertretung bis zum 04.08. verlangert wird. Die-
se Beschéftigung ist vom 01.08. an nicht mehr als kurzfristige Beschéaftigung an-
zusehen und unterliegt daher von diesem Zeitpunkt an der Versicherungspflicht in
der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.

c) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie zu a vor mit der Abweichung, dass die ver-
tretene Verkauferin inrem Arbeitgeber bereits am 15.07. mitteilt, dass sie ihre Be-
schaftigung erst am 05.08. aufnehmen werde. In diesem Falle gilt die Urlaubsver-
tretung schon vom 15.07. an nicht mehr als kurzfristige Beschaftigung, so dass
von diesem Zeitpunkt an Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslo-
sen- und Pflegeversicherung besteht.

d) Es liegt der gleiche Sachverhalt wie zu a vor mit der Abweichung, dass die ver-
tretene Verkauferin inrem Arbeitgeber am 15.07. mitteilt, sie sei arbeitsunfahig
geworden. Die Aushilfsverkauferin erklart sich am selben Tage bereit, die Vertre-
tung fur die Dauer der Arbeitsunféhigkeit weiter zu ibernehmen. Da nunmehr das
Ende dieser Beschaftigung ungewiss ist, liegt bereits vom 15.07. an keine kurzfris-
tige Beschaftigung mehr vor; so dass ab diesem Zeitpunkt Versicherungspflicht in
der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung besteht. Das gilt
auch dann, wenn die Beschaftigung tatsachlich schon vor dem 01.08. beendet
wird.

Zu a und b:
Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Zub (ab 01.08.), c und d (jeweils ab 15.07.):
Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 39 (zu B 2.3 und B 2.3.3.1):

Ein Kraftfahrer Uibt beim Arbeitgeber A eine Dauerbeschaftigung gegen ein monat-
liches Arbeitsentgelt von 2.300 Euro aus. Am 01.07. nimmt er zusatzlich eine Be-
schaftigung beim Arbeitgeber B als Kellner auf, die von vornherein bis zum 30.09.
befristet ist; in dieser Beschaftigung erzielt er ein monatliches Arbeitsentgelt von
500 Euro.

Die Beschaftigung beim Arbeitgeber A unterliegt der Versicherungspflicht in der
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, weil es sich nicht um
eine geringflgige Beschaftigung handelt. Dagegen bleibt die Beschaftigung beim
Arbeitgeber B wegen Kurzfristigkeit versicherungsfrei in der Kranken-, Renten-
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und Arbeitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegever-
sicherung, weil sie von vornherein auf nicht mehr als drei Monate befristet ist und
auch nicht berufsmaBig ausgeubt wird.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Beispiel 40 (zu B 2.3, B 2.3.2, B 2.3.3.1 und B 3.2):

Ein Verkaufer Ubt seit Jahren beim Arbeitgeber A eine Beschaftigung gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 2.200 Euro aus. Am 01.08. nimmt er zusétzlich ei-
ne Beschaftigung beim Arbeitgeber B als Taxifahrer auf, die von vornherein bis
zum 20.09. befristet ist; in dieser Beschéftigung erzielt er ein monatliches Arbeits-
entgelt von 650 Euro. Neben seiner Beschéftigung beim Arbeitgeber A war der
Verkaufer im laufenden Kalenderjahr wie folgt beschéaftigt:

a) vom 10.01. bis 31.01.
(Sechs-Tage-Woche;

Personengruppenschliissel 110) 22 Kalendertage

b) vom 01.04. bis 30.04.
(Sechs-Tage-Woche;

Personengruppenschliissel 110) 30 Kalendertage

c) vom 01.08. bis 20.09.
(Sechs-Tage-Woche)

50 Kalendertage

zusammen = 102 Kalendertage

Die Beschaftigung beim Arbeitgeber A unterliegt der Versicherungspflicht in der
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, weil es sich nicht um
eine geringflgige Beschaftigung handelt. Das Gleiche qilt fir die Beschaftigung
beim Arbeitgeber B, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass sie zusammen mit den

- neben der Beschaftigung beim Arbeitgeber A - im laufenden Kalenderjahr bereits
verrichteten Beschaftigungen die Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen)
Uberschreitet. Stehen bereits bei Aufnahme der ersten Beschéftigung (10.01.) die
gesamten folgenden Beschaftigungszeiten fest, so unterliegen alle Beschaftigun-
gen der Versicherungspflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1
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Beispiel 41a (zu B 2.3):

Ein Rentner erkléart gegenlber einem Gastronomiebetrieb unbefristet die grund-
satzliche Bereitschaft, bei unerwarteten Personalausféllen und unerwartetem Per-
sonalbedarf als Aushilfskellner einzuspringen. Eine vertragliche Absprache Uber
die Anzahl der Arbeitseinsdtze oder eine Rufbereitschaft wird nicht getroffen. Der
Gastronomiebetrieb verfiigt iiber ausreichendes Stammpersonal und ist
nicht strukturell auf den Einsatz von Aushilfskraften ausgerichtet.

Die Beschéftigung wird gelegentlich ausgelbt, weil die einzelnen Arbeitseinsat-
ze ohne Bestehen einer Abrufvereinbarung unvorhersehbar zu unterschied-
lichen Anlassen ohne erkennbaren Rhythmus erfolgen. Der Rentner ist kurz-
fristig beschaftigt und somit versicherungsfrei in der Kranken-, Renten- und Ar-
beitslosenversicherung sowie nicht versicherungspflichtig in der Pflegeversiche-
rung, solange die Zeitdauer von 70 Arbeitstagen im Laufe eines Kalenderjahres
nicht Gberschritten wird.

Personengruppenschliissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Beispiel 41b (zu B 2.3):

Eine Hausfrau arbeitet als Bankkauffrau unbefristet bei einem Geldinstitut jeweils
an den letzten finf Arbeitstagen im Kalendermonat gegen ein monatliches Ar-
beitsentgelt von 750 Euro.

Die Tatsache, dass die Bankkauffrau aufgrund der vorhersehbaren Einséatze tber
einen Zeitraum von mehreren Jahren eine regelmaBige Beschaftigung ausubt,
schlieBt das Vorliegen einer kurzfristigen Beschaftigung aus. Dabei ist unerheb-
lich, dass die flr die Kurzfristigkeit einer Beschaftigung maBgebende Zeitdauer
von 70 Arbeitstagen im Laufe eines Jahres nicht Gberschritten wird. Die Bankkauf-
frau ist versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflege-
versicherung, weil das Arbeitsentgelt 450 Euro Ubersteigt und auch keine gering-
flgig entlohnte Beschéftigung vorliegt.

Personengruppenschliissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 1 1 1 1

Beispiel 42 (zu B 2.3.1):

Ein Arbeitgeber stellt in seinem Betrieb fir Saisonarbeiten mehrere Hausfrauen
mit einer regelmaBigen Arbeitszeit an

a) sechs Tagen
b) finf Tagen und
c) vier Tagen

in der Woche ein.
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Da in den Fallen a und b die Beschéaftigung an mindestens fiinf Tagen in der Wo-
che ausgeulbt wird, ist bei der Feststellung, ob Zeitdauer (drei Monate oder 70 Ar-
beitstage) Gberschritten wird, von der Dreimonatsfrist auszugehen; im Fall ¢ hin-
gegen ist auf den Zeitraum von 70 Arbeitstagen abzustellen, weil die Beschafti-
gung weniger als flinf Tage in der Woche in Anspruch nimmt.

Beispiel 43 (zu B 2.3.2):

Eine Hausfrau nimmt am 02.05. eine Beschaftigung als Aushilfsverkauferin (Ur-
laubsvertretung) auf, die von vornherein bis zum 08.07. befristet ist und wdchent-
lich sechs Arbeitstage umfassen soll. Die Hausfrau war im laufenden Kalenderjahr
wie folgt beschaftigt:

a) vom 02.01. bis 25.01.
(FOnf-Tage-Woche;

Personengruppenschlissel 110) 24 Kalendertage

b) vom 31.03. bis 15.04.
(Sechs-Tage-Woche;

Personengruppenschlissel 110) 16 Kalendertage

c) vom 02.05. bis 08.07.
(Sechs-Tage-Woche)

zusammen = 108 Kalendertage

68 Kalendertage

Die Beschaftigung zu c ist versicherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Ar-
beitslosen- und Pflegeversicherung, weil zu ihnrem Beginn feststeht, dass sie zu-
sammen mit den im laufenden Kalenderjahr bereits verrichteten Beschaftigungen
die Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) Uberschreitet. Stehen bereits bei
Aufnahme der ersten Beschaftigung (am 02.01.) die gesamten folgenden Be-
schaftigungszeiten fest, so unterliegen alle Beschaftigungen der Versicherungs-
pflicht in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.

Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 44 (zu B 2.3.2, B 3.2, C 2.1 und C 3.2):
Eine familienversicherte Verkauferin arbeitet befristet

vom 02.05. bis 28.06. (Sechs-Tage-Woche) 57 Kalendertage
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 720 Euro
(Personengruppenschlissel 110)

vom 03.08. bis 30.09. (Sechs-Tage-Woche) 59 Kalendertage
gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 310 Euro
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Die zweite Beschéftigung ist keine kurzfristige Beschaftigung, weil zu ihrem Be-
ginn feststeht, dass sie zusammen mit der ersten Beschaftigung die Grenze von
drei Monaten (90 Kalendertagen) Uberschreitet. Es handelt sich aber um eine ge-
ringfligig entlohnte Beschéftigung, weil das monatliche Arbeitsentgelt 450 Euro
nicht Ubersteigt. In der zweiten Beschaftigung besteht somit Versicherungsfreiheit
in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie keine Versicherungspflicht in
der Pflegeversicherung. In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor,
von der sich die Verkauferin auf Antrag befreien lassen kann. Der Arbeitgeber hat
Pauschalbeitrage zur Krankenversicherung und gemeinsam mit der Arbeitnehme-
rin Pflichtbeitrdge zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 45 (zu B 2.3.2):
Eine (bis zum 02.08.) familienversicherte Verkauferin arbeitet befristet

vom 02.05. bis 28.06. (Sechs-Tage-Woche) 57 Kalendertage
beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von ~ 300 Euro

vom 03.08. bis 30.09. (Sechs-Tage-Woche) 59 Kalendertage
beim Arbeitgeber B gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 700 Euro

Die Beschaftigung beim Arbeitgeber A ist eine kurzfristige Beschéftigung, weil die
Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) nicht Uberschritten wird. Die Be-
schéaftigung beim Arbeitgeber B ist keine kurzfristige Beschaftigung, weil zu ihrem
Beginn feststeht, dass sie zusammen mit der Beschaftigung beim Arbeitgeber A
die Grenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) tberschreitet. Sie ist auch keine
geringflgig entlohnte Beschéftigung, weil das monatliche Arbeitsentgelt mehr als
450 Euro betragt, so dass die Beschéaftigung beim Arbeitgeber B versicherungs-
pflichtig in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung ist.

Arbeitgeber A Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Arbeitgeber B Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 46 (zu B 2.3.2):

Eine Hausfrau nimmt am 01.12. eine Beschaftigung als Aushilfsverkauferin gegen
ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.000 Euro auf. Die Beschéftigung ist von

vornherein bis zum 28.02. des Folgejahres befristet. Die Hausfrau hat im laufen-
den Kalenderjahr bereits vom 01.06. bis zum 31.08. eine Beschaftigung ausgedbt.

Die am 01.12. aufgenommene Beschéftigung ist nicht kurzfristig und daher versi-
cherungspflichtig in der Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung,
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weil zu ihrem Beginn feststeht, dass die Beschaftigungsdauer im laufenden Ka-
lenderjahr unter Berlcksichtigung der Vorbeschaftigung mehr als drei Monate be-
tragt. Die Beschaftigung bleibt auch Uber den Jahreswechsel hinaus weiterhin ver-
sicherungspflichtig, weil bei kalenderjahriiberschreitenden Beschéftigungen eine
getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung nicht in Betracht kommt.

Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 47 (zu B 2.3.2):

Eine Hausfrau nimmt am 01.12. eine Beschaftigung als Aushilfsverkauferin gegen
ein monatliches Arbeitsentgelt von 900 Euro auf. Die Beschéaftigung ist von vorn-
herein bis zum 28.02. des Folgejahres befristet. Die Hausfrau hat im laufenden
Kalenderjahr bereits vom 01.07. bis zum 31.08. eine Beschéaftigung ausgetibt.

Die am 01.12. aufgenommene Beschaftigung ist kurzfristig und damit versiche-
rungsfrei in der Kranken-, Renten- und Arbeitslosenversicherung sowie nicht ver-
sicherungspflichtig in der Pflegeversicherung, weil zu ihrem Beginn feststeht, dass
die Beschaftigungsdauer im laufenden Kalenderjahr unter Bertcksichtigung der
Vorbeschaftigung nicht mehr als drei Monate betragt. Die Beschaftigung bleibt
auch Uber den Jahreswechsel hinaus weiterhin versicherungsfrei bzw. nicht versi-
cherungspflichtig, weil sie auf nicht mehr als drei Monate befristet ist.

Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Beispiel 48 (zu B 2.3.2 und B 2.3.3.3):

Eine Hausfrau nimmt am 13.08. eine Beschaftigung als Aushilfsverkauferin gegen
ein monatliches Arbeitsentgelt von 1.400 Euro auf. Die Beschéftigung ist von
vornherein bis zum 20.09. befristet. Im laufenden Kalenderjahr war die Hausfrau
wie folgt beschéaftigt (das Arbeitsentgelt betrug jeweils mehr als 450 Euro bei einer
Fianf-Tage-Woche):

a) vom 02.03. bis 15.06. (Personengruppenschlissel 101) = 105 Kalendertage
b) vom 13.08 bis 20.09. 38 Kalendertage
zusammen 143 Kalendertage

Eine Zusammenrechnung der beiden Beschéftigungszeiten nach B 2.2.2 scheidet
aus, da hiernach nur geringfligige (das hei3t Beschaftigungen mit einer Dauer von
nicht mehr als drei Monaten bzw. 70 Arbeitstagen) zusammengerechnet werden
kénnen. Fir die Prifung der BerufsméaBigkeit sind die Beschaftigungen jedoch in
jedem Falle zusammenzurechnen, weil die Arbeitsentgelte jeweils mehr als

450 Euro betrugen. Da die Beschaftigungszeiten im laufenden Kalenderjahr ins-
gesamt 143 Kalendertage, also mehr als drei Monate, betragen, wird die Beschéf-
tigung berufsmaBig ausgeuibt; es besteht deshalb Versicherungspflicht in der
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung.
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Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 49 (zu B 2.3.2 und B 2.3.3.3):

Eine Verkauferin hatte ihre langjahrige Beschaftigung (das Arbeitsentgelt betrug
zuletzt 1.800 Euro) wegen Altersvollrentenbezuges zum 30.06. aufgegeben. Am
01.08. nimmt sie eine Beschaftigung als Aushilfsverkauferin auf, die von vornhe-
rein bis zum 30.09. befristet ist. Im laufenden Kalenderjahr war die Verkauferin
neben ihrer (Haupt-)Beschaftigung wie folgt beschaftigt (das Arbeitsentgelt betrug
jeweils mehr als 450 Euro bei einer Funf-Tage-Woche):

a) vom 12.01. bis 10.02. (Personengruppenschlissel 110) = 30 Kalendertage
b) vom 02.03. bis 15.06. (Personengruppenschlissel 101) 105 Kalendertage
¢) vom 01.08. bis 30.09. 60 Kalendertage

Priifung nach B 2.3.2:

Far eine Zusammenrechnung der Beschéftigungszeiten scheiden die (Haupt-)Be-
schaftigung und die Beschaftigung b aus, da hiernach nur geringfligige (das heiBt
Beschaftigungen mit einer Dauer von nicht mehr als drei Monaten bzw. 70 Arbeits-
tagen) zusammengerechnet werden kénnen. Die jeweils flir sich betrachteten
kurzfristigen Beschaftigungen a und ¢ sind hingegen zusammenrechnen und
Ubersteigen die zulassige Zeitgrenze von drei Monaten (90 Kalendertagen) inner-
halb des Kalenderjahres nicht.

Prifung nach B 2.3.3.3:

Bei der Prifung der BerufsmaBigkeit bleiben die bis zum 30.06. ausgelbten Be-
schéaftigungen auBer Betracht. Die am 01.08. aufgenommene Beschéftigung wird
mithin nicht berufsmaBig ausgetibt.

Die am 01.08. aufgenommene Beschéftigung ist kurzfristig, weil die Grenze von
drei Monaten (90 Kalendertagen) nicht Uberschritten wird und sie auch nicht be-
rufsmaBig ausgelbt wird. Sie ist daher versicherungsfrei in der Kranken-, Renten-
und Arbeitslosenversicherung. Aus der Krankenversicherungsfreiheit folgt, dass in
der Pflegeversicherung keine Versicherungspflicht besteht.

Personengruppenschlissel: 110
Beitragsgruppenschlissel: 0 0 0 O

Beispiel 50 (zu B 3.1):

Eine Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 440 Euro.
Am 15.05. wird eine Erhéhung des Arbeitsentgelts auf 460 Euro mit Wirkung vom
01.06. vereinbart.
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Da das Arbeitsentgelt vom 01.06. an 450 Euro Uberschreitet, endet die Versiche-
rungsfreiheit in der Kranken- und Arbeitslosenversicherung sowie das Nichtbeste-
hen von Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung am 31.05. In der Renten-
versicherung besteht bis 31.05. Versicherungspflicht aufgrund einer geringfligig
entlohnten Beschaftigung, sofern die Arbeitnehmerin nicht von ihrem Recht auf
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht Gebrauch gemacht hat. Ab 01.06.
besteht Versicherungspflicht in der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosen-
versicherung aufgrund einer mehr als geringflgigen Beschaftigung.

Ab 01.06.:
Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 51a (zu B 3.1, C 2.1, C 3.1 und C 5):

Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet seit dem 01.01.2017 gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 420 Euro. Sie hat sich in der geringfligig ent-
lohnten Beschaftigung von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen.
Ende Juli 2018 bittet der Arbeitgeber sie wider Erwarten, vom 01.08. bis zum
30.09.2018 zusatzlich die Krankheitsvertretung fur eine Vollzeitkraft zu Gberneh-
men. Dadurch erhéht sich das Arbeitsentgelt in den Monaten August und Sep-
tember 2018 auf monatlich 2.000 Euro.

Aufgrund der Krankheitsvertretung Ubersteigt das regelmaBige monatliche Ar-
beitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2018 bis 31.12.2018)
die fUr die Annahme einer geringfugig entlohnten Beschéftigung maBgebende
Entgeltgrenze von 450 Euro. Die Raumpflegerin bleibt dennoch auch fir die Zeit
vom 01.08. bis zum 30.09.2018 weiterhin geringfligig entlohnt beschéftigt, da es
sich innerhalb des maBgebenden Zeitraums (01.10.2017 bis 30.09.2018) nur um
ein gelegentliches (maximal dreimaliges) und nicht vorhersehbares Uberschrei-
ten der Arbeitsentgeltgrenze handelt. Der Arbeitgeber hat (auch in der Zeit vom
01.08. bis zum 30.09.18) weiterhin Pauschalbeitrage zur Kranken- und Ren-
tenversicherung aufgrund der durchgehend geringfiigig entlohnten Beschaf-
tigung zu zahlen. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt
fort.

Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 0

Beispiel 51b (zu B 3.1, C 2.1, C 3.1 und C 5):
Fortsetzung von Beispiel 51a
Der Arbeitgeber bittet die Raumpflegerin Ende Oktober 2018 erneut wider Erwar-

ten, vom 01.11. bis zum 30.11.2018 zusatzlich die Krankheitsvertretung fiir eine
Vollzeitkraft zu Gbernehmen. Dadurch erhéht sich das Arbeitsentgelt im Monat
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November 2018 auf 2.000 Euro. Ab 01.12.2018 werden wieder laufend 420 Euro
monatlich gezahlt.

Aufgrund der Krankheitsvertretung Ubersteigt das regelmaBige monatliche Ar-
beitsentgelt im Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2018 bis 31.12.2018)
die fur die Annahme einer geringfligig entlohnten Beschaftigung maBgebende
Entgeltgrenze von 450 Euro. Die Raumpflegerin bleibt dennoch auch fir die Zeit
vom 01.11. bis zum 30.11.2018 weiterhin geringfligig entlohnt beschéftigt, da es
sich innerhalb des maBgebenden Zeitraums (01.12.2017 bis 30.11.2018) nur um
ein gelegentliches (maximal dreimaliges) und nicht vorhersehbares Uberschreiten
der Arbeitsentgeltgrenze handelt. Der Arbeitgeber hat (auch in der Zeit vom 01.11.
bis zum 30.11.2018) weiterhin Pauschalbeitrdge zur Kranken- und Rentenversi-
cherung aufgrund der durchgehend geringfligig entlohnten Beschéaftigung zu
zahlen. Die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht wirkt fort.

Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 O

Beispiel 51c (zuB 2.2.4.1,B3.1,C 2.1, C 3.1 und C 3.2):
Fortsetzung von Beispiel 51b

Der Arbeitgeber bittet die Raumpflegerin Ende Juni 2019 erneut wider Erwarten,
vom 01.07. bis zum 31.07.2019 zusétzlich die Krankheitsvertretung fir eine Voll-
zeitkraft zu Gbernehmen. Dadurch erhdht sich das Arbeitsentgelt im Monat Juli
2019 auf 2.000 Euro. Ab 01.08.2019 werden wieder laufend 420 Euro monatlich
gezahlt.

Die Raumpflegerin wird vom 01.07. bis 31.07.2019 versicherungspflichtig in der
Kranken-, Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung, weil das regelméaBige
monatliche Arbeitsentgelt unter Beriicksichtigung der Krankheitsvertretung im
Durchschnitt der Jahresbetrachtung (01.01.2019 bis 31.12.2019) die maBgebende
Entgeltgrenze von 450 Euro Ubersteigt und innerhalb des maBgebenden Zeit-
raums (01.08.2018 bis 31.07.2019) bereits in den Monaten August, September
und November 2018 ein nicht vorhersehbares Uberschreiten der Arbeitsentgelt-
grenze vorgelegen hat. Im Monat Juli 2019 liegt somit kein gelegentliches Uber-
schreiten der Arbeitsentgeltgrenze mehr vor. Ab 01.08.2019 liegt wieder eine ge-
ringflgig entlohnte Beschéftigung vor, weil das regelmaBige monatliche Arbeits-
entgelt im Durchschnitt einer von diesem Zeitpunkt an (aufgrund der dauerhaften
Reduzierung bzw. Weiterzahlung des vertraglich vereinbarten Arbeitsentgelts auf
420 Euro) neu angestellten Jahresbetrachtung 450 Euro nicht Ubersteigt. In der
Rentenversicherung ergibt sich ab diesem Zeitpunkt allerdings Versicherungs-
pflicht, weil die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der
zwischenzeitlich mehr als geringfligig entlohnten Beschaftigung dauerhaft auBer
Kraft gesetzt worden ist. Die Arbeitnehmerin kann sich aber erneut von der Ren-
tenversicherungspflicht befreien lassen.
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Bis 30.06.2019:

Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 5 0 O
Vom 01.07.2019 bis 31.07.2019:
Personengruppenschliissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Ab 01.08.2019
Personengruppenschliissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Beispiel 52 (zu B 3.1, C 2.1):

Eine familienversicherte Raumpflegerin arbeitet gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 440 Euro. Durch Tarifvertrag vom 15.08. wird das Arbeitsentgelt riick-
wirkend vom 01.07. an auf 470 Euro erhdht.

Infolge der riickwirkenden Erhéhung des Arbeitsentgelts wird die Arbeitsentgelt-
grenze zwar vom 01.07. an Uberschritten; Versicherungspflicht in der Kranken-,
Renten-, Arbeitslosen- und Pflegeversicherung tritt jedoch erst mit dem 15.08. ein,
weil an diesem Tage der Anspruch auf das erhdéhte Arbeitsentgelt entstanden ist.
Fir die Zeit bis zum 14.08. verbleibt es bei der geringfligig entlohnten Beschafti-
gung, fir die allerdings die Beitrage zur Kranken- und Rentenversicherung von
dem Arbeitsentgelterh6hungsbetrag nachzuzahlen sind.

Bis 14.08.:
Personengruppenschlissel: 109
Beitragsgruppenschlissel: 6 1 0 O

Ab 15.08.:
Personengruppenschlissel: 101
Beitragsgruppenschlissel: 11 1 1

Beispiel 53 (zu B 6.3):

Eine Raumpflegerin arbeitet beim Arbeitgeber A gegen ein monatliches Arbeits-
entgelt von 250 Euro und wird als geringfligig entlohnte Beschéftigte bei der Mi-
nijob-Zentrale gemeldet.

Am 01.08. nimmt sie zusétzlich eine Beschaftigung als Raumpflegerin gegen ein
monatliches Arbeitsentgelt von 300 Euro beim Arbeitgeber B auf. Die Raumpflege-
rin hat die Frage des Arbeitgebers B nach dem Vorliegen einer weiteren Beschaf-
tigung verneint. Arbeitgeber B meldet die Arbeitnehmerin somit ebenfalls im Rah-
men einer geringflgig entlohnten Beschaftigung bei der Minijob-Zentrale an.

Die Minijob-Zentrale stellt im Oktober desselben Jahres fest, dass die Raumpfle-
gerin in beiden Beschaftigungen wegen Uberschreitung der Arbeitsentgeltgrenze
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von 450 Euro nicht geringfligig beschaftigt ist. Die Minijob-Zentrale informiert die
Arbeitgeber A und B mit Schreiben vom 15.10. dariiber, dass die Arbeitnehmerin
zum 17.10. als geringfligig Beschéftigte bei der Minijob-Zentrale ab- und ab 18.10.
als versicherungspflichtig (mehr als geringfligig) Beschaftigte bei der zustandigen
Krankenkasse anzumelden ist.

Beispiel 54 (zu B 2.2.3.1, B 2.2.3.2.1, B 2.2.3.3, B 2.2.4.1, B. 2.4, C 2.1, C 3.1
und C 3.2):

Ein privat krankenversicherter Beamter nimmt

a) am 01.10. eine geringfiigig entlohnte Beschéftigung auf. Bei demselben
Arbeitgeber war er zuletzt bis zum 31.07.

b) am 15.09. eine geringfligig entlohnte Beschéftigung auf. Bei demselben
Arbeitgeber war er zuletzt bis zum 16.07.

geringfigig entlohnt beschéftigt und von der Rentenversicherungspflicht
nach § 6 Abs. 1b SGB VI befreit.

Zu a):

In der Rentenversicherung liegt Versicherungspflicht vor, von der sich der
Arbeitnehmer auf Antrag befreien lassen kann. Die Befreiung von der Ren-
tenversicherungspflicht aufgrund der bis zum 31.07. bei demselben Arbeit-
geber bestandenen geringfiigig entlohnten Beschéftigung wirkt nicht fort,
weil wegen der Dauer der Unterbrechung zwischen beiden Beschaftigungen
von mindestens zwei Monaten (01.08. bis 30.09.) eine neue Beschaftigung
angenommen wird. Der Arbeitgeber hat gemeinsam mit dem Arbeitnehmer
Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung zu zahlen.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschliissel: 0 1 0 0

Zu b):

In der Rentenversicherung liegt keine Versicherungspflicht vor, weil die Be-
freiung von der Rentenversicherungspflicht aufgrund der bis zum 16.07. bei
demselben Arbeitgeber ausgeiibten geringfligig entlohnten Beschéftigung
weiterhin wirkt. Da die Beschaftigung bei demselben Arbeitgeber nicht min-
destens fiir zwei Monate (17.07. — 16.09.) unterbrochen wurde, wird unter-
stellt, dass es sich immer noch um dieselbe geringfligig entlohnte Beschaf-
tigung handelt, fiir die seinerzeit die Befreiung von der Rentenversiche-
rungspflicht erfolgt ist. Der Arbeitgeber hat den Pauschalbeitrag zur Renten-
versicherung zu zahlen.

Personengruppenschliissel:109
Beitragsgruppenschliissel: 0 5 0 0



Anlage 1

Ubersicht iiber die Entwicklung der Entgeltgrenze fiir geringfiigig entlohnte Be-
schaftigungen und die darauf entfallenden Abgaben

Pauschal- Einhelt
beitrége Beitragsan- Umlagen "_1 eit-
Zeitraum S AG teil AN bei lrche
grenze RV-Pilicht* Pausch-
KV RV U1 U2 INSGU steuer
—31.03.03 325 € 10% 12% individuell -
01.04.03 — 31.12.04 7,5% 1,2% 0,1%
11% 12% dEinﬁuo?
urch die
01.01.05 — 30.06.06 UV-
Trager
01.07.06 —31.12.06 4,5% 0,1% 0%
01.01.07 —31.12.08
400 €
01.01.09 - 31.12.09 0,1%
4,9% 0,07%
01.01.10-31.12.10 0,6% 0,41%
01.01.11 —31.12.11 0%
01.01.12-31.12.12 4,6% 0,14% 0,04% 2%
01.01.13-31.12.14 13% 15% 3,9% 0,7%
01.01.15-31.08.15 0,24 0,15 %
01.09.15-31.12.15
3,7% 1,0%
01.01.16 — 31.12.16 450 € 0,3% 0,12%
01.01.17 - 31.12.17 0,09%
01.01.18 - 31.12.18 0,9%
3,6% 0,24% 0,06%
01.01.19 -

* Rentenversicherungspflicht aufgrund des Verzichts auf die Versicherungsfreiheit fiir Beschéaftigungen, die vor dem 1. Januar 2013
begonnen haben bzw. kraft Gesetzes fiir Beschéftigungen, die nach dem 31. Dezember 2012 aufgenommen wurden.



Anlage 2

Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht bei einer geringfiigig ent-
lohnten Beschaftigung nach § 6 Absatz 1b SGB VI

Arbeitnehmer

Name:

Vorname:

Rentenversicherungsnummer: | | | | | | | | | | | | |

Hiermit beantrage ich die Befreiung von der Versicherungspflicht in der Rentenversiche-
rung im Rahmen meiner geringflgig entlohnten Beschéftigung und verzichte damit auf
den Erwerb von Pflichtbeitragszeiten. Ich habe die Hinweise auf dem Merkblatt ,,Aufkla-
rung Uber die mdglichen Folgen einer Befreiung von der Rentenversicherungspflicht* zur
Kenntnis genommen.

Mir ist bekannt, dass der Befreiungsantrag fiir alle von mir zeitgleich ausgelbten gering-
flgig entlohnten Beschéaftigungen gilt und flr die Dauer der Beschaftigungen bindend ist;
eine Rucknahme ist nicht méglich. Ich verpflichte mich, alle weiteren Arbeitgeber, bei de-
nen ich eine geringfligig entlohnte Beschaftigung ausibe, Uber diesen Befreiungsantrag
zu informieren.

(Ort, Datum) (Unterschrift des Arbeitnehmers bzw. bei Minderjahrigen
Unterschrift des gesetzlichen Vertreters)

Arbeitgeber

Name:

Betriecbsnummer: [ | [ | | [ | [ |

Der Befreiungsantragistam | | | | | | | | | beimireingegangen.
T T M MJJ JJ

Die Befreiungwirktab | | | | | | | | |.
T T M MJJ JJ

(Ort, Datum) (Unterschrift des Arbeitgebers)

Hinweis fur den Arbeitgeber:
Der Befreiungsantrag ist nach § 8 Absatz 2 Nr. 4a Beitragsverfahrensverordnung (BVV)
zu den Entgeltunterlagen zu nehmen.




Merkblatt zur Aufklarung tGber die moglichen Folgen einer Befreiung von der Rentenversi-
cherungspflicht

Allgemeines

Seit dem 1. Januar 2013 unterliegen Arbeitnehmer, die eine geringfligig entlohnte Beschaftigung (450-Euro-
Minijob) austiben, grundsatzlich der Versicherungs- und vollen Beitragspflicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung. Der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil am Rentenversicherungsbeitrag belduft sich auf 3,6
Prozent (bzw. 13,6 Prozent bei geringfligig entlohnten Beschéftigungen in Privathaushalten) des Arbeitsent-
gelts. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers (15 Prozent bei ge-
ringflgig entlohnten Beschaftigungen im gewerblichen Bereich/ bzw. 5 Prozent bei solchen in Privathaushal-
ten) und dem vollen Beitrag zur Rentenversicherung in Héhe von 18,6 Prozent. Zu beachten ist, dass der
volle Rentenversicherungsbeitrag mindestens von einem Arbeitsentgelt in H6he von 175 Euro zu zahlen ist.

Vorteile der vollen Beitragszahlung zur Rentenversicherung

Die Vorteile der Versicherungspflicht fir den Arbeitnehmer ergeben sich aus dem Erwerb von Pflichtbeitrags-
zeiten in der Rentenversicherung. Das bedeutet, dass die Beschéftigungszeit in vollem Umfang fir die Erful-
lung der verschiedenen Wartezeiten (Mindestversicherungszeiten) berlcksichtigt wird. Pflichtbeitragszeiten
sind beispielsweise Voraussetzung fir

e einen friiheren Rentenbeginn,

e Anspriche auf Leistungen zur Rehabilitation (sowohl im medizinischen Bereich als auch im Arbeits-
leben),

¢ den Anspruch auf Ubergangsgeld bei RehabilitationsmaBnahmen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung,
die Begriindung oder Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine Rente wegen Erwerbsminderung,
den Anspruch auf Entgeltumwandlung flr eine betriebliche Altersversorgung und
die Erfillung der Zugangsvoraussetzungen fir eine private Altersvorsorge mit staatlicher Férderung
(zum Beispiel die sogenannte Riester-Rente) flir den Arbeithehmer und gegebenenfalls sogar den
Ehepartner.

Darliber hinaus wird das Arbeitsentgelt nicht nur anteilig, sondern in voller Héhe bei der Berechnung der
Rente beriicksichtigt.

Antrag auf Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Ist die Versicherungspflicht nicht gewollt, kann sich der Arbeitnehmer von ihr befreien lassen. Hierzu muss er
seinem Arbeitgeber - moglichst mit dem beiliegenden Formular - schriftlich mitteilen, dass er die Befreiung
von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung wiinscht. Ubt der Arbeitnehmer mehrere geringflgig
entlohnte Beschéftigungen aus, kann der Antrag auf Befreiung nur einheitlich fr alle zeitgleich ausgetibten
geringflugigen Beschaftigungen gestellt werden. Uber den Befreiungsantrag hat der Arbeithnehmer alle weite-
ren - auch zuklnftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfliigig entlohnte Beschéaftigung
ausubt. Die Befreiung von der Versicherungspflicht ist fir die Dauer der Beschéftigung(en) bindend; sie kann
nicht widerrufen werden.

Die Befreiung wirkt grundsatzlich ab Beginn des Kalendermonats des Eingangs beim Arbeitgeber, frihestens
ab Beschaftigungsbeginn. Voraussetzung ist, dass der Arbeitgeber der Minijob-Zentrale die Befreiung bis zur
néachsten Entgeltabrechnung, spétestens innerhalb von 6 Wochen nach Eingang des Befreiungsantrages bei
ihm meldet. Anderenfalls beginnt die Befreiung erst nach Ablauf des Kalendermonats, der dem Kalendermo-
nat des Eingangs der Meldung bei der Minijob-Zentrale folgt.

Konsequenzen aus der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht

Geringflgig entlohnt Beschéaftigte, die die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht beantragen, verzich-
ten freiwillig auf die oben genannten Vorteile. Durch die Befreiung zahlt lediglich der Arbeitgeber den Pau-
schalbeitrag in H6he von 15 Prozent (bzw. 5 Prozent bei Beschéaftigungen in Privathaushalten) des Arbeits-
entgelts. Die Zahlung eines Eigenanteils durch den Arbeitnehmer entféllt hierbei. Dies hat zur Folge, dass der
Arbeitnehmer nur anteilig Monate fir die Erfillung der verschiedenen Wartezeiten erwirbt und auch das er-
zielte Arbeitsentgelt bei der Berechnung der Rente nur anteilig berlcksichtigt wird.

Hinweis: Bevor sich ein Arbeitnehmer fiir die Befreiung von der Rentenversicherungspflicht ent-
scheidet, wird eine individuelle Beratung bezlglich der rentenrechtlichen Auswirkungen der
Befreiung bei einer Auskunfts- und Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung
empfohlen. Das Servicetelefon der Deutschen Rentenversicherung ist kostenlos unter der
0800 10004800 zu erreichen.



Anlage 3

Erklarung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit nhach § 230 Absatz 8
Satz 2 SGB VI

Achtung: Gilt nur firr geringfliigig entlohnte Beschaftigungen, die vor dem
; 1. Januar 2013 aufgenommen wurden und in denen das regelméaBiges Ar-
Arbeitnehmer beitsentgelt 400 Euro im Monat nicht Ubersteigt!

Name:

Vorname:

Rentenversicherungsnummer: | | | | | | | | | | | | |

Hiermit erklare ich den Verzicht auf die Versicherungsfreiheit in der Rentenversicherung
im Rahmen meiner geringfligig entlohnten Beschéftigung und bin bereit, den Arbeitge-
beranteil von 15 Prozent bis zum vollen Pflichtbeitrag aufzustocken.

Mir ist bekannt, dass diese Erklarung fur alle von mir zeitgleich ausgetbten geringfligig
entlohnten Beschéaftigungen gilt und flr die Dauer der Beschéaftigungen bindend ist; eine
Rdcknahme ist nicht méglich. Dies gilt auch fur alle geringfligig entlohnten Beschaftigun-
gen, die ich zuklnftig noch zusétzlich aufnehmen werde. Die Erklarung erlischt erst dann,
wenn die letzte Beschaftigung, fur die diese Erklarung giltig ist, beendet wird.

Die Verzichtserklarung gilt O ab sofort

Dab

TTMMJ JJJ

(Ort, Datum) (Unterschrift des Arbeitnehmers bzw. bei Minderjahrigen
Unterschrift des gesetzlichen Vertreters)

Arbeitgeber

Name:

Betriebsnummer: | | | [ | | [ | |

Die Verzichtserklarung ist | ‘ | ‘ | ‘ ‘ ‘ bei mir eingegangen.

am
T T M MJJ JJ
Der Verzichtwirktab | | | | | | | | [ (fruhestens Tag nach Eingang der Erklarung)
T T MMJJ JJ
(Ort, Datum) (Unterschrift des Arbeitgebers)

Hinweis fur den Arbeitgeber:
Die Verzichtserklarung ist nach § 8 Absatz 2 Nr. 4 Beitragsverfahrensverordnung (BVV)
zu den Entgeltunterlagen zu nehmen.
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Merkblatt zur Aufkldrung Uber die Vorteile eines Verzichts auf die
Rentenversicherungsfreiheit

Allgemeines

Arbeitnehmer, deren geringfligig entlohnte Beschéftigung uber den 31. Dezember 2012 hinaus besteht, sind
versicherungsfrei in der Rentenversicherung, solange ihr monatliches Arbeitsentgelt die Grenze von 400 Euro
nicht Uberschreitet. Sie kdnnen wie Arbeitnehmer, die erst seit dem 1. Januar 2013 geringfligig entlohnt be-
schaftigt sind, rentenversicherungspflichtig werden, wenn sie auf die Rentenversicherungsfreiheit verzichten.
In diesem Fall belauft sich der vom Arbeitnehmer zu tragende Anteil am Rentenversicherungsbeitrag auf 3,6
Prozent (bzw. 13,6 Prozent bei geringfliigig entlohnten Beschéftigungen in Privathaushalten) des Arbeitsent-
gelts. Er ergibt sich aus der Differenz zwischen dem Pauschalbeitrag des Arbeitgebers (15 Prozent bei ge-
ringflgig entlohnten Beschéaftigungen im gewerblichen Bereich/ bzw. 5 Prozent bei solchen in Privathaushal-
ten) und dem vollen Beitrag zur Rentenversicherung in Héhe von 18,6 Prozent. Zu beachten ist, dass der
volle Rentenversicherungsbeitrag mindestens von einem Arbeitsentgelt in Hohe von 175 Euro zu zahlen ist.

Vorteile der vollen Beitragszahlung zur Rentenversicherung

Die Vorteile der Versicherungspflicht fir den Arbeitnehmer ergeben sich aus dem Erwerb von Pflichtbeitrags-
zeiten in der Rentenversicherung. Das bedeutet, dass die Beschaftigungszeit in vollem Umfang fir die Erful-
lung der verschiedenen Wartezeiten (Mindestversicherungszeiten) berticksichtigt wird. Pflichtbeitragszeiten
sind beispielsweise Voraussetzung fir

einen friiheren Rentenbeginn,
Anspriche auf Leistungen zur Rehabilitation (sowohl im medizinischen Bereich als auch im Arbeits-
leben),

e den Anspruch auf Ubergangsgeld bei RehabilitationsmaBnahmen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung,
die Begriindung oder Aufrechterhaltung des Anspruchs auf eine Rente wegen Erwerbsminderung,
den Anspruch auf Entgeltumwandlung flr eine betriebliche Altersversorgung und

e die Erflllung der Zugangsvoraussetzungen flr eine private Altersvorsorge mit staatlicher Férderung
(zum Beispiel die sogenannte Riester-Rente) fir den Arbeitnehmer und gegebenenfalls sogar den
Ehepartner.

Dartber hinaus wird das Arbeitsentgelt nicht nur anteilig, sondern in voller Héhe bei der Berechnung der
Rente bericksichtigt.

Erklarung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit

M@ochte der geringfiigig Beschéftigte Anspriiche wie ein rentenversicherungspflichtiger Arbeitnehmer erwer-
ben, muss er - mdglichst mit dem beiliegenden Formular - schriftlich gegentiber seinem Arbeitgeber den
Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit erklaren. Ubt der Arbeitnehmer mehrere geringfiigig entlohnte
Beschéftigungen aus, kann der Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit nur einheitlich fir alle zeitgleich
ausgelbten geringfligigen Beschaftigungen erklart werden. Uber die Erklarung hat der Arbeitnehmer alle
weiteren - auch zukunftige - Arbeitgeber zu informieren, bei denen er eine geringfligig entlohnte Beschéfti-
gung ausubt. Die Erklarung des Verzichts auf die Rentenversicherungsfreiheit ist fir die Dauer der Beschéfti-
gung(en) bindend; sie kann nicht widerrufen werden.

Die Befreiung wirkt friihestens von dem Tag nach Eingang der Erklarung bei dem Arbeitgeber, sofern der
Arbeitnehmer keinen spateren Termin wiinscht.

Individuelle Beratung durch die Rentenversicherungstrager

Bevor ein Arbeitnehmer sich flr einen Verzicht auf die Rentenversicherungsfreiheit entscheidet, kann er sich
individuell bezlglich der rentenrechtlichen Auswirkungen der Verzichtserklarung bei einer Auskunfts- und
Beratungsstelle der Deutschen Rentenversicherung beraten lassen. Das Servicetelefon der Deutschen Ren-
tenversicherung ist kostenlos unter der 0800 10004800 zu erreichen.



Veroffentlichung: ja

Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur fur Arbeit
Uiber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs

am 21.11.2018
3. Beitragsrechtliche Beurteilung von Beitrédgen und Zuwendungen zum Aufbau betriebli-

cher Altersversorgung;
hier: Aktualisierung des Gemeinsamen Rundschreibens

Mit dem Gesetz zur Starkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Anderung anderer
Gesetze (Betriebsrentenstarkungsgesetz) vom 17.08.2017 (BGBI. | S. 3214) soll die mog-
lichst weite Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung und damit verbunden ein héheres
Versorgungsniveau der Beschaftigten durch kapitalgedeckte Zusatzrenten erreicht werden.
Hierfur wurden im Arbeits- und Steuerrecht Neuregelungen getroffen, die im Wesentlichen
zum 01.01.2018 in Kraft getreten sind.

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben anlasslich der Besprechung tber
Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am 08.11.2017 die wesentlichen Auswirkungen
auf die steuer- und beitragsrechtliche Behandlung der Beitrage und Zuwendungen zum Auf-
bau betrieblicher Altersversorgung erdrtert (vgl. Punkt 7 der Niederschrift). Es wurde dartber
hinaus vereinbart, das Gemeinsame Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozial-
versicherung zur beitragsrechtlichen Beurteilung von Beitrdgen und Zuwendungen zum Auf-
bau betrieblicher Altersversorgung vom 25.09.2008 zu liberarbeiten. Die vorliegende aktuali-
sierte Fassung bericksichtigt neben den sich durch das Betriebsrentenstarkungsgesetz er-
gebenden Anpassungen auch die bereits vor 2018 erfolgten Klarstellungen zu folgenden

Punkten:

e Steuer- und Beitragsfreiheit von Finanzierungsanteilen der Arbeitnehmer am Arbeitgeber-
beitrag zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (BFH-Urteil vom 09.12.2010 —
VI R 57/08)

o Beitragsfreiheit von Abfindungen von Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung
(BSG-Urteil vom 25.04.2012 — B 12 KR 26/10 R)

e Beitragsfreiheit von Sanierungsgeldern durch das Fiinfte Gesetz zur Anderung des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (5. SGB IV — AndG) vom 15.04.2015
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Das Uberarbeitete Gemeinsame Rundschreiben enthalt ferner Ausfihrungen zur arbeits-
rechtlichen Verpflichtung des Arbeitgebers, in den Féllen der Entgeltumwandlung zugunsten
einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder eine Direktversicherung einen Zuschuss in Hohe von 15 % des umgewandel-
ten Arbeitsentgelts zu der betrieblichen Altersversorgung zu zahlen, soweit er durch die Ent-
geltumwandlung Sozialversicherungsbeitrége einspart (88 1a Abs. 1la bzw. 23 Abs. 2 Be-
trAVG). Aufgrund des in der Sozialversicherung fir Beitragsanspriche aus laufendem Ar-
beitsentgelt geltenden Entstehungsprinzips kdnnen aus dem Anspruch auf den Arbeitgeber-

zuschuss beitragsrechtliche Konsequenzen resultieren.

Ob durch eine Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeitrage eingespart werden, ist im
Monat des Entstehens der Beitragsanspriche zu beurteilen (vgl. Ziffer 4.4 des Gemeinsa-
men Rundschreibens). Nach § 22 Abs. 1 SGB IV entstehen die Beitragsanspriiche aus lau-
fendem Arbeitsentgelt, wenn der Anspruch auf das Arbeitsentgelt besteht und aus einmalig
gezahltem Arbeitsentgelt, wenn dieses Arbeitsentgelt gezahlt wird. Die Beitrage werden nach
§ 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV in dem Monat féllig, in dem der Anspruch auf das laufende Ar-
beitsentgelt besteht bzw. einmalig gezahltes Arbeitsentgelt gezahlt wird. Der mafl3gebende
Umfang der Einsparung der Sozialversicherungsbeitrage ergibt sich daher aus der konkreten
beitragsrechtlichen Auswirkung der Entgeltumwandlung von laufendem oder einmalig ge-
zahltem Arbeitsentgelt auf das beitragspflichtige Arbeitsentgelt in dem Monat der Entgeltab-
rechnung, in dem die Entgeltumwandlung erfolgt. Dabei ist auch in Monaten mit laufendem
und daneben einmalig gezahltem Arbeitsentgelt darauf abzustellen, ob der Arbeitgeberbei-
tragsanteil insgesamt ohne die Entgeltumwandlung hoher gewesen wére.

Fur eine Jahresbetrachtung zur Ermittlung des mafl3gebenden Umfangs der Einsparung von
Sozialversicherungsbeitragen, die auch den beitragspflichtigen Umfang schwankender Ar-
beitsentgelte oder von Einmalzahlungen bertcksichtigen wirde, fehlt es an einer entspre-
chenden Rechtsgrundlage. Zudem wirde die dann mafRRgebende Prognose der jahrlichen
Einsparung zu weiteren Auslegungsfragen hinsichtlich der Anforderungen an die Prognose-

genauigkeit sowie des Umgangs mit unzutreffenden Prognosen fihren.

Demnach kann beispielsweise bei einem monatlichen Arbeitsentgelt in Hohe der Beitrags-
bemessungsgrenze eine monatliche beitragsfreie Entgeltumwandlung zur monatlichen Ein-
sparung von Sozialversicherungsbeitrdgen und somit zur Arbeitgeberzuschusspflicht fiihren,

die Beitragseinsparung jedoch durch eine spatere, im Rahmen des § 23a SGB |V beitrags-



-11 -

pflichtige, Einmalzahlung (z. B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) teilweise oder vollstandig

aufgehoben werden. Unabhéngig von der arbeitsrechtlichen Zulassigkeit einer Korrektur der
Arbeitgeberzuschussgewahrung, ist eine riickwirkende Korrektur beitragsrechtlicher Konse-
guenzen aus der vorherigen Arbeitgeberzuschussgewahrung nicht méglich, da im Zeitpunkt

der jeweiligen Entgeltabrechnung die beitragsrechtliche Behandlung zutreffend war.

Das als Anlage beiliegende aktualisierte Gemeinsame Rundschreiben der Spitzenorganisati-
onen der Sozialversicherung zur beitragsrechtlichen Beurteilung von Beitragen und Zuwen-
dungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung wird mit Datum vom 21.11.2018 verof-

fentlicht und ersetzt das bisherige Gemeinsame Rundschreiben vom 25.09.2008.

Anlage
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- unbesetzt -



GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN
DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN
BUNDESAGENTUR FUR ARBEIT, NURNBERG

21. November 2018

Beitragsrechtliche Beurteilung von Beitrdgen und Zuwendungen zum Aufbau
betrieblicher Altersversorgung

Mit dem Gesetz zur Starkung der betrieblichen Altersversorgung und zur Anderung anderer
Gesetze (Betriebsrentenstarkungsgesetz) vom 17.08.2017 (BGBI. | S. 3214) soll die mdglichst
weite Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung und damit verbunden ein héheres Ver-
sorgungsniveau der Beschéftigten durch kapitalgedeckte Zusatzrenten erreicht werden. Hier-
fur wurden im Arbeits- und Steuerrecht Neuregelungen getroffen, die im Wesentlichen zum
01.01.2018 in Kraft getreten sind. Dies betrifft insbesondere die Einfuhrung der reinen Bei-
tragszusage ohne Leistungsgarantie als neue Zusageform der betrieblichen Altersversorgung,
die Verpflichtung der Arbeitgeber beitragsfreie Entgeltumwandlungen zur betrieblichen Alters-
versorgung durch einen Arbeitgeberzuschuss zu férdern und die Erweiterung der steuerlichen
Forderung von Arbeitgeberbeitrdgen zugunsten der kapitalgedeckten betrieblichen Altersver-
sorgung. Die Regelungen fir die sozialversicherungsrechtliche Behandlung von Beitragen und
Zuwendungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung sind hingegen im Wesentlichen un-
verandert geblieben. Leistungen aus ,riestergeférderter” betrieblicher Altersversorgung sind
dabei als Versorgungsbeziige in der Kranken- und Pflegeversicherung beitragsfrei gestellt
worden.

Aufgrund der sich durch das Betriebsrentenstarkungsgesetz ergebenden Anderungen war das
bisherige Gemeinsame Rundschreiben zur beitragsrechtlichen Beurteilung von Beitragen und
Zuwendungen zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung vom 25.09.2008 zu Uberarbeiten.
Dabei sind zudem die bereits vor 2018 erfolgten Klarstellungen zu folgenden Punkten bertick-
sichtigt worden:

- Steuer- und Beitragsfreiheit von Finanzierungsanteilen der Arbeitnehmer am Arbeitge-
berbeitrag zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (BFH-Urteil vom
09.12.2010 — VI R 57/08)

- Beitragsfreiheit von Abfindungen von Anwartschaften auf betriebliche Altersversorgung
(BSG-Urteil vom 25.04.2012 — B 12 KR 26/10 R)

- Beitragsfreiheit von Sanierungsgeldern durch das Fiinfte Gesetz zur Anderung des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze (5. SGB IV — AndG) vom
15.04.2015

Die inhaltlichen Anderungen im Text gegeniiber der bisherigen Fassung des Rundschreibens
sind durch Fettdruck hervorgehoben.
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1 Gesetzliche Vorschriften
§ 14 SGB IV

Arbeitsentgelt

(1) Arbeitsentgelt sind alle laufenden oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschéaftigung, gleichgiiltig,
ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form
sie geleistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschéftigung oder im Zusammenhang mit ihr erzielt
werden. Arbeitsentgelt sind auch Entgeltteile, die durch Entgeltumwandlung nach 8 1 Abs. 2 Nr. 3 des
Betriebsrentengesetzes flr betriebliche Altersversorgung in den Durchfiihrungswegen Direktzusage o-
der Unterstiitzungskasse verwendet werden, soweit sie 4 vom Hundert der jéhrlichen Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung tbersteigen.

(2)und (3) ...
8§17 SGB IV
Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wird ermé&chtigt, durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates zur Wahrung der Belange der Sozialversicherung und der Arbeitsforde-
rung, zur Férderung der betrieblichen Altersversorgung oder zur Vereinfachung des Beitragseinzugs zu
bestimmen,

1. dass einmalige Einnahmen oder laufende Zulagen, Zuschlédge, Zuschiisse oder dhnliche Einnah-
men, die zusatzlich zu Léhnen oder Gehéltern gewahrt werden, und steuerfreie Einnahmen ganz
oder teilweise nicht als Arbeitsentgelt gelten,

2. dass Beitrage an Direktversicherungen und Zuwendungen an Pensionskassen oder Pensionsfonds
ganz oder teilweise nicht als Arbeitsentgelt gelten,

3. wie das Arbeitsentgelt, das Arbeitseinkommen und das Gesamteinkommen zu ermitteln und zeitlich
zuzurechnen sind,

4. den Wert der Sachbezilige nach dem tatsachlichen Verkehrswert im Voraus fir jedes Kalenderjahr.

Dabei ist eine mdglichst weitgehende Ubereinstimmung mit den Regelungen des Steuerrechts sicher-
zustellen.

@) ...
§1 SVEV

Dem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt
nicht zuzurechnende Zuwendungen

(1) Dem Arbeitsentgelt sind nicht zuzurechnen:
1. bis 3. ...

4. Beitrdge nach § 40b des Einkommensteuergesetzes in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung, die zusatzlich zu Lohnen und Gehéltern gewahrt werden; dies gilt auch fir darin enthal-
tene Beitrage, die aus einer Entgeltumwandlung (8 1 Abs. 2 Nr. 3 des Betriebsrentengeset-
zes) stammen,

4a. Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, die zuséatzlich zu Léhnen
und Gehaltern gewahrt werden und fir die Satz 3 und 4 nichts Abweichendes bestimmen,

5. bis 8. ...

9. steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds oder Direktversicherungen nach 8 3
Nr. 63 Satz 1 und 2 sowie § 100 Abs. 6 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes im Kalenderjahr
bis zur H6he von insgesamt 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversi-
cherung; dies gilt auch fir darin enthaltene Betrage, die aus einer Entgeltumwandlung (8§ 1 Abs. 2
Nr. 3 des Betriebsrentengesetzes) stammen,]

10. Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstiitzungskasse an einen Pensionsfonds zur Uber-
nahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften durch den
Pensionsfonds, soweit diese nach § 3 Nr. 66 des Einkommensteuergesetzes steuerfrei sind,

11. ...
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12. Sonderzahlungen nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 bis 4 des Einkommensteuergesetzes
der Arbeitgeber zur Deckung eines finanziellen Fehlbetrages an die Einrichtungen, fir die Satz 3

gilt,
13. bis 16 ....

Dem Arbeitsentgelt sind die in Satz 1 Nummer 1 bis 4a, 9 bis 11, 13, 15 und 16 genannten Ein-
nahmen, Zuwendungen und Leistungen nur dann nicht zuzurechnen, soweit diese vom Arbeit-
geber oder von einem Dritten mit der Entgeltabrechnung fur den jeweiligen Abrechnungszeit-
raum lohnsteuerfrei belassen oder pauschal besteuert werden. Die Summe der in Satz 1 Nr. 4a
genannten Zuwendungen nach § 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes, die vom Arbeit-
geber oder von einem Dritten mit der Entgeltabrechnung fur den jeweiligen Abrechnungszeit-
raum lohnsteuerfrei belassen oder pauschal besteuert werden, hdchstens jedoch monatlich 100
Euro, sind bis zur Hohe von 2,5 Prozent des fur ihre Bemessung malRgebenden Entgelts dem Arbeits-
entgelt zuzurechnen, wenn die Versorgungsregelung mindestens bis zum 31. Dezember 2000 vor der
Anwendung etwaiger Nettobegrenzungsregelungen eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von
mindestens 75 Prozent des gesamtversorgungsfahigen Entgelts und nach dem Eintritt des Versor-
gungsfalles eine Anpassung nach Maf3gabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im Bereich der ent-
sprechenden Versorgungsregelung oder gesetzlicher Versorgungsbeziige vorsieht; die dem Arbeitsent-
gelt zuzurechnenden Beitrdge und Zuwendungen vermindern sich um monatlich 13,30 Euro. Satz 3 gilt
mit der MalRgabe, dass die Zuwendungen nach 8§ 3 Nr. 56 und § 40b des Einkommensteuergesetzes
dem Arbeitsentgelt insoweit zugerechnet werden, als sie in der Summe monatlich 100 Euro Ubersteigen.

) ...
8§ 3EStG
Steuerfreie Einnahmen
Steuerfrei sind
1. bis54. ...

55. derin den Féllen des § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes vom 19. Dezember
1974 (BGBI. | S. 3610), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBI. | S. 1427)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung geleistete Ubertragungswert nach § 4 Abs. 5
des Betriebsrentengesetzes, wenn die betriebliche Altersversorgung beim ehemaligen und neuen
Arbeitgeber Uber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebens-
versicherung durchgefuhrt wird; dies gilt auch, wenn eine Versorgungsanwartschaft aus einer
betrieblichen Altersversorgung auf Grund vertraglicher Vereinbarung ohne Fristerfordernis
unverfallbar ist. Satz 1 gilt auch, wenn der Ubertragungswert vom ehemaligen Arbeitgeber oder
von einer Unterstitzungskasse an den neuen Arbeitgeber oder eine andere Unterstiitzungskasse
geleistet wird. Die Leistungen des neuen Arbeitgebers, der Unterstitzungskasse, des Pensions-
fonds, der Pensionskasse oder des Unternehmens der Lebensversicherung auf Grund des Betra-
ges nach Satz 1 und 2 gehéren zu den Einkinften, zu denen die Leistungen gehdren wirden, wenn
die Ubertragung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes nicht stattgefunden
hétte;

55a. bis 55b. ...

55c¢. Ubertragungen von Altersvorsorgevermogen im Sinne des § 92 auf einen anderen auf den
Namen des Steuerpflichtigen lautenden Altersvorsorgevertrag (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10
Buchstabe b des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes), soweit die Leistungen zu
steuerpflichtigen Einklinften nach § 22 Nr. 5 fiilhren wiirden. Dies gilt entsprechend

a) wenn Anwartschaften aus einer betrieblichen Altersversorgung, die tber einen Pensi-
onsfonds, eine Pensionskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung (Direkt-
versicherung) durchgefuhrt wird, lediglich auf einen Tréger einer betrieblichen Altersver-
sorgung in Form eines Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder eines Unternehmens
der Lebensversicherung (Direktversicherung) Gbertragen werden, soweit keine Zahlun-
gen unmittelbar an den Arbeitnehmer erfolgen,

b) wenn Anwartschaften der betrieblichen Altersversorgung abgefunden werden, soweit
das Altersvorsorgevermégen zugunsten eines auf den Namen des Steuerpflichtigen lau-
tenden Altersvorsorgevertrages geleistet wird,
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55d.

56.

¢) wenn im Fall des Todes des Steuerpflichtigen das Altersvorsorgevermégen auf einen auf
den Namen des Ehegatten lautenden Altersvorsorgevertrag Ubertragen wird, wenn die
Ehegatten im Zeitpunkt des Todes des Zulageberechtigten nicht dauernd getrennt gelebt
haben (8§ 26 Absatz 1) und ihren Wohnsitz oder gewohnlichen Aufenthalt in einem Mit-
gliedstaat der Europaischen Union oder einem Staat hatten, auf den das Abkommen ber
den Europaischen Wirtschaftsraum anwendbar ist;

bis 55e. ...

Zuwendungen des Arbeitgebers nach 8 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 aus dem ersten Dienstver-
haltnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Altersversor-
gung, bei der eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenversor-
gung in Form einer Rente oder eines Auszahlplans (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Altersvorsorgever-
trage-Zertifizierungsgesetzes) vorgesehen ist!, soweit diese Zuwendungen im Kalenderjahr 2 Pro-
zent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht Ubersteigen.
Der in Satz 1 genannte Hochstbetrag erhoht sich ab 1. Januar 2020 auf 3 Prozent und ab 1. Januar
2025 auf 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. Die
Beitrage nach den Satzen 1 und 2 sind jeweils um die nach § 3 Nr. 63 Satz 1, 3 oder Satz 4
steuerfreien Betrdge zu mindern;

57. bis 62. ...

63.

63a.

Beitrage des Arbeitgebers aus dem ersten Dienstverhéltnis an einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder fur eine Direktversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Alters-
versorgung, bei der eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenver-
sorgungsleistungen in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des
Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes vom 26. Juni 2001 (BGBI. | S. 1310, 1322), das zu-
letzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 5. Juli 2004 (BGBI. | S. 1427) geandert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung) vorgesehen ist?, soweit die Beitrage im Kalenderjahr 8 Prozent der
Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht Ubersteigen. Dies gilt
nicht, soweit der Arbeitnehmer nach § 1a Abs. 3 des Betriebsrentengesetzes verlangt hat, dass die
Voraussetzungen fir eine Férderung nach § 10a oder Abschnitt XI erflllt werden. Aus Anlass der
Beendigung des Dienstverhéltnisses geleistete Beitrdge im Sinne des Satzes 1 sind steuer-
frei, soweit sie 4 Prozent der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversi-
cherung, vervielféltigt mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhdltnis des
Arbeitnehmers zu dem Arbeitgeber bestanden hat, hdchstens jedoch zehn Kalenderjahre,
nicht Ubersteigen. Beitrdge im Sinne des Satzes 1, die fur Kalenderjahre nachgezahlt wer-
den, in denen das erste Dienstverhdltnis ruhte und vom Arbeitgeber im Inland kein steuer-
pflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde, sind steuerfrei, soweit sie 8 Prozent der Beitragshe-
messungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung, vervielfaltigt mit der Anzahl die-
ser Kalenderjahre, hochstens jedoch zehn Kalenderjahre, nicht Gbersteigen;

Sicherungsbeitrdge des Arbeitgebers nach § 23 Abs. 1 des Betriebsrentengesetzes, soweit
sie nicht unmittelbar dem einzelnen Arbeitnehmer gutgeschrieben oder zugerechnet wer-
den;

64. und 65. ...

66.

Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstiitzungskasse an einen Pensionsfonds zur Uber-
nahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften durch den
Pensionsfonds, wenn ein Antrag nach 8 4d Abs. 3 oder § 4e Abs. 3 gestellt worden ist;

67. bis 70. ...

! Der kursiv gesetzte Text soll nach dem Entwurf eines Gesetzes zur Vermeidung von Umsatzsteueraus-
fallen beim Handel mit Waren im Internet und zur Anderung weiterer steuerlicher Vorschriften (BT-Drs.
19/4455) wie folgt ersetzt werden: ,entsprechend § 82 Abs. 2 Satz 2 vorgesehen ist".

2 analog Fn. 1
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8 19 EStG
(1) Zu den Einkinften aus nichtselbsténdiger Arbeit gehéren

1. Gehalter, Lohne, Gratifikationen, Tantiemen und andere Bezuige und Vorteile fir eine Beschaftigung
im offentlichen oder privaten Dienst;

la.und 2. ...

3. laufende Beitrage und laufende Zuwendungen des Arbeitgebers aus einem bestehenden Dienstver-
héaltnis an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder fur eine Direktversicherung fiir eine be-
triebliche Altersversorgung. Zu den Einkinften aus nichtselbstandiger Arbeit gehéren auch Sonder-
zahlungen, die der Arbeitgeber neben den laufenden Beitragen und Zuwendungen an eine solche
Versorgungseinrichtung leistet, mit Ausnahme der Zahlungen des Arbeitgebers

a) zur erstmaligen Bereitstellung der Kapitalausstattung zur Erfullung der Solvabilitatskapi-
talanforderung nach den 88 89, 213, auch in Verbindung mit den 88 234 und 238 des Ver-
sicherungsaufsichtsgesetzes,

b) zur Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach unvorhersehbaren
Verlusten oder zur Finanzierung der Verstarkung der Rechnungsgrundlagen auf Grund
einer unvorhersehbaren und nicht nur vorilbbergehenden Anderung der Verhéaltnisse,
wobei die Sonderzahlungen nicht zu einer Absenkung des laufenden Beitrags fihren
oder durch die Absenkung des laufenden Beitrags Sonderzahlungen ausgeldst werden
durfen,

c) inder Rentenbezugszeit nach 8§ 236 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder
d) in Form von Sanierungsgeldern;

Sonderzahlungen des Arbeitgebers sind inshesondere Zahlungen an eine Pensionskasse anlass-
lich

a) seines Ausscheidens aus einer nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen
Altersversorgung oder

b) des Wechsels von einer nicht im Wege der Kapitaldeckung zu einer anderen nicht im Wege der
Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen Altersversorgung.

Von Sonderzahlungen im Sinne des Satzes 2 zweiter Halbsatz Buchstabe b ist bei laufenden und
wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf nur auszugehen, soweit die
Bemessung der Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers in das Versorgungssystem nach dem
Wechsel die Bemessung der Zahlungsverpflichtung zum Zeitpunkt des Wechsels libersteigt. Sanie-
rungsgelder sind Sonderzahlungen des Arbeitgebers an eine Pensionskasse anlasslich der Sys-
temumstellung einer nicht im Wege der Kapitaldeckung finanzierten betrieblichen Altersversorgung
auf der Finanzierungs- oder Leistungsseite, die der Finanzierung der zum Zeitpunkt der Umstellung
bestehenden Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsanwartschaften dienen; bei laufenden
und wiederkehrenden Zahlungen entsprechend dem periodischen Bedarf ist nur von Sanierungsgel-
dern auszugehen, soweit die Bemessung der Zahlungsverpflichtungen des Arbeitgebers in das Ver-
sorgungssystem nach der Systemumstellung die Bemessung der Zahlungsverpflichtung zum Zeit-
punkt der Systemumstellung Gbersteigt.

Es ist gleichgliltig, ob es sich um laufende oder um einmalige Bezuge handelt und ob ein Rechtsan-
spruch auf sie besteht.

2 ...
8 40b EStG
Pauschalierung der Lohnsteuer bei bestimmten Zukunftssicherungsleistungen

(1) Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von den Zuwendungen zum Aufbau einer nicht kapitalgedeck-
ten betrieblichen Altersversorgung an eine Pensionskasse mit einem Pauschsteuersatz von 20 Prozent
der Zuwendungen erheben.

[Fassung bis 31.12.2004: Der Arbeitgeber kann die Lohnsteuer von den Beitrdgen fir eine Direktversi-
cherung des Arbeitnehmers und von den Zuwendungen an eine Pensionskasse mit einem Pauschsteu-
ersatz von 20 Prozent der Beitrdge und Zuwendungen erheben. Die pauschale Erhebung der Lohn-
steuer von Beitragen fir eine Direktversicherung ist nur zuldssig, wenn die Versicherung nicht auf den
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Erlebensfall eines friheren als des 60. Lebensjahrs abgeschlossen und eine vorzeitige Kiindigung des
Versicherungsvertrags durch den Arbeitnehmer ausgeschlossen worden ist.]

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit die zu besteuernden Zuwendungen des Arbeitgebers fir den Arbeitnehmer
1.752 Euro im Kalenderjahr Ubersteigen oder nicht aus seinem ersten Dienstverhdltnis bezogen wer-
den. Sind mehrere Arbeitnehmer gemeinsam in der Pensionskasse versichert, so gilt als Zuwendung
fur den einzelnen Arbeithnehmer der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Zuwendun-
gen durch die Zahl der begiinstigten Arbeitnehmer ergibt, wenn dieser Teilbetrag 1.752 Euro nicht Giber-
steigt; hierbei sind Arbeitnehmer, fiir die Zuwendungen von mehr als 2.148 Euro im Kalenderjahr geleit-
stet werden, nicht einzubeziehen. Fir Zuwendungen, die der Arbeitgeber fiir den Arbeitnehmer aus
Anlass der Beendigung des Dienstverhaltnisses erbracht hat, vervielfaltigt sich der Betrag von
1.752 Euro mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstverhéltnis des Arbeitnehmers zu dem
Arbeitgeber bestanden hat; in diesem Fall ist Satz 2 nicht anzuwenden. Der vervielféltigte Betrag ver-
mindert sich um die nach Absatz 1 pauschal besteuerten Zuwendungen, die der Arbeitgeber in dem
Kalenderjahr, in dem das Dienstverhéltnis beendet wird, und in den sechs vorangegangenen Kalender-
jahren erbracht hat. Scheidet ein Arbeitgeber aus einer Pensionskasse aus und muss er anlasslich des
Ausscheidens an die Pensionskasse Zuwendungen fir Versorgungsverpflichtungen und Versorgungs-
anwartschaften leisten, die bestehen bleiben, gelten die Séatze 1 bis 4 fur diese Zuwendungen nicht.

[Fassung bis 31.12.2004: Absatz 1 gilt nicht, soweit die zu besteuernden Beitrage und Zuwendungen
des Arbeitgebers fur den Arbeitnehmer 1.752 Euro im Kalenderjahr tbersteigen oder nicht aus seinem
ersten Dienstverhdltnis bezogen werden. Sind mehrere Arbeithehmer gemeinsam in einem Direktversi-
cherungsvertrag oder in einer Pensionskasse versichert, so gilt als Beitrag oder Zuwendung fur den
einzelnen Arbeitnehmer der Teilbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Beitrage oder der
gesamten Zuwendungen durch die Zahl der beglnstigten Arbeitnehmer ergibt, wenn dieser Teilbetrag
1.752 Euro nicht Ubersteigt; hierbei sind Arbeithehmer, fir die Beitrdge und Zuwendungen von mehr als
2.148 Euro im Kalenderjahr geleistet werden, nicht einzubeziehen. Fir Beitrdge und Zuwendungen, die
der Arbeitgeber fir den Arbeithnehmer aus Anlass der Beendigung des Dienstverhdltnisses erbracht hat,
vervielféltigt sich der Betrag von 1.752 Euro mit der Anzahl der Kalenderjahre, in denen das Dienstver-
haltnis des Arbeitnehmers zu dem Arbeitgeber bestanden hat; in diesem Fall ist Satz 2 nicht anzuwen-
den. Der vervielfaltigte Betrag vermindert sich um die nach Absatz 1 pauschal besteuerten Beitrage und
Zuwendungen, die der Arbeitgeber in dem Kalenderjahr, in dem das Dienstverhaltnis beendet wird, und
in den sechs vorangegangenen Kalenderjahren erbracht hat.]

@A) ...

(4) In den Féllen des § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 2 hat der Arbeitgeber die Lohnsteuer mit einem
Pauschsteuersatz in Hohe von 15 Prozent der Sonderzahlung zu erheben.

() ...
8§ 52 EStG
Anwendungsvorschriften
(1) bis (3) ...

(4) ... 8 3Nr. 63 ist bei Beitragen fur eine Direktversicherung nicht anzuwenden, wenn der Arbeitnehmer
gegeniuber dem Arbeitgeber fiir diese Beitrage auf die Anwendung des 8 3 Nr. 63 verzichtet hat. Der
Verzicht gilt fir die Dauer des Dienstverhéaltnisses; er ist bei einem Arbeitgeberwechsel bis zur ersten
Beitragsleistung zu erklaren.® Der Hochstbetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 verringert sich um Zuwen-
dungen, auf die 8§ 40b Abs. 1 und 2 Satz 1 und 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung
angewendet wird. § 3 Nr. 63 Satz 3 in der ab dem 1. Januar 2018 geltenden Fassung ist nicht an-
zuwenden, soweit § 40b Abs. 1 und 2 Satz 3 und 4 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fas-
sung angewendet wird. ...

(5) bis (39) ...

(40) 8 40b Abs. 1 und 2 in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung ist weiter anzuwenden auf
Beitrage fir eine Direktversicherung des Arbeitnehmers und Zuwendungen an eine Pensionskasse,
wenn vor dem 1. Januar 2018 mindestens ein Betrag nach § 40b Abs. 1 und 2 in der am 31.

3§52 Abs. 4 Satze 12 und 13 EStG soll nach dem in Fn. 1 angefiihrten Gesetzentwurf entfallen.

-8-
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Dezember 2004 geltenden Fassung* pauschal besteuert wurde. Sofern die Beitrage fiir eine Direkt-
versicherung die Voraussetzungen des § 3 Nr. 63 erflllen, gilt dies nur, wenn der Arbeithehmer nach
Absatz 4 gegeniliber dem Arbeitgeber fur diese Beitrdge auf die Anwendung des § 3 Nr. 63 verzichtet
hat®.

(41) bis (51) ...
§ 100 EStG
Forderbeitrag zur betrieblichen Altersversorgung

(1) Arbeitgeber im Sinne des § 38 Abs. 1 diurfen vom Gesamtbetrag der einzubehaltenden Lohn-
steuer fur jeden Arbeitnehmer mit einem ersten Dienstverhéltnis einen Teilbetrag des Arbeitge-
berbeitrags zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung (Forderbetrag) entnehmen und
bei der nachsten Lohnsteuer-Anmeldung gesondert absetzen. Ubersteigt der insgesamt zu ge-
wahrende Forderbetrag den Betrag, der insgesamt an Lohnsteuer abzufiihren ist, so wird der
Ubersteigende Betrag dem Arbeitgeber auf Antrag von dem Finanzamt, an das die Lohnsteuer
abzufiihren ist, aus den Einnahmen der Lohnsteuer ersetzt.

(2) Der Forderbetrag betragt im Kalenderjahr 30 Prozent des zusatzlichen Arbeitgeberbeitrags
nach Absatz 3, héchstens 144 Euro. In Féllen, in denen der Arbeitgeber bereits im Jahr 2016
einen zuséatzlichen Arbeitgeberbeitrag an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder fir
eine Direktversicherung geleistet hat, ist der jeweilige Forderbetrag auf den Betrag beschrankt,
den der Arbeitgeber dariiber hinaus leistet.

(3) Voraussetzung fir die Inanspruchnahme des Férderbetrags nach den Abséatzen 1 und 2 ist,
dass

1. der Arbeitslohn des Arbeitnehmers im Lohnzahlungszeitraum, fir den der Forderbetrag gel-
tend gemacht wird, im Inland dem Lohnsteuerabzug unterliegt;

2. der Arbeitgeber fur den Arbeitnehmer zuséatzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn im
Kalenderjahr mindestens einen Betrag in Hohe von 240 Euro an einen Pensionsfonds, eine
Pensionskasse oder fir eine Direktversicherung zahlt;

3. im Zeitpunkt der Beitragsleistung der laufende Arbeitslohn (8 39b Abs. 2 Satz 1 und 2), der
pauschal besteuerte Arbeitslohn (8 40a Abs. 1 und 3) oder das pauschal besteuerte Arbeits-
entgelt (8 40a Abs. 2 und 2a) nicht mehr betrégt als

a) 73,34 Euro bei einem taglichen Lohnzahlungszeitraum,

b) 513,34 Euro bei einem wdchentlichen Lohnzahlungszeitraum,
€) 2.200 Euro bei einem monatlichen Lohnzahlungszeitraum oder
d) 26.400 Euro bei einem jahrlichen Lohnzahlungszeitraum;

4. eine Auszahlung der zugesagten Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgungsleis-
tungen in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Alters-
vorsorgevertrage-Zertifizierungsgesetzes) vorgesehen ist®;

5. sichergestellt ist, dass von den Beitragen jeweils derselbe prozentuale Anteil zur Deckung
der Vertriebskosten herangezogen wird; der Prozentsatz kann angepasst werden, wenn die
Kalkulationsgrundlagen geandert werden, darf die urspriingliche Hohe aber nicht tber-
schreiten.

(4) Fur die Inanspruchnahme des Forderbetrags sind die Verhaltnisse im Zeitpunkt der Beitrags-
leistung maRgeblich; spatere Anderungen der Verhéltnisse sind unbeachtlich. Abweichend da-
von sind die fur den Arbeitnehmer nach Absatz 1 geltend gemachten Férderbetrage zuriickzu-
gewdhren, wenn eine Anwartschaft auf Leistungen aus einer nach Absatz 1 geférderten betrieb-
lichen Altersversorgung spéater verfallt und sich daraus eine Ruckzahlung an den Arbeitgeber

4 Der kursiv gesetzte Text soll nach dem in Fn. 1 angefiihrten Gesetzentwurf an die bestehende Verwal-
tungsauffassung angepasst und wie folgt geadndert werden: ,in einer vor dem 1. Januar 2005 geltenden
Fassung"“.

5§52 Abs. 40 Satz 2 EStG soll nach dem in Fn. 1 angefiihrten Gesetzentwurf entfallen.

6 analog Fn. 1
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ergibt. Der Foérderbetrag ist nur zurtickzugewéahren, soweit er auf den Riickzahlungsbetrag ent-
fallt. Der Forderbetrag ist in der Lohnsteuer-Anmeldung fiir den Lohnzahlungszeitraum, in dem
die Rickzahlung zuflie3t, der an das Betriebsstattenfinanzamt abzufiihrenden Lohnsteuer hin-
zuzurechnen.

(5) Fur den Forderbetrag gelten entsprechend:
1. die 88 41, 41a, 42e, 42f und 42g,

2. die fur Steuervergutungen geltenden Vorschriften der Abgabenordnung mit Ausnahme des
§ 163 der Abgabenordnung und

3. die 88 195 bis 203 der Abgabenordnung, die Strafvorschriften des § 370 Abs. 1 bis 4, der 88
371, 375 Abs. 1 und des § 376, die BuRRgeldvorschriften der 88 378, 379 Abs. 1 und 4 und der
88 383 und 384 der Abgabenordnung, die 88 385 bis 408 fir das Strafverfahren und die 88
409 bis 412 der Abgabenordnung fir das BuRgeldverfahren.

(6) Der Arbeitgeberbeitrag im Sinne des Absatzes 3 Nummer 2 ist steuerfrei, soweit er im Kalen-
derjahr 480 Euro nicht tibersteigt. Die Steuerfreistellung des 8 3 Nr. 63 bleibt hiervon unberihrt.

8 1 BetrAVG
Zusage des Arbeitgebers auf betriebliche Altersversorgung

(1) Werden einem Arbeitnehmer Leistungen der Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgung
aus Anlass seines Arbeitsverhaltnisses vom Arbeitgeber zugesagt (betriebliche Altersversorgung), gel-
ten die Vorschriften dieses Gesetzes. Die Durchfiihrung der betrieblichen Altersversorgung kann unmit-
telbar Uber den Arbeitgeber oder tGber einen der in § 1b Abs. 2 bis 4 genannten Versorgungstrager er-
folgen. Der Arbeitgeber steht fir die Erflllung der von ihm zugesagten Leistungen auch dann ein, wenn
die Durchfiihrung nicht unmittelbar tber ihn erfolgt.

(2) Betriebliche Altersversorgung liegt auch vor, wenn

1. der Arbeitgeber sich verpflichtet, bestimmte Beitrdge in eine Anwartschaft auf Alters-, Invaliditats-
oder Hinterbliebenenversorgung umzuwandeln (beitragsorientierte Leistungszusage),

2. der Arbeitgeber sich verpflichtet, Beitrdge zur Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Alters-
versorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung zu zahlen
und far Leistungen zur Altersversorgung das planmafig zuzurechnende Versorgungskapital auf der
Grundlage der gezahlten Beitrage (Beitrage und die daraus erzielten Ertrage), mindestens die
Summe der zugesagten Beitrage, soweit sie nicht rechnungsmaig fir einen biometrischen Risiko-
ausgleich verbraucht wurden, hierfurr zur Verfigung zu stellen (Beitragszusage mit Mindestleistung),

2a. der Arbeitgeber durch Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs-
oder Dienstvereinbarung verpflichtet wird, Beitrdge zur Finanzierung von Leistungen der
betrieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Di-
rektversicherung nach § 22 zu zahlen; die Pflichten des Arbeitgebers nach Absatz 1 Satz 3,
§ 1la Abs. 4 Satz 2, den 88 1b bis 6 und 16 sowie die Insolvenzsicherungspflicht nach dem
Vierten Abschnitt bestehen nicht (reine Beitragszusage),

3. kunftige Entgeltanspriiche in eine wertgleiche Anwartschaft auf Versorgungsleistungen umgewan-
delt werden (Entgeltumwandlung) oder

4. der Arbeitnehmer Beitrdge aus seinem Arbeitsentgelt zur Finanzierung von Leistungen der betrieb-
lichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung
leistet und die Zusage des Arbeitgebers auch die Leistungen aus diesen Beitrdgen umfasst; die
Regelungen fur Entgeltumwandlung sind hierbei entsprechend anzuwenden, soweit die zugesagten
Leistungen aus diesen Beitrdgen im Wege der Kapitaldeckung finanziert werden.

§ la BetrAVG
Anspruch auf betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung

(1) Der Arbeitnehmer kann vom Arbeitgeber verlangen, dass von seinen kinftigen Entgeltanspriichen
bis zu 4 Prozent der jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung
durch Entgeltumwandlung fiir seine betriebliche Altersversorgung verwendet werden. Die Durchfiihrung

-10 -
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des Anspruchs des Arbeitnehmers wird durch Vereinbarung geregelt. Ist der Arbeitgeber zu einer Durch-
fuhrung Uber einen Pensionsfonds oder eine Pensionskasse (8§ 1b Abs. 3) oder eine Versorgungsein-
richtung nach § 22 bereit, ist die betriebliche Altersversorgung dort durchzufiihren; andernfalls kann
der Arbeitnehmer verlangen, dass der Arbeitgeber fir ihn eine Direktversicherung (8 1b Abs. 2) ab-
schlie3t. Soweit der Anspruch geltend gemacht wird, muss der Arbeitnehmer jahrlich einen Betrag in
Hohe von mindestens einem Hundertsechzigstel der Bezugsgrof3e nach § 18 Abs. 1 des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch fir seine betriebliche Altersversorgung verwenden. Soweit der Arbeitnehmer Teile
seines regelmaRigen Entgelts fiir betriebliche Altersversorgung verwendet, kann der Arbeitgeber ver-
langen, dass wahrend eines laufenden Kalenderjahres gleich bleibende monatliche Betrage verwendet
werden.

(1a) Der Arbeitgeber muss 15 Prozent des umgewandelten Entgelts zusétzlich als Arbeitgeber-
zuschuss an den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung weiterleiten,
soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeitrdge einspart. (Fassung ab
01.01.2019)

(2) Soweit eine durch Entgeltumwandlung finanzierte betriebliche Altersversorgung besteht, ist der An-
spruch des Arbeitnehmers auf Entgeltumwandlung ausgeschlossen.

(3) Soweit der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Entgeltumwandlung fir betriebliche Altersversorgung
nach Absatz 1 hat, kann er verlangen, dass die Voraussetzungen fir eine Férderung nach 88 10a, 82
Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes erflllt werden, wenn die betriebliche Altersversorgung lber ei-
nen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchgefihrt wird.

(4) Falls der Arbeitnehmer bei fortbestehendem Arbeitsverhéltnis kein Entgelt erhalt, hat er das Recht,
die Versicherung oder Versorgung mit eigenen Beitragen fortzusetzen. Der Arbeitgeber steht auch fur
Leistungen aus diesen Beitragen ein. Die Regelungen tber Entgeltumwandlung gelten entsprechend.

§ 1b BetrAVG
Unverfallbarkeit und Durchfiihrung der betrieblichen Altersversorgung

1) Einem Arbeitnehmer, dem Leistungen aus der betrieblichen Altersversorgung zugesagt worden sind,
bleibt die Anwartschaft erhalten, wenn das Arbeitsverhdltnis vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch
nach Vollendung des 25. Lebensjahres endet und die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt mindes-
tens funf Jahre bestanden hat (unverfallbare Anwartschaft). Ein Arbeitnehmer behélt seine Anwartschaft
auch dann, wenn er auf Grund einer Vorruhestandsregelung ausscheidet und ohne das vorherige Aus-
scheiden die Wartezeit und die sonstigen Voraussetzungen fur den Bezug von Leistungen der betrieb-
lichen Altersversorgung hatte erfiillen kénnen. Eine Anderung der Versorgungszusage oder ihre Uber-
nahme durch eine andere Person unterbricht nicht den Ablauf der Fristen nach Satz 1. Der Verpflichtung
aus einer Versorgungszusage stehen Versorgungsverpflichtungen gleich, die auf betrieblicher Ubung
oder dem Grundsatz der Gleichbehandlung beruhen. Der Ablauf einer vorgesehenen Wartezeit wird
durch die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nach Erfilllung der Voraussetzungen der Satze 1 und 2
nicht beriihrt. Wechselt ein Arbeitnehmer vom Geltungsbereich dieses Gesetzes in einen anderen Mit-
gliedstaat der Europaischen Union, bleibt die Anwartschaft in gleichem Umfange wie fiir Personen er-
halten, die auch nach Beendigung eines Arbeitsverhaltnisses innerhalb des Geltungsbereichs dieses
Gesetzes verbleiben.

(2) Wird fur die betriebliche Altersversorgung eine Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitneh-
mers durch den Arbeitgeber abgeschlossen und sind der Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen hin-
sichtlich der Leistungen des Versicherers ganz oder teilweise bezugsberechtigt (Direktversicherung),
so ist der Arbeitgeber verpflichtet, wegen Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nach Erfillung der in
Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen das Bezugsrecht nicht mehr zu widerrufen. Eine
Vereinbarung, nach der das Bezugsrecht durch die Beendigung des Arbeitsverhaltnisses nach Erfullung
der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen auflésend bedingt ist, ist unwirksam. Hat der
Arbeitgeber die Anspriiche aus dem Versicherungsvertrag abgetreten oder beliehen, so ist er verpflich-
tet, den Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhaltnis nach Erfullung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten
Voraussetzungen geendet hat, bei Eintritt des Versicherungsfalles so zu stellen, als ob die Abtretung
oder Beleihung nicht erfolgt wére. Als Zeitpunkt der Erteilung der Versorgungszusage im Sinne des
Absatzes 1 gilt der Versicherungsbeginn, frihestens jedoch der Beginn der Betriebszugehdérigkeit.

(3) Wird die betriebliche Altersversorgung von einer rechtsfahigen Versorgungseinrichtung durchge-
fuhrt, die dem Arbeitnehmer oder seinen Hinterbliebenen auf ihre Leistungen einen Rechtsanspruch
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gewahrt (Pensionskasse und Pensionsfonds), so gilt Absatz 1 entsprechend. Als Zeitpunkt der Erteilung
der Versorgungszusage im Sinne des Absatzes 1 gilt der Versicherungsbeginn, frihestens jedoch der
Beginn der Betriebszugehdrigkeit.

(4) Wird die betriebliche Altersversorgung von einer rechtsféahigen Versorgungseinrichtung durchge-
fuhrt, die auf ihre Leistungen keinen Rechtsanspruch gewahrt (Unterstiitzungskasse), so sind die nach
Erflllung der in Absatz 1 Satz 1 und 2 genannten Voraussetzungen und vor Eintritt des Versorgungs-
falles aus dem Unternehmen ausgeschiedenen Arbeitnehmer und ihre Hinterbliebenen den bis zum
Eintritt des Versorgungsfalles dem Unternehmen angehodrenden Arbeitnehmern und deren Hinterblie-
benen gleichgestellt. Die Versorgungszusage gilt in dem Zeitpunkt als erteilt im Sinne des Absatzes 1,
von dem an der Arbeitnehmer zum Kreis der Begiinstigten der Unterstiitzungskasse gehort.

(5) Soweit betriebliche Altersversorgung durch Entgeltumwandlung einschliel3lich eines mdglichen
Arbeitgeberzuschusses nach § 1a Abs. 1a erfolgt, behalt der Arbeitnehmer seine Anwartschaft, wenn
sein Arbeitsverhaltnis vor Eintritt des Versorgungsfalles endet; in den Fallen der Absatze 2 und 3

1. dirfen die Uberschussanteile nur zur Verbesserung der Leistung verwendet,

2.  muss dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer das Recht zur Fortsetzung der Versicherung oder Ver-
sorgung mit eigenen Beitrdgen eingeraumt und

3. muss das Recht zur Verpfandung, Abtretung oder Beleihung durch den Arbeitgeber ausgeschlos-
sen werden.

Im Fall einer Direktversicherung ist dem Arbeitnehmer dariber hinaus mit Beginn der Entgeltumwand-
lung ein unwiderrufliches Bezugsrecht einzuraumen.

§ 3 BetrAVG
Abfindung

(1) Unverfallbare Anwartschaften im Falle der Beendigung des Arbeitsverhéltnisses und laufende Leis-
tungen dirfen nur unter den Voraussetzungen der folgenden Absatze abgefunden werden.

(2) Der Arbeitgeber kann eine Anwartschaft ohne Zustimmung des Arbeitnehmers abfinden, wenn der
Monatsbetrag der aus der Anwartschaft resultierenden laufenden Leistung bei Erreichen der vorgese-
henen Altersgrenze 1 Prozent, bei Kapitalleistungen zwdlf Zehntel der monatlichen Bezugsgréf3e nach
818 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch nicht Uibersteigen wirde. Dies gilt entsprechend fir die Ab-
findung einer laufenden Leistung. Die Abfindung ist unzulassig, wenn der Arbeithehmer von seinem
Recht auf Ubertragung der Anwartschaft Gebrauch macht.

(3) Die Anwartschaft ist auf Verlangen des Arbeitnehmers abzufinden, wenn die Beitrdge zur gesetzli-
chen Rentenversicherung erstattet worden sind.

(4) Der Teil der Anwartschaft, der wahrend eines Insolvenzverfahrens erdient worden ist, kann ohne
Zustimmung des Arbeitnehmers abgefunden werden, wenn die Betriebstéatigkeit vollstandig eingestellt
und das Unternehmen liquidiert wird.

(5) Fur die Berechnung des Abfindungsbetrages gilt 8 4 Abs. 5 entsprechend.

(6) Die Abfindung ist gesondert auszuweisen und einmalig zu zahlen.

8§ 4 BetrAVG
Ubertragung

(1) Unverfallbare Anwartschaften und laufende Leistungen dirfen nur unter den Voraussetzungen der
folgenden Absétze ubertragen werden.

(2) Nach Beendigung des Arbeitsverhéltnisses kann im Einvernehmen des ehemaligen mit dem neuen
Arbeitgeber sowie dem Arbeitnehmer

1. die Zusage vom neuen Arbeitgeber ilbernommen werden oder

2. der Wert der vom Arbeitnehmer erworbenen unverfallbaren Anwartschaften auf betriebliche Alters-
versorgung (Ubertragungswert) auf den neuen Arbeitgeber Ubertragen werden, wenn dieser eine
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wertgleiche Zusage erteilt; fir die neue Anwartschaft gelten die Regelungen Uber Entgeltumwand-
lung entsprechend.

(3) Der Arbeitnehmer kann innerhalb eines Jahres nach Beendigung des Arbeitsverhéltnisses von sei-
nem ehemaligen Arbeitgeber verlangen, dass der Ubertragungswert auf den neuen Arbeitgeber oder
auf die Versorgungseinrichtung nach 8 22 des neuen Arbeitgebers Ubertragen wird, wenn

1. die betriebliche Altersversorgung tiber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direkt-
versicherung durchgefiihrt worden ist und

2. der Ubertragungswert die Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung nicht
Ubersteigt.

Der Anspruch richtet sich gegen den Versorgungstrager, wenn der ehemalige Arbeitgeber die versiche-
rungsférmige Losung nach § 2 Abs. 2 oder 3 gewahlt hat oder soweit der Arbeitnehmer die Versiche-
rung oder Versorgung mit eigenen Beitragen fortgefiihrt hat. Der neue Arbeitgeber ist verpflichtet, eine
dem Ubertragungswert wertgleiche Zusage zu erteilen und iiber einen Pensionsfonds, eine Pensions-
kasse oder eine Direktversicherung durchzufiihren. Fir die neue Anwartschaft gelten die Regelungen
Uber Entgeltumwandlung entsprechend. Ist der neue Arbeitgeber zu einer Durchfiihrung tber eine
Versorgungseinrichtung nach § 22 bereit, ist die betriebliche Altersversorgung dort durchzufih-
ren; die Satze 3 und 4 sind in diesem Fall nicht anzuwenden.

(4) Wird die Betriebstatigkeit eingestellt und das Unternehmen liquidiert, kann eine Zusage von einer
Pensionskasse oder einem Unternehmen der Lebensversicherung ohne Zustimmung des Arbeitneh-
mers oder Versorgungstragers iibernommen werden, wenn sichergestellt ist, dass die Uberschussan-
teile ab Rentenbeginn entsprechend 8§ 16 Abs. 3 Nr. 2 verwendet werden. § 2 Abs. 2 Satz 4 bis 6 gilt
entsprechend.

(5) Der Ubertragungswert entspricht bei einer unmittelbar tiber den Arbeitgeber oder tiber eine Unter-
stutzungskasse durchgefiihrten betrieblichen Altersversorgung dem Barwert der nach § 2 bemessenen
kunftigen Versorgungsleistung im Zeitpunkt der Ubertragung; bei der Berechnung des Barwerts sind die
Rechnungsgrundlagen sowie die anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik mafRgebend. So-
weit die betriebliche Altersversorgung Uber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direkt-
versicherung durchgefiihrt worden ist, entspricht der Ubertragungswert dem gebildeten Kapital im Zeit-
punkt der Ubertragung.

(6) Mit der vollstandigen Ubertragung des Ubertragungswerts erlischt die Zusage des ehemaligen Ar-
beitgebers.

§ 17 BetrAVG
Personlicher Geltungsbereich

(1) Arbeitnehmer im Sinne der §8 1 bis 16 sind Arbeiter und Angestellte einschliellich der zu ihrer Be-
rufsausbildung Beschéftigten; ein Berufsausbildungsverhaltnis steht einem Arbeitsverhaltnis gleich. Die
88 1 bis 16 gelten entsprechend fiir Personen, die nicht Arbeithehmer sind, wenn ihnen Leistungen der
Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgung aus Anlass ihrer Tatigkeit fur ein Unternehmen zu-
gesagt worden sind. Arbeitnehmer im Sinne von § 1a Abs. 1 sind nur Personen nach den Séatzen 1
und 2, soweit sie auf Grund der Beschéftigung oder Tétigkeit bei dem Arbeitgeber, gegen den sich der
Anspruch nach 8 1a richten wiirde, in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind.

(2) bis (4) ...
§ 19 BetrAVG

Allgemeine Tariféffnungsklausel

(1) Von den 88 1a, 2, 2a Abs. 1, 3und 4, 8 3, mit Ausnahme des § 3 Abs. 2 Satz 3, von den 88 4,
5, 16, 18a Satz 1, 88 27 und 28 kann in Tarifvertragen abgewichen werden.

(2) Die abweichenden Bestimmungen haben zwischen nichttarifgebundenen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern Geltung, wenn zwischen diesen die Anwendung der einschlagigen tariflichen Re-
gelung vereinbart ist.

(3) Im Ubrigen kann von den Bestimmungen dieses Gesetzes nicht zuungunsten des Arbeitneh-
mers abgewichen werden.
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§ 20 BetrAVG
Tarifvertrag und Entgeltumwandlung; Optionssysteme

(1) Soweit Entgeltanspriiche auf einem Tarifvertrag beruhen, kann fiir diese eine Entgeltum-
wandlung nur vorgenommen werden, soweit dies durch Tarifvertrag vorgesehen oder durch Ta-
rifvertrag zugelassen ist.

(2) In einem Tarifvertrag oder auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstver-
einbarung kann geregelt werden, dass der Arbeitgeber fur alle Arbeitnehmer oder fur eine
Gruppe von Arbeitnehmern des Unternehmens oder einzelner Betriebe eine automatische Ent-
geltumwandlung einfuhrt, gegen die der Arbeitnehmer ein Widerspruchsrecht hat (Optionssys-
tem). Das Angebot des Arbeitgebers auf Entgeltumwandlung gilt als vom Arbeitnehmer ange-
nommen, wenn er nicht widersprochen hat und das Angebot

1. in Textform und mindestens drei Monate vor der ersten Falligkeit des umzuwandelnden
Entgelts gemacht worden ist und

2. deutlich darauf hinweist,
a) welcher Betrag und welcher Vergiltungsbestandteil umgewandelt werden sollen und

b) dass der Arbeitnehmer ohne Angabe von Griinden innerhalb einer Frist von mindestens
einem Monat nach dem Zugang des Angebots widersprechen und die Entgeltumwand-
lung mit einer Frist von hdchstens einem Monat beenden kann.

Nichttarifgebundene Arbeitgeber kbnnen ein einschlagiges tarifvertragliches Optionssystem an-
wenden oder auf Grund eines einschlagigen Tarifvertrages durch Betriebs- oder Dienstverein-
barung die Einfihrung eines Optionssystems regeln; Satz 2 gilt entsprechend.

§ 22 BetrAVG
Arbeitnehmer und Versorgungseinrichtung

(1) Bei einer reinen Beitragszusage hat der Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direkt-
versicherung dem Versorgungsempfanger auf der Grundlage des planmafig zuzurechnenden
Versorgungskapitals laufende Leistungen der betrieblichen Altersversorgung zu erbringen. Die
Hohe der Leistungen darf nicht garantiert werden.

(2) Die auf den gezahlten Beitragen beruhende Anwartschaft auf Altersrente ist sofort unverfall-
bar. Die Ertrage der Versorgungseinrichtung miissen auch dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer
zugutekommen.

(3) Der Arbeitnehmer hat gegeniber der Versorgungseinrichtung das Recht,
1. nach Beendigung des Arbeitsverhaltnisses

a) die Versorgung mit eigenen Beitrdgen fortzusetzen

oder

b) innerhalb eines Jahres das gebildete Versorgungskapital auf die neue Versorgungsein-
richtung, an die Beitrage auf der Grundlage einer reinen Beitragszusage gezahlt wer-
den, zu Ubertragen,

2. entsprechend § 4a Auskunft zu verlangen und
3. entsprechend § 6 vorzeitige Altersleistungen in Anspruch zu nehmen.

(4) Die bei der Versorgungseinrichtung bestehende Anwartschaft ist nicht Ubertragbar, nicht be-
leihbar und nicht veréulRerbar. Sie darf vorbehaltlich des Satzes 3 nicht vorzeitig verwertet wer-
den. Die Versorgungseinrichtung kann Anwartschaften und laufende Leistungen bis zu der Wert-
grenze in 8§ 3 Absatz 2 Satz 1 abfinden; § 3 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Fur die Verjahrung der Anspriiche gilt 8 18a entsprechend.

-14 -



Beitragsrechtliche Beurteilung von Beitragen und Zuwendungen
zum Aufbau betrieblicher Altersversorgung

§ 23 BetrAVG
Zusatzbeitrage des Arbeitgebers

(1) Zur Absicherung der reinen Beitragszusage soll im Tarifvertrag ein Sicherungsbeitrag ver-
einbart werden.

(2) Bei einer reinen Beitragszusage ist im Fall der Entgeltumwandlung im Tarifvertrag zu regeln,
dass der Arbeitgeber 15 Prozent des umgewandelten Entgelts zusatzlich als Arbeitgeberzu-
schuss an die Versorgungseinrichtung weiterleiten muss, soweit der Arbeitgeber durch die Ent-
geltumwandlung Sozialversicherungsbeitrage einspart.

§ 24 BetrAVG
Nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Nichttarifgebundene Arbeitgeber und Arbeitnehmer kdnnen die Anwendung der einschlagigen
tariflichen Regelung vereinbaren.

§ 25 BetrAVG
Verordnungsermachtigung

Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung Mindestanforderungen an die Verwen-
dung der Beitrage nach 8 1 Absatz 2 Nummer 2a festzulegen. Die Erméachtigung kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen auf die Bundesanstalt fir Finanzdienstleis-
tungsaufsicht Ubertragen werden. Rechtsverordnungen nach den Satzen 1 und 2 bedirfen nicht
der Zustimmung des Bundesrates.

§ 26a BetrAVG (Fassung ab 01.01.2019)
Ubergangsvorschrift zu § 1a Absatz la

§ la Abs. 1a gilt fur individual- und kollektivrechtliche Entgeltumwandlungsvereinbarungen, die
vor dem 1. Januar 2019 geschlossen worden sind, erst ab dem 1. Januar 2022.

§ 30f BetrAVG

(1) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2001 zugesagt worden sind,
ist 8 1b Abs. 1 mit der MaRgabe anzuwenden, dass die Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeits-
verhdltnis vor Eintritt des Versorgungsfalles, jedoch nach Vollendung des 35. Lebensjahres endet und
die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt

1. mindestens zehn Jahre oder
2. bei mindestens zwodlfjahriger Betriebszugehdrigkeit mindestens drei Jahre

bestanden hat; in diesen Fallen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage ab dem 1. Ja-
nuar 2001 funf Jahre bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsverhaltnisses das 30. Lebensjahr
vollendet ist. § 1b Abs. 5 findet fir Anwartschaften aus diesen Zusagen keine Anwendung.

(2) Wenn Leistungen der betrieblichen Altersversorgung vor dem 1. Januar 2009 und nach dem 31. De-
zember 2000 zugesagt worden sind, ist 8§ 1b Abs. 1 Satz 1 mit der Mal3gabe anzuwenden, dass die
Anwartschaft erhalten bleibt, wenn das Arbeitsverhéltnis vor Eintritt des Versorgungsfalls, jedoch nach
Vollendung des 30. Lebensjahres endet und die Versorgungszusage zu diesem Zeitpunkt funf Jahre
bestanden hat; in diesen Fallen bleibt die Anwartschaft auch erhalten, wenn die Zusage ab dem 1. Ja-
nuar 2009 funf Jahre bestanden hat und bei Beendigung des Arbeitsverhéaltnisses das 25. Lebensjahr
vollendet ist.

§ 30j BetrAVG
Ubergangsregelung zu § 20 Absatz 2

§ 20 Abs. 2 gilt nicht fur Optionssysteme, die auf der Grundlage von Betriebs- oder Dienstver-
einbarungen vor dem 1. Juni 2017 eingefuhrt worden sind.
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2 Allgemeines

Der Aufbau einer betrieblichen Altersversorgung ist nach dem Gesetz zur Verbesserung der
betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz — BetrAVG) durch kapitalgedeckte oder
umlagefinanzierte Altersversorgungssysteme in verschiedenen Durchfihrungswegen maog-
lich. Dabei ist zwischen arbeitgeber-, arbeitnehmer- und mischfinanzierter betrieblicher Alters-
versorgung zu unterscheiden.

Die beitragsrechtliche Beurteilung von Beitrdgen und Zuwendungen zum Aufbau be-
trieblicher Altersversorgung richtet sich nach der Verordnung tber die sozialversiche-
rungsrechtliche Beurteilung von Zuwendungen des Arbeitgebers als Arbeitsentgelt
(Sozialversicherungsentgeltverordnung — SvEV) und § 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV. Nach
der Sozialversicherungsentgeltverordnung hangt die beitragsrechtliche Beurteilung
malf3gebend von der steuerrechtlichen Behandlung dieser Beitrage und Zuwendungen
ab. Die steuerrechtlichen Grundsatze dieser Behandlung hat das Bundesministerium
der Finanzen in seinem Schreiben zur steuerlichen Férderung der betrieblichen Alters-
versorgung (GZ: IV C 5 - S 2333/17/10002) dargelegt, das in seiner Fassung vom
06.12.2017 den steuerrechtlichen Ausfihrungen dieses Rundschreibens zu Grunde
liegt.

3 Betriebliche Altersversorgung

3.1 Begriff der betrieblichen Altersversorgung

Betriebliche Altersversorgung liegt vor, wenn dem Arbeitnehmer aus Anlass seines Arbeits-
verhaltnisses vom Arbeitgeber Leistungen zur Absicherung mindestens eines biometrischen
Risikos (Alter, Invaliditat, Tod) zugesagt werden und Anspriiche auf diese Leistungen erst mit
dem Eintritt des biologischen Ereignisses fallig werden (§ 1 BetrAVG). Das biologische Ereig-
nis ist bei der Altersversorgung das altersbedingte Ausscheiden aus dem Arbeitsleben, bei der
Invaliditatsversorgung der Invaliditatseintritt und bei der Hinterbliebenenversorgung der Tod
des Arbeitnehmers. Der Zweck der Leistung muss die Versorgung beim Ausscheiden aus dem
Arbeitsleben sein. Altersversorgungsleistungen werden grundsatzlich nur dann als betriebliche
Altersversorgung anerkannt, wenn sie friihestens mit dem 60. Lebensjahr beginnen. Bei be-
stimmten Berufsgruppen (z. B. Piloten), bei denen schon vor dem 60. Lebensjahr Versor-
gungsleistungen dblich sind, kénnen betriebliche Altersversorgungsleistungen auch schon vor
dem 60. Lebensjahr gewéhrt werden, wenn sich diese berufsspezifischen Besonderheiten
aus einem Gesetz, Tarifvertrag oder einer Betriebsvereinbarung ergeben.

Die entsprechenden Leistungen mussen dem Arbeithehmer verbindlich zugesagt wer-
den. Dies ist auch bei der beitragsorientierten Leistungszusage (8 1 Abs. 2 Nr. 1 Be-
trAVG), der Beitragszusage mit Mindestleistung (8 1 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG), der Entgel-
tumwandlung in eine wertgleiche Versorgungsanwartschaft (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG)
oder der Zahlung von Eigenbetragen des Arbeitnehmers (§ 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG) der
Fall. Der Arbeitgeber steht fur die Erfillung der zugesagten Leistungen auch dann ein,
wenn die Durchfiihrung nicht unmittelbar tGber ihn erfolgt (8 1 Satz 3 BetrAVG). Etwas
anderes gilt bei der seit 01.01.2018 moglichen reinen Beitragszusage (8 1 Abs. 2 Nr. 2a
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BetrAVG). Diese sieht lediglich vor, dass der Arbeitgeber durch Tarifvertrag oder auf-
grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung verpflichtet wird,
Beitrage zur Finanzierung von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung an einen
Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung zu zahlen, wobei die
Hohe der Leistungen jedoch nicht garantiert wird (8 22 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG).

Eine betriebliche Altersversorgung liegt nicht vor, wenn zwischen Arbeitnehmer und Arbeitge-
ber die Vererblichkeit von Anwartschaften vereinbart ist. Auch Vereinbarungen, nach denen
Arbeitsentgelt gutgeschrieben und ohne Abdeckung eines biometrischen Risikos zu einem
spateren Zeitpunkt (z. B. bei Ausscheiden aus dem Beschéftigungsverhaltnis) ggf. mit Wert-
steigerung ausgezahlt wird, sind nicht dem Bereich der betrieblichen Altersversorgung zuzu-
ordnen. Gleiches gilt, wenn von vornherein eine Abfindung der Versorgungsanwartschaft, z.
B. zu einem bestimmten Zeitpunkt oder bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen, vereinbart
ist und dadurch nicht mehr von der Absicherung eines biometrischen Risikos ausgegangen
werden kann. Demgegenuber fihrt allein die Moglichkeit einer Beitragserstattung ein-
schlie3lich der gutgeschriebenen Ertrage bzw. einer entsprechenden Abfindung fir den
Fall des Ausscheidens aus dem Dienstverhdltnis vor Erreichen der gesetzlichen Unver-
fallbarkeit und/oder fur den Fall des Todes vor Ablauf einer arbeitsrechtlich vereinbar-
ten Wartezeit sowie der Abfindung einer Witwenrente/Witwerrente fir den Fall der Wie-
derheirat noch nicht zur Versagung der Anerkennung als betriebliche Altersversorgung.
Ebenfalls unschadlich fur das Vorliegen von betrieblicher Altersversorgung ist die Ab-
findung vertraglich unverfallbarer Anwartschaften; dies gilt sowohl bei Beendigung als
auch wahrend des bestehenden Arbeitsverhaltnisses. Bei Versorgungszusagen, die vor
2005 erteilt wurden, ist es nicht zu beanstanden, wenn in den Versorgungsordnungen
die Moglichkeit einer Elternrente oder der Beitragserstattung einschliellich der gutge-
schriebenen Ertrage im Fall des Versterbens vor Erreichen der Altersgrenze und ledig-
lich far die zugesagte Altersversorgung, nicht aber fur die Hinterbliebenen- oder Invali-
ditatsversorgung die Auszahlung in Form einer Rente oder eines Auszahlungsplans
vorgesehen ist.

Besteht Einvernehmen zwischen den Beteiligten ist eine Mitnahme der Anwartschaften, die
Uber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung erworben wor-
den sind, mdglich. AuRerdem haben Beschaftigte das Recht, dass von ihnen beim ehemaligen
Arbeitgeber bzw. dessen Versorgungseinrichtung aufgebaute Betriebsrentenkapital zum
neuen Arbeitgeber bzw. zu dessen Versorgungseinrichtung mitzunehmen (Portabilitat).

Um Licken in der betrieblichen Altersversorgung zu vermeiden, kénnen Beschéftigte ihre Be-
triebsrentenansprtiche, die in einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direkt-
versicherung durchgefiihrt worden sind, auch dann weiter aufbauen, wenn sie z. B. wegen
langerer Krankheit oder wahrend der Elternzeit kein Arbeitsentgelt beziehen (§ 1a Abs. 4 Be-
trAVG). Dies betrifft sowohl die Félle der Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG
als auch die Falle, in denen Eigenbeitrdge nach 8 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG geleistet werden.
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3.2 Durchfuhrungswege der betrieblichen Altersversorgung
In der betrieblichen Altersversorgung gibt es funf Durchfiihrungswege:

3.2.1 Direktzusage (8 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG)

Bei einer Pensions- oder Direktzusage verspricht der Arbeitgeber seinen Arbeithehmern bei
Eintritt des Versorgungsfalles unmittelbar Leistungen, d. h. ohne Einschaltung eines externen
Versorgungstragers. Deshalb wird diese Altersversorgung auch Firmenrente genannt. Bei die-
ser Form der betrieblichen Altersversorgung werden grundsatzlich keine Beitrage an eine dritte
Stelle gezahlt. Wahrend der Zeit vor Eintritt des Versorgungsfalls flie3t also kein Geld. Der
Arbeitgeber bildet fir seinen Betrieb in der Bilanz so genannte Pensionsriickstellungen nach
§ 6a EStG. Diese Ruckstellungen vermindern steuerrechtlich den Gewinn des Unternehmens
mit dem Ergebnis grof3erer Liquiditéat. Der Arbeitnehmer kann sich an der Finanzierung betei-
ligen. Beim Eintritt des Versorgungsfalles hat der Arbeitnehmer einen direkten Anspruch ge-
gen den Arbeitgeber.

3.2.2 Unterstitzungskasse (8 1b Abs. 4 BetrAVG)

Die Unterstitzungskasse ist - haufig in der Rechtsform einer GmbH, eines eingetragenen Ver-
eins oder einer Stiftung - eine rechtlich selbstandige Versorgungseinrichtung, die nicht der
Versicherungsaufsicht unterliegt (interner Durchfiihrungsweg). Finanziert wird die Unterstut-
zungskasse durch Zuwendungen der Arbeitgeber als Tragerunternehmen und aus eigenen
Kapitalertragen. Sie gewéhrt den Arbeitnehmern der Tragerunternehmen keinen Rechtsan-
spruch auf die Versorgungsleistungen. Diese kann der Arbeitnehmer nur gegeniiber dem Tra-
gerunternehmen geltend machen. Der Arbeitnehmer kann sich an der Finanzierung beteiligen.

3.2.3 Direktversicherung (8 1b Abs. 2 BetrAVG)

Die Direktversicherung ist eine Lebensversicherung auf das Leben des Arbeitnehmers, die
durch den Arbeitgeber bei einem Versicherungsunternehmen abgeschlossen wird und bei der
der Arbeithnehmer oder seine Hinterbliebenen ein unmittelbares Bezugsrecht auf die Versor-
gungsleistung gegentiber dem externen Versicherer haben (externer Durchfiihrungsweg). Bei
dieser Form der betrieblichen Altersversorgung hat der Arbeithehmer einen Rechtsanspruch
auf Versorgungsleistungen gegeniber dem externen Versicherer. Die Finanzierung erfolgt
durch den Arbeitgeber, ggf. auch unter Beteiligung des Arbeithehmers.

3.2.4 Pensionskasse (8 1b Abs. 3 BetrAVG)

Eine Pensionskasse ist ein rechtlich selbstandiger Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit,
deren Trager ein oder mehrere Arbeitgeber sein kénnen (externer Durchflihrungsweg). Die
Arbeitnehmer haben einen Rechtsanspruch auf die zugesagten Leistungen. Die Finanzierung
erfolgt Gber Zuwendungen der Tragerunternehmen und aus Vermdgensertragen. Eine Beteili-
gung des Arbeitnehmers ist moglich.
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3.2.5 Pensionsfonds (8§ 1b Abs. 3 BetrAVG, § 112 VAG)

Bei dem Pensionsfonds handelt es sich um eine rechtlich selbstandige Versorgungseinrich-
tung, die dem Versorgungsberechtigten auf seine Leistungen einen unmittelbaren Rechtsan-
spruch gegenuber dem Pensionsfonds gewéhrt (externer Durchfihrungsweg). Er wird durch
Einzahlungen des Arbeitgebers bzw. des Arbeitnehmers finanziert.

3.3 Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung

Nach den urspriinglichen Vorstellungen des Gesetzgebers im BetrAVG vom 19.12.1974 sollte
der Aufwand zur betrieblichen Altersvorsorge zwar ausschlief3lich vom Arbeitgeber geleistet
werden. An den Aufwendungen flr die betriebliche Altersversorgung werden jedoch die Ar-
beitnehmer seit Jahren verstarkt beteiligt.

Die Aufwendungen fir die betriebliche Altersversorgung werden regelmafiig vom Arbeitneh-
mer durch Umwandlung von Arbeitsentgelt finanziert. Hierbei besteht die Mdglichkeit der fir
Arbeitnehmer und Arbeitgeber steuer- und beitragsfreien Entgeltumwandlung. Dabei sind bei
einer Entgeltumwandlung zugunsten einer betrieblichen Altersversorgung die umgewandelten
Entgeltbestandteile bis zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Renten-
versicherung (West) nach 8 3 Nr. 63 EStG steuerfrei (2018 = 520 EUR monatlich bzw.
6.240 EUR jahrlich) und diese bis zu insgesamt 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der
allgemeinen Rentenversicherung (West) nicht dem Arbeitsentgelt hinzuzurechnen und damit
beitragsfrei (2018 = 260 EUR monatlich bzw. 3.120 EUR jahrlich). Die Beitragsfreiheit gilt nach
§ 14 Abs. 1 Satz 2 SGB IV fiur die Direktzusage und Unterstitzungskasse sowie nach § 1
Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SVEV i. V. mit 8§ 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 oder § 100 Abs. 6 Satz 1 EStG fir
die kapitalgedeckte Pensionskasse, den Pensionsfonds und die Direktversicherung.

Neben der arbeitgeber- und arbeitnehmerfinanzierten betrieblichen Altersversorgung beste-
hen auch mischfinanzierte Altersversorgungssysteme. Um eine Mischfinanzierung handelt es
sich insbesondere dann, wenn sowohl der Arbeitgeber als auch der Arbeitnehmer Aufwendun-
gen fur die betriebliche Altersversorgung zu dem gleichen Durchfiihrungsweg erbringen.

4  Entgeltumwandlung

4.1 Bruttoentgeltumwandlung und Nettoentgeltverwendung

Um eine durch Entgeltumwandlung nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG finanzierte betriebliche Al-
tersversorgung handelt es sich, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer z. B. durch eine Ande-
rungsvereinbarung zum Arbeitsvertrag vereinbaren, dass kiinftig anstelle eines Teils des Ent-
geltanspruchs eine wertgleiche Versorgungszusage des Arbeitgebers tritt. Dadurch wird der
Arbeitsentgeltanspruch entsprechend gemindert. Die Vereinbarung ist zu den Entgeltunterla-
gen zu nehmen (im Rahmen des § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 und 11 BVV).
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Beispiel 1

Arbeitgeber und Arbeithnehmer vereinbaren im Juni, dass der Arbeitgeber vom 01.07. an den
Bruttoentgeltanspruch des Arbeitnehmers in Hohe von 2.000 EUR um 200 EUR mindert und in
diesem Umfang eine Versorgungszusage abgibt.

Losung
Das beitragspflichtige Bruttoentgelt des Arbeitnehmers betragt vom 01.07. an 1.800 EUR.

Von der Entgeltumwandlung zu unterscheiden sind die sog. Eigenbeitrdge des Arbeitnehmers
nach 8 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG, wenn der Arbeitnehmer aufgrund einer eigenen vertragli-
chen Vereinbarung mit einer Versorgungseinrichtung aus seinem bereits zugeflossenen
und versteuerten Arbeitsentgelt Beitrdge zur Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung
leistet (Nettoentgeltverwendung). In diesem Fall bleibt der Arbeitsentgeltanspruch des Arbeit-
nehmers unverandert bestehen. Dies gilt auch dann, wenn diese Eigenbeitrage vom Ar-
beitgeber an die Versorgungseinrichtung abgefuhrt werden. Der Entgeltumwandlung
vergleichbar ist hingegen, wenn die Eigenbeitrage lediglich Bestandteil des aufgrund
alleiniger vertraglicher Vereinbarung des Arbeitgebers mit einer Versorgungseinrich-
tung vom Arbeitgeber zu zahlenden Gesamtbeitrages zu einer kapitalgedeckten betrieb-
lichen Altersversorgung sind und der Arbeitnehmer keine eigene vertragliche Verpflich-
tung gegeniber der Versorgungseinrichtung hat.

Beispiel 2

Arbeitgeber und Arbeitnehmer verabreden, dass der Arbeitgeber vom 01.07. an berechtigt ist,
von dem aus dem Bruttoentgeltanspruch des Arbeithnehmers in Hohe von 2.000 EUR auszuzah-
lenden Nettoentgelt einen Betrag in Hohe von 200 EUR unmittelbar an einen externen Versor-
gungstrager abzufihren, mit dem der Arbeithehmer eine eigene vertragliche Vereinbarung ge-
troffen hat.

Losung
Das beitragspflichtige Bruttoentgelt des Arbeithehmers betragt vom 01.07. an weiterhin 2.000
EUR.

Eine Herabsetzung von Entgeltanspriichen zugunsten betrieblicher Altersversorgung ist als
Entgeltumwandlung auch dann anzuerkennen, wenn die in 8 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG gefor-
derte Wertgleichheit aul3erhalb versicherungsmathematischer Grundsétze berechnet wird.
Entscheidend ist hierflr allein, dass die Versorgungsleistung zur Absicherung mindestens ei-
nes biometrischen Risikos (Alter, Invaliditat, Tod) zugesagt und erst bei Eintritt des biologi-
schen Ereignisses fallig wird. Bei einer Herabsetzung laufenden Arbeitsentgelts zugunsten
einer betrieblichen Altersversorgung liegt eine Entgeltumwandlung ebenfalls vor, wenn das
bisherige ungekirzte Arbeitsentgelt weiterhin Bemessungsgrundlage fir kiinftige Erhéhungen
des Arbeitsentgelts oder anderer Arbeitgeberleistungen (z. B. Weihnachtsgeld, Tantieme, Ju-
bilaumszuwendung) bleibt und die Entgeltminderung zeitlich begrenzt oder vereinbart wird,
dass der Arbeitnehmer oder der Arbeitgeber sie bei kiinftigen Entgelterhéhungen einseitig an-
dern kdnnen.

Sofern Arbeitnehmer ihren arbeitsrechtlichen Anspruch auf Entgeltumwandlung geltend ma-
chen, findet der Mindestentgeltumwandlungsbetrag in Hohe von 1/160 der BezugsgrofRe nach
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§ 18 Abs. 1 SGB IV Anwendung (8 1a Abs. 1 Satz 4 BetrAVG). Der Mindestentgeltumwand-
lungsbetrag gilt nicht, wenn Arbeitgeber auf freiwilliger Basis die Entgeltumwandlung ermdogli-
chen.

4.2 Anspruch auf Entgeltumwandlung

Nach 8§ 1a Abs. 1 Satz 1 BetrAVG kann der Arbeitnehmer von seinem Arbeitgeber verlangen,
dass von seinen kinftigen Arbeitsentgeltanspriichen bis zu 4 % der Beitragsbemessungs-
grenze der allgemeinen Rentenversicherung durch Entgeltumwandlung fir seine betriebliche
Altersversorgung verwendet werden.

Einen Anspruch auf Entgeltumwandlung haben Arbeitnehmer, die auf Grund ihrer Beschéfti-
gung bei einem Arbeitgeber, gegen den sich der Anspruch auf Entgeltumwandlung richten
wirde, in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert sind (§ 17 Abs. 1 BetrAVG).
Nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversicherte Beschéftigte besitzen demzu-
folge grundséatzlich keinen Anspruch auf Entgeltumwandlung. Allerdings wird eine laufende
Entgeltumwandlung auch dann als zulassig erachtet, wenn dadurch das Bruttoarbeitsentgelt
unter die Geringfligigkeitsgrenze sinkt und sich der Arbeitnehmer in der dann geringfligig
entlohnten Beschéftigung von der Rentenversicherungspflicht befreien lasst. Demzu-
folge ist eine Entgeltumwandlung auch in einer von vornherein geringfugig entlohnten Beschaf-
tigung maoglich, in der eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht besteht.

4.3 Entgeltumwandlung und Tarifvorrang

Nach § 20 Abs. 1 BetrAVG kann ein Entgeltumwandlungsanspruch in Bezug auf Entgeltan-
spruche, die auf einem Tarifvertrag beruhen, nur geltend gemacht werden, wenn dies durch
Tarifvertrag vorgesehen oder durch Tarifvertrag zugelassen ist (Tarifvorrang). In diesem Zu-
sammenhang bedeutet ,Tarifvertrag vorgesehen®, dass der Tarifvertrag selbst die Entgeltum-
wandlung zulassen muss. ,Tarifvertrag zulassen* bedeutet, dass der Tarifvertrag eine Off-
nungsklausel enthalten muss, welche Uber Einzelvertrdge oder Betriebsvereinbarungen die
Entgeltumwandlung zulasst. Dartiber hinaus kann seit 01.01.2018 durch Tarifvertrag oder
auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung eine ver-
pflichtende Entgeltumwandlung geregelt werden, die der einzelne Arbeitnehmer aber
ablehnen kann (sog. ,, Opting-Out"- bzw. ,Optionsmodelle* nach § 20 Abs. 2 BetrAVG).

Das Arbeitsentgelt beruht nur dann auf einer tarifvertraglichen Grundlage, wenn sowohl Ar-
beitgeber als auch Arbeitnehmer tarifgebunden sind. Der Arbeitgeber ist tarifgebunden, wenn
er dem tarifschlieBenden Arbeitgeberverband angehdrt oder er einen Firmentarifvertrag ge-
schlossen hat. Der Arbeitnehmer ist tarifgebunden, wenn er Mitglied der tarifschlieRenden Ge-
werkschaft ist. FUr nicht tarifgebundene Arbeitnehmer (keine Gewerkschaftsmitgliedschaft)
beruht das Arbeitsentgelt im rechtlichen Sinne nicht auf tariflicher Grundlage; dies gilt selbst
dann, wenn das Arbeitsentgelt ,nach Tarif* gezahlt wird.
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Beispiel

Ein tarifgebundener Arbeitnehmer hat einen monatlichen Arbeitsentgeltanspruch von 2.000 EUR.
Nach dem Tarifvertrag Uber Altersvorsorge darf bei Anwendung des Pensionskassenverfahrens
Arbeitsentgelt maximal bis 4 % der jahrlichen Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung ausschlieBlich aus Urlaubsgeld, Jahressonderzahlung und vermégenswirksa-
men Leistungen umgewandelt werden. Gleichwohl wandelt der Arbeitnehmer monatlich einen
gleich bleibenden Betrag von 180 EUR zugunsten der betrieblichen Altersvorsorge um.

Monat Januar Februar Marz April
Arbeitsentgelt nach

Tarifvertrag 2.000 EUR 2.000 EUR 2.000 EUR 2.000 EUR
Umwandlungsbetrag 180 EUR 180 EUR 180 EUR 180 EUR
Uberstunden

(tariflich) D EEIR

Tantieme 1.000 EUR

Urlaubsgeld 300 EUR
Bruttoarbeitsentgelt-

anspruch 1.820 EUR 1.920 EUR 2.820 EUR 2.120 EUR
beitragspflichtiges 2.000 EUR 2.100 EUR 2.820 EUR 2.120 EUR
Arbeitsentgelt : ' ' '

Lésung

Fur Arbeitsentgelt tarifgebundener Arbeitnehmer, das aus einer Beschéftigung bei tarifgebun-
denen Arbeitgebern auf Grund einer nicht tariflich zugelassenen Entgeltumwandlung fur die be-
triebliche Altersvorsorge an eine Pensionskasse gezahlt wird, besteht dennoch in Hohe des
Tariflohns Beitragspflicht.

4.3.1 Tarifvertrag bzw. Offnungsklausel zur Entgeltumwandlung liegt vor

Sieht der Tarifvertrag Regelungen zur Entgeltumwandlung vor oder enthalt er eine entspre-
chende Offnungsklausel, ist es fiir den Anspruch nach § 1a BetrAVG unerheblich, ob der Ar-
beitnehmer einer Tarifbindung unterliegt oder nicht. Fur nicht tarifgebundene Arbeitnehmer
wird regelmafig in deren einzelarbeitsvertraglichen Vereinbarungen auf Tarifvertrdge Bezug
genommen (8 24 BetrAVG). Der Entgeltumwandlungsanspruch auf Grund solcher Bezugnah-
meklauseln in den Arbeitsvertragen ist wie bei tarifgebundenen Arbeithnehmern zu beurteilen.
Insoweit kann jeder Arbeithehmer den Anspruch auf Entgeltumwandlung verwirklichen.

4.3.2 Tarifvertrag bzw. Offnungsklausel zur Entgeltumwandlung liegt nicht vor

Ein tarifgebundener Arbeithehmer kann mangels Tarifvertrag zur Entgeltumwandlung oder
entsprechender Offnungsklausel sein Recht auf Entgeltumwandlung nicht durchsetzen. Er
kann aber Uber- und aufRertarifliche Arbeitsentgelte zugunsten einer betrieblichen Altersver-
sorgung umwandeln, weil derartige Entgeltteile nicht der Tarifbindung unterliegen. Nicht tarif-
gebundene Arbeitnehmer, bei denen regelméRig Bezugnahmeklauseln in den Arbeitsvertra-
gen enthalten sind, werden zwar nicht unmittelbar auf Grund eines Tarifvertrages, aber auf
Grund der einzelvertraglichen Regelung ,nach Tarif* bezahlt. Sie kbnnen jederzeit Entgelte in
eine betriebliche Altersversorgung umwandeln, da der Tarifvorrang nach § 20 Abs. 1 BetrAVG
nicht eingreift. Dies gilt selbst dann, wenn im Arbeitsvertrag auf die tariflichen Bestimmungen
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Bezug genommen wird. Allein durch die Bezugnahme auf den Tarifvertrag werden diese Ent-
geltbestandteile nicht zu Tariflohn.

In Tarifvertragen kann nach § 19 Abs. 1 BetrAVG, der u. a. § 1la BetrAVG fur tarifdispositiv
erklart, auch zum Nachteil der Arbeitnehmer von der Regelung des Rechtsanspruchs auf Ent-
geltumwandlung abgewichen und durch die Tarifvertragsparteien der Anspruch auf Entgelt-
umwandlung ausgeschlossen werden. Von dieser Méglichkeit haben z. B. die Tarifvertrags-
parteien bestimmter Bereiche des 6ffentlichen Dienstes Gebrauch gemacht (§ 26 Abs. 5 und
8 40 Abs. 4 des Tarifvertrages Altersversorgung (ATV) i. V. mit Ziffer 1.3 des Altersvorsorge-
plans). Um betriebseinheitliche Versorgungsbedingungen zu ermdglichen, kann nach § 19
Abs. 2 BetrAVG im Arbeitsvertrag nicht tarifgebundener Arbeitnehmer auf entsprechende ab-
weichende Bestimmungen in Tarifvertrdgen Bezug genommen werden, wodurch auch sie vom
Ausschluss der Entgeltumwandlung erfasst werden kénnen.

4.3.3 Tarifvertrag ist flr allgemein verbindlich erklart

Wird ein Tarifvertrag vom Bundesministerium fur Arbeit und Soziales fur allgemein verbindlich
erklart, unterliegt auch ein nicht tarifgebundener Arbeitnehmer der Wirkung dieses Tarifvertra-
ges. Eine Entgeltumwandlung ohne entsprechende Tarifvertragsregelung bzw. Tariféffnungs-
klausel ist dann ausgeschlossen.

4.3.4 Auler-und Ubertarifliche Arbeitsentgelte

AulRer- und Ubertarifliche Arbeitsentgelte (Entgeltteile, die nicht tariflich vereinbart sind) beru-
hen selbst bei tarifgebundenen Arbeitnehmern nicht auf einem Tarifvertrag. Sieht eine tarifver-
tragliche Regelung eine Entgeltumwandlung vor und wird durch diese Regelung der Hochst-
betrag fur die Entgeltumwandlung ausgeschopft, bleibt fir eine weitergehende Entgeltum-
wandlung - bezogen auf auf3er- und ubertarifliche Entgelte — kein zusétzlicher Spielraum. Hier
greift der Tarifvorrang nach § 20 Abs. 1 BetrAVG indirekt ein.

4.4 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung

Werden Beitrage zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung an
einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung aus einer Ent-
geltumwandlung gezahlt, hat der Arbeitgeber zusatzlich einen Arbeitgeberzuschuss in
Hohe von 15 % des umgewandelten Arbeitsentgelts zu der betrieblichen Altersversor-
gung zu zahlen, soweit er durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeitrage
einspart (88 1a Abs. 1a bzw. 23 Abs. 2 BetrAVG). Die Verpflichtung zur Zahlung des
Arbeitgeberzuschusses gilt fur vor dem 01.01.2019 geschlossene Entgeltumwand-
lungsvereinbarungen ab dem 01.01.2022 (8 26a BetrAVG in der Fassung ab 01.01.2019).
Fur die ab 01.01.2019 geschlossenen Entgeltumwandlungsvereinbarungen gilt die Ver-
pflichtung vorbehaltlich einer anderslautenden tarifvertraglichen Regelung nach § 19
Abs. 1 BetrAVG. Bei Entgeltumwandlungsvereinbarungen zur betrieblichen Altersver-
sorgung in der neuen Form der reinen Beitragszusage nach § 1 Abs. 2 Nr. 2a BetrAVG
gilt die Verpflichtung, die nicht tarifdispositiv ist, ab Beginn der Entgeltumwandlung
(8 23 Abs. 2 BetrAVG).
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Zu den betreffenden Sozialversicherungsbeitragen zéahlen nach Auffassung der Sozial-
versicherungstrager neben den Arbeitgeberanteilen am Gesamtsozialversicherungs-
beitrag zur gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung auch
der Arbeitgeberzuschuss zur Rentenversicherung an berufsstandische Versorgungs-
einrichtungen sowie zur freiwilligen bzw. privaten Kranken- und Pflegeversicherung
und Pauschalbeitrage fur geringfligig entlohnt Beschaftigte. Umlagen zur Unfallversi-
cherung und nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz sowie Insolvenzgeldumlagen
zéhlen hingegen nicht zu den betreffenden Sozialversicherungsbeitragen.

Unterschreiten die eingesparten Sozialversicherungsbeitrage 15 % des umgewandelten
Arbeitsentgelts (z. B. bei Arbeitsentgelten nah an der Beitragsbemessungsgrenze der
allgemeinen Rentenversicherung oder bei Arbeithehmern, die nichtin allen Zweigen der
Sozialversicherung versicherungspflichtig sind) ist die Pflicht zur Zahlung des Arbeit-
geberzuschusses auf den Betrag der eingesparten Sozialversicherungsbeitrage be-
grenzt. Der ggf. auf den Arbeitgeberzuschuss entfallende Sozialversicherungsbeitrag
wirkt sich nicht auf die Mindesth6he des Arbeitgeberzuschusses aus.

Ob Sozialversicherungsbeitrage eingespart werden, ist im Monat des Entstehens der
Beitragsanspriiche zu beurteilen. Nach § 22 Abs. 1 SGB IV entstehen die Beitragsan-
spriche aus laufendem Arbeitsentgelt, wenn der Anspruch auf das Arbeitsentgelt be-
steht und aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt, wenn dieses Arbeitsentgelt gezahlt
wird. Die Beitrage werden nach 8§ 23 Abs. 1 Satz 2 SGB IV in dem Monat féllig, in dem
der Anspruch auf das laufende Arbeitsentgelt besteht bzw. einmalig gezahltes Arbeits-
entgelt gezahlt wird. Der malRigebende Umfang der Einsparung der Sozialversicherungs-
beitrage ergibt sich daher aus der konkreten beitragsrechtlichen Auswirkung der Ent-
geltumwandlung von laufendem oder einmalig gezahltem Arbeitsentgelt auf das bei-
tragspflichtige Arbeitsentgelt in dem Monat der Entgeltabrechnung, in dem die Entgelt-
umwandlung erfolgt. Dabei ist auch in Monaten mit laufendem und daneben einmalig
gezahltem Arbeitsentgelt darauf abzustellen, ob der Arbeitgeberbeitragsanteil insge-
samt ohne die Entgeltumwandlung hdéher gewesen ware.

Fur eine Jahresbetrachtung zur Ermittlung des mafRgebenden Umfangs der Einsparung
von Sozialversicherungsbeitrdgen, die auch den beitragspflichtigen Umfang schwan-
kender Arbeitsentgelte oder von Einmalzahlungen berlicksichtigen wirde, fehlt es an
einer entsprechenden Rechtsgrundlage. Zudem wirde die dann mafRgebende Proghose
der jahrlichen Einsparung zu weiteren Auslegungsfragen hinsichtlich der Anforderun-
gen an die Prognosegenauigkeit sowie dem Umgang mit unzutreffenden Prognosen
fahren.

Demnach kann bspw. bei einem monatlichen Arbeitsentgelt in Hohe der Beitragsbemes-
sungsgrenze eine monatliche beitragsfreie Entgeltumwandlung zur monatlichen Ein-
sparung von Sozialversicherungsbeitrdgen und somit zur Arbeitgeberzuschusspflicht
fuhren, die Beitragseinsparung jedoch durch eine spétere, im Rahmen des § 23a SGB IV
beitragspflichtige, Einmalzahlung (z. B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) teilweise oder
vollstandig aufgehoben werden. Unabhéngig von der arbeitsrechtlichen Zulassigkeit ei-
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ner Korrektur der Arbeitgeberzuschussgewahrung ist eine riickwirkende Korrektur bei-
tragsrechtlicher Konsequenzen aus der vorherigen Arbeitgeberzuschussgewahrung
nicht moglich, daim Zeitpunkt der jeweiligen Entgeltabrechnung die beitragsrechtliche
Behandlung zutreffend war.

Nach Auffassung des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales bestehen keine ar-
beitsrechtlichen Bedenken, wenn Arbeitgeber und Arbeitnehmer zur Sicherstellung ei-
nes gleichbleibenden Gesamtbetrages zur betrieblichen Altersversorgung vereinbaren,
dass dieser verstetigte Gesamtbetrag zukiinftig neben einem entsprechend verminder-
ten umgewandelten Entgelt den Arbeitgeberzuschuss enthalt (vgl. Funote zur Rz. 26
des in ziff. 2 angefiihrten Schreibens des Bundesministeriums der Finanzen vom
06.12.2017). Hierdurch wirde selbst bei schwankenden Arbeitsentgelten ein unter Be-
ricksichtigung des Arbeitgeberzuschusses gleichbleibender Gesamtbetrag zur be-
trieblichen Altersversorgung maglich, wenn eine Entgeltumwandlung in Hohe der Dif-
ferenz des im malRRgebenden Entgeltabrechnungszeitraum darauf entfallenden Arbeit-
geberzuschusses und des Gesamtbetrages zur betrieblichen Altersversorgung verein-
bart wird.

5 Kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung
5.1 Steuerrechtliche Behandlung der Aufwendungen
5.1.1 Pensionsfonds, Pensionskasse und Direktversicherung

5.1.1.1 Steuerfreiheit der Beitrdge an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse
oder fur eine Direktversicherung nach § 3 Nr. 63 EStG

5.1.1.1.1 Steuerfreibetrag

Fur Beitrage des Arbeitgebers an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder fir eine Di-
rektversicherung zum Aufbau einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung bestand
bis 2017 Steuerfreiheit nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG soweit sie im Kalenderjahr 4 % der Bei-
tragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung nicht Uberstiegen. Durch das
Betriebsrentenstarkungsgesetz wurde ab 01.01.2018 der Freibetrag auf 8 % der Bei-
tragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung angehoben (in den alten
und neuen Bundeslandern einheitlich 2018 jahrlich 6.240 EUR bzw. monatlich 520 EUR).
Der zusatzliche Steuerfreibetrag nach 8 3 Nr. 63 Satz 3 EStG i. d. F. bis 31.12.2017 in
Hohe von 1.800 EUR fur Beitrage, die vom Arbeitgeber auf Grund einer nach dem
31.12.2004 erteilten Versorgungszusage geleistet worden sind, ist dafur entfallen.

Aus Anlass der Beendigung einer Beschaftigung gezahlte Beitrdge an einen Pensions-
fonds, eine Pensionskasse oder fir eine Direktversicherung sind nach 8 3 Nr. 63 Satz 3
EStG steuerfrei, soweit sie 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Ren-
tenversicherung, vervielfaltigt mit der Anzahl der Kalenderjahre der Beschaftigung, al-
lerdings ab 01.01.2018 mit hochstens zehn Kalenderjahren, nicht Gbersteigen. Eine An-
rechnung von nach 8§ 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfreien Beitragen erfolgt seit 01.01.2018
nicht mehr.
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Zudem besteht seit 01.01.2018 die Moéglichkeit, Beitrage an einen Pensionsfonds, eine
Pensionskasse oder eine Direktversicherung nach 8 3 Nr. 63 Satz 4 EStG fur Zeiten
steuerfrei nachzuzahlen, in denen das Beschaftigungsverhaltnis ruhte und im Inland
kein steuerpflichtiger Arbeitslohn bezogen wurde (z. B. aufgrund einer Entsendung, ei-
ner Elternzeit oder eines Sabbaticals). Die steuerfreie Nachzahlung ist bis zu 8 % der
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung vervielfaltigt mit der
Anzahl der Kalenderjahre, in denen die Beschéftigung ruhte, maximal 10 Kalenderjahre,
maoglich.

5.1.1.1.2 Voraussetzungen fur die Steuerfreiheit

Die Steuerfreiheit setzt ein bestehendes erstes Dienstverhaltnis voraus, bei dem es sich auch
um ein geringflgiges Beschaftigungsverhéltnis oder eine Aushilfstatigkeit handeln kann.
Diese Voraussetzung kann auch erfillt sein, wenn es sich um ein weiterbestehendes
Dienstverhaltnis ohne Anspruch auf Arbeitslohn (z. B. wahrend der Elternzeit, der Pfle-
gezeit, des Bezugs von Krankengeld) handelt. Arbeithehmer, deren Arbeitsentgelt bei ei-
nem Arbeitgeber nach der Steuerklasse VI versteuert wird, gehdren nicht zu dem von 8 3
Nr. 63 EStG beglnstigten Personenkreis.

Die Steuerfreiheit ist grundsatzlich auf Versorgungszusagen beschréankt, die die Auszahlung
der Versorgungsleistungen in Form einer lebenslangen monatlichen Rente oder eines Versor-
gungsplanes mit Restverrentung vorsehen. Davon ist auch bei einer betrieblichen Alters-
versorgung in Form der reinen Beitragszusage (8§ 22 BetrAVG) auszugehen.

Allein die Moglichkeit, anstelle der vorgenannten Auszahlungsformen eine Einmalkapi-
talauszahlung (100 % des zu Beginn der Auszahlungsphase zur Verfligung stehenden
Kapitals) zu wahlen, steht der Steuerfreiheit noch nicht entgegen. Hieran halt die Fi-
nanzverwaltung ungeachtet des BFH-Urteils vom 20.09.2016 - X R 23/15 - (BStBI 2017 I
S. 347) fest. Die Moglichkeit, eine Einmalkapitalauszahlung anstelle einer Rente oder
eines Auszahlungsplans zu wahlen, gilt nicht nur fir Altersversorgungsleistungen, son-
dern auch fur Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgungsleistungen. Entscheidet
sich der Arbeitnehmer zugunsten einer Einmalkapitalauszahlung, so sind von diesem
Zeitpunkt an die Voraussetzungen des 8 3 Nr. 63 EStG nicht mehr erfiillt und die Bei-
tragsleistungen zu besteuern. Erfolgt die Austibung des Wahlrechtes innerhalb des letz-
ten Jahres vor dem altersbedingten Ausscheiden aus dem Erwerbsleben, so wird es
von der Finanzverwaltung aus Vereinfachungsgriinden nicht beanstandet, wenn die
Beitragsleistungen weiterhin nach 8§ 3 Nr. 63 EStG steuerfrei belassen werden. Fur die
Berechnung der Jahresfrist wird dabei auf das im Zeitpunkt der Austibung des Wahl-
rechts vertraglich vorgesehene Ausscheiden aus dem Erwerbsleben (vertraglich vorge-
sehener Beginn der Altersversorgungsleistung) abgestellt. Da die Auszahlungsphase
bei der Hinterbliebenenleistung erst mit dem Zeitpunkt des Todes des ursprtinglich Be-
rechtigten beginnt, wird es in diesem Fall aus steuerlicher Sicht nicht beanstandet,
wenn das Wahlrecht im zeitlichen Zusammenhang mit dem Tod des urspringlich Be-
rechtigten ausgetbt wird. Bei Auszahlung oder anderweitiger wirtschaftlicher Verfi-
gung ist der Einmalkapitalbetrag nach § 22 Nr. 5 EStG zu besteuern.
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Nach 8 3 Nr. 63 EStG kodnnen auch Beitrdge an auslandische betriebliche Altersversor-
gungssysteme steuerfrei sein, wenn diese mit inlandischen Pensionsfonds, Pensionskas-
sen und Direktversicherungen sowie deren Leistungen vergleichbar sind und die auslan-
dische Versorgungseinrichtung in vergleichbarer Weise den fir inlandische Versor-
gungseinrichtungen mafigeblichen Aufbewahrungs-, Mitteilungs- und Bescheinigungs-
pflichten nach dem Einkommensteuergesetz und der Altersvorsorge-Durchfihrungs-
verordnung zur Sicherstellung der Besteuerung der Versorgungsleistungen im Wesent-
lichen nachkommt. Eine entsprechende steuerliche Anerkennung hat auch beitragsrechtlich
Auswirkungen in der Sozialversicherung.

Arbeitgeberaufwendungen zu einem umlagefinanzierten Altersversorgungssystem (z. B. VBL)
werden nicht von der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG erfasst. Werden sowohl Aufwendun-
gen im Umlageverfahren als auch Beitrdge im Kapitaldeckungsverfahren erbracht, gehéren
letztere nur dann zu den steuerfreien Arbeitgeberbeitrdgen, wenn eine getrennte Verwaltung
und Abrechnung beider Vermdgensmassen erfolgt (Trennungsprinzip).

5.1.1.1.3 Steuerfreie Aufwendungen

Steuerfrei sind sowohl die Beitrage des Arbeitgebers, die zusatzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn erbracht werden (rein arbeitgeberfinanzierte Beitrage), als auch die im Ge-
samtversicherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltenen Finanzierungsanteile des Ar-
beitnehmers. Zu diesen Finanzierungsanteilen des Arbeitnehmers zahlt die Finanzver-
waltung

— die Beitrdge des Arbeitnehmers, die durch Entgeltumwandlung finanziert werden,
— die Eigenbeitrage des Arbeitnehmers nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG,

— die Arbeitgeberzuschiisse nach § 1a Abs. 1a bzw. § 23 Abs. 2 BetrAVG bei Entgel-
tumwandlung.

Die Steuerfreiheit rein arbeitgeberfinanzierter Beitrage ist gegenlber den im Gesamtversi-
cherungsbeitrag des Arbeitgebers enthaltenen Finanzierungsanteilen des Arbeitneh-
mers vorrangig. Danach sind beim Freibetrag zunachst die arbeitgeberfinanzierten Beitrage
und sofern der Freibetrag nicht ausgeschopft worden ist, die auf den Finanzierungsanteilen
des Arbeitnehmers beruhenden Beitrage zu beriicksichtigen.

Beispiel
Der Arbeitgeber hat eine Pensionskasse. Er zahlt jahrlich 3.600 EUR und der Arbeitnehmer
durch Entgeltumwandlung 2.800 EUR in diese Pensionskasse ein.

Losung

Die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG ist auf 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der
allgemeinen Rentenversicherung (das sind im Jahr 2018 = 6.240 EUR) begrenzt. Nach dem
Steuerrecht ist bei der Steuerfreiheit nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG der arbeitgeberfinanzierte
Beitrag vorrangig gegentber der Entgeltumwandlung des Arbeithehmers. Der Beitrag des Ar-
beitnehmers ist deshalb in 2018 in Héhe von 2.640 EUR (6.240 EUR - 3.600 EUR) steuerfrei.
Der Restbetrag von 160 EUR (2.800 EUR - 2.640 EUR) ist individuell zu versteuern.

Bei dem HOochstbetrag des 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG handelt es sich um einen Jahresbetrag.
Eine zeitanteilige Kiirzung des HOochstbetrags ist daher nicht vorzunehmen, wenn das
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Arbeitsverhéltnis nicht wahrend des ganzen Jahres besteht oder nicht fir das ganze
Jahr Beitrage gezahlt werden. Der Hochstbetrag kann erneut in Anspruch genommen
werden, wenn der Arbeitnehmer ihn in einem vorangegangenen Dienstverhdltnis bereits
ausgeschopft hat. Im Fall der Gesamtrechtsnachfolge und des Betriebsiibergangs nach
§ 613a BGB kommt dies dagegen nicht in Betracht.

Bei monatlicher Zahlung der Beitrage kann der Hochstbetrag in gleichmaRige monatli-
che Teilbetrage aufgeteilt werden. Stellt der Arbeitgeber vor Ablauf des Kalenderjahres,
z. B. bei Beendigung des Dienstverhaltnisses fest, dass die Steuerfreiheit im Rahmen
der monatlichen Teilbetrage nicht in vollem Umfang ausgeschopft worden ist oder wer-
den kann, muss eine ggf. vorgenommene Besteuerung der Beitrage riickgéngig ge-
macht (spatester Zeitpunkt hierfiir ist die Ubermittlung oder Erteilung der Lohnsteuer-
bescheinigung) oder der monatliche Teilbetrag im laufenden Kalenderjahr so geandert
werden, dass der Hochstbetrag ausgeschdpft wird.

Der steuerfreie Hochstbetrag nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG verringert sich jedoch nach 8§ 52
Abs. 4 Satz 14 EStG’ um Beitrage zu einer Pensionskasse oder Direktversicherung, die nach
8§ 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. pauschal besteuert werden. Dies gilt unabh&ngig von der Hohe
der pauschal besteuerten Beitrage. Die Reduzierung des steuerfreien HOochstbetrages
durch die pauschal besteuerten Beitrage erfolgt zunachst fir die rein arbeitgeberfinan-
zierten Beitrdge. Der hiernach verbleibende Steuerfreibetrag ist auf die Finanzierungs-
anteile des Arbeitnehmers anzuwenden.

5.1.1.2 Pauschalbesteuerung der Beitrdge an eine Pensionskasse oder fiir eine
Direktversicherung nach 8§ 40b EStG a. F.

5.1.1.2.1 Grenzbetrag

Auf Beitrage zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung aus einer Pen-
sionskasse oder Direktversicherung kann unter bestimmten Voraussetzungen 8§ 40b Abs. 1
und 2 EStG a. F. (am 31.12.2004 geltende Fassung) angewendet werden.

Die Lohnsteuer wird hiernach mit einem Pauschsteuersatz in Hohe von 20 % erhoben, soweit
die Beitrage die Entgeltgrenze von 1.752 EUR im Kalenderjahr nicht Uberschreiten. Sind meh-
rere Arbeitnehmer gemeinsam in einem Direktversicherungsvertrag (Gruppenversicherung)
versichert, so gilt auch ein hoherer Beitrag fiir den einzelnen Arbeitnehmer, wenn der Durch-
schnittsbetrag, der sich bei einer Aufteilung der gesamten Beitrage durch die Zahl der begiins-
tigten Arbeitnehmer ergibt, 1.752 EUR nicht Ubersteigt; hierbei sind Arbeithehmer, fir die Bei-
trdge von mehr als 2.148 EUR im Kalenderjahr geleistet werden, nicht einzubeziehen (vgl.
8§ 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F.).

Im Fall der Durchschnittsberechnung nach § 40b Abs. 2 Satz 2 EStG a. F. sind zur Er-
mittlung des verbleibenden steuerfreien Volumens nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG grund-
satzlich die auf den einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Leistungen des Arbeitgebers
mindernd anzurechnen. Hat der Arbeitgeber keine individuelle Zuordnung der auf den

" nach dem in Fn. 1 angefiihrten Gesetzentwurf § 52 Abs. 4 Satz 12 EStG
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einzelnen Arbeitnehmer entfallenden Leistungen vorgenommen, bestehen nach Auffas-
sung der Finanzverwaltung keine Bedenken, wenn der Arbeitgeber aus Vereinfachungs-
grinden einheitlich fur alle Arbeitnehmer den nach 8§ 40b EStG a. F. pauschal besteuer-
ten Durchschnittsbetrag bertcksichtigt.

Beispiel 1

Der Arbeitgeber zahlt in einen Gruppenversicherungsvertrag jahrlich 600 EUR fiir den Arbeit-
nehmer A und 2.000 EUR fiir den Arbeitnehmer B ein. Fir jeden Arbeitnehmer wird der Durch-
schnittsbetrag i. H. v. 1.300 EUR mit 20 % pauschal besteuert.

Lésung
Der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG ist beim Arbeitnehmer A um 600 EUR und
bei Arbeithnehmer B um 2.000 EUR zu vermindern.

Beispiel 2

Der Arbeitgeber zahlt an eine Pensionskasse 3 % seiner Bruttolohnsumme als Beitrag fur alle
Arbeitnehmer. Der auf jeden Arbeitnehmer entfallende und mit 20 % pauschal besteuerte
Durchschnittsbetrag betragt 1.500 EUR.

Lésung
Der Steuerfreibetrag nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG wird bei jedem Arbeitnehmer um 1.500 EUR
vermindert.

5.1.1.2.2 Voraussetzungen fur die Pauschalbesteuerung

Die Pauschalbesteuerung der Beitrdge nach 8§ 40b EStG a. F. ist nach § 52 Abs. 40 EStG
maoglich, wenn vor dem 01.01.2018 mindestens ein Beitrag des Arbeitgebers rechtmalig
nach 8 40b EStG in einer vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung pauschal besteuert
wurde, weil die entsprechenden Beitrage auf Grund einer Versorgungszusage geleistet
wurden, die vor dem 01.01.2005 erteilt wurde (zur Definition dieser Altzusage vgl. Ziffer
5.1.2.2 des Rundschreibens in seiner vorherigen Fassung vom 25.09.2008).

Wurde fur einen Arbeitnehmer vor dem 01.01.2018 mindestens ein Beitrag rechtmafig
nach § 40b EStG in einer vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung pauschal besteuert,
liegen fur diesen Arbeitnehmer die persdnlichen Voraussetzungen fur die weitere An-
wendung des § 40b EStG a. F. sein ganzes Leben lang vor. Vertragsanderungen (z. B.
Beitragserhdhungen), Neuabschliisse, Anderungen der Versorgungszusage, Arbeitge-
berwechsel etc. sind unbeachtlich. Im Fall eines Arbeitgeberwechsels genligt es, wenn
der Arbeitnehmer gegenuber dem neuen Arbeitgeber nachweist, dass vor dem
01.01.2018 mindestens ein Beitrag an eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung
nach 8§ 40b EStG in einer vor dem 01.01.2005 geltenden Fassung pauschal besteuert
wurde (beispielsweise durch eine Gehaltsabrechnung oder eine Bescheinigung eines
Vorarbeitgebers bzw. des Versorgungstragers). Der neue Arbeitgeber kann dann die in
Betracht kommenden Beitrdge zugunsten einer kapitalgedeckten Pensionskasse oder
Direktversicherung ebenfalls weiterhin nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuern.

Ubersteigen die Beitrage des Arbeitgebers den Pauschalierungshdchstbetrag, sind
diese unter den Voraussetzungen des 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStGi. V. m. § 52 Abs. 4 Satz 14
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EStG® in Hohe der Differenz vom Pauschalierungshochstbetrag bis zum Steuerfreibe-
trag nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG steuerfrei.

Beispiel

Dem Arbeitnehmer wurde von Arbeitgeber A eine Versorgungszusage ber eine Pensionskasse
im Jahr 2000 und in Form einer Direktversicherung im Jahr 2010 erteilt. Die Beitrage zur Pen-
sionskasse wurden, soweit sie die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG Uberstiegen bis zur Be-
endigung des Dienstverhaltnisses in 2017 nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert. Die Bei-
trage zur Direktversicherung wurden aus versteuerten Arbeitslohn geleistet. Nach einer Zeit der
Arbeitslosigkeit nimmt der Arbeitnehmer bei Arbeitgeber B im April 2018 ein neues Beschafti-
gungsverhaltnis auf. Arbeitgeber B erteilt dem Arbeitnehmer eine neue Versorgungszusage
Uber einen Pensionsfonds und tbernimmt die Direktversicherung. Der Arbeitnehmer weist dem
Arbeitgeber durch eine Gehaltsabrechnung nach, dass die Beitrage fiir die Pensionskasse vor
2018 nach 8§ 40b EStG a. F. pauschal besteuert wurden.

Losung

Arbeitgeber B kann die Beitrage fir die Direktversicherung nach § 40b EStG a. F. pauschal
besteuern. Der Zeitpunkt der Erteilung der Versorgungszusage fur die Direktversicherung ist
ohne Bedeutung. Die Beitrdge an den Pensionsfonds sind nach Mal3gabe des § 3 Nr. 63 EStG
steuerfrei.

5.1.1.2.3 Direktversicherungen

Beitrage fur eine Direktversicherung, die auch die Voraussetzungen des 8 3 Nr. 63 Satz 1
EStG erfillen, kdnnen nach § 40b Abs. 1 und 2 EStG a. F. pauschal besteuert werden, soweit
der Arbeitnehmer zuvor gegentiber dem Arbeitgeber fir diese Beitrdge auf die Anwendung
des 8§ 3 Nr. 63 EStG verzichtet hat (§ 52 Abs. 40 Satz 2 EStG); der Verzicht gilt fur die Dauer
des jeweiligen Dienstverhaltnisses. Bei einem spéteren Arbeitgeberwechsel ist in den Fallen
des § 4 Abs. 2 Nr. 1 und 2 BetrAVG (Ubertragung unverfallbarer Anwartschaften) die
Weiteranwendung des § 40b EStG a. F. mdglich, wenn der Arbeithnehmer dem Angebot
des Arbeitgebers, die Beitrage weiterhin nach § 40b EStG a. F. pauschal zu versteuern,
spatestens bis zur ersten Beitragsleistung zustimmt.®

5.1.1.3 Steuerfreie Zusagen neben pauschal besteuerten Zusagen

Leistet der Arbeitgeber nach 8§ 3 Nr. 63 Satz 1 EStG begunstigte Beitrage an verschiedene
Versorgungseinrichtungen, kann er § 40b EStG a. F. auf Beitrage an Pensionskassen und
Direktversicherungen unabhangig von der zeitlichen Reihenfolge der Beitragszahlung anwen-
den, wenn die Voraussetzungen fir die weitere Anwendung der Pauschalbesteuerung vorlie-
gen.

5.1.1.4 Steuerfreiheit nach 8§ 100 Abs. 6 EStG

5.1.1.4.1 Voraussetzungen

Beitrage des Arbeitgebers zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersver-
sorgung aus einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direktversicherung
fur Arbeitnehmer mit geringerem Verdienst, die i. H. v. 240 bis 480 EUR im Kalenderjahr
(20 bis 40 EUR im Monat) zusatzlich zum geschuldeten Arbeitslohn gezahlt werden, sind

8 .

wie Fn. 7
9 Nach dem in Fn. 1 angefiihrten Gesetzentwurf fallt die hier angefiihrte Notwendigkeit einer Verzichtser-
klarung nach § 52 Abs. 40 Satz 2 EStG ersatzlos weg (vgl. Fn. 3 und 5).
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nach 8 100 Abs. 6 EStG steuerfrei, wenn die Voraussetzungen fur den Forderbetrag zur
betrieblichen Altersversorgung nach 8 100 EStG (BAV-Forderbetrag) erfullt sind.

Die Steuerfreiheit nach 8 100 Abs. 6 EStG hat Vorrang gegeniber der Steuerfreiheit nach
8 3 Nr. 63 EStG und wird nicht auf den Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 63 EStG angerech-
net. Fur einen uUber den Steuerfreibetrag nach 8 100 Abs. 6 EStG hinaus gezahlten Ar-
beitgeberbeitrag findet somit § 3 Nr. 63 EStG Anwendung, soweit der Steuerfreibetrag
nach 8 3 Nr. 63 EStG noch nicht anderweitig ausgeschopft wurde.

5.1.1.4.2 BAV-Forderbetrag fur Arbeitgeber

Arbeitgeber, die Beitrdge zugunsten einer kapitalgedeckten betrieblichen Altersversor-
gung aus einem Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder einer Direktversicherung im
Sinne des § 3 Nr. 63 EStG (vgl. insbesondere auch Abschn. 5.1.1.1.2) fir Arbeithehmer
mit geringerem Verdienst zahlen, kdnnen hierfir einen Forderbetrag (BAV-Forderbe-
trag) erhalten, der von der einzubehaltenden Lohnsteuer fiir den Arbeitnehmer entnom-
men werden kann. Ubersteigt der BAV-Forderbetrag die einzubehaltende Lohnsteuer,
kann der Ubersteigende Betrag auf Antrag vom Betriebsstéattenfinanzamt erstattet wer-
den (8 100 Abs. 1 EStG).

Anspruch auf den BAV-Forderbetrag besteht nach § 100 Abs. 3 EStG nur dann, wenn

- der Arbeitnehmer lohnsteuerpflichtigen bzw. (bei Teilzeitbeschaftigten oder ge-
ringfligig Beschaftigten) pauschal besteuerten Arbeitslohn bezieht,

- der Arbeitgeber die Beitrage zusatzlich zum Arbeitslohn und mindestens in Hohe
von 240 EUR zahlt,

- der laufende monatliche Arbeitslohn 2.200 EUR nicht Ubersteigt (Verdienst-
grenze),

- die Auszahlung der zugesagten Versorgungsleistung in Form einer Rente oder
eines Auszahlungsplanes vorgesehen ist und

- die Abschluss- und Vertriebskosten des Vertrages lber die betriebliche Alters-
versorgung nur als fester Anteil der laufenden Beitrage einbehalten werden.

Da der BAV-Forderbetrag nur fiir vom Arbeitgeber zuséatzlich zum ohnehin geschulde-
ten Arbeitslohn erbrachte Beitrage zur betrieblichen Altersversorgung beansprucht
werden kann, die z. B. tarifvertraglich, durch eine Betriebsvereinbarung oder auch ein-
zelvertraglich festgelegt sein kénnen, sind die im Gesamtversicherungsbeitrag des Ar-
beitgebers enthaltenen Finanzierungsanteile des Arbeitnehmers sowie die mittels Ent-
geltumwandlung finanzierten Beitrdge oder Eigenbeteiligungen des Arbeitnehmers -
anders als bei 8 3 Nr. 63 und § 10a/Abschnitt Xl EStG - daher nicht beglnstigt. Dies gilt
auch far den Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung nach § 1a Abs. laund 8 23
Abs. 2 BetrAVG, die er als Ausgleich fur die ersparten Sozialversicherungsbeitréage in-
folge der Entgeltumwandlung erbringt. Diese Beitrdge werden steuerlich wie die zu
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Grunde liegende Entgeltumwandlung behandelt. Nicht begunstigt sind ferner Siche-
rungsbeitrdge des Arbeitgebers nach § 23 Abs. 1 BetrAVG, die dem einzelnen Arbeit-
nehmer unmittelbar gutgeschrieben oder zugerechnet werden.

Die Verdienstgrenze betragt 73,34 EUR bei einem taglichen, 513,34 EUR bei einem wo-
chentlichen und 26.400 EUR bei einem jahrlichen Lohnzahlungszeitraum. MalRgebend
ist demnach der laufende Arbeitslohn im jeweiligen Lohnabrechnungszeitraum. Eine
Hochrechnung auf einen voraussichtlichen Jahreslohn erfolgt nicht. Steuerfreie Lohn-
bestandteile, sonstige Bezlige, unter die 44 EUR-Freigrenze oder den Rabattfreibetrag
(8 8 Abs. 2 Satz 11 und Abs. 3 EStG) fallende Sachbezlige oder nach den 8§ 37a, 37b,
40, 40b EStG oder § 40b EStG a. F. pauschal besteuerter Arbeitslohn bleiben bei der
Prifung der Verdienstgrenze unbericksichtigt.

Wird der Arbeitgeberbeitrag als Einmalbetrag im Kalenderjahr geleistet, miissen nur
einmal (im Lohnzahlungszeitraum der Beitragsentrichtung) die Verdienstgrenze sowie
die Erreichung des Mindestbetrags gepruft werden.

Da die Abschluss- und Vertriebskosten des Vertrages Uber die betriebliche Altersver-
sorgung nur als fester Anteil der laufenden Beitrage einbehalten werden dirfen, ist die
Finanzierung der Abschluss- und Vertriebskosten zulasten der ersten Beitrage (, Zillme-
rung“) férderschadlich. Bei am 01.01.2018 bereits bestehenden Vertragen kann die steu-
erliche Forderung ausnahmsweise in Anspruch genommen werden, sobald fir die Rest-
laufzeit des Vertrages sichergestellt ist, dass die verbliebenen Abschluss- und Ver-
triebskosten und die ggf. neu anfallenden Abschluss- und Vertriebskosten jeweils als
fester Anteil der ausstehenden laufenden Beitrage einbehalten werden.

5.1.1.4.3 Hohe des BAV-Fdrderbetrages
Der BAV-Forderbetrag betragt 30 % des forderfahigen Arbeitgeberbeitrags zur betrieb-
lichen Altersversorgung, maximal 144 EUR im Kalenderjahr.

Bei einem Arbeitgeberwechsel im Laufe eines Kalenderjahres kann jeder Arbeitgeber
den BAV-FoOrderbetrag jeweils bis zum HOochstbetrag ausschopfen.

Arbeitgeberbeitrag BAV-Forderbetrag
monatlich jahrlich monatlich jahrlich
Mindestbetrag 20 EUR 240 EUR 6 EUR 72 EUR
Hochstbetrag 40 EUR 480 EUR 12 EUR 144 EUR

Da der BAV-Forderbetrag ein Jahresbetrag ist, spielt es grundséatzlich keine Rolle, ob
der Arbeitgeberbeitrag als Jahresbetrag, halb-, vierteljahrlich, monatlich oder unregel-
mafig gezahlt wird. Bei laufender oder unregelméagiger Zahlung der Arbeitgeberbei-
trage kann der BAV-Fdrderbetrag in entsprechenden Teilbetrdgen bei der jeweiligen
Lohnsteuer-Anmeldung oder in einer Summe spdatestens bei der letzten Lohnsteuer-
Anmeldung fur das Kalenderjahr geltend gemacht werden.
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Beispiel

Der Arbeitgeber zahlt monatlich jeweils am 15. einen zusatzlichen Arbeitgeberbeitrag von 40
EUR. Der laufende Arbeitslohn betrdgt 2.150 EUR. Er macht vorerst den BAV-Forderbetrag
nicht geltend. Im August betréagt der laufende Arbeitslohn 2.250 EUR. Fiur den Monat August
liegen die Voraussetzungen fir den BAV-Férderbetrag wegen Uberschreitens der Verdienst-
grenze somit nicht vor.

Losung

Der Arbeitgeber kann den ihm insgesamt zustehenden BAV-Férderbetrag i. H. v. 132 EUR (11
x 12 EUR) bei der Lohnsteuer-Anmeldung fiir Dezember in einer Summe geltend machen und
dabei berticksichtigen, dass die Voraussetzungen fir den BAV-Forderbetrag im August nicht
erfullt waren.

Stellt der Arbeitgeber vor Ablauf des Kalenderjahres fest, dass der BAV-Forderbetrag
nicht vollstandig beansprucht worden ist, muss eine anderweitige steuerliche Behand-
lung der Beitrage des Arbeitgebers zur betrieblichen Altersversorgung (z. B. nach § 3
Nr. 63 EStG oder § 40b EStG a. F.) rickgéngig gemacht werden (spatester Zeitpunkt
hierfir ist die Ubermittlung oder Erteilung der Lohnsteuerbescheinigung) oder der mo-
natliche Teilbetrag kiinftig so gedndert werden, dass der BAV-Forderbetrag voll ausge-
schopft wird.

5.1.1.4.4 Begrenzung des BAV-Forderbetrages in Bestandsfallen

Wurde fir den Arbeitnehmer bereits 2016 ein zusatzlicher Arbeitgeberbeitrag zur be-
trieblichen Altersversorgung an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder fir eine
Direktversicherung gezahlt, ist der jeweilige BAV-Forderbetrag auf den Betrag begrenzt,
den der Arbeitgeber Gber diesen Betrag hinaus zahlt (§ 100 Abs. 2 EStG).

Beispiel 1

Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von jahrlich
200 EUR. Er erhoht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 auf 240 EUR, um den Mindest-
betrag zu erreichen.

Losung

Der BAV-Forderbetrag betragt grundsatzlich 30 % von 240 EUR = 72 EUR. Er ist jedoch auf-
grund der Arbeitgeberleistung in 2016 i. H. v. 200 EUR nach § 100 Abs. 2 Satz 2 EStG auf den
Erhohungsbetrag dieser Leistung also 40 EUR begrenzt. Im Ergebnis wird trotz der Begrenzung
der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang Gber den BAV-Forderbetrag finanziert. Der Beitrag
des Arbeitgebers isti. H. v. 240 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei.

Beispiel 2
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von jahrlich
200 EUR. Er erhoht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 auf 300 EUR.

Losung

Der BAV-Forderbetrag betragt 30 % von 300 EUR = 90 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung nach
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 100 EUR (also um mehr als 90 EUR)
erhoht wird. Der Beitrag des Arbeitgebers isti. H. v. 300 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei.
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Beispiel 3
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von jéhrlich
350 EUR. Er erhdht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 um 144 EUR auf 494 EUR.

Lésung

Der BAV-Forderbetrag betragt 30 % von 480 EUR = 144 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung
nach 8 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 144 EUR erhéht wird. Im Ergebnis
wird also der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang tiber den BAV-Férderbetrag finanziert. Der
Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 480 EUR nach 8§ 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. Fur den den
Hoéchstbetrag von 480 EUR (ibersteigenden Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 14 EUR kommt die Steu-
erfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG in Betracht.

Beispiel 4
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von jahrlich
500 EUR. Er erhdht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2018 um 144 EUR auf 644 EUR.

Lésung

Der BAV-Forderbetrag betragt 30 % von 480 EUR = 144 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung
nach 8 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag um 144 EUR erhoht wird. Im Ergebnis
wird also der Aufstockungsbetrag in vollem Umfang tiber den BAV-Férderbetrag finanziert. Der
Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 480 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei. Fir den, den
Hoéchstbetrag von 480 EUR lbersteigenden, Arbeitgeberbeitrag i. H. v. 164 EUR kommt die
Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG in Betracht.

Da fur die Begrenzung des BAV-Forderbetrags bei bereits bestehenden Versorgungs-
vereinbarungen auf das Referenzjahr 2016 abgestellt wird, greift bei einer erst ab 2017
bestehenden betrieblichen Altersversorgung (z. B. Neueinstellung in 2017) die Begren-
zung des 8 100 Abs. 2 Satz 2 EStG nicht. Dies gilt fir Erhdhungen der zuséatzlichen Ar-
beitgeberbeitrage bei bereits bestehenden Versorgungsvereinbarungen ab 2017 ent-
sprechend.

Beispiel 5

Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von jahrlich
180 EUR. Er erhoht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2017 um 60 EUR auf 240 EUR. In
2017 stellt er auBerdem drei Arbeitnehmer neu ein.

Lésung

Der BAV-Forderbetrag betragt grundsatzlich 30 % von 240 EUR = 72 EUR. Fir die 2017 neu
eingestellten Arbeitnehmer kann der Arbeitgeber den BAV-Férderbetrag in der vollen Héhe von
72 EUR beanspruchen. Fir die zuvor eingestellten Arbeitnehmer kann der Arbeitgeber nach
8 100 Abs. 2 Satz 2 EStG den BAV-Forderbetrag nur i. H. v. 60 EUR (Erh6hung des Arbeitge-
berbeitrags) beanspruchen. Der Beitrag des Arbeitgebers ist bei allen Arbeitnehmern i. H. v.
240 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei.

Beispiel 6
Der Arbeitgeber zahlt seit mehreren Jahren einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von jahrlich
210 EUR. Er erhoht den Arbeitgeberbeitrag ab dem Jahr 2017 um 90 EUR auf 300 EUR.

Losung

Der BAV-Forderbetrag betragt 30 % von 300 EUR = 90 EUR. Es erfolgt keine Begrenzung nach
§ 100 Abs. 2 Satz 2 EStG, da der Arbeitgeberbeitrag ab 2017 um 90 EUR erhéht wurde. Der
Beitrag des Arbeitgebers ist i. H. v. 300 EUR nach § 100 Abs. 6 EStG steuerfrei.
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5.1.1.4.5 Rickwirkende Feststellung gednderter Verhéltnisse

Fur die Prifung der Voraussetzungen des BAV-Fdrderbetrags sind immer nur die Ver-
haltnisse im Zeitpunkt der Arbeitgeberbeitragsleistung mafRgeblich (§ 100 Abs. 4 Satz 1
EStG). Sich nachtraglich ergebende, riickwirkende Anderungen der Verhéaltnisse sind
unbeachtlich. Dies betrifft insbesondere Falle mit schwankendem oder steigendem Ar-
beitslohn, riickwirkende Erhéhungen des Arbeitslohns sowie Félle, in denen der Arbeit-
geberbeitrag den Mindestbetrag unvorhergesehen nicht erreicht.

Etwas anderes gilt, wenn z. B. aufgrund einer rechtlich fehlerhaften Lohnabrechnung
oder im Rahmen einer Lohnsteuer-AuRenprifung nachtraglich festgestellt wird, dass
der fur die Prufung der Nichtliberschreitung der Verdienstgrenze maf3gebliche laufende
Arbeitslohn unzutreffend ermittelt wurde. Wird dabei festgestellt, dass die Verdienst-
grenze uberschritten und der BAV-Forderbetrag zu Unrecht in Anspruch genommen
wurde, sind die jeweiligen Lohnsteuer-Anmeldungen zu korrigieren und der BAV-For-
derbetrag zurtickzuzahlen.

Beispiel 1

Bei einem Arbeitnehmer betragt im Januar der laufende Arbeitslohn 2.150 EUR. Der Arbeitge-
ber zahlt monatlich zum 10. des Monats einen zuséatzlichen Arbeitgeberbeitrag von 40 EUR und
nimmt mit der Lohnsteuer-Anmeldung fur Januar den BAV-Foérderbetrag in Anspruch. Im August
wird eine Gehaltserh6hung von 3 % vereinbart, und zwar riickwirkend ab Juni. Der laufende
Arbeitslohn betragt daher ab Juni 2.214,50 EUR. Der Arbeitgeber zahlt weiterhin monatlich den
zusatzlichen Arbeitgeberbeitrag.

Lésung

Ab August kann der BAV-Forderbetrag nicht mehr in Anspruch genommen werden. Das Uber-
schreiten der Verdienstgrenze ab August hat aber keinen Einfluss auf den bereits in den Mona-
ten Januar bis Juli zulassigerweise in Anspruch genommenen BAV-Forderbetrag.

Beispiel 2

Bei einem Arbeitnehmer betragt der laufende Arbeitslohn 2.150 EUR. Zusatzlich erhalt der Ar-
beitnehmer steuerfreien Arbeitslohn von 200 EUR. Der Arbeitgeber zahlt monatlich zum 10. des
Monats einen zusétzlichen Arbeitgeberbeitrag von 40 EUR und nimmt mit der Lohnsteuer-An-
meldung jeweils den BAV-Forderbetrag in Anspruch. Im Rahmen einer Lohnsteuer-Auf3enpri-
fung wird im folgenden Jahr festgestellt, dass die Voraussetzungen fur die Steuerfreiheit des
zusétzlichen Arbeitslohns im August nicht erfullt sind.

Lésung

Der BAV-Forderbetrag kann nicht in Anspruch genommen werden und ist zurtickzuzahlen, weil
der laufende Arbeitslohn unzutreffend ermittelt wurde. Die Lohnsteuer-Anmeldung fiir den An-
meldungszeitraum August des Vorjahres ist zu korrigieren.

Beispiel 3

Der Arbeitgeber zahlt bei einem unbefristet beschéaftigten Arbeitnehmer monatlich zum 10. des
Monats einen zusatzlichen Arbeitgeberbeitrag von 30 EUR. Der Arbeitgeber nimmt mit der
Lohnsteuer-Anmeldung den BAV-Férderbetrag in Anspruch. Zum 1. Mai verlasst der Arbeitneh-
mer unerwartet das Unternehmen. Hierliber hat er den Arbeitgeber am 20. April informiert. Vom
Arbeitgeber kann der zu zahlende Mindestbetrag von 240 EUR nicht mehr erreicht werden.

Lésung

Das unerwartete Ausscheiden des Arbeitnehmers hat keinen Einfluss auf den bereits in den
Monaten Januar bis April in Anspruch genommenen BAV-Forderbetrag (keine riickwirkende
Korrektur).
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Beispiel 4

Der Arbeitgeber zahlt bei einem unbefristet beschaftigten Arbeitnehmer monatlich zum 10. des
Monats einen zusatzlichen Arbeitgeberbeitrag von 30 EUR. Der Arbeitgeber nimmt mit der
Lohnsteuer-Anmeldung den BAV-Forderbetrag in Anspruch. Der Arbeitnehmer informiert sei-
nen Arbeitgeber am 20. Januar Uber seine fristgemafe Kiindigung zum 30. April des Jahres.

Losung

Das Ausscheiden des Arbeitnehmers hat keinen Einfluss auf den bereits im Monat Januar in
Anspruch genommenen BAV-Foérderbetrag (keine rickwirkende Korrektur). Ab Februar kann
der BAV-Fdrderbetrag nicht mehr in Anspruch genommen werden, da der vom Arbeitgeber zu
zahlende Mindestbetrag von 240 EUR (bei unveranderter Beitragszahlung) nicht mehr erreicht
werden kann.

5.1.1.4.6 Ruckzahlung des BAV-Fdrderbetrages

Verféllt eine Anwartschaft auf Leistungen aus einer geforderten betrieblichen Altersver-
sorgung, z. B. wenn das Dienstverhéaltnis zum Arbeitnehmer vor Ablauf der Unverfall-
barkeitsfrist von drei Jahren endet (8§ 1b Abs. 1 BetrAVG in der ab 01.01.2018 geltenden
Fassung), und ergibt sich daraus eine ganz oder teilweise Riickzahlung der Beitrage an
den Arbeitgeber, sind die entsprechenden BAV-Forderbetrage zuriick zu gewéhren
(8 100 Abs. 4 Satz 2 bis 4 EStG).

Eine Verpflichtung zur Riickgewahrung des BAV-Forderbetrages ergibt sich jedoch nur,
soweit er auf den Ruckzahlungsbetrag an den Arbeitgeber entfallt (8§ 100 Abs. 4 Satz 3
EStG). Dies tragt dem Umstand Rechnung, dass nicht in allen Fallen mit der Verfallbar-
keit der Anwartschaft Ruckflisse an den Arbeitgeber erfolgen. Dies kann z. B. der Fall
sein bei einer verfallenen Invaliditats- und Hinterbliebenenversorgung im Zusammen-
hang mit der Beitragszusage im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 2a und § 21 ff. BetrAVG, bei
der alle Beitrage im Kollektiv verbleiben.

5.1.2 Direktzusage und Unterstiitzungskasse

Ruckstellungen fir Direktzusagen bzw. Zuwendungen an Unterstitzungskassen des Arbeit-
gebers sind keine Einnahmen im steuerrechtlichen Sinne. Dies gilt auf Grund des im Steuer-
recht geltenden Zuflussprinzips, auch fir Betrage, die im Zusammenhang mit Entgeltumwand-
lungen zu Direktzusagen bzw. Unterstlitzungskassen des Arbeitgebers geleistet werden.

5.2 Sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen

5.2.1 Steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds und fir Direkt-
versicherungen

5.2.1.1 Sozialversicherungsrechtlicher Freibetrag

Nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SVEV sind die nach § 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 sowie § 100 Abs. 6
Satz 1 EStG steuerfreien Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds und fir Direkt-
versicherungen (vgl. Ziffern 5.1.1.1.3 und 5.1.1.4) im Kalenderjahr bis zu insgesamt 4 % der
Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (in den alten und neuen
Bundesléandern einheitlich 2018 jahrlich 3.120 EUR bzw. monatlich 260 EUR) nicht dem
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sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt zuzurechnen und somit beitragsfrei. Dieser sozi-
alversicherungsrechtliche Freibetrag gilt auch fir darin enthaltene Betrage, die aus einer Ent-
geltumwandlung stammen (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV).

Die Aufwendungen kdnnen sowohl aus laufendem Arbeitsentgelt als auch aus Einmalzahlun-
gen finanziert werden.

5.2.1.2 Berucksichtigung des Freibetrags

Bei dem Freibetrag ist zu beachten, dass es sich hierbei um einen echten Freibetrag handelt,
d. h., dass nur der den Freibetrag Ubersteigende Betrag sozialversicherungspflichtig ist, so-
weit dieser zusammen mit dem ubrigen Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze
nicht Ubersteigt.

Der Freibetrag ist stets vom Bruttoarbeitsentgelt und nicht von dem auf die Beitragsbemes-
sungsgrenze begrenzten Arbeitsentgelt in Abzug zu bringen. Dies bedeutet, dass sich bei ei-
nem Arbeitnehmer mit einem monatlichen Bruttoarbeitsentgelt von mindestens 6.760 EUR (in
den alten Bundeslandern im Kalenderjahr 2018) keinerlei Auswirkungen auf die beitragsrecht-
liche Beurteilung ergeben, wenn fur diesen Arbeitnehmer jeweils ein monatlicher Freibetrag
von 260 EUR in Anspruch genommen wird, da das fur die Beitragsberechnung mafigebende
Arbeitsentgelt in H6he von (6.760 EUR - 260 EUR =) 6.500 EUR die Beitragsbemessungs-
grenze (West) nicht unterschreitet. Etwas anderes gilt, wenn der Freibetrag z. B. en bloc in
Anspruch genommen wird.

Die folgenden Beispiele fur Entgeltumwandlungen fir den Durchfiihrungsweg Pensionskasse
gelten entsprechend fir steuerfreie Entgeltumwandlungen zugunsten einer betrieblichen Al-
tersversorgung im Wege einer Direktzusage, einer Unterstiitzungskassenversorgung, eines
Pensionsfonds und einer Direktversicherung.

Beispiel 1

(monatlich gleich bleibende Bertcksichtigung des Freibetrags)

Beschaftigung in 2018 gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 3.100 EUR
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 280 EUR
Losung:

Laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung 2.820 EUR

mtl. Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR : 12 = 260 EUR
Sozialversicherungspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung

(280 EUR — 260 EUR) 20 EUR
Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 2.840 EUR
Beispiel 2

(jeweils maximale Beruicksichtigung des maoglichen Freibetrags)

Beschaftigung in 2018 gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 3.100 EUR
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 280 EUR
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Losung:
Maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR

Arbeitsentgelt i.S. der Sozialversicherung in den Monaten:

Januar bis November

mtl. 3.100 EUR — 280 EUR (Entgeltumwandlung = Freibetrag)

(verbrauchter Freibetrag insgesamt: 280 EUR x 11 Monate = 3.080 EUR, ver-
bleibender Freibetrag 3.120 EUR — 3.080 EUR = 40 EUR)

Dezember

3.100 EUR — 280 EUR (Entgeltumwandlung)

es steht aber nur noch ein Freibetrag von 40 EUR zur Verfiigung, also betragt
das sozialversicherungspflichtige Arbeitsentgelt

Beispiel 3

(monatlich gleich bleibende Bertcksichtigung des Freibetrags)
Beschaftigungsverhaltnis vom 01.03.2018 an gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von
Zulassige Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl.

Lésung:
Maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR =

Kontinuierlich beriicksichtigungsféahiger Freibetrag
(Jahresbetrag 3.120 EUR : 10 Beschaftigungsmonate im Kalenderjahr)

Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung (6.900 EUR — 500 EUR)

Sozialversicherungspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung
(500 EUR — 312 EUR)

Arbeitsentgelt i.S. der Sozialversicherung

Fur die Bemessung der Beitrdge zur Renten- und Arbeitslosenversicherung
maf3gebendes Arbeitsentgelt (begrenzt auf Beitragsbemessungsgrenze)

Beispiel 4

(jeweils maximale Berticksichtigung des mdglichen Freibetrags)
Beschaftigungsverhaltnis vom 01.03.2018 an gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von
Zulassige Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl.

Losung:
maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR =

Arbeitsentgelt i.S. der Sozialversicherung in den Monaten:

Méarz 2018 bis August 2018

mtl. 6.000 EUR — 500 EUR (Entgeltumwandlung = Freibetrag)
(verbrauchter Freibetrag insgesamt: 500 EUR x 6 Monate = 3.000 EUR,
verbleibender Freibetrag 120 EUR)

September 2018

6.000 EUR — 500 EUR (Entgeltumwandlung), als Rest-Freibetrag stehen nur
noch 120 EUR zur Verfligung, also 6.000 EUR — 120 EUR = 5.880 EUR Arbeits-
entgelt im Sinne der Sozialversicherung

2.820 EUR

3.060 EUR

6.900 EUR
500 EUR

3.120 EUR

312 EUR

6.400 EUR

188 EUR
6.588 EUR

6.500 EUR

6.000 EUR

500 EUR

3.120 EUR

5.500 EUR

5.880 EUR
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Oktober 2018 bis Dezember 2018
6.000 EUR — 500 EUR (Entgeltumwandlung) es steht kein Freibetrag mehr zur

Verfligung, also bleibt das Arbeitsentgelt in voller Hohe beitragspflichtig 6.000 EUR
Beispiel 5

(jeweils maximale Berticksichtigung des mdglichen Freibetrags)

Beschaftigungsverhaltnis vom 01.03.2018 an gegen ein mtl. Arbeitsentgelt von 6.000 EUR
Zulassige Entgeltumwandlung (Pensionskasse) als Einmalbetrag in einem belie-

bigen Monat (hier: Dezember 2018) 6.000 EUR
Losung:

maximaler Freibetrag: 4 % von 78.000 EUR = 3.120 EUR

Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung in den Monaten:

Mérz 2018 bis November 2018 mtl. 6.000 EUR
Dezember 2018

6.000 EUR — 6.000 EUR (Entgeltumwandlung) als Freibetrag stehen nur 3.120

EUR zur Verfiligung, also: 6.000 EUR — 3.120 EUR = 2.880 EUR

Die Beitrage zur Renten- und Arbeitslosenversicherung werden berechnet aus
2.880 EUR, obwohl im Dezember 2018 kein Arbeitsentgelt flieRt. Die Arbeitneh-
meranteile am Gesamtsozialversicherungsbeitrag konnen mit der nachsten Ent-
geltabrechnung einbehalten werden.

Wurde der Freibetrag in monatlichen Teilbetragen berlicksichtigt und kann er aufgrund
einer vorzeitigen Beendigung der Beschaftigung nicht mehr in voller Hohe ausge-
schopft werden, ist eine rickwirkende Berlcksichtigung des verbleibenden Freibetra-
ges in abgelaufenen Entgeltabrechnungszeitraumen mit der Folge nachtraglicher zu-
satzlicher Beitragsfreiheit nicht mdglich, da in das zum Zeitpunkt der Entgeltabrech-
nung rechtmafig abgewickelte Versicherungsverhéltnis nicht mehr riickwirkend einge-
griffen werden darf.

5.2.1.3 Arbeitgeberbezogener Steuerfreibetrag

Fur die Inanspruchnahme der Steuerfreiheit wird auf eine arbeitgeberbezogene Betrachtung
abgestellt. D. h., wechselt der Arbeitnehmer im Laufe des Kalenderjahres sein erstes Dienst-
verhaltnis, kann im neuen Dienstverhaltnis der Hochstbetrag des § 3 Nr. 63 EStG erneut in
Anspruch genommen werden. Diese Regelung wurde in der Sozialversicherung nachvollzo-
gen. Diein 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SVEV enthaltene Formulierung ,insgesamt” bezieht sich auf
die Durchfiihrungswege Pensionsfonds, Pensionskasse und Direktversicherung, die bei einem
Arbeitgeber in der Summe mit hochstens 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemei-
nen Rentenversicherung beitragsfrei geleistet werden kdnnen.

5.2.1.4 Steuerrechtliche Vervielfaltigungsregelungen

Zusatzlich zu dem Freibetrag nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG sehen § 3 Nr. 63 Satz 3 und 4
EStG Steuerfreibetrage fur Beitrage vor, die vom Arbeitgeber aus Anlass der Beendigung der
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Beschaftigung des Arbeitnehmers oder fur Zeiten des ruhenden Beschaftigungsverhalt-
nisses gezahlt werden (vgl. Ziffer 5.1.1.1.1). Durch die Bezugnahme in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9
SVEV auf 8§ 3 Nr. 63 Satz 1 und 2 EStG ist klargestellt, dass diese Steuerfreistellung in der
Sozialversicherung nicht (auch nicht im Rahmen des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV) zur
Beitragsfreiheit fihrt. Abfindungen fur den Verlust des Arbeitsplatzes im Sinne der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts vom 21.02.1990 - 12 RK 20/88 - (USK 9010) gehdéren jedoch
nicht zum Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung.

5.2.1.5 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung

Zu den steuerfreien Zuwendungen zahlen auch die Arbeitgeberzuschiisse nach § la
Abs. la bzw. § 23 Abs. 2 BetrAVG bei Entgeltumwandlung (vgl. Ziffer 5.1.1.1.3), die die-
ser grundsatzlich zu zahlen hat, wenn er durch die Entgeltumwandlung Sozialversiche-
rungsbeitrage einspart (vgl. Ziffer 4.4).

Wird durch den Arbeitgeberzuschuss der beitragsrechtliche Freibetrag Uberschritten,
ist der den Freibetrag Ubersteigende Teil dem beitragspflichtigen Arbeitsentgelt zuzu-
rechnen.

Dies gilt aufgrund des in der Sozialversicherung geltenden Entstehungsprinzips auch
dann, wenn der Arbeitgeberzuschuss nicht gezahlt wird, aber ein arbeitsrechtlicher An-
spruch darauf besteht.

Beispiel 1

Beschaftigung in 2018 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 3.500 EUR
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 240 EUR
Arbeitgeberzuschuss von 15% der Entgeltumwandlung 36 EUR
Lésung:

laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung (3.500 EUR — 240 EUR) 3.260 EUR
mtl. Freibetrag in 2018: 260 EUR

beitragspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung (240 EUR — 260 EUR 0 EUR
beitragspflichtiger Arbeitgeberzuschuss (240 EUR + 36 EUR — 260 EUR) 16 EUR
Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 3.276 EUR
Beispiel 2

Beschaftigung in 2018 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 6.250 EUR
Entgeltumwandlung (Pensionskasse) von mtl. 250 EUR
Arbeitgeberzuschuss von maximal der eingesparten SV-Beitrage 27 EUR

(RV: 9,3 % von 250 EUR = 23,25 EUR, AlV: 1,5 % von 250 EUR = 3,75 EUR;
15 % der Entgeltumwandlung von 37,50 EUR > Summe der eingesparten SV-
Beitrdge von 27 EUR)
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Losung:

laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung 6.000 EUR
mtl. Freibetrag in 2018: 260 EUR

beitragspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung (250 EUR — 260 EUR) 0 EUR
beitragspflichtiger Arbeitgeberzuschuss (250 EUR + 27 EUR — 260 EUR) 17 EUR
Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 6.017 EUR

Ubernimmt der Arbeitgeber den auf den beitragspflichtigen Arbeitgeberzuschuss ent-
fallenden Arbeithehmerbeitragsanteil, liegt ein beitragspflichtiger geldwerter Vorteil
vor. Die Ubernahme des auf diesen geldwerten Vorteil entfallenden Arbeitnenmerbei-
trags wird nicht als beitragspflichtig angesehen.

5.2.1.6 Arbeitgeberbeitrag fir Arbeitnenmer mit geringerem Verdienst

Ubersteigt der Arbeitgeberbeitrag fir Arbeitnehmer mit geringem Verdienst (vgl. Ziffer
5.1.1.4) den Steuerfreibetrag nach 8§ 100 Abs. 6 EStG von 480 EUR im Kalenderjahr, ist
der diesen Freibetrag tbersteigende Arbeitgeberbeitrag nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG bis
Zu 8 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung steuerfrei.

Wahrend neben dem Steuerfreibetrag nach § 100 Abs. 6 EStG demnach auch der volle
Steuerfreibetrag nach 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG in Anspruch genommen werden kann, kann
der beitragsrechtliche Freibetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV nur einmal in An-
spruch genommen werden. Demnach kann fur Arbeitnehmer mit geringem Verdienst
neben der Inanspruchnahme des steuer- und beitragsfreien Arbeitgeberbeitrages nach
§ 100 Abs. 6 EStG von bis zu 480 EUR nur in Hohe der Differenz bis 4 % der Beitragsbe-
messungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung im Kalenderjahr ein hoherer Ar-
beitgeberbeitrag oder eine Entgeltumwandlung beitragsfrei erfolgen.

Bei dem Forderbetrag fir den Arbeitgeber handelt es sich nicht um einen geldwerten
Vorteil fir den Arbeitnehmer, der der Beitragspflicht unterliegen kdnnte.

Beispiel

Beschaftigung in 2018 gegen ein monatliches Arbeitsentgelt von 2.200 EUR
Arbeitgeberbeitrag nach § 100 Abs. 6 EStG von mtl. 40 EUR
Entgeltumwandlung (Direktversicherung) von mtl. 230 EUR
Lésung:

laufendes Arbeitsentgelt nach Entgeltumwandlung (2.200 EUR - 230 EUR) 1.970 EUR
mtl. Freibetrag in 2018: 260 EUR — 40 EUR = 220 EUR

beitragspflichtiger Betrag der Entgeltumwandlung (230 EUR — 220 EUR) 10 EUR
Sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt 1.980 EUR
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5.2.2 Pauschal besteuerte Zuwendungen an Pensionskassen und fur Direktversiche-
rungen

5.2.2.1 Pauschalierungsbetrag und sozialversicherungsrechtlicher Freibetrag

Nach 8§ 40b EStG a. F. pauschal besteuerte Zuwendungen an eine Pensionskasse und
far eine Direktversicherung (vgl. Ziffer 5.1.1.2) werden nach 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SVEV
nicht dem sozialversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt zugerechnet und sind somit
beitragsfrei, wenn sie zusatzlich zum Arbeitsentgelt gewahrt werden. Dies gilt auch flr
darin enthaltene Betrage, die aus einer Entgeltumwandlung von Einmalzahlungen stam-
men.

Der sich aus 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SVEV ergebende sozialversicherungsrechtliche Frei-
betrag in Héhe des Pauschalierungshdchstbetrages von 1.752 EUR / 2.148 EUR im Jahr,
findet neben dem sich aus 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SVEV ergebenden sozialversiche-
rungsrechtlichen Freibetrag in Hohe von 4% der Beitragsbemessungsgrenze der allge-
meinen Rentenversicherung Anwendung. Eine gegenseitige Anrechnung der sozialver-
sicherungsrechtlichen Freibetrage erfolgt nicht.

5.2.2.2 Direktversicherung ohne Rentenleistungi. S. des 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG

Beitrage zu Direktversicherungen, die die Voraussetzungen des 8§ 3 Nr. 63 Satz 1 EStG nicht
erfllen (keine Rentenleistung oder kein Auszahlungsplan vorgesehen), sind nach § 1 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 SVEV sozialversicherungsrechtlich dann kein Arbeitsentgelt,

- wenn sie nach § 40b EStG a. F. pauschal besteuert werden
und

- essich um zusatzliche Leistungen des Arbeitgebers handelt, die neben dem laufenden
Arbeitsentgelt gezahlt

werden.

Da Einmalzahlungen zu diesen Direktversicherungen als zusatzlich zum laufenden Arbeitsent-
gelt erbracht erachtet werden, kénnen auch diese bei pauschaler Besteuerung im Rahmen
des 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SVEV bis zu 1.752 EUR / 2.148 EUR beitragsfrei fur die Direktver-
sicherungen verwendet werden. Einmalzahlungen, die - ungeachtet der arbeitsrechtlichen Zu-
lassigkeit - in jedem Kalendermonat zu einem Zwolftel zur Auszahlung gelangen, verlieren
allerdings ihren Charakter als einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im Sinne des § 23a SGB IV
und sind damit als laufendes Arbeitsentgelt zu qualifizieren.

Sofern demnach fir pauschal besteuerte Direktversicherungsbeitrage laufendes Arbeitsent-
gelt verwendet wird, flihrt dies nicht zu einer Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts.
Das heil3t, dass die aus dem laufenden Arbeitsentgelt finanzierten Beitrage flr eine entspre-
chende Direktversicherung auch bei einer vorgenommenen Pauschalbesteuerung der Bei-
tragspflicht unterliegen. Im Falle der Verwendung einer Einmalzahlung fiir die Beitragszahlung
zur Direktversicherung darf die beitragspflichtige Einmalzahlung auch nur um den Betrag der
pauschal besteuerten Beitragsleistung gekiirzt werden. Ist die Einmalzahlung niedriger als die
Beitragsleistung, kann folglich nur der Zahlbetrag der Einmalzahlung beitragsfrei belassen
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werden, da eine Umwandlung von laufendem Arbeitsentgelt in Beitragsleistungen fir die Di-
rektversicherung nicht zu einer Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts fuhrt (Netto-
entgeltverwendung).

Soweit der Arbeitgeber zusatzlich zum Arbeitsentgelt gezahlte Direktversicherungsbeitrage
wahrend der Elternzeit oder des Grundwehr- bzw. Zivildienstes weiterhin zahlt, werden diese
dennoch als ,zusatzliche" Leistung des Arbeitgebers angesehen, obwohl sie in dieser Zeit die
einzige Arbeitgeberleistung darstellen.

Die Regelung in 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SVEV, wonach auch die in den — zusatzlich zu Lohnen
und Gehéltern gewahrten — pauschal besteuerten Direktversicherungsbeitragen enthaltenen
Betrage aus einer Entgeltumwandlung nicht dem Arbeitsentgelt zugerechnet werden, bezieht
sich lediglich auf die vor dieser gesetzlichen Klarstellung zum 01.01.2009 zugelassene bei-
tragsfreie Verwendung von Einmalzahlungen fiir Direktversicherungsbeitrage. Eine dartber
hinausgehende Mdglichkeit der beitragsfreien Entgeltumwandlung von laufendem Arbeitsent-
gelt wird damit nicht zugelassen, da es in diesen Fallen weiterhin an der erforderlichen Zu-
satzlichkeit der Direktversicherungsbeitrage fehilt.

Die vorgenannten Voraussetzungen flr die Beitragsfreiheit der Entgeltumwandlung zu
einer Direktversicherung nach 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 SvEV gelten auch fur Direktversi-
cherungen, die im Rahmen des § 52 Abs. 40 EStG erstmals nach 2017 nach § 40b EStG
a. F. pauschal besteuert werden.

5.2.2.3 Direktversicherung mit Rentenleistung i. S. des 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG

Bei Direktversicherungsvertragen, die die Voraussetzungen des 8 3 Nr. 63 Satz 1 EStG erflil-
len (Rentenleistung oder Auszahlungsplan vorgesehen), ist fir die Beitrage zu der Direktver-
sicherung kraft Gesetzes vorrangig die Steuerfreiheit auszuschopfen (8§ 52 Abs. 40 Satz 2
EStG). Die Beitrage zu dieser Direktversicherung sind tber 8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV bis
zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung dem Arbeitsent-
gelt in der Sozialversicherung nicht hinzuzurechnen und damit beitragsfrei. Das gilt auch fiir
Entgeltumwandlungen unabhangig davon, ob sie aus laufendem oder einmalig gezahltem Ar-
beitsentgelt finanziert werden.

Soweit der Arbeitnehmer jedoch nach § 52 Abs. 4 Satz 12 EStG auf die Steuerfreiheit
nach § 3 Nr. 63 EStG zugunsten der Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG a. F. ver-
zichtet hat, ist nur der Teil der Direktversicherungsbeitrdge nicht dem Arbeitsentgelt
hinzuzurechnen, der aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt finanziert wird.°

5.2.2.4 Pensionskasse

Fur Zuwendungen an eine Pensionskasse, die nach § 40b a. F. EStG pauschal besteuert
werden, gelten die Aussagen unter Ziffer 5.2.2.2 entsprechend.

10 Nach dem in Fn. 1 angefiihrten Gesetzentwurf soll die Vorrangigkeitsregelung nach § 52 Abs. 40 Satz 2
EStG sowie die Notwendigkeit des Arbeitnehmerverzichts zur Anwendung des 8§ 3 Nr. 63 EStG entfallen
(vgl. Fn. 3 und 5). Vielmehr kann dann der Arbeitgeber auch bei Direktversicherungen entscheiden, ob er
die Pauschalbesteuerung nach 8§ 40b EStG a. F. anwendet, wenn die Voraussetzungen dafir vorliegen.
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5.2.3 Direktzusage und Unterstitzungskasse

Da Ruckstellungen fur Direktzusagen und Beitrage zu Unterstitzungskassen des Arbeitgebers
keine Einnahmen im steuerrechtlichen Sinne sind, handelt es sich auch nicht um Arbeitsentgelt
nach § 14 Abs. 1 SGB IV. Die Arbeitgeberriickstellungen und -beitrage sind daher beitragsfrei.

Beitrage, die vom Arbeitnehmer im Zusammenhang mit Entgeltumwandlungen zu Direktzusa-
gen des Arbeitgebers und Unterstiitzungskassen geleistet werden, gelten nach 8 14 Abs. 1
Satz 2 SGB IV bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversiche-
rung nicht als Arbeitsentgelt, wobei es unerheblich ist, ob die Aufwendungen aus laufendem
Arbeitsentgelt oder aus Einmalzahlungen finanziert werden.

5.2.4 Sicherungsbeitrag fir Beitragszusage

Fur die neue Zusageform der betrieblichen Altersversorgung als reine Beitragszusage
(8 1 Abs. 2 Nr. 2a BetrAVG) soll als Ausgleich fur den Wegfall der Einstandspflicht des
Arbeitgebers flr die Versorgungsleistung im Tarifvertrag vereinbart werden, dass der
Arbeitgeber einen Sicherungsbeitrag zahlt (8 23 Abs. 1 BetrAVG). Der Sicherungsbei-
trag kann dazu genutzt werden, die Versorgungsleistung (Betriebsrente) etwa dadurch
zusatzlich abzusichern, dass die Versorgungseinrichtung einen héheren Kapitalde-
ckungsgrad oder eine konservativere Kapitalanlage realisiert; im Rahmen eines kol-
lektiven Sparmodells kann er auch zum Aufbau kollektiven Kapitals verwendet werden.

Der Sicherungsbeitrag ist nach 8 3 Nr. 63a EStG steuerfrei, soweit er nicht unmittelbar
dem einzelnen Beschéftigten direkt gutgeschrieben oder zugerechnet wird. Bei diesen
Beitragen handelt es sich daher nicht um einen geldwerten Vorteil fir den Beschaftig-
ten. Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung liegt nicht vor. Werden
Sicherungsbeitrage hin-gegen nicht lediglich fur die zusétzliche Absicherung der reinen
Beitragszusage gezahlt, sondern dem einzelnen Beschaéftigten direkt gutgeschrieben
oder zugerechnet, gelten die allgemeinen steuer- und beitragsrechtlichen Regelungen
far Beitrage zur kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung.

5.2.5 Entgeltumwandlung wahrend Altersteilzeit

Eine beitragsfreie und nicht zu einem Storfall fihrende Verwendung von Wertguthaben fur
eine Entgeltumwandlung ist gesetzlich nicht ausdrticklich geregelt (88 7 Abs. 1a, 23b SGB V).
Unter bestimmten Voraussetzungen ist eine nicht zu einem Storfall flihrende Entgeltumwand-
lung jedoch mdglich.

Bei Altersteilzeitarbeit mit diskontinuierlicher Verteilung der Arbeitszeit (Blockmodell) ist Vo-
raussetzung, dass der Arbeitgeber wahrend der Arbeitsphase die Hélfte des Vollzeitarbeits-
entgelts (vor der Entgeltumwandlung) ins Wertguthaben einstellt und festgelegt wird, dass
auch wahrend der Freistellungsphase aus diesem Wertguthaben eine entsprechende Entgel-
tumwandlung erfolgt. Dabei muss die Entgeltumwandlung nicht bereits zu Beginn der Arbeits-
phase einsetzen. Es ist ausreichend, wenn mindestens im letzten Monat der Arbeitsphase mit
der Entgeltumwandlung begonnen wird. Eine tatsachliche und ausschlie3liche Entgeltum-
wandlung wahrend der Freistellungsphase ist nicht mdglich.
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Die Entgeltumwandlungsbetréage sind wahrend der Arbeits- und Freistellungsphase verander-
bar (z. B. auf Grund von Dynamisierungsregelungen oder der Reduzierung der Entgeltum-
wandlungsbetrage). Dies schliel3t auch die Beendigung der Entgeltumwandlung wahrend der
Freistellungsphase ein. Eine ,spiegelbildliche* Entgeltumwandlung bezogen auf die HOhe
und/oder die Zeit ist nicht erforderlich. Auch eine ausschlieR3lich in der Arbeitsphase erfolgende
Entgeltumwandlung ist mdglich. Da fir die Berechnung der zusatzlichen Beitrége zur Renten-
versicherung (8 163 Abs. 5 SGB VI) das Arbeitsentgelt nach der Entgeltumwandlung als Re-
gelarbeitsentgelt zugrunde zu legen ist, wirkt sich die Beendigung der Entgeltumwandlung ent-
sprechend auf die zusatzlichen Rentenversicherungsbeitrage aus.

Ein Storfall fuhrt immer dazu, dass das nicht dem eigentlichen Verwendungszweck zugefihrte
Wertguthaben der Storfallbeitragsberechnung unterliegt. Werden lediglich einzelne Teile eines
Gesamtwertguthabens nicht vereinbarungsgeman, d. h. nicht fir eine versicherte Freistel-
lungsphase verwendet, fihrt dies nicht dazu, dass das Gesamtwertguthaben vollstandig ver-
beitragt werden muss. Soweit eine Entgeltumwandlung ausschlie3lich wahrend der Freistel-
lungsphase der Altersteilzeit erwogen wird ist zu beachten, dass diese Entgeltumwandlung
beziglich der Umwandlungshdhe eine Storfallbeitragsberechnung nach sich zieht. Diese fuhrt
bei monatlich vorgenommener Entgeltumwandlung in der Konsequenz u. a. zu einer monatli-
chen Meldung zur Sozialversicherung (Storfallmeldung; Grund der Abgabe 55).

Bei einer Altersteilzeit mit kontinuierlicher Reduzierung der Altersteilzeitarbeit (Teilzeitmodell)
kann eine beitragsfreie Entgeltumwandlung jederzeit vereinbart, gedndert oder beendet wer-
den.

5.2.6 Arbeitgeberleistungen im Sinne des 8§ 23c Abs. 1 SGB IV

Nach § 23c Abs. 1 SGB |V gelten Zuschiisse des Arbeitgebers zum Kranken-, Verletzten-,
Ubergangs-, Pflegeunterstiitzungs- oder Krankentagegeld sowie sonstige Einnahmen aus
einer Beschaftigung, die fiir die Zeit des Bezugs von Kranken-, Krankentage-, Versorgungs-
kranken-, Verletzten-, Ubergangs-, Pflegeunterstiitzungs-, Mutterschafts-, Erziehungs- oder
Elterngeld weiter erzielt werden, unter bestimmten Voraussetzungen als beitragspflichtiges
Arbeitsentgelt. Die fur Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen weitergezahlten Beitrdge, die
nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SvEV nicht zum Arbeitsentgelt zu rechnen sind, kénnen dabei
von vornherein als Arbeitsentgelt ausgeschlossen werden. Auf eine stufenweise Prifung (zu-
nachst Feststellung der beitragspflichtigen Einnahmen nach 8§ 23c Abs. 1 SGB 1IV) und an-
schlieRende Anwendung von 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 SVEV kann verzichtet werden.

6 Umlagefinanzierte betriebliche Altersversorgung

6.1 Steuerrechtliche Behandlung von Pensionskassenumlagen

Laufende Zuwendungen des Arbeitgebers sind nach § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Satz 1 EStG aus
dem ersten Dienstverhaltnis an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalgedeckten
betrieblichen Altersversorgung steuerfrei. Voraussetzung ist, dass die Auszahlung der zuge-
sagten Alters-, Invaliditats- oder Hinterbliebenenversorgung in Form einer Rente oder eines
Auszahlungsplans (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des Altersvorsorgevertrage-Zertifizierungsgeset-
zes) vorgesehen ist. Diese Steuerfreiheit gilt jedoch nur, soweit die Zuwendungen (derzeit) im
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Kalenderjahr 2 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung
nicht Gbersteigen.

Dieser Steuerfreibetrag betragt somit 2018 monatlich 130 EUR (bzw. jahrlich 1.560 EUR). An-
stelle der monatlich gleichbleibenden Beriicksichtigung des Steuerfreibetrags im sog. Verteil-
modell, wird im sog. Aufzehrmodell zu Beginn des Jahres der jeweils hochstmdgliche Teil des
Jahressteuerfreibetrags bertcksichtigt, bis dieser vollstandig aufgebraucht ist. Ab 2020 steigt
der Steuerfreibetrag auf 3 % und ab 2025 auf 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der
allgemeinen Rentenversicherung.

Die steuerfreien Betrage der umlagefinanzierten Versorgungssysteme sind um die nach § 3
Nr. 63 Satz 1, 3 oder 4 EStG steuerfreien Betrage der kapitalgedeckten betrieblichen Alters-
versorgung zu mindern (8 3 Nr. 56 Satz 3 EStG); allerdings bleibt die Mdglichkeit der Pau-
schalbesteuerung nach § 40b Abs. 1 EStG bestehen.

6.2 Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Pensionskassenumlagen

6.2.1 Beitragsrechtliche Berlicksichtigung der Steuerfreiheit

Die beitragsrechtliche Beurteilung der Zuwendungen richtet sich nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a
sowie der Satze 3 und 4 SVEV.

Fir die beitragsrechtliche Beurteilung gelten folgende Regelungen:

a) Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV sind die Zuwendungen, soweit sie hach § 3 Nr. 56
EStG steuerfrei sind oder nach § 40b EStG pauschal besteuert werden, dem beitrags-
pflichtigen Arbeitsentgelt nicht hinzuzurechnen, wenn sie zusétzlich zu Lohnen und Ge-
haltern gewahrt werden. Diese Beitragsfreiheit wird allerdings fur Zuwendungen zu Pensi-
onskassen mit einer besonderen Versorgungsregelung i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV
(Versorgungsregelung sieht mindestens bis zum 31. Dezember 2000 vor der Anwendung
etwaiger Nettobegrenzungsregelungen eine allgemein erreichbare Gesamtversorgung von
mindestens 75 Prozent des gesamtversorgungsfahigen Entgelts und nach dem Eintritt des
Versorgungsfalles eine Anpassung nach Maf3gabe der Entwicklung der Arbeitsentgelte im
Bereich der entsprechenden Versorgungsregelung oder gesetzlicher Versorgungsbeziige
vor) durch § 1 Abs. 1 Satze 3 und 4 SvVEV eingeschrankt bzw. aufgehoben.

b) Fur Zuwendungen zu Pensionskassen mit einer besonderen Versorgungsregelung i. S.
des 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV ist die Summe aus dem nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreien
und dem nach § 40b EStG pauschal besteuerten Anteil der Zuwendung, héchstens jedoch
monatlich 100 EUR, bis zur H6he von 2,5 % des fiir ihre Bemessung malRgebenden Ent-
gelts — vermindert um 13,30 EUR — dem Arbeitsentgelt zuzurechnen (Hinzurechnungsbe-
trag nach 8 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV). Soweit der Umlagesatz den Betrag von 2,5 % nicht
erreicht, tritt bei der Ermittlung des Hinzurechnungsbetrags dieser Umlagesatz an die
Stelle des Faktors von 2,5 %.

c) Istnach 81 Abs. 1 Satz 3 SVEV ein beitragsrechtlicher Hinzurechnungsbetrag zu ermitteln,
sind daruiber hinaus die Zuwendungen nach 8§ 3 Nr. 56 und 8§ 40b EStG, die in der Summe
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monatlich 100 EUR Ubersteigen, ebenfalls dem Arbeitsentgelt zuzurechnen (8§ 1 Abs. 1
Satz 4 SVEV).

Aus diesen Vorgaben ergibt sich folgende Beurteilung fur den geldwerten Vorteil der Zuwen-
dung:

e Zunachst ist zu berucksichtigen, dass die Teile der Zuwendung, die die Summe aus dem
steuerfreien Anteil und dem hochstmdéglichen pauschal besteuerbaren Betrag Gibersteigen,
von vornherein bereits individuell steuer- und beitragspflichtig sind.

e Der steuerfreie und der pauschal besteuerbare Anteil der Zuwendung sind zu addieren
und grundsatzlich nicht dem Arbeitsentgelt zuzurechnen.

e Aus dieser Summe ist bis zu einem Betrag in Hohe von 100 EUR ein Hinzurechnungsbe-
trag zu bilden und dem Arbeitsentgelt zuzurechnen, wenn eine besondere Versorgungsre-
gelung i. S. des § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV besteht.

e |Ist ein Hinzurechnungsbetrag zu bilden und Ubersteigt die Summe aus steuerfreier und
pauschal besteuerbarer Zuwendung den Betrag von 100 EUR, ist der Gber 100 EUR hin-
ausgehende Betrag in vollem Umfang ebenfalls dem Arbeitsentgelt zuzurechnen.

Beispiel 1:
Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR
Arbeitgeberumlage (8,5 %) 297,50 EUR

Es besteht keine Versorgungsregelung i. S. des 8 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV.

Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

Gesamtbetrag der Umlage: 297,50 EUR
. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %) 130,00 EUR
.. pauschal besteuerter Anteil 146,00 EUR
= individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil: 21,50 EUR
Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 21,50 EUR
= 3.521,50 EUR
Beispiel 2:
Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR
Umlage (8,26 %) 289,10 EUR
Arbeitgeberanteil (6,45 %) 225,75 EUR
Arbeitnehmerbeitrag (1,81%) 63,35 EUR
a) Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils:
Arbeitgeberanteil der Umlage: 225,75 EUR
/. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %) 130,00 EUR
.. pauschal besteuerter Anteil! 92,03 EUR
= individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil: 3,72 EUR

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 1
Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

11 von dem vom Arbeitgeber zu tragenden Teil der Umlage werden 92,03 EUR pauschal versteuert (§ 37 Abs. 2
Tarifvertrag Altersversorgung — ATV fiir die Beschéftigten des Tarifgebiets West bei Zugehorigkeit zur VBL). An-
sonsten liegt der Grenzbetrag bei 89,48 EUR (8 16 Abs. 2 ATV). Soweit Arbeitgeber des 6ffentlichen Dienstes (z.
B. Sparkassen) den vollen Pauschalierungsbetrag des § 40b EStG in Hohe von 146 EUR bzw. 179 EUR monat-
lich ausschopfen, ist dieser Betrag anstelle von 92,03 EUR oder 89,48 EUR anzusetzen.
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Steuerfreier Anteil nach 8§ 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %) 130,00 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil 92,03 EUR
= 222,03 EUR
.. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 122,03 EUR
c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:
(100,00 EUR : 6,45 x 100 =) 1550,39 EUR x 2,5 % 38,76 EUR
. 13,30 EUR
25,46 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 3,72 EUR
+ Grenzbetrag n. 8 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil 122,03 EUR
+ Hinzurechnungsbetrag nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 25,46 EUR
insgesamt 151,21 EUR 151,21 EUR
= 3.651,21 EUR
Beispiel 3:
Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt 2.200,00 EUR
Umlage (8,26 %) 181,72 EUR
Arbeitgeberanteil (6,45 %) 141,90 EUR
Arbeitnehmerbeitrag (1,81%) 39,82 EUR

a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfallt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 1
Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

Steuerfreier Anteil nach 8 3 Nr. 56 EStG (6.500 EUR x 2 %) 130,00 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil (141,90 EUR - 130,00 EUR) 11,90 EUR
= 141,90 EUR
. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 41,90 EUR

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:

(100,00 EUR : 6,45 x 100 =) 1.550,39 EUR x 2,5 % = 38,76 EUR
. 13,30 EUR
25,46 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 3.000,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 0,00 EUR
+ Grenzbetrag n. 8 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil 41,90 EUR
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 25,46 EUR
insgesamt 67,36 EUR 67,36 EUR
= 3.067,36 EUR
Beispiel 4:
Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt 1.000,00 EUR
Umlage (8,26 %) 82,60 EUR
Arbeitgeberanteil (6,45 %) 64,50 EUR
Arbeitnehmerbeitrag (1,81 %) 18,10 EUR
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a) Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfallt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m. Abs. 1
Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SVEV:

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 82,60 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil (0 EUR ) 0 EUR
= 82,60 EUR
1. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 0,00 EUR

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:

(64,50 EUR : 6,45 x 100 =) 1.000 EUR x 2,5 % 25,00 EUR
. 13,30 EUR
11,70 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 1.000,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 0,00 EUR
+ Grenzbetrag n. 8 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil 0,00 EUR
+ Hinzurechnungsbetrag nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 11,70 EUR
insgesamt 11,70 EUR 11,70 EUR
= 1.011,70 EUR
Beispiel 5:
Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt 820,00 EUR
Umlage (8,26 %) 67,73 EUR
Arbeitgeberanteil (6,45 %) 52,89 EUR
Arbeitnehmerbeitrag (1,81%) 14,84 EUR

a) Ermittlung eines von vornherein steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfallt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m.
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV entfallt

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV:

(52,89 EUR : 6,45 x 100 =) 820,00 EUR x 2,5% 20,50 EUR
. 13,30 EUR
7,20 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:

laufendes Arbeitsentgelt 820,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):

individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil 0,00 EUR

+ Grenzbetrag n. 8 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil 0,00 EUR

+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 7,20 EUR

insgesamt 7,20 EUR 7,20 EUR
= 827,20 EUR

Ein geldwerter Vorteil auf Basis des Hinzurechnungsbetrags nach 8 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV
kann dem Arbeitnehmer nur zugerechnet werden, wenn ihm dieser Vorteil auch tatséchlich zu
Gute kommt. Deshalb ist in den Féllen, in denen der Umlagesatz weniger als 2,5 % betragt,
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dem Arbeitsentgelt nach 8 1 Abs. 1 Satz 3 SvVEV nur ein Vomhundertsatz des zusatzversor-
gungspflichtigen Arbeitsentgelts hinzuzurechnen, der der H6he nach dem vom Arbeitgeber zu
tragenden Umlagesatz entspricht. Der hiernach ermittelte Hinzurechnungsbetrag vermindert
sich gemaR 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV zweiter Halbsatz monatlich um 13,30 EUR.

Beispiel 6:
Zusatzversorgungspflichtiges Arbeitsentgelt 2.000,00 EUR
Arbeitgeberumlage (1 %) 20,00 EUR

a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfallt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m.
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

Steuerfreier Anteil nach 8§ 3 Nr. 56 EStG 20,00 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil 0,00 EUR
= 20,00 EUR
1. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 0,00 EUR

c) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV:

(20 EUR : 1 x 100 =) 2.000 EUR x 1,0 % 20,00 EUR
JA. 13,30 EUR
6,70 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 2.000,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR
+ Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil: 0,00 EUR
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 6,70 EUR
insgesamt 6,70 EUR 6,70 EUR
= 2.006,70 EUR

Wird der Steuerfreibetrag nach § 3 Nr. 56 EStG nicht in gleichbleibender Hohe jeden Monat
(sog. Verteilmodell), sondern zu Beginn des Jahres in jeweils maximaler Hohe des Jahres-
steuerfreibetrags bertcksichtigt, bis dieser vollstandig aufgebraucht ist (sog. Aufzehrmodell),
wirkt sich dies entsprechend auf die Ermittlungsschritte zur Feststellung des beitragsrechtli-
chen Anteils der Zuwendung aus. Das steuer- und beitragspflichtige Arbeitsentgelt erhoht
sich dabei beim Aufzehrmodell in den Monaten, in denen auf Grund des verbrauchten Steu-
erfreibetrags lediglich von der (begrenzten) Pauschalbesteuerung nach § 40b EStG Ge-
brauch gemacht werden kann.

6.2.2 Aufrechnung steuerfreier Aufwendungen

6.2.2.1 Unmittelbare Aufrechnung

Werden sowohl Zuwendungen fir eine umlagefinanzierte Pensionskasse als auch Aufwen-
dungen fir eine kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung erbracht, ist zu bertcksichtigen,
dass die Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG der Steuerfreiheit nach 8§ 3 Nr. 56 EStG vorgeht.
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Dies gilt unabhangig davon, ob die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Betrage arbeitgeberfi-
nanziert sind oder auf einer Entgeltumwandlung aus dem Bruttoarbeitsentgelt des Arbeitneh-
mers beruhen. Nach § 3 Nr. 56 Satz 3 EStG mindern die nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien
Betrage den steuerfreien Hochstbetrag des § 3 Nr. 56 EStG. Die Zuwendungen fir eine um-
lagefinanzierte Pensionskasse sind daher nach § 3 Nr. 56 EStG nur steuerfrei, soweit die nach
§ 3 Nr. 63 EStG steuerfreien Aufwendungen (Aufwendungen des Arbeitgebers flr eine kapi-
talgedeckte Altersversorgung in den Durchfiihrungswegen Direktversicherung, Pensionsfonds
oder - kapitalgedeckte - Pensionskasse oder entsprechende Aufwendungen des Arbeitneh-
mers aus einer Entgeltumwandlung) den steuerfreien Hochstbetrag nach § 3 Nr. 56 EStG von
derzeit 2 % der Beitragsbemessungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung unterschrei-
ten.

Soweit sich der nach § 3 Nr. 56 EStG steuerfreie Hochstbetrag um den Betrag der nach § 3
Nr. 63 EStG steuerfreien Aufwendungen verringert, ergibt sich folgende Beurteilung (Ver-
gleichsberechnung):

a) Ist die Differenz groR3er als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensionskasse,
so bleibt der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensionskasse in voller Hoéhe nach
§ 3 Nr. 56 EStG steuerfrei.

b) Ist die Differenz geringer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensions-
kasse, dann wird der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten Pensionskasse nur noch
in Hohe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Betrag von 2 % der Beitragsbemessungs-
grenze der allgemeinen Rentenversicherung und den nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfreien
Aufwendungen im Rahmen § 3 Nr. 56 EStG steuerfrei belassen. Der Restbetrag der Ar-
beitgeberumlage wird entweder individuell steuerpflichtig oder kann pauschal besteuert
werden.

c) Das Ergebnis der steuerlichen Beurteilung ist Ausgangsbasis fir die Ermittlung des sozi-
alversicherungsrechtlichen Hinzurechnungsbetrags.

Beispiel 1:

Aufbau der Altersversorgung durch umlagefinanzierte und kapitalgedeckte Pensionskasse
Alleinige Beitragstragung des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse (Umlage 1 %)
Aufwendungen zur kapitalgedeckten Pensionskasse in Héhe von 1 %, die jeweils vom
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zur Halfte getragen werden.

Die Arbeitnehmeraufwendungen werden nicht durch eine Entgeltumwandlung aus dem
Bruttoarbeitsentgelt finanziert.

Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt = 2.000,00 EUR
vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (1%) = 20,00 EUR
Aufwendungen des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten Pensionskasse

0,5 % von 2.000,00 EUR = 10,00 EUR
Ldsung

Steuerliche Beurteilung:

Die Aufwendungen des Arbeitgebers in Hohe von 10,00 EUR zur kapitalgedeckten
Pensionskasse sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.
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Vergleichsberechnung: 130,00 EUR ./. 10,00 EUR = 120,00 EUR.

Die Differenz von 120,00 EUR Ubersteigt den Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten
Pensionskasse (20,00 EUR). Damit bleibt der Betrag von 20,00 EUR in voller Héhe nach § 3
Nr. 56 EStG steuerfrei und bildet die Ausgangsbasis fur die Ermittlung des sv-pflichtigen Anteils.

Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung:
a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfallt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4 i.V.m.
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SVEV:

Steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 20,00 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil 0,00 EUR
= 20,00 EUR
. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach § 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 0,00 EUR

¢) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV:

(20 EUR : 1 x 100 =) 2.000 EUR x 1,0 v.H. = 20,00 EUR
A 13,30 EUR
6,70 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 2.000,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR
+ Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil: 0,00 EUR
+ Hinzurechnungsbetrag nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 6,70 EUR
insgesamt 6,70 EUR 6,70 EUR
= 2.006,70 EUR
Beispiel 2:

Aufbau der Altersversorgung durch umlagefinanzierte und kapitalgedeckte Pensionskasse
Alleinige Beitragstragung des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse (Umlage 2 %)
Aufwendungen zur kapitalgedeckten Pensionskasse in Héhe von 5 %, die jeweils vom
Arbeitgeber und vom Arbeitnehmer zur Halfte getragen werden.

Die Arbeitnehmeraufwendungen werden nicht durch eine Entgeltumwandlung aus dem
Bruttoarbeitsentgelt finanziert.

Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt = 3.500,00 EUR
vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (2 %) = 70,00 EUR
Aufwendungen des Arbeitgebers zur kapitalgedeckten Pensionskasse

2,5 % von 3.500,00 EUR = 87,50 EUR
Ldsung

Steuerliche Beurteilung:

Die Aufwendungen des Arbeitgebers in Hohe von 70,00 EUR zur kapitalgedeckten
Pensionskasse sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.

Vergleichsberechnung: 130,00 EUR ./. 87,50 EUR = 42,50 EUR.
Die Differenz von 42,50 EUR ist geringer als der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten

Pensionskasse (70,00 EUR). Damit ist der Arbeitgeberbeitrag zur umlagefinanzierten
Pensionskasse nur noch in Héhe von 42,50 EUR nach 8§ 3 Nr. 56 EStG steuerfrei. Der
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Restbetrag von 27,50 EUR wird nach 8§ 40b EStG pauschal besteuert. Die Summe der Betrége
aus 42,50 EUR und 27,50 EUR bildet die Ausgangsbasis fur die Ermittlung des sv-pflichtigen
Anteils.

Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung:
a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils entfallt

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4i.V.m.
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

Steuerfreier Anteil nach 8§ 3 Nr. 56 EStG 42,50 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil 27,50 EUR
= 70,00 EUR
.. Grenzbetrag nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach 8 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 0,00 EUR

¢) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV:

(70 EUR : 2 x 100 =) 3.500 EUR x 2,0 v.H. = 70,00 EUR
. 13,30 EUR
56,70 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:
laufendes Arbeitsentgelt 3.500,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):
individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR
+ Grenzbetrag n. 8 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil: 0,00 EUR
+ Hinzurechnungsbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 56,70 EUR
insgesamt 56,70 EUR__ 56,70 EUR
= 3.556,70 EUR
Beispiel 3:

Aufbau der Altersversorgung durch umlagefinanzierte Pensionskasse und kapitalgedeckte
Pensionskasse.

Alleinige Beitragstragung des Arbeitgebers zur umlagefinanzierten Pensionskasse (Umlage 5 %)

Finanzierung der kapitalgedeckten Pensionskasse durch Arbeitnehmeraufwendungen auf
der Basis einer Entgeltumwandlung aus dem Bruttoarbeitsentgelt mtl. in Hohe von 150 EUR

Bei Pauschalbesteuerung werden die Héchstgrenzen des § 40b EStG ausgeschopft.

Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt = 2.500,00 EUR
vom Arbeitgeber zu tragende Umlage (5 %) = 125,00 EUR
Entgeltumwandlung zur kapitalgedeckten Pensionskasse 150,00 EUR
Ldsung

Steuerliche Beurteilung:

Die Aufwendungen des Arbeitnehmers in H6he von 100,00 EUR zur kapitalgedeckten
Pensionskasse sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei.

Vergleichsberechnung: 130,00 EUR ./. 150 EUR = 0,00 EUR

Die aus der Entgeltumwandlung finanzierten steuerfreien Aufwendungen tbersteigen den Betrag
von 130,00 EUR. Damit kommt fur die Arbeitgeberaufwendungen zur umlagefinanzierten
Pensionskasse eine Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 56 EStG nicht in Betracht.
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Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung:

a) Ermittlung eines individuell steuer- und beitragspflichtigen Anteils:

Gesamtbetrag der Umlage: 125,00 EUR
1. steuerfreier Anteil nach § 3 Nr. 56 EStG 0,00 EUR
.. pauschal besteuerter Anteil 125,00 EUR
= individuell steuerpflichtiger und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR

b) Ermittlung des beitragspflichtigen Anteils der Umlage nach § 1 Abs. 1 Satz 4i.V.m.
Abs. 1 Satz 3 und Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SvEV:

Steuerfreier Anteil nach 8§ 3 Nr. 56 EStG 0,00 EUR
+ pauschal besteuerter Anteil 125,00 EUR
= 125,00 EUR
.. Grenzbetrag nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 100,00 EUR
= beitragspflichtige Einnahme nach 8 1 Abs. 1 Satz 4 SVEV 25,00 EUR

¢) Ermittlung des beitragspflichtigen Hinzurechnungsbetrags nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV:

(100 EUR : 5 x 100 =) 2.000 EUR x 2,5 % = 50,00 EUR
. 13,30 EUR
36,70 EUR
d) Beitragspflichtiges Arbeitsentgelt insgesamt:

laufendes Arbeitsentgelt 2.500,00 EUR
.. Entgeltumwandlung 100,00 EUR
Zusatzliche beitragspflichtige Einnahme aus a) bis c):

individuell steuer- und beitragspflichtiger Anteil: 0,00 EUR

+ Grenzbetrag n. § 1 Abs. 1 Satz 4 SvEV ubersteigender Anteil: 25,00 EUR

+ Hinzurechnungsbetrag nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV 36,70 EUR

insgesamt 61,70 EUR __ 61,70 EUR

= 2.461,70 EUR

6.2.2.2 Nachtragliche Aufrechnung

Wird die Steuerfreiheit von Aufwendungen fir eine kapitalgedeckte betriebliche Altersversor-
gung nach 8 3 Nr. 63 EStG erst im Nachhinein im Zuge einer Einmalzahlung in Anspruch
genommen und wurden die Zuwendungen zu einer umlagefinanzierten Pensionskasse mo-
natlich nach 8 3 Nr. 56 Satz 1 und 2 EStG bereits steuerfrei gestellt, wird die ,Nichtbesteue-
rung“ der Zuwendungen — ggf. vollstandig — riickgangig gemacht. Der zunachst erfolgten Be-
rechnung des beitragspflichtigen geldwerten Vorteils aus den Zuwendungen wird in der nach-
traglichen Betrachtung die Grundlage nicht entzogen. Eine Rickwirkung ist in der Sozialversi-
cherung auf Grund des Eingriffsverbots in abgewickelte Versicherungsverhéltnisse ausge-
schlossen.

Demnach verbleibt es bei der im Rahmen des 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a ggf. i. V. m. Satz 3
und 4 SvEV im Zeitpunkt der Beitragsfalligkeit festgestellten Beitragspflicht der Zuwendungen.
Dies gilt auch dann, wenn zu Beginn des Kalenderjahres von vornherein feststeht, dass der
Arbeitnehmer bei Gewahrung einer Einmalzahlung (z. B. im November eines Jahres) von der
Entgeltumwandlung Gebrauch machen und somit die steuerliche Rickabwicklung eintreten
wird.
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6.2.3 Arbeitgeberleistungen im Sinne des § 23c Abs. 1 SGB IV

Nach § 23c Abs. 1 SGB IV gelten Zuschisse des Arbeitgebers zum Kranken-, Verletzten-,
Ubergangs-, Pflegeunterstiitzungs-, oder Krankentagegeld sowie sonstige Einnahmen aus
einer Beschaftigung, die fir die Zeit des Bezugs von Kranken-, Krankentage-, Versorgungs-
kranken-, Verletzten-, Ubergangs-, Pflegeunterstiitzungs-, Mutterschafts-, Erziehungs- oder
Elterngeld weiter erzielt werden, unter bestimmten Voraussetzungen als beitragspflichtiges
Arbeitsentgelt.

Die fur Zeiten des Bezugs von Sozialleistungen und der Zuschusszahlungen des Arbeitgebers
zu den Sozialleistungen weitergezahlten Zuwendungen, die nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a
SVEV nicht zum Arbeitsentgelt zu rechnen sind, kénnen dabei von vornherein als Arbeitsent-
gelt ausgeschlossen werden. Auf eine stufenweise Prifung (zunachst Feststellung der bei-
tragspflichtigen Einnahmen nach § 23c Abs. 1 SGB IV) und anschlielBende Anwendung von
8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4a SVEV kann verzichtet werden. Dies gilt auch fUr den individuell zu
versteuernden sowie fir den 100 EUR (bersteigenden steuerfreien und pauschal besteuerten
Anteil der Zuwendung. Diese Anteile gehdren zwar zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt; sie
sind jedoch im Rahmen des § 23c Abs. 1 SGB IV nicht zu berlicksichtigen, da diese Einnah-
men quasi Ausfluss der Zuschusszahlung zur Sozialleistung sind. Der Hinzurechnungsbetrag
nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvVEV ist in diesem Zusammenhang als ,Nebenleistung“ des dem Hin-
zurechnungsbetrag zu Grunde liegenden Teils der Umlage als ,Hauptleistung” ebenfalls nicht
zu bertcksichtigen. Dariiber hinaus handelt es sich bei dem Hinzurechnungsbetrag nicht um
eine arbeitgeberseitige Leistung, sodass eine Anwendung des § 23c Abs. 1 SGB IV hier aus-
scheidet.

Die Ausflihrungen gelten allerdings nicht, wenn neben dem Zuschuss zur Sozialleistung und
den Zuwendungen weitere arbeitgeberseitige Leistungen fir die Zeit des Bezugs der Sozial-
leistung gezahlt werden und diese zusammen das Nettoarbeitsentgelt um mehr als 50 EUR
Ubersteigen. In diesen Fallen unterliegt der gesamte das Vergleichs-Nettoarbeitsentgelt tiber-
steigende Betrag, zuzlglich des Hinzurechnungsbetrages nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV, auch
der Beitragspflicht*?.

6.3 Zuwendungen in TeilentgeltzeitrAumen

Soweit Versorgungsregelungen fir Zeiten des Entgeltersatzleistungsbezugs in Monaten, in
denen nur ein Teilarbeitsentgelt gezahlt wird (sog. Randmonate), fur die Berechnung der Zu-
wendungen die Ermittlung eines fiktiven Arbeitsentgelts vorsehen, wird fir den Teilzeitraum
der Entgeltersatzleistung ein fiktives Urlaubsentgelt berechnet und dem tatsachlichen Teilar-
beitsentgelt hinzugerechnet (fiktive Bemessungsgrundlage). Bei der Ermittlung des dem bei-
tragspflichtigen Arbeitsentgelt hinzuzurechnenden Teils der Zuwendung ist insbesondere fir
die Berechnung des Hinzurechnungsbetrages nach § 1 Abs. 1 Satz 3 SvEV von der (fiktiven)
Bemessungsgrundlage der Zuwendung auszugehen.

12 ygl. ziffer 3.3.2 des Gemeinsamen Rundschreibens der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom
13.11.2007 zur beitragsrechtlichen Behandlung von arbeitgeberseitigen Leistungen wahrend des Bezugs von Ent-
geltersatzleistungen (Sozialleistungen)
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6.4 Kilrzungsbetrag von 13,30 EUR

Der nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 3 SVEV zu ermittelnde Hinzurechnungsbetrag beinhaltet eine Redu-
zierung um 13,30 EUR®. Bei diesem Kirzungsbetrag handelt es sich um einen monatlichen
Maximalbetrag. Eine Ubertragung nicht ausgeschopfter Anteile dieses Betrages (z. B. bei ei-
nem monatlichen Arbeitsentgelt von 500 EUR) auf zukinftige Monate ist nicht méglich.

7 Mehrere Durchfiihrungswege

Werden mehrere Durchfihrungswege nebeneinander praktiziert (z. B. Direktzusage bzw. Un-
terstitzungskassenversorgung neben Pensionskasse, Pensionsfonds oder Direktversiche-
rung), gelten fir jeden Durchfihrungsweg die in den Gesetzen oder Verordnungen genannten
Grenzen.

Werden jedoch mehrere in den mal3gebenden Einzelvorschriften gemeinsam genannte Durch-
fuhrungswege wie Direktzusage und Unterstitzungskassenversorgung (8 14 Abs. 1 Satz 2
SGB V) oder Pensionskasse, Pensionsfonds und Direktversicherung (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9
SVvEV i. V. m. 8 3 Nr. 63 EStG) nebeneinander praktiziert, kann der sozialversicherungsrecht-
liche Freibetrag je Einzelvorschrift nur ein Mal berticksichtigt werden.

Entsprechendes gilt fiir die Gesamtbeitrage der nach 8§ 3 Nr. 56 EStG steuerfreien bzw. nach
8 40b EStG pauschal besteuerbaren Anlageformen. Dabei zahlen § 40b EStG a. F. und § 40b
EStG n. F. als zwei Vorschriften. Das bedeutet, dass Beitréage nach § 40b EStG a. F. an eine
Direktversicherung und nach § 40b EStG zu einer Pensionskasse mit jeweils 1.752 EUR pau-
schal besteuert werden konnen und bei Erfullung der Voraussetzungen von 8§ 1 Abs. 1 Satz 1
Nr. 4 und 4a SVEV dem Arbeitsentgelt nicht zuzurechnen sind.

Bei einer Kumulierung der maf3gebenden Freibetréage berechnet sich demnach der kalender-
jahrlich maximal anzusetzende Freibetrag eines Arbeitnehmers aus 2 x 4 % der Beitragsbe-
messungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung sowie aus dem nach § 40b EStG in
der jeweils geltenden Fassung pauschal besteuerten Betrag von 2 x 1.752 EUR (2018:
2x3.120 EUR + 2 x 1.752 EUR = 9.744 EUR). Dabei ist zu berucksichtigen, dass der nach
8 3 Nr. 56 EStG steuerfreie Betrag in Hohe von derzeit maximal 1.560 EUR im Jahr um den
nach 8 3 Nr. 63 EStG steuerfrei gewadhrten Betrag gemindert wird (§ 3 Nr. 56 Satz 3 EStG).

Eine weitere Erh6hung des Freibetrages durch eine getrennte Betrachtung der Arbeitgeberauf-
wendungen fir eine Pensionskasse, einen Pensionsfonds oder eine Direktversicherung einer-
seits und der Arbeitnehmeraufwendungen aus Entgeltumwandlung zu diesen Durchfihrungs-
wegen andererseits ist nicht moéglich.

13 In der Vergangenheit wurde teilweise auch der Betrag ohne Reduzierung um den Kiirzungsbetrag als Hinzu-
rechnungshetrag bezeichnet.
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Durchfiihrungswege

maximal
steuerbeguinstigt je

Kalenderjahr pro erstem

Dienstverhaltnis

bei
Arbeitgeberleistungen

maximal
maogliche Sozialversicherungsfreiheit je Kalenderjahr
pro erstem Dienstverhéltnis

bei
Entgeltumwandlung

Pensionskasse und
Pensionsfonds

+

Direktversicherung i. S.

§ 40b EStG a. F.

insgesamt 8% der BBG
(2018= 6.240 EUR)
steuerfrei

(8 3Nr. 63 S. 1EStG)

+

1.752 EUR (bzw. 2.148
EUR)

pauschal besteuerbar
(840b EStG a. F.i. V. m.
§ 52 Abs. 40 EStG)

insgesamt 4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(81 Abs.1S.1Nr.9SvEV)

+

1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR)
(§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SVEV)

insgesamt 4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(81 Abs.1S.1Nr.9SvEV)

+

aus Einmalzahlungen 1.752
EUR (bzw. 2.148 EUR)
(8 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 4 SVEV)

Pensionskasse
(Umlageverfahren)

+

Direktversicherung i. S.

§ 40b EStG a. F.

2 % der BBG

(2018 = 1.560 EUR)
steuerfrei

(8 3 Nr. 56 EStG)

+

1.752 EUR (bzw. 2.148
EUR)

pauschal besteuerbar
(8 40b EStG n. F.)*

+

1.752 EUR (bzw. 2.148
EUR)

pauschal besteuerbar

(8 40b EStG a. F.i. V. m.
8 52 Abs. 40 EStG.)*

2 % der BBG

(2018 = 1.560 EUR)
(81 Abs.1S.1Nr.4a
SVEV)15

+

1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR)
(8§ 1 Abs. 1S. 1 Nr. 4 SVEV)

aus Einmalzahlungen 1.752
EUR (bzw. 2.148 EUR)
(81 Abs.1S. 1Nr.4SvEV)

Pensionskasse
(Umlageverfahren)

z. B. steuerfreier
Hochstbetrag nach § 3
Nr. 56 EStG wird durch
steuerfreie Beitrage
nach § 3Nr. 63 S.1
EStG Uberschritten

+

Pensionskasse

+

Direktversicherung i. S.

§ 40b EStG a. F.,

1.752 EUR (bzw.
2.148 EUR)

pauschal besteuerbar
(8 40b EStG n. F.)6

+

8% der BBG

(2018 = 6.240 EUR)
steuerfrei

(8 3Nr. 63 S. 1 EStG)
+

1.752 EUR (bzw.
2.148 EUR) pauschal be-
steuerbar

(840b EStG a. F. i.V.m.

§ 52 Abs. 40 EStG)®

1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR)
(81 Abs.1S.1Nr.4a
SVEV) Y

+

4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(8 1 Abs. 1S. 1 Nr. 9 SVEV)

+

1.752 EUR (bzw. 2.148 EUR)
(8§ 1 Abs. 1S. 1 Nr.4 SVEV)

4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(8 1 Abs.1S. 1 Nr. 9 SVEV)

+

aus Einmalzahlungen 1.752
EUR (bzw. 2.148 EUR)
(81 Abs. 1S.1Nr.4SvEV)

Pensionskasse und
Pensionsfonds sowie

Direktversicherung i. S.

§ 3 Nr. 63 EStG

insgesamt 8 % der BBG
(2018 = 6.240 EUR)
steuerfrei

(8§ 3Nr. 63 S. 1 EStG)

insgesamt 4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(81 Abs.1S.1Nr.9SvEV)

insgesamt 4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(81 Abs.1S.1Nr.9SvEV)

Direktzusage und
Unterstiitzungskasse
(8 11 EStG)

unbegrenzt steuerfrei
(BMF-Schreiben vom
04.02.2000 und
16.01.2001)

unbegrenzt beitragsfrei, da
keine Arbeitsentgelteigen-
schaft vorliegt

insgesamt 4 % der BBG
(2018 = 3.120 EUR)
(814 Abs. 1 S. 2 SGB IV)

15 Die Beitragsfreiheit wird durch § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SVEV eingeschrénkt.
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8 Entgeltumwandlung und Jahresarbeitsentgelt in der Krankenversicherung

Die Minderung des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts durch Entgeltumwandlungen wirkt sich
gleichermal3en bei der Ermittlung des fur die Beurteilung der Krankenversicherungspflicht
mafigebenden regelmafigen Jahresarbeitsentgelts aus, d. h., die umgewandelten Entgeltbe-
standteile bleiben, soweit sie nicht zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt gehéren, auch bei
der Berechnung des regelmaRigen Jahresarbeitsentgelts im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 1i.V.m.
Abs. 6 oder Abs. 7 SGB V aul3er Betracht.

Arbeitnehmer, die wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversiche-
rungsfrei sind und deren regelmafiges Jahresarbeitsentgelt auf Grund einer Entgeltumwand-
lung die auf sie anzuwendende Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht mehr (bersteigt, werden
krankenversicherungspflichtig. Die Krankenversicherungspflicht beginnt bei Umwandlung von
Einmalzahlungen mit dem Tag, an dem der Arbeithehmer die Entgeltumwandlung gegentiber
seinem Arbeitgeber wirksam erklart. Dies gilt auch dann, wenn die Erklarung bereits erhebliche
Zeit vor dem erstmaligen Beginn der Entgeltumwandlung abgegeben wird, z. B. wenn bereits
zu Beginn eines Kalenderjahres die Umwandlung des im November oder Dezember zustehen-
den Weihnachtsgeldes erklart wird. Bei Umwandlung von laufendem Arbeitsentgelt tritt die
Krankenversicherungspflicht ggf. mit dem Monat ein, in dem erstmals laufendes Arbeitsentgelt
umgewandelt wird.

Sofern die Erklarung zur Entgeltumwandlung widerrufen wird, ist das regelméaRige Jahresar-
beitsentgelt vom Zeitpunkt des Widerrufs an neu zu berechnen. Wegen eines moéglichen Aus-
scheidens aus der Krankenversicherungspflicht sind die Regelungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1i. V.
m. Abs. 4 SGB V zu beachten.

9 Sanierungsgelder und vergleichbare Sonderzahlungen

Zu den Einkinften aus nichtselbstandiger Arbeit gehdren nach § 19 Abs. 1 Nr. 3 Satz 2
erster Halbsatz EStG zwar auch Sonderzahlungen, die der Arbeitgeber neben den lau-
fenden Beitragen und Zuwendungen an Pensionsfonds, Pensionskassen oder fur eine
Direktversicherung an eine Versorgungseinrichtung leistet. Hiervon ausgenommen
sind jedoch Zahlungen des Arbeitgebers

a) zur erstmaligen Bereitstellung der Kapitalausstattung zur Erfillung der Solvabi-
litatskapitalanforderung nach den 88 89, 213, auch in Verbindung mit den 88 234
und 238 des Versicherungsaufsichtsgesetzes,

b) zur Wiederherstellung einer angemessenen Kapitalausstattung nach unvorher-
sehbaren Verlusten oder zur Finanzierung der Verstarkung der Rechnungs-
grundlagen auf Grund einer unvorhersehbaren und nicht nur voriibergehenden
Anderung der Verhaltnisse, wobei die Sonderzahlungen nicht zu einer Absen-
kung des laufenden Beitrags fihren oder durch die Absenkung des laufenden
Beitrags Sonderzahlungen ausgeldst werden durfen,

15 Die Beitragsfreiheit wird durch § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SVEV eingeschrénkt.
16 § 40b EStG a. F. und § 40b EStG n. F. gelten als eigenstandige Vorschriften.
17 Die Beitragsfreiheit wird durch § 1 Abs. 1 Satz 3 und 4 SVEV eingeschrénkt.
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c) in der Rentenbezugszeit nach § 236 Absatz 2 des Versicherungsaufsichtsgeset-
zes
oder

d) in Form von Sanierungsgeldern.

Diese Sonderzahlungen zur Deckung eines finanziellen Fehlbetrages der Versorgungs-
einrichtungen zahlen nach 8§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 SVEV nicht zum sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsentgelt und sind demnach beitragsfrei.

10 Ubertragung von Versorgungsanspriichen

10.1 Bei Arbeitgeberwechsel

Die Ubertragung von Versorgungsanwartschaften und Versorgungsverpflichtungen in Fallen
des Arbeitgeberwechsels (Portabilitat) ist in § 4 Abs. 2 BetrAVG geregelt. Eine Ubertragung
der Betriebsrentenanwartschaften kann in der Weise erfolgen, dass entweder die Versor-
gungszusage vom neuen Arbeitgeber bernommen wird (8 4 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) oder der
Wert der vom Arbeitnehmer erworbenen unverfallbaren Anwartschaften auf den neuen Arbeit-
geber tibertragen wird und dieser dem Arbeitnehmer eine dem Ubertragungswert wertgleiche
Zusage gibt (8 4 Abs. 2 Nr. 2 BetrAVG). In diesem Fall gelten fir die neue Anwartschaft die
Regelungen fur die Entgeltumwandlung, d. h. diese ist sofort unverfallbar und damit insolvenz-
geschitzt.

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf Ubertragung, wenn die betriebliche Altersvorsorge bisher
Uber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung durchgefuhrt
worden ist (§ 4 Abs. 3 Nr. 1 BetrAVG). Dieses Recht kann nur ein Jahr nach dem Ausscheiden
beim alten Arbeitgeber geltend gemacht werden und der Anspruch auf Ubertragung ist auf
Anwartschaften begrenzt, deren Wert die im Jahr der Ubertragung geltende Beitragsbemes-
sungsgrenze der allgemeinen Rentenversicherung (2018: 78.000 EUR) nicht tibersteigt.

Aus der Ubertragung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3 BetrAVG ergeben sich keine steuerli-
chen Folgen. Der vom bisherigen Arbeitgeber nach § 4 Abs. 5 BetrAVG gezahlte Ubertra-
gungswert ist nach § 3 Nr. 55 Satz 1 EStG steuerfrei, wenn die betriebliche Altersversorgung
sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeitgeber bei einem Pensionsfonds, einer Pensi-
onskasse oder einer Direktversicherung durchgefuhrt wird. Dabei muss es sich nicht um
den gleichen Durchfiihrungsweg handeln. Der Ubertragungswert ist nach § 3 Nr. 55 Satz
2 EStG auch dann steuerfrei, wenn die Ubertragung vom ehemaligen Arbeitgeber oder
einer Unterstlitzungskasse an den neuen Arbeitgeber oder eine neue Unterstitzungs-
kasse erfolgt.

Die Steuerfreiheit des 8 3 Nr. 55 EStG kommt jedoch nicht in Betracht, wenn die betrieb-
liche Altersversorgung beim ehemaligen Arbeitgeber als Direktzusage oder mittels ei-
ner Unterstitzungskasse ausgestaltet war, wahrend sie beim neuen Arbeitgeber tber
einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung abgewickelt
wird. Dies gilt auch fur den umgekehrten Fall. Ebenso kommt die Steuerfreiheit bei ei-
nem Betriebsiibergang nach 8 613a BGB nicht in Betracht, da in einem solchen Fall die
Regelung des § 4 BetrAVG keine Anwendung findet.
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Wird die betriebliche Altersversorgung sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeit-
geber tber einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder eine Direktversicherung ab-
gewickelt, liegt im Fall der Ubernahme der Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1
BetrAVG lediglich ein Schuldnerwechsel und damit fir den Arbeitnehmer kein lohnsteu-
erlich relevanter Vorgang vor. Entsprechendes gilt im Fall der Ubernahme der Versor-
gungszusage nach 8 4 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG, wenn die betriebliche Altersversorgung
sowohl beim alten als auch beim neuen Arbeitgeber Uber eine Direktzusage oder Unter-
stutzungskasse durchgefuhrt wird.

Auf Grund der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 55 EStG handelt es sich bei dem Ubertragungswert
nicht um Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SVEV). Dies
gilt auch dann, wenn die Ubernahme der Versorgungszusage nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 Be-
trAVG lediglich ein Schuldnerwechsel darstellt.

10.2 Wahrend einer Beschaftigung

Wird bei einem fortbestehenden Dienstverhéltnis eine Ubertragung von Anwartschaften
aus einer betrieblichen Altersversorgung, die tber einen Pensionsfonds, eine Pensi-
onskasse oder ein Unternehmen der Lebensversicherung (Direktversicherung) durch-
gefuhrt wird, vorgenommen, ist diese nach § 3 Nr. 55c Satz 2 Buchstabe a EStG steuer-
frei, wenn die Anwartschaft lediglich auf einen anderen Tréager einer betrieblichen Al-
tersversorgung in Form eines Pensionsfonds, einer Pensionskasse oder eines Unter-
nehmens der Lebensversicherung (Direktversicherung) Gibertragen wird. Dies gilt nicht
fur Zahlungen, die unmittelbar an den Arbeitnehmer erfolgen.

Auf Grund dieser Steuerfreiheit handelt es sich bei dem Ubertragungswert nicht um
Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversicherung (8 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SVEV).

10.3 Leistungen zur Ubernahme von Versorgungsanspriichen

Leistungen eines Arbeitgebers oder einer Unterstlitzungskasse an einen Pensions-
fonds zur Ubernahme bestehender Versorgungsverpflichtungen oder Versorgungsan-
wartschaften durch den Pensionsfonds, sind nach § 3 Nr. 66 EStG steuerfrei, wenn ein
Antrag nach 8§ 4d Abs. 3 oder § 4e Abs. 3 EStG gestellt worden ist.

Die Steuerfreiheit gilt auch dann, wenn beim tUbertragenden Unternehmen keine Zuwen-
dungen i. S. v. § 4d Abs. 3 EStG oder Leistungen im Sinne des § 4e Abs. 3 EStG im
Zusammenhang mit der Ubernahme einer Versorgungsverpflichtung durch einen Pen-
sionsfonds anfallen. Bei einer entgeltlichen Ubertragung von Versorgungsanwartschaf-
ten aktiver Beschaftigter kommt die Anwendung von 8 3 Nr. 66 EStG nur fur Zahlungen
an den Pensionsfonds in Betracht, die fiir die bis zum Zeitpunkt der Ubertragung bereits
erdienten Versorgungsanwartschaften geleistet werden (sog. , Past-Service"); Zahlun-
gen an den Pensionsfonds fur zuktinftig noch zu erdienende Anwartschaften (sog. , Fu-
ture-Service®) sind ausschlief3lich in dem begrenzten Rahmen des 8 3 Nr. 63 EStG lohn-
steuerfrei.

Diese steuerfreien Leistungen sind nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 SvEV nicht zum sozi-
alversicherungspflichtigen Arbeitsentgelt zu zéhlen.
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Fur die Ubertragung von Versorgungsanwartschaften aus einer Unterstiitzungskasse
auf eine Pensionskasse fehlt es hingegen an vergleichbaren Regelungen zur Beitrags-
freiheit. Diese Ubertragenen Versorgungsanwartschaften sind daher zum sozialversi-
cherungspflichtigen Arbeitsentgelt zu z&hlen.

11 Abfindung von Versorgungsanwartschaften

Abfindungen von Versorgungsanwartschaften sind nicht zum sozialversicherungs-
pflichtigen Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV zu zahlen.

Bei den im Rahmen einer betrieblichen Altersversorgung vereinbarten oder zugesagten
Leistungen, die bei Eintritt des Versorgungsfalles vom Arbeitgeber selbst (Direktzu-
sage), von einer Institution im Sinne des Betriebsrentenrechts (Unterstiitzungskasse,
Pensionskasse, Pensionsfonds) oder im Rahmen einer Direktversicherung zu gewéah-
ren sind, handelt es sich nach der sogenannten institutionellen Abgrenzung um Versor-
gungsbeziige nach § 229 SGB V (vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom
28.09.2010 - 1 BVR 1660/08 sowie u. a. Urteil des Bundessozialgerichts vom 12.11.2008
- B 12 KR 6/08 R).

Die Eigenschaft der Abfindungszahlung als Versorgungsbezug geht durch eine Aus-
zahlung noch vor Eintritt des vertraglich vereinbarten Versicherungs- bzw. Versor-
gungsfalles nicht verloren. Dies gilt unabhangig von dem Alter der betreffenden Person
zum Zeitpunkt der Auszahlung. Entscheidend fir die Zuordnung zu 8§ 229 SGB V ist
allein der urspringlich vereinbarte Versorgungszweck.

Damit sind Abfindungen von Versorgungsanwartschaften, die in den Durchfihrungs-
wegen Direktzusage, Unterstlitzungskasse, Pensionskasse, Pensionsfonds oder Di-
rektversicherung aufgebaut wurden, ausschlie8lich dem sachlichen Anwendungsbe-
reich der Versorgungsbeziige nach § 229 SGB V zuzurechnen, mit der Folge, dass sie
kein Arbeitsentgelt nach § 14 SGB IV sind. Obwohl diese Zuordnung allein auf einer
Rechtsvorschrift der gesetzlichen Krankenversicherung (8§ 229 SGB V) griindet, gilt der
Ausschluss der Arbeitsentgelteigenschaft nicht nur fur die Beitrdge zur Kranken- und
Pflegeversicherung, sondern auch fiur die Beitrdge zur Renten- und Arbeitslosenversi-
cherung. FUr die Zuordnung als Versorgungsbezug ist es unerheblich, ob von der Ab-
findung Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrage tatsachlich erhoben werden (kén-
nen). Entsprechende Abfindungszahlungen an nicht gesetzlich krankenversicherte Ar-
beitnenmer zéhlen deshalb ebenso nicht zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt.®

18 ygl. auch Punkt 4 der Niederschrift zur Besprechung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung tiber
Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am 20.04.2016
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-13-

Veroffentlichung: ja
Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur fur Arbeit
Uiber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs

am 21.11.2018

4. Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unstandig Beschaftigten;
hier: Aktualisierung des Gemeinsamen Rundschreibens

Unstandig Beschéftigte Giben eine Beschéaftigung aus, die auf weniger als eine Woche ent-
weder nach der Natur der Sache befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch den Arbeits-
vertrag befristet ist (§ 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB Ill, § 232 Abs. 3 SGB V, § 163 Abs. 1 SGB VI).

Bisher wurde davon ausgegangen, dass eine unstandige Beschaftigung ausgeschlossen ist,
wenn eine Vereinbarung Uber eine Beschaftigung geschlossen wird, die sich Gber mehr als

eine Woche erstreckt, unabhangig davon, wieviel Beschéftigungstage vereinbart werden.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 14.03.2018 - B 12 KR 17/16 R — (USK
2018-5) jedoch entschieden, dass es bei einer Vereinbarung tiber mehrere befristete Be-
schaftigungen fir die Frage der Unstéandigkeit der jeweiligen Beschéftigung lediglich darauf
ankommt, ob die jeweilige Beschéftigung auf weniger als eine Woche befristet ist. Eine un-
standige Beschaftigung ist in diesen Fallen nur dann ausgeschlossen, wenn sich die einzel-
nen Beschaftigungen vereinbarungsgemal in regelméRigen zeitlichen Abstanden wiederho-
len oder sogenannte Kettenvertradge zur Umgehung einer standigen Beschaftigung ge-

schlossen werden.

Aufgrund des o. g. BSG-Urteils war das Gemeinsame Rundschreiben der Spitzenorganisati-
onen der Sozialversicherung zu den besonderen versicherungs-, beitrags- und melderechtli-

chen Bestimmungen fir unstandig Beschaftigte vom 08.11.2017 zu aktualisieren.

Das als Anlage beiliegende Gemeinsame Rundschreiben zum Versicherungs-, Beitrags- und
Melderecht der unstandig Beschéaftigten wird mit Datum vom 21.11.2018 verdffentlicht. Es
findet spatestens fur unstandige Beschéaftigungen Anwendung, die nach dem 31.12.2018
beginnen. Sofern bereits zuvor befristete Beschéaftigungen nach dem o. g. BSG-Urteil als

unstandig beurteilt worden sind, handelt es sich bei den bis zur jeweiligen Beitragsbemes-



-14 -

sungsgrenze gezahlten Sozialversicherungsbeitrdgen um zu Recht gezahlte Beitrage. Eine

(teilweise) Erstattung dieser Beitrage ist daher ausgeschlossen.

In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gelten fur versicherungspflichtig un-
standig Beschéftigte besondere versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Regelungen,
wenn sie die Beschaftigung berufsmafiig unstandig ausiben (8 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB IlI,

88 186 Abs. 2, 190 Abs. 4 und 232 SGB V). In der Rentenversicherung gilt dies auch dann,
wenn die versicherungspflichtige unstandige Beschaftigung nicht berufsmaRig unstandig
ausgeibt wird (vgl. Abschn. B 1 des Gemeinsamen Rundschreibens und § 163 Abs. 1
SGB VI).

Diese aufgrund des o. g. BSG-Urteils in der Tendenz zunehmende unterschiedliche Behand-
lung von unstandig Beschéftigten kann gegenwartig nicht vollstandig im Meldeverfahren ab-
gebildet werden. Hintergrund ist insbesondere der Umstand, dass in Verbindung mit dem
Personengruppenschlissel ,118" in der Arbeitslosenversicherung derzeit ausschlief3lich die
Beitragsgruppe ,,0“ aufgrund der Arbeitslosenversicherungsfreiheit berufsmafig unstandig
Beschaftigter nach 8§ 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB Il zugelassen ist. Insofern ist die Abgabe von
Meldungen fir versicherungspflichtige unstandige Beschéftigungen, die nicht berufsmafig
unstandig ausgelbt werden, mit der Beitragsgruppe ,1“ und ,2“ in der Arbeitslosenversiche-

rung nicht maoglich.

Vor diesem Hintergrund wird es nicht beanstandet, wenn Arbeitgeber berufsméfig und nicht
berufsmafig unstandig ausgeulbte versicherungspflichtige Beschaftigungen voriibergehend
beitrags- und melderechtlich einheitlich behandeln. Dabei sind die Beschéaftigungen mit dem
Personengruppenschliissel ,118" zu melden und fir die Berechnung der Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherungsbeitrage das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsent-
gelt bis zur jeweiligen monatlichen Beitragsbemessungsgrenze heranzuziehen. Die Einzel-
heiten eines erweiterten Meldeverfahrens werden in der Besprechung der Spitzenorganisati-
onen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Meldeverfahrens Anfang 2019
erdrtert. Im Nachgang hierzu werden die Arbeitgeber fur die nicht berufsmafig unstandig
ausgeubten Beschaftigungen ggf. riickwirkende beitrags- und melderechtliche Korrekturen

vorzunehmen haben.

Anlage



GKV-SPITZENVERBAND, BERLIN
DEUTSCHE RENTENVERSICHERUNG BUND, BERLIN

BUNDESAGENTUR FUR ARBEIT, NURNBERG
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Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unstindig Beschiftigten

Fur Arbeithehmer, die unstandige Beschaftigungen ausiben, gelten im Versicherungs-, Bei-
trags- und Melderecht der Sozialversicherung Besonderheiten. Darlber hinaus sind die Un-
terschiede zur versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Behandlung von geringflugigen
kurzfristigen Beschaftigungen, von Dauerbeschéaftigungen und von regelmalig wiederkehren-

den Beschéftigungen zu beachten.

Das bisherige Rundschreiben vom 08.11.2017 wurde insbesondere aufgrund der Rechtspre-
chung des Bundessozialgerichts (BSG) zur Berufsmafigkeit der Ausibung unstandiger Be-
schaftigungen aktualisiert (Beschllisse vom 27.04.2016 — B 12 KR 16/14 Rund B 12 KR 17/14
R — und Urteil vom 31.03.2017 — B 12 KR 16/14 R —, USK 2017-21), wonach die Anwendung
der besonderen Regelungen fir unstandig Beschaftigte nur in der Kranken-, Pflege- und Ar-
beitslosenversicherung eine berufsmafige Austbung der unstandigen Beschaftigung voraus-
setzt und die Prufung dieser BerufsmaRigkeit kalendermonatsbezogen zu erfolgen hat. Sie
wird dabei nicht mehr aufgrund eines bestimmten Berufsbildes des Beschaftigten bestimmt,
sondern durch die Kurzzeitigkeit der jeweiligen Beschaftigung und die deshalb zu erwartende

Unterbrechung des Status des Erwerbstatigen in der Sozialversicherung.

Aufgrund des BSG-Urteils vom 14.03.2018 — B 12 KR 17/16 R —, wonach unstandige Beschaf-
tigungen auch dann vorliegen kdnnen, wenn eine Uber eine Woche hinausgehende Vereinba-
rung Arbeitstage in mehreren Zeitrdumen vorsieht, die auf weniger als eine Woche befristet

sind, ist das Rundschreiben zu aktualisieren.

Das aktualisierte Rundschreiben ersetzt das bisherige Rundschreiben vom 08.11.2017 und

gilt spatestens fur unstandige Beschaftigungen, die nach dem 31.12.2018 beginnen.
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Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unstandig Beschaftigten

A  Gesetzliche Regelungen

§ 27 SGB Il
Versicherungsfreie Beschaftigte
(1) und (2) ...
(3) Versicherungsfrei sind Personen in einer

1. unstandigen Beschaftigung, die sie berufsmafig ausiiben. Unstandig ist eine Beschaftigung, die auf
weniger als eine Woche der Natur der Sache nach beschrankt zu sein pflegt oder im Voraus durch
Arbeitsvertrag beschrankt ist,

2. bis 5. ...
(4) und (5) ...

§ 186 SGB V
Beginn der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger

A1) ..

(2) Die Mitgliedschaft unstandig Beschaftigter (§ 179 Abs. 2)" beginnt mit dem Tag der Aufnahme der
unstandigen Beschaftigung, fir die die zustandige Krankenkasse erstmalig Versicherungspflicht festge-
stellt hat, wenn die Feststellung innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Beschéftigung erfolgt, an-
dernfalls mit dem Tag der Feststellung. Die Mitgliedschaft besteht auch an den Tagen fort, an denen
der unstandig Beschaftigte voriibergehend, langstens fir drei Wochen nicht beschaftigt wird.

(2a) bis (11) ...

§ 190 SGB V
Ende der Mitgliedschaft Versicherungspflichtiger
(1) bis (3) ...

(4) Die Mitgliedschaft unstandig Beschéaftigter endet, wenn das Mitglied die berufsmaRige Ausibung
der unstandigen Beschaftigung nicht nur voribergehend aufgibt, spatestens mit Ablauf von drei Wochen
nach dem Ende der letzten unstandigen Beschéaftigung.

(5) bis (13) ...

§ 199 SGB V
Meldepflichten bei unstandiger Beschaftigung

(1) Unstandig Beschaftigte haben der nach § 179 Abs. 1" zustandigen Krankenkasse Beginn und Ende
der berufsmaRigen Ausibung von unstandigen Beschéaftigungen unverziglich zu melden. Der Arbeit-
geber hat die unstandig Beschaftigten auf ihre Meldepflicht hinzuweisen.

(2) Gesamtbetriebe, in denen regelmafig unstéandig Beschaftigte beschaftigt werden, haben die sich
aus diesem Buch ergebenden Pflichten der Arbeitgeber zu Gibernehmen. Welche Einrichtungen als Ge-
samtbetriebe gelten, richtet sich nach Landesrecht.

" Vorschrift aber gestrichen durch das Gesundheitsstrukturgesetz vom 21.12.1992 (BGBI. | S. 2266)
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§ 232 SGB V
Beitragspflichtige Einnahmen unstéindig Beschiftigter

(1) Fur unstandig Beschaftigte ist als beitragspflichtige Einnahmen ohne Ricksicht auf die Beschafti-
gungsdauer das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt bis zur Hohe von einem Zwolf-
tel der Jahresarbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 7 zugrunde zu legen. Die §§ 226 und 228 bis 231
dieses Buches sowie § 23a des Vierten Buches gelten.

(2) Bestanden innerhalb eines Kalendermonats mehrere unstandige Beschaftigungen und Ubersteigt
das Arbeitsentgelt insgesamt die genannte monatliche Bemessungsgrenze nach Absatz 1, sind bei der
Berechnung der Beitrage die einzelnen Arbeitsentgelte anteilmafig nur zu berucksichtigen, soweit der
Gesamtbetrag die monatliche Bemessungsgrenze nicht Ubersteigt. Auf Antrag des Mitglieds oder eines
Arbeitgebers verteilt die Krankenkasse die Beitrage nach den anrechenbaren Arbeitsentgelten.

(3) Unstandig ist die Beschaftigung, die auf weniger als eine Woche entweder nach der Natur der Sache
befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch den Arbeitsvertrag befristet ist.

§ 163 SGB VI
Sonderregelung fiir beitragspflichtige Einnahmen Beschiftigter

(1) Fur unstandig Beschaftigte ist als beitragspflichtige Einnahmen ohne Rucksicht auf die Beschafti-
gungsdauer das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt bis zur Héhe der monatlichen
Beitragsbemessungsgrenze zugrunde zu legen. Unstandig ist die Beschaftigung, die auf weniger als
eine Woche entweder nach der Natur der Sache befristet zu sein pflegt oder im Voraus durch den
Arbeitsvertrag befristet ist. Bestanden innerhalb eines Kalendermonats mehrere unstandige Beschafti-
gungen und Ubersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die monatliche Beitragsbemessungsgrenze, sind
bei der Berechnung der Beitrage die einzelnen Arbeitsentgelte anteilmafig nur zu berlcksichtigen, so-
weit der Gesamtbetrag die monatliche Beitragsbemessungsgrenze nicht libersteigt. Soweit Versicherte
oder Arbeitgeber dies beantragen, verteilt die zustandige Einzugsstelle die Beitrage nach den zu be-
riicksichtigenden Arbeitsentgelten aus unstandigen Beschaftigungen.

(2) bis (10) ...

§ 50 SGB XI
Melde- und Auskunftspflichten bei Mitgliedern der sozialen Pflegeversicherung

(1) Alle nach § 20 versicherungspflichtigen Mitglieder haben sich selbst unverzuglich bei der fir sie zu-
standigen Pflegekasse anzumelden. Dies gilt nicht, wenn ein Dritter bereits eine Meldung nach den
§§ 28a bis 28c des Vierten Buches, §§ 199 bis 205 des Flinften Buches oder §§ 27 bis 29 des Zweiten
Gesetzes uber die Krankenversicherung der Landwirte zur gesetzlichen Krankenversicherung abgege-
ben hat; die Meldung zur gesetzlichen Krankenversicherung schliefl3t die Meldung zur sozialen Pflege-
versicherung ein. Bei freiwillig versicherten Mitgliedern der gesetzlichen Krankenversicherung gilt die
Beitrittserklarung zur gesetzlichen Krankenversicherung als Meldung zur sozialen Pflegeversicherung.

(2) bis (6) ...

§ 57 SGB XI
Beitragspflichtige Einnahmen

(1) Bei Mitgliedern der Pflegekasse, die in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert sind,
gelten fur die Beitragsbemessung die §§ 226 bis 232a, 233 bis 238 und § 244 des Funften Buches
sowie die §§ 23a und 23b Abs. 2 bis 4 des Vierten Buches. ...

(2) bis (5) ...
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B Unstandig Beschaftigte

1 Allgemeines

Unstandig Beschéftigte sind Personen, die Beschaftigungen von weniger als einer Woche aus-
Uben. Bei berufsmafig unstandig Beschaftigten handelt es sich um Personen, deren Erwerbs-

tatigkeit wirtschaftlich und zeitlich durch diese Beschéaftigungen bestimmt wird.

In der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung gelten fir unstandig Beschéaftigte be-
sondere versicherungs-, beitrags- und melderechtliche Regelungen, wenn sie die unstandige
Beschaftigung berufsmalig ausiben. In der Rentenversicherung gilt dies auch dann, wenn
die versicherungspflichtige unstandige Beschaftigung nicht berufsmaRig ausgetbt wird (BSG-
Urteil vom 31.03.2017 — B 12 KR 16/14 R —, USK 2017-21).

2 Unstandige Beschiftigung

Unstandig ist eine Beschaftigung, die auf weniger als eine Woche entweder von der Natur der

Sache beschrankt zu sein pflegt oder im Voraus durch Arbeitsvertrag beschrankt ist.

Als Woche ist dabei nicht die Kalenderwoche, sondern die arbeitsrechtliche Beschaftigungs-
woche zu verstehen. Die Beschaftigungswoche ist ein Zeitraum von sieben aufeinander fol-
genden Kalendertagen, beginnend mit dem ersten Tag der Beschaftigung. Beschaftigungs-
freie Samstage, Sonn- und Feiertage sind bei der Dauer der Beschaftigung mitzuzahlen. Dies
bedeutet, dass Beschaftigungen, die jeweils z. B. von Montag bis Freitag (5-Tage-Woche)
bzw. bis Samstag (6-Tage-Woche) oder auch z. B. von Donnerstag bis Mittwoch der folgenden
Woche ausgeubt werden, keine unstéandigen Beschaftigungen darstellen. Wie lange an jedem

einzelnen Arbeitstag gearbeitet wird, ist unerheblich.

Wird an den Ublichen arbeitsfreien Samstagen, Sonn- und Feiertagen gearbeitet, liegt eine
Beschaftigung von weniger als einer Woche vor, wenn die Beschaftigung an weniger als 5

Tagen (5-Tage-Woche) bzw. an weniger als 6 Tagen (6-Tage-Woche) ausgetibt wird.

Fir Aufraumarbeiten (5-Tage-Woche) werden Aushilfskrafte vom 6. Oktober (Freitag) bis
10. Oktober (Dienstag) an 5 aufeinander folgenden Kalendertagen eingesetzt.

Da in der maRgebenden Beschaftigungswoche vom 6. bis 12. Oktober an mehr als 4 Ka-
lendertagen gearbeitet wird, liegt keine unstandige Beschaftigung vor.
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Unstandige Beschaftigungen kdnnen auch dann vorliegen, wenn in einer flir einen langeren
Zeitraum geschlossenen Rahmenvereinbarung mehrere befristete Beschaftigungen vereinbart
werden. Sofern in einer Rahmenvereinbarung Arbeitstage flir mehrere befristete Beschafti-
gungszeitraume vereinbart werden, besteht in den Beschaftigungszeitrdumen, die auf weniger
als eine Woche befristet sind, eine unstandige Beschaftigung (BSG-Urteil vom 14.03.2018 —
B 12 KR 17/16 R —; USK 2018-5). Die malligebenden Beschaftigungszeitraume sind dabei die
Zeitraume, in denen zusammenhangende Arbeitstage vereinbart worden sind. Zusammen-
hangende Arbeitstage liegen dann vor, wenn sie nicht durch arbeitsfreie Werktage unterbro-

chen werden.

Der Natur der Sache nach ist eine Beschaftigung befristet, wenn vertraglich nicht die Arbeits-
dauer, sondern eine bestimmte Arbeitsleistung (z. B. Be- und Entladen von Fahrzeugen) ver-

einbart ist.

Ein stdndiger Wechsel des Arbeitgebers oder ein Wechsel in der Art der Beschaftigung ist
nicht Grundvoraussetzung fur die Annahme einer unstandigen Beschaftigung. Wiederholen
sich Beschaftigungen von weniger als einer Woche bei demselben Arbeitgeber oder bei meh-
reren Arbeitgebern Uber einen langeren Zeitraum, so geht der Charakter einer unstandigen
Beschaftigung nicht verloren, wenn die Eigenart der Beschaftigung, die Artihrer Annahme und
Entlohnung einer unstandigen Beschaftigung entspricht. Unstandige Beschaftigungen kénnen
daher auch bei nur einem Arbeitgeber wiederholt ausgetbt werden (zur Abgrenzung der un-
stéandigen Beschaftigung von der regelmafig wiederkehrenden Beschaftigung und der Dauer-

beschaftigung vgl. Ziffer 5).

Der Arbeitnehmer eines Gesamthafenbetriebes (Gesamthafenarbeiter), der aufgrund eines
Garantielohnabkommens Anspruch auf finf bzw. sechs Schichtléhne in der Woche hat, wenn
er ohne sein Verschulden nicht zur Arbeit eingesetzt werden kann, ist nicht als unstandig Be-

schaftigter anzusehen.

3 Abgrenzung zu geringfiigig kurzfristigen Beschaftigungen

3.1 Versicherungsfreie kurzfristige Beschaftigung

Die besonderen versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen fir unstandig Be-
schéaftigte finden keine Anwendung, wenn die auf weniger als eine Woche befristete Beschaf-
tigung geringflgig kurzfristig i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB |V ausgeubt wird und daher Versi-
cherungsfreiheit besteht (§ 7 Abs. 1 SGB V, § 5 Abs. 2 SGB VI, § 27 Abs. 2 SGB IlI).
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Eine versicherungsfreie kurzfristige Beschaftigung liegt vor, wenn sie innerhalb eines Kalen-
derjahres auf langstens drei Monate oder 70 Arbeitstage begrenzt ist, es sei denn, sie wird

berufsmalig ausgelibt und das Arbeitsentgelt Gbersteigt 450 EUR im Monat.

3.2 Uberschreitung der Zeitgrenze von 70 Arbeitstagen

Werden kurzfristige Beschaftigungen wiederholt innerhalb eines Kalenderjahres ausgeubt,
sind die einzelnen Beschaftigungen zusammenzurechnen (vgl. Abschnitt B 2.3 der Geringfu-
gigkeits-Richtlinien). Dabei ist grundséatzlich bei Beginn einer neuen Beschaftigung zu prufen,
ob diese zusammen mit den schon im laufenden Kalenderjahr ausgeubten kurzfristigen Be-

schaftigungen die maligebenden Zeitgrenzen Uberschreitet.

Dies gilt demnach auch fir die Beurteilung einer auf weniger als eine Woche befristeten (un-
standigen) Beschaftigung. Wird hier bei der Zusammenrechnung die Zeitgrenze von 70 Ar-
beitstagen Uberschritten, ist eine versicherungsfreie kurzfristige Beschaftigung ausgeschlos-

sen.

Soweit bei einem regelmafig unstandig Beschaftigten absehbar ist, dass die Zeitgrenze von
70 Arbeitstagen aufgrund zukinftiger befristeter Beschaftigungen Uberschritten wird, ist die
Annahme einer versicherungsfreien kurzfristigen Beschaftigung ebenfalls ausgeschlossen
(BSG-Urteil vom 31.03.2017 — B 12 KR 16/14 R; USK 2017-21).

In den vorgenannten Fallen finden die besonderen Regelungen flr unstandig Beschaftigte in
der Rentenversicherung Anwendung. Dies gilt in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversi-
cherung nur dann, wenn die unstéandige Beschaftigung nach den unter Ziffer 4 aufgefiihrten
Kriterien berufsmafig ausgelbt wird, die Beschaftigung also wirtschaftlicher und zeitlicher

Schwerpunkt der Erwerbstatigkeit ist.

3.3 BerufsmiRige Beschaftigung

In einer unstandigen und dem Grunde nach kurzfristigen Beschaftigung, in der die Zeitgrenze

von 70 Arbeitstagen
e nicht durch die Zusammenrechnung mit vorherigen Beschaftigungen
oder
e Dbei einem regelmaRig unstandig Beschaftigten auch nicht absehbar

Uberschritten wird, ist bei einem Arbeitsentgelt von mehr als 450 EUR im Monat eine versiche-
rungsfreie kurzfristige Beschaftigung ausgeschlossen, wenn die Beschaftigung berufsmafig

ausgeubt wird. BerufsmaRig wird eine Beschaftigung i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV dann
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ausgeubt, wenn sie flur die in Betracht kommende Person nicht von untergeordneter wirtschaft-
licher Bedeutung ist. Davon ist regelmafig nicht auszugehen, wenn die befristete Beschafti-
gung neben einer Hauptbeschaftigung oder hauptberuflichen selbstandigen Tatigkeit ausge-
ubt wird.

Folgt eine unstandige und dem Grunde nach kurzfristige Beschaftigung auf bereits ausgetibte
Beschaftigungen, ist BerufsmaRigkeit i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ohne weitere Prifung
anzunehmen, wenn die Beschaftigungszeiten des Beschaftigten im Laufe eines Kalenderjah-
res insgesamt mehr als 70 Arbeitstage betragen. Dabei werden alle Beschaftigungen mit Aus-
nahme geringfugig entlohnter Beschaftigungen und kurzfristiger Beschaftigungen mit einem

Arbeitsentgelt bis 450 Euro im Monat berucksichtigt.

Ist in den vorgenannten Fallen eine versicherungsfreie kurzfristige Beschaftigung aufgrund
deren berufsmafiger Austibung i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ausgeschlossen, finden fur
die unstandige Beschaftigung die besonderen Regelungen fir unstandig Beschaftigte in der
Rentenversicherung Anwendung. Dies gilt in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversiche-
rung nur dann, wenn die unstandige Beschaftigung auch nach den unter Abschnitt B 4 aufge-
fuhrten Kriterien berufsmafig ausgelbt wird, die Beschaftigung also nicht nur wirtschaftlicher,

sondern auch zeitlicher Schwerpunkt der Erwerbstatigkeit ist.

3.4 Besondere Personenkreise

Unstandig beschaftigte Altersvollrentner, Schuler, Studenten und Hausfrauen mit einem Ar-
beitsentgelt von mehr als 450 EUR im Monat sind dann nicht versicherungsfrei kurzfristig i. S.
des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB |V beschaftigt, wenn sie zu den berufsmafig Erwerbstatigen zu
rechnen sind. Davon ist grundsatzlich nur dann auszugehen, wenn ihre Beschaftigungszeiten
mit einem Arbeitsentgelt von mehr als 450 EUR im Monat im Laufe eines Kalenderjahres ins-

gesamt 70 Arbeitstage Uberschreiten.

Auch unstandig Beschaftigte, die Leistungen nach dem Recht der Grundsicherung fur Arbeit-
suchende (SGB Il) oder dem Recht der Arbeitsforderung (SGB 1ll) beziehen oder die in einer
Hauptbeschaftigung unbezahlten Urlaub oder Elternzeit in Anspruch nehmen, ben die Be-
schaftigung grundsatzlich berufsmalig i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV aus und sind somit
nicht versicherungsfrei kurzfristig beschaftigt, wenn das Arbeitsentgelt aus der Beschéaftigung
450 EUR im Monat uberschreitet.

Ist in den vorgenannten Fallen eine versicherungsfreie kurzfristige Beschaftigung aufgrund
deren berufsmafiger Austbung i. S. des § 8 Abs. 1 Nr. 2 SGB IV ausgeschlossen, finden die
besonderen Regelungen fir unstandig Beschaftigte in der Rentenversicherung Anwendung.

Dies gilt in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung nur dann, wenn die unstandige
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Beschaftigung auch nach den unter Abschnitt B 4 aufgefiihrten Kriterien berufsmaRig ausge-
Ubt wird, die Beschaftigung also wirtschaftlicher und zeitlicher Schwerpunkt der Erwerbstatig-
keit ist.

4 BerufsmaBig unstandig Beschaftigte

Die besonderen versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Regelungen fur unstéandig Be-
schaftigte gelten in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung nur dann, wenn die
Beschaftigung berufsmallig unstandig ausgelbt wird. BerufsmaRig unstandig Beschéftigte
sind Personen, deren unstandige Beschaftigung den eindeutigen wirtschaftlichen und zeitli-

chen Schwerpunkt der Erwerbstatigkeit bildet.

Dabei ist eine auf den Kalendermonat bezogene Betrachtung malRgebend (BSG-Beschlisse
vom 27.04.2016 — B 12 KR 16/14 R und B 12 KR 17/14 R -). Die die Anwendung der beson-
deren Regelungen begriindende besondere Schutzwirdigkeit der unstandig Beschaftigten
vermittelt sich nach Auffassung des BSG nicht tiber ein bestimmtes Berufsbild, sondern durch
die tatsachliche Kurzzeitigkeit der jeweiligen Beschaftigung und die deshalb zu erwartenden
Statusunterbrechungen. Nur wenn die auf weniger als eine Woche befristeten Beschaftigun-
gen (gleich in welchem Beruf) die Erwerbstatigkeit im jeweiligen Monat pragen, ist die Anwen-
dung der Regelungen fir unstandig Beschaftigte gerechtfertigt. Dabei sind Entgelte und Zeiten
einer ,standigen® Beschaftigung sowohl in demselben Beruf als auch in einem anderen Beruf
insoweit grundsatzlich nicht mit solchen in kurzzeitig befristeten — potenziell unstandigen —

Beschaftigungen zusammenzuziehen.

Die unstandige Beschaftigung wird daher dann berufsmaRig ausgeubt, wenn sie aufgrund ihrer
wirtschaftlichen Bedeutung und ihres zeitlichen Umfangs die Erwerbstatigkeit in dem Kalen-
dermonat der Auslibung pragt. Ubersteigen die Entgelte und der zeitliche Aufwand aller auf
weniger als eine Woche befristeten Beschaftigungen die Einnahmen und den zeitlichen Auf-
wand aller unbefristeten oder auf mehr als eine Woche befristeten Beschaftigungen oder selb-
standigen Tatigkeiten in diesem Kalendermonat deutlich, liegt eine berufsmafige unstandige
Beschaftigung vor. Hiervon kann in Anlehnung an die Grundsatze zur Prufung der Hauptbe-
ruflichkeit einer selbstandigen Téatigkeit im Rahmen des § 5 Abs. 5 SGB V ausgegangen wer-
den, wenn die auf weniger als eine Woche befristeten Beschaftigungen, sowohl von der wirt-
schaftlichen Bedeutung als auch vom zeitlichen Aufwand her, die Ubrigen Erwerbstatigkeiten
um jeweils mindestens 20 v. H. Ubersteigen. Der vorgenannte Prozentsatz ist allerdings kein
starrer Wert, sondern dient der Orientierung (vgl. Punkt 4 der Niederschrift iber die Bespre-
chung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu Fragen des gemeinsamen Bei-
tragseinzugs am 20./21.11.2013).
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Die Beurteilung ist jeweils zu Beginn einer auf weniger als eine Woche befristeten Beschafti-
gungen im Wege einer vorausschauenden Betrachtung vorzunehmen. Die hiernach erforder-
liche Prognose erfordert keine alle Eventualitaten berlicksichtigende genaue Vorhersage, son-
dern lediglich eine ungefahre Einschatzung, welche Einnahmen und welcher zeitlicher Auf-
wand aus allen Beschaftigungen und selbstandigen Tatigkeiten mit hinreichender Sicherheit
zu erwarten sind. Grundlage der Prognose kénnen dabei lediglich Umstande sein, von denen
in diesem Zeitpunkt anzunehmen ist, dass sie die Einnahmen und Arbeitszeiten bestimmen
werden. Stimmt diese Prognose infolge nicht sicher voraussehbarer Umstande mit dem spa-
teren Verlauf der Erwerbstatigkeiten nicht Gberein, bleibt die flr die Vergangenheit getroffene

Feststellung mafRgebend.

5 Abgrenzung zu Dauerbeschiftigungen oder zu regelmaRig wiederkehrenden Be-
schaftigungen

Unstandige Beschaftigungen kénnen sich zwar auch bei einem Arbeitgeber entsprechend ei-
nem nicht vorhersehbaren Arbeitsbedarf mehr oder weniger lickenlos aneinander reihen. Un-
standig sind Beschaftigungen aber nicht, wenn es sich tatsachlich um eine Dauerbeschafti-
gung oder regelmafig wiederkehrende Beschaftigungen handelt (BSG-Urteil vom 22.11.1973
—12/3 RK 84/71 —; USK 73197).

Eine Dauerbeschaftigung liegt z. B. dann vor, wenn sich einzelne Arbeitsverrichtungen/-eins-
atze von Beginn an in regelmaligen zeitlichen Abstanden vereinbarungsgemaf wiederholen
und eine Verfigungsbereitschaft zwischen den Arbeitseinsatzen nicht ausgeschlossen ist
(BSG-Urteil vom 20.03.2013 — B 12 R 13/10 R —; USK 2013-17 oder BSG-Urteil vom
07.05.2014 - B 12 R 5/12 R —, Rz. 21; USK 2014-47).

Eine Dauerbeschaftigung liegt hiernach auch dann vor, wenn den Beziehungen zwischen Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer ein (Rahmen)Arbeitsvertrag oder eine sonstige — auch stillschwei-
gende — Abrede zugrunde liegt, aus der sich ergibt, dass die Rechtsbeziehung auf Dauer an-
gelegt sein soll (z. B. durch die Aufnahme in einen Kreis immer wieder Beschaftigter oder zur
Verfligung stehender Personen) und sich der Arbeithehmer verpflichtet — in einem typischen
oder atypischen Abrufverhaltnis —, grundsatzlich regelmaRig fur Arbeitseinsatze zur Verfigung
zu stehen, deren Zeitpunkte nicht von vornherein feststehen (BAG-Urteil vom 22.04.1998 — 5
AZR 2/97 und 5 AZR 92/97 —; USK 9835).

10
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Die Autovermietung S schlieRt mit einem Arbeitnehmer einen (Rahmen)Arbeitsvertrag ab,
in dem sich letzterer verpflichtet, mindestens einmal wéchentlich auf Abruf Mietwagen zu-
rickzufiihren. Aus den Lohnunterlagen ist ersichtlich, dass der Arbeitnehmer zwei- bis
dreimal in der Woche zum Einsatz kam.

Es handelt sich nicht um eine unstandige Beschaftigung, sondern um eine Dauerbeschaf-
tigung.

Dauerbeschaftigungsverhaltnisse sind zudem immer dann anzunehmen, wenn Einzelarbeits-
vertrage zur Umgehung einer standigen Beschaftigung abgeschlossen werden oder wenn der
Arbeitgeber mit Hilfe von Einzelarbeitsauftragen keinen Spitzenbedarf, sondern einen Dauer-
bedarf an Arbeitskraften deckt, er also auf Dauer mehr Arbeitnehmer bendtigt, als er unbefris-
tet eingestellt hat (BSG-Urteil vom 23.11.1971 — 3 RK 92/68 —, USK 71194 sowie o. a. BAG-
Urteil vom 22.04.1998). Liegt ein Dauerbeschaftigungsverhaltnis vor, ist eine unstandige Be-

schaftigung ausgeschlossen.

Weder eine unstandige Beschaftigung noch eine Dauerbeschaftigung, sondern eine regelma-
Rig wiederkehrende Beschaftigung, liegt vor, wenn sich einzelne Arbeitsverrichtungen/
-einsatze von Beginn an in regelmafigen zeitlichen Abstanden vereinbarungsgemald wieder-
holen und eine Verfugungsbereitschaft zwischen den Arbeitseinsatzen ausgeschlossen ist.
Dies ist auch der Fall, wenn die sich regelmaRig wiederholenden Beschaftigungen aufgrund
einer Rahmenvereinbarung erfolgen, die noch keine Verpflichtung des Beschaftigten zu Ar-
beitsverrichtungen/-einsatzen enthalt; diese vielmehr regelmafig jeweils gesondert vereinbart
wird (BAG-Urteil vom 31.07.2002 — 7 AZR 181/01 —; BB 2003, 525-527). Denn das Merkmal
der RegelmaRigkeit ist auch dann erfillt, wenn Arbeithehmer zu den sich wiederholenden Ar-
beitseinsatzen auf Abruf bereit stehen, ohne verpflichtet zu sein, jeder Aufforderung zur Ar-
beitsleistung Folge zu leisten (BSG-Urteil vom 23.05.1995 — 12 RK 60/93 —, Rz. 17; USK
9530).

Fur die Befullung von Regalen im Einzelhandel wird in einer Rahmenvereinbarung die
grundsatzliche Bereitschaft zur Arbeitsleistung an zwei bis drei Tagen in der Woche ver-
einbart. Die tatsachlichen Arbeitseinsatze werden jeweils zu Wochenbeginn vereinbart.

Auch wenn die jeweiligen Beschaftigungszeitrdume weniger als eine Woche umfassen,
handelt es sich aufgrund der in regelmafigen zeitlichen Abstanden erfolgenden Beschafti-
gung nicht um eine unstandige Beschaftigung, sondern um eine regelmafig wiederkeh-
rende Beschaftigung.

11
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Fur die Abgrenzung zwischen unstandiger Beschaftigung, Dauerbeschaftigung und regelma-

Rig wiederkehrende Beschaftigung kommt es auf die konkreten Umstande des Einzelfalls an.

C Versicherungspflicht

1 Kranken- und Pflegeversicherung

Bei berufsmaBig unstandig Beschaftigten sind flir den Beginn und das Ende der Versiche-
rungspflicht in der Kranken- und Pflegeversicherung die allgemeinen Regelungen flr abhangig
Beschaftigte malligebend. Daruber hinaus sind besondere Regelungen uUber das Fortbestehen

der Mitgliedschaft in der Krankenversicherung (vgl. Abschnitt D) zu beachten.

Berufsmafig unstandig Beschaftigte, deren regelmaRiges Jahresarbeitsentgelt die Jahresar-
beitsentgeltgrenze Uberschreitet, sind krankenversicherungsfrei (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB V). Hin-
sichtlich der Ermittlung des regelmafigen Jahresarbeitsentgelts ist der Beschluss des GrolRen
Senats des Bundessozialgerichts vom 30.06.1965 — GS 2/64 — Meuer, Das Beitragsrecht,
Seite 322 A 11 a 9, zu beachten. Hierin wurde festgestellt, dass Wortlaut und Entstehungsge-
schichte der Vorschrift Giber die Jahresarbeitsentgeltgrenze dafir sprechen, dass das Jahres-
arbeitsentgelt in den Fallen, in denen von vornherein voraussehbar und berufsiiblich mehrere
Beschaftigungsverhaltnisse aufgenommen werden, die durch Zeiten ohne Beschaftigung un-
terbrochen werden, nicht durch schematische Multiplikation des flr einzelne Lohn- und Ge-
haltsperioden vereinbarten Gehalts (Normalfall), sondern nur durch Schatzung zu ermitteln ist.
Hierzu ist unter Wirdigung der Gesamtumstande des Falles auf die Einklinfte des Vorjahres

oder vergleichbarer Beschaftigter zurtickzugreifen.

Daraus folgt, dass das regelmafige Jahresarbeitsentgelt bei berufsmafRig unstandig Beschaf-
tigten, die voraussichtlich immer wieder bei demselben Arbeitgeber beschaftigt werden, nicht
durch Multiplikation z. B. des Tagesverdienstes mit 360 Tagen ermittelt werden kann, sondern

durch Schatzung des voraussichtlichen regelmaRigen tatsachlichen Jahresarbeitsentgelts.

Soweit sich daraus ergibt, dass die Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht Uberschritten wird, be-
steht in der Kranken- und Pflegeversicherung Versicherungspflicht als berufsmafig unstandig
Beschaftigter, sofern flr die Unstandigkeit die Ubrigen Voraussetzungen erflllt sind. Wird die
Jahresarbeitsentgeltgrenze Uberschritten, gelten hinsichtlich des Ausscheidens aus der Kran-
kenversicherungspflicht die allgemeinen Beurteilungsgrundsatze zu § 6 Abs. 4 SGB V. Das
Ausscheiden aus der Krankenversicherungspflicht hat auch das Ausscheiden aus der Versi-

cherungspflicht in der Pflegeversicherung zur Folge.
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2 Rentenversicherung

Fir die Versicherungspflicht in der Rentenversicherung gelten die allgemeinen Regelungen

fur abhangig Beschaftigte gleichermalien.

3 Arbeitslosenversicherung

Berufsmalig unstandig Beschaftigte sind nach § 27 Abs. 3 Nr. 1 SGB Ill in der Arbeitslosen-

versicherung versicherungsfrei.

D Mitgliedschaft in der Kranken- und Pflegeversicherung bei Versicherungs-
pflicht

1 Beginn der Mitgliedschaft
Nach § 186 Abs. 2 SGB V beginnt die Mitgliedschaft der berufsmaRig unstandig Beschaftigten

grundsatzlich mit dem Tag der Aufnahme einer unstéandigen Beschaftigung, fur die die zustan-
dige Krankenkasse erstmalig Versicherungspflicht festgestellt hat. Der Begriff “erstmalig” ist
dabei so zu verstehen, dass nicht bei jeder folgenden unstandigen Beschaftigung flr das Fort-
bestehen der Mitgliedschaft eine erneute Feststellung der Versicherungspflicht durch die Kran-
kenkasse erforderlich ist, sondern nur dann, wenn die Mitgliedschaft zwischenzeitlich unter-

brochen worden ist.

Sofern die Krankenkasse die Versicherungspflicht nicht innerhalb eines Monats nach Auf-
nahme der unstandigen Beschaftigung feststellt, beginnt die Mitgliedschaft erst mit dem Tag
der Feststellung. Die Berechnung der Frist von einem Monat richtet sich nach den §§ 187 ff.
BGB; Ereignistag ist dabei der Tag der Aufnahme der Beschaftigung, so dass die Frist mit
Ablauf des Tages des nachsten Monats endet, der der Zahl nach dem Tage der Beschafti-

gungsaufnahme entspricht.

Fir die Feststellung der Versicherungspflicht von unstéandig Beschaftigten ist kein férmlicher
Verwaltungsakt erforderlich. Der Begriff “Feststellung” ist vielmehr in dem Sinne zu verstehen,
dass die Krankenkasse von der Aufnahme einer versicherungspflichtigen berufsmafig unstan-
digen Beschéaftigung Kenntnis erhalt. Diese Kenntnis wird sie in aller Regel entweder durch
die Meldung des Arbeitgebers oder aber durch die Anmeldung des berufsmalig unstandig
Beschaftigten erhalten. Als Tag der Feststellung i.S. des § 186 Abs. 2 SGB V ist der Tag an-

zusehen, an dem eine entsprechende Meldung bei der Krankenkasse eingeht.

Die Fristen zur erstmaligen Feststellung der Versicherungspflicht von berufsmafig unstandig
Beschaftigten einschliellich der Folgen verspateter Feststellung harmonieren nicht mit den
Anmeldefristen des Arbeitgebers zu Beginn der versicherungspflichtigen Beschaftigung, ohne

dass plausible Grinde hierfur vorliegen. Von daher ist auch dann (noch) von einem Beginn
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der Mitgliedschaft mit dem Tag der Aufnahme einer berufsmaRig unstandigen Beschaftigung
auszugehen, wenn die Anmeldung oder die kombinierte An- und Abmeldung innerhalb der
Frist des § 6 DEUV, also spéatestens innerhalb von sechs Wochen nach Aufnahme der Be-

schaftigung, erstattet wird.

Die Feststellungen uber die Versicherungspflicht und die Mitgliedschaft in der Krankenversi-

cherung gelten gleichermal3en fir die Pflegeversicherung.

2 Fortbestehen der Mitgliedschaft
Die Mitgliedschaft bleibt nach § 186 Abs. 2 Satz 2 SGB V auch an den Tagen bestehen, an

denen der berufsmafig unstandig Beschaftigte vorubergehend, langstens fur drei Wochen (21
Kalendertage), keine unsténdige Beschaftigung ausibt. Ein Fortbestehen der Mitgliedschaft
Uber 21 Kalendertage hinaus im Rahmen des § 7 Abs. 3 SGB IV kommt nicht in Betracht, da
diese Vorschrift das Weiterbestehen des Arbeitsverhaltnisses voraussetzt, eine berufsmaliig
unstandige Beschaftigung aber nur dann vorliegt, wenn das jeweilige Arbeitsverhaltnis auf we-

niger als eine Woche beschrankt ist.

3 Ende der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet, wenn der unstandig Beschéftigte die berufsmalige Ausibung der
unstandigen Beschaftigung nicht nur voribergehend aufgibt, spatestens mit Ablauf von drei
Wochen nach dem Ende der letzten unstandigen Beschaftigung (§ 190 Abs. 4 SGB V). Ist
anzunehmen, dass nur voribergehend keine unstandigen Beschaftigungen ausgelibt werden,
bleibt die Mitgliedschaft fur langstens drei Wochen erhalten; sie endet aber, sobald feststeht,
dass langer als nur voribergehend - also langer als drei Wochen - keine unstandige Beschaf-

tigung mehr ausgeubt wird.

Die Mitgliedschaft eines unstandig Beschaftigten, der eine Wahlerklarung nach § 44 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 SGB V abgegeben hat, nach der die Mitgliedschaft den Anspruch auf Kranken-
geld umfassen soll, bleibt Uber das Ende des in § 190 Abs. 4 SGB V bestimmten Zeitpunktes
(Ablauf von drei Wochen nach dem Ende der letzten unstandigen Beschaftigung) hinaus nach
§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V erhalten, wenn die den Krankengeldanspruch auslésende Arbeits-
unfahigkeit wahrend der Beschaftigung oder innerhalb des 3-Wochen-Zeitraums nach dem
Ende der Beschaftigung eintritt und andauert. Unstandig Beschaftigte, die keine entsprechen-
de Wahlerklarung abgegeben haben, haben keinen Anspruch auf Krankengeld; fir sie gelten
dementsprechend die aufgrund des Krankengeldanspruchs eintretenden mitgliedschaftserhal-

tenden Regelungen nicht.
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E Krankenkassenwahlrechte

Fur unstandig Beschaftigte gelten die allgemeinen Krankenkassenwahlrechte nach §§ 173 ff.
SGB V.

F  Beitragspflicht

1 Beitragsbemessungsgrenze bei unstandiger Beschaftigung

Bei unstandigen Beschaftigungen ist nach den §§ 232 Abs. 1 SGB V, 57 Abs. 1 SGB XI, 163
Abs. 1 SGB VI das innerhalb eines Kalendermonats erzielte Arbeitsentgelt fir die Berechnung
der Beitrage ohne Ricksicht darauf, an wie viel Tagen im Monat eine Beschéaftigung ausgelbt
wurde, jeweils bis zur monatlichen Beitragsbemessungsgrenze der Kranken-, Pflege- und
Rentenversicherung heranzuziehen. Dies gilt in der Kranken- und Pflegeversicherung nur

dann, wenn die Beschaftigung berufsmafig unstandig ausgeubt wird.

Bestand ein Beschaftigungsverhaltnis Uber den letzten Tag eines Kalendermonats hinaus, so
ist — wie bei standig Beschaftigten — fur die Beitragsberechnung eine Aufteilung des erzielten
Arbeitsentgelts dieses Beschaftigungsverhaltnisses auf die jeweiligen Kalendermonate erfor-
derlich. Fur die beitragsrechtliche Behandlung ist das aufgeteilte Arbeitsentgelt bis zur jeweili-

gen monatlichen Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen Kalendermonats mafRgebend.

2 Beitragsbemessungsgrenze bei mehreren unstiandigen Beschaftigungen

Ubt ein unstéandig Beschéftigter innerhalb eines Kalendermonats mehrere Beschéaftigungen
bei verschiedenen Arbeitgebern aus und Ubersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die malge-
bende Beitragsbemessungsgrenze, dann sind die einzelnen Arbeitsentgelte nach den § 232
Abs. 2 SGB V, § 57 Abs. 1 SGB XI, § 163 Abs. 1 SGB VI anteilmaRig zu berlcksichtigen.

Fur die anteilmaRige Aufteilung der Arbeitsentgelte gelten die zu § 22 Abs. 2 SGB IV entwi-
ckelten gemeinsamen Grundsatze der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur Bei-
tragsberechnung bei Arbeithehmern mit mehreren versicherungspflichtigen Beschaftigungen

vom 12.11.2014 gleichermalen.

Nach § 232 Abs. 2 Satz 2 SGB V und § 163 Abs. 1 Satz 4 SGB VI verteilt die Krankenkasse
auf Antrag des Versicherten oder eines Arbeitgebers die Beitrdge nach den zu beriicksichti-

genden Arbeitsentgelten.

Das Verfahren der Verteilung der Beitrage fur unstédndig Beschéftigte ist fur Zeitrdume ab dem
01.01.2015 in das allgemeine Verfahren zur Verteilung der Beitrdge bei Mehrfachbeschafti-
gung (sog. Qualifizierter Meldedialog) nach § 26 Abs. 4 SGB IV einbezogen. Insofern sind die

hierzu beschlossenen gemeinsamen Grundsatze gleichermallen anzuwenden.
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3 Beitragsbemessungsgrenze bei Dauerbeschaftigung oder regelmafig wiederkeh-
render Beschaftigung

Liegt eine Dauerbeschaftigung oder eine regelmalig wiederkehrende Beschaftigung vor, be-
steht grundsatzlich vom Tag der Aufnahme dieser bzw. der jeweiligen Beschaftigung bis zu
deren Ende Versicherungs- und damit Beitragspflicht in allen Zweigen der gesetzlichen Sozi-

alversicherung.

Bei einer Dauerbeschaftigung ist flr die Berechnung der Beitrage das innerhalb eines Kalen-
dermonats erzielte Arbeitsentgelt ohne Riicksicht darauf, an wie viel Tagen im Monat die Be-
schaftigung tatsachlich ausgeubt wurde, jeweils bis zur monatlichen Beitragsbemessungs-
grenze der Kranken-, Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung heranzuziehen. Dies gilt
nicht, wenn — wie bei der lediglich regelmaRig wiederkehrenden Beschaftigung — die Versiche-
rungspflicht im Laufe eines Kalendermonats beginnt oder endet. In diesem Fall ist die fir den

entsprechenden Monatsteil mafligebende Beitragsbemessungsgrenze zugrunde zu legen.

Bei einer Dauerbeschaftigung besteht nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV das versicherungspflich-
tige Beschaftigungsverhaltnis jedoch fir Zeiten, in denen das Beschaftigungsverhaltnis ohne

Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht, flir einen Monat fort.

4 Beitragsbemessungsgrenze bei unstiandiger Beschaftigung und regelmafig wie-
derkehrender Beschaftigung im selben Kalendermonat

Ubt ein Beschéftigter innerhalb eines Kalendermonats eine unsténdige Beschéftigung, fir de-
ren beitragsrechtliche Behandlung in einem Zweig der Sozialversicherung die monatliche Bei-
tragsbemessungsgrenze gilt, und eine regelmallig wiederkehrende Beschaftigung bei ver-
schiedenen Arbeitgebern aus und Ubersteigt das Arbeitsentgelt insgesamt die mafligebende
monatliche Beitragsbemessungsgrenze, dann sind die einzelnen Arbeitsentgelte anteilmafig
zu berUcksichtigen (§ 232 Abs. 2 SGB V, § 57 Abs. 1 SGB XI, § 163 Abs. 1 SGB VI).

Fir die anteilmafige Aufteilung der Arbeitsentgelte gelten die zu § 22 Abs. 2 SGB IV entwi-
ckelten gemeinsamen Grundsatze der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zur Bei-
tragsberechnung bei Arbeitnehmern mit mehreren versicherungspflichtigen Beschaftigungen
vom 12.11.2014 fir die Falle des Hinzutritts oder Wegfalls eines Versicherungsverhaltnisses

im Laufe eines Kalendermonats (vgl. Abschnitt 4 der Grundsatze) analog.

Hiernach ist aufgrund der besonderen beitragsrechtlichen Behandlung unstandiger Beschafti-
gungen die unstandige Beschaftigung einer Uber einen gesamten Kalendermonat bestehen-
den Beschaftigung gleichzusetzen. Fur die Aufteilung der beitragspflichtigen Einnahmen nach
§ 22 Abs. 2 SGB |V sind aus Vereinfachungsgriinden die jeweiligen Arbeitsentgelte unabhan-

gig vom Zeitpunkt des Beginns und Endes der regelmafig wiederkehrenden Beschaftigung
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dem gesamten Kalendermonat zuzuordnen. Dies gilt nur fir die Berechnung der Pflichtbei-
trage zu den Zweigen der Sozialversicherung, in denen fur die unstandige Beschaftigung die

monatliche Beitragsbemessungsgrenze Anwendung findet.

regelmaRig wiederkehrende Beschéaftigung vom 03.12. — 18.12.2018

Arbeitsentgelt = 2.000 EUR
nicht berufsmafige unstandige Beschaftigung vom 20.12. — 22.12.2018
Arbeitsentgelt = 5.000 EUR

7.000 EUR

Gesamtarbeitsentgelt im Kalendermonat

zur Rentenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in der Beschaftigung
vom 03.12. — 18.12.:

6.500 EUR _
2.000 EUR x 8:500EUR _ 485714 EUR
X 7,000 EUR

zur Rentenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in der Beschaftigung
vom 20.12. — 22.12.:

6.500 EUR
000 EURx B-500EUR  _ 4642 86 EUR
5000 EUR X 2000 EUR

zur Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in
beiden Beschaftigungen bis zur jeweiligen anteiligen Beitragsbemessungsgrenze, da die
unstandige Beschaftigung nicht berufsmafig ausgetibt wird:

Beschaftigung vom 03.12. — 18.12.

Kranken- und Pflegeversicherung = 2.000 EUR (4.425 EUR x 16 / 30 = 2.360,00 EUR)
Arbeitslosenversicherung =2.000 EUR (6.500 EUR x 16/ 30 = 3.466,67 EUR)

Beschaftigung vom 20.12. — 22.12.

Kranken- und Pflegeversicherung = 442,50 EUR (4.425 EUR x 3 /30 = 442,50 EUR)
Arbeitslosenversicherung = 650,00 EUR (6.500 EUR x 3/ 30 =650,00 EUR)

In die anteilmafige Aufteilung der beitragspflichtigen Arbeitsentgelte flieBen jedoch nur die
dem Grunde nach beitragspflichtigen Arbeitsentgelte ein (§ 22 Abs. 2 Satz 2 SGB |V). Vor der
Berechnung der anteiligen beitragspflichtigen Arbeitsentgelte sind daher die jeweiligen Ar-
beitsentgelte auf die beitragspflichtige Héhe zu begrenzen, die sich ohne ein Zusammentreffen

der Beschaftigungen ergeben wirde (vgl. Abschnitt 2 der 0. a. Grundsatze).
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regelmafig wiederkehrende Beschaftigung vom 03.12. bis 18.12.2018

Arbeitsentgelt =3.500 EUR
unstandige Beschaftigung vom 20.12. bis 22.12.2018

Arbeitsentgelt = 7.000 EUR
Gesamtarbeitsentgelt im Kalendermonat =10.500 EUR

Rentenversicherung

maximal beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in regelmaRig wiederkehrender Beschaftigung
(anteilige Beitragsbemessungsgrenze):

6.500 EUR x 16/ 30 = 3.466,67 EUR

maximal in der Rentenversicherung beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in unstandiger Be-
schaftigung (monatliche Beitragsbemessungsgrenze):

= 6.500,00 EUR

Summe der jeweiligen maximal beitragspflichtigen Arbeitsentgelte = 9.966,67 EUR

Rentenversicherung

beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in regelmaRig wiederkehrender Beschaftigung:

3.466,67 EUR x ©:200.00 EUR - 5560 g7 EUR
9.966.67 EUR

beitragspflichtiges Arbeitsentgelt in unstéandiger Beschaftigung:

6.500,00 EUR x 8:200.00 EUR - 4939 13 EYUR
9.966 67 EUR

Nach § 232 Abs. 2 Satz 2 SGB V und § 163 Abs. 1 Satz 4 SGB VI verteilt die Krankenkasse
auf Antrag des Versicherten oder eines Arbeitgebers die Beitrage nach den zu berlcksichti-

genden Arbeitsentgelten.

Das Verfahren der Verteilung der Beitrage fir unstandig Beschaftigte ist flr Zeitrdume ab dem
01.01.2015 in das allgemeine Verfahren zur Verteilung der Beitrage bei Mehrfachbeschafti-
gung (sog. Qualifizierter Meldedialog) nach § 26 Abs. 4 SGB IV einbezogen. Insofern sind die

hierzu beschlossenen gemeinsamen Grundsatze gleichermalien anzuwenden.

Es bestehen keine Bedenken, wenn in den Fallen, in denen die in einem Kalendermonat zu-
sammentreffenden Beschaftigungen ausschliellich bei demselben Arbeitgeber ausgelibt wer-
den, anstelle der anteiligen Berechnung der beitragspflichtigen Arbeitsentgelte aus den zu-

sammentreffenden Beschaftigungen das Arbeitsentgelt aus der unstéandigen Beschaftigung
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bis zur Hohe der verbleibenden Differenz des beitragspflichtigen Arbeitsentgelts aus der re-
gelmalig wiederkehrenden Beschaftigung zur jeweilig malRgebenden monatlichen Beitrags-

bemessungsgrenze der Beitragsberechnung zu Grunde gelegt wird.

5 Beitragssatz fiir die Berechnung der Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrage

Unstandig Beschaftigte haben wegen der Befristung ihrer Beschaftigungsverhaltnisse keinen
Anspruch auf Entgeltfortzahlung fur mindestens sechs Wochen. Aus diesem Grunde ist fur sie
ein Anspruch auf Krankengeld ausgeschlossen (§ 44 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB V). Die Beitrage
sind daher nach dem ermaRigten Beitragssatz nach § 243 SGB V zu berechnen. Dies gilt
jedoch nicht, wenn der unstandig Beschaftigte eine Wahlerklarung nach § 44 Abs. 2 Satz 1
Nr. 3 SGB V abgibt, dass die Mitgliedschaft den Anspruch auf Krankengeld umfassen soll. In
diesem Fall ist statt des ermaligten Beitragssatzes der allgemeine Beitragssatz nach § 241
SGB V fir die Beitragsberechnung heranzuziehen. Neben dem ermafigten oder allgemeinen
Beitragssatz ist auch der kassenindividuelle Zusatzbeitrag nach § 242 SGB V zu bericksich-

tigen.

Unabhangig davon hat die Satzung der Krankenkasse den unstandig Beschaftigten einen Tarif
anzubieten, der einen Anspruch auf Krankengeld zu dem in § 46 SGB V genannten Zeitpunkt
oder einem spateren Zeitpunkt entstehen lasst (§ 53 Abs. 6 SGB V). Die Pramie fir diesen
Tarif gehort nicht zum Gesamtsozialversicherungsbeitrag; sie ist vom Mitglied allein aufzubrin-

gen und zu zahlen.

In der Pflegeversicherung sind die Beitrdge nach dem in § 55 Abs. 1 SGB XI genannten Bei-
tragssatz zu zahlen; bei Kinderlosigkeit ist ein Beitragszuschlag i.H. von 0,25 % zu erheben
(§ 55 Abs. 3 SGB Xl).

6 Beitragstragung und -zahlung
Hinsichtlich der Beitragstragung gelten die allgemein gultigen Regelungen fir abhangig Be-

schaftigte.

Die Beitrage zur Kranken- und Pflegeversicherung sind fur die Dauer der Mitgliedschaft der

unstandig Beschaftigten (vgl. Abschnitt D) zu zahlen.

Die Beitrage zur Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung sind an die nach § 28i SGB IV

zustandige Einzugsstelle zu zahlen.

Nicht gezahlte Versicherungsbeitrage werden im Rahmen der Verjahrung (§ 25 SGB V) nach-
gefordert.
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G Umlagen nach dem Aufwendungsausgleichsgesetz, Insolvenzgeldumlage

Das Aufwendungsausgleichsgesetz (AAG) sieht fur kleinere bis mittlere Betriebe zum Zwecke
des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen bei Arbeitsunfahigkeit (U1-Verfahren) sowie flir
alle Betriebe zum Zwecke des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen bei Mutterschaft (U2-
Verfahren) die Teilnahme der Arbeitgeber an den entsprechenden Ausgleichsverfahren vor.
Die Mittel zur Durchfiihrung des Ausgleichs der Arbeitgeberaufwendungen werden durch ge-

sonderte Umlagen von den am Ausgleich beteiligten Arbeitgebern aufgebracht.

Unstandig Beschaftigte werden bei der Berechnung der Gesamtzahl der im Betrieb beschaf-
tigten Arbeitnehmer und der damit verbundenen Frage, ob ein Betrieb der Umlagepflicht im
U1-Verfahren unterliegt, berticksichtigt. Von den Arbeitsentgelten der unstandig Beschaftigten
sind Umlagen jedoch ausschlief3lich zum U2-Verfahren (Ausgleich der Arbeitgeberaufwendun-
gen bei Mutterschaft) zu entrichten. Zum U1-Verfahren (Ausgleich der Arbeitgeberaufwendun-
gen bei Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall) sind hingegen keine Umlagen zu entrichten, da
unstandig Beschaftigte keinen Anspruch auf Entgeltfortzahlung bei Arbeitsunfahigkeit haben

und somit Erstattungen der Arbeitgeberaufwendungen nicht in Betracht kommen.

Die Mittel fur die Zahlung des Insolvenzgeldes werden nach § 358 Abs. 1 SGB Il durch eine
monatliche Umlage von den Arbeitgebern aufgebracht. Fir Entgeltabrechnungszeitraume ab
dem 01.01.2009 wird die Insolvenzgeldumlage von den Einzugsstellen zusammen mit dem
Gesamtsozialversicherungsbeitrag eingezogen und arbeitstaglich an die Bundesagentur fir
Arbeit weitergeleitet. Die fur den Gesamtsozialversicherungsbeitrag geltenden Vorschriften
des SGB |V finden fur den Einzug der Umlage entsprechende Anwendung. Nach § 358 Abs. 2
SGB lll ist die Umlage nach einem Prozentsatz des Arbeitsentgelts (Umlagesatz) zu erheben;
einzubeziehen sind dabei auch die Arbeitsentgelte der unstandig Beschaftigten. Nahere Ein-
zelheiten sind im gemeinsamen Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversiche-

rung zur Insolvenzgeldumlage vom 03.11.2010 geregelt.

H Meldepflichten der unstandig Beschaftigten

Unstandig Beschéftigte sind verpflichtet, Beginn und Ende der berufsmafligen Ausiibung von
unstandigen Beschaftigungen unverziglich, d.h. unter Beachtung des § 121 BGB ohne
schuldhaftes Zégern, ihrer Krankenkasse zu melden (§ 199 Abs. 1 SGB V, § 50 Abs. 1 Satz 1
und 2 SGB XI), damit diese die Versicherungspflicht feststellen und die Mitgliedschaft durch-

fuhren kann.
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Dabei sind nicht der Beginn und das Ende der einzelnen unstandigen Beschaftigung zu mel-
den, sondern lediglich die erstmalige Aufnahme einer unstandigen Beschaftigung (vgl. Ab-
schnitt D 1) und die nicht nur voribergehende Aufgabe einer unstandigen Beschaftigung (vgl.
Abschnitt D 3).

Damit die unstandig Beschaftigten ihrer Meldepflicht nachkommen, sind sie von deren Arbeit-

gebern auf ihre Meldepflicht hinzuweisen.

| Meldungen

1 Meldungen von unstandigen Beschaftigungen

Der Arbeitgeber hat flr unstandig Beschéaftigte grundsatzlich die gleichen Meldungen (u. a.
Entgeltmeldungen, UV-Jahresmeldungen, Sofortmeldungen, GKV-Monatsmeldungen) durch
Datenubertragung aus systemgepriften Entgeltabrechnungsprogrammen oder mittels ma-

schinell erstellter Ausfillhilfe zu erstatten wie flr stdndig Beschaftigte.

Beginn und Ende der jeweiligen Arbeitseinsatze von unstandig Beschaftigten sind demnach
mit der nachsten folgenden Entgeltabrechnung, spatestens innerhalb von sechs Wochen nach
ihrem Beginn bzw. Ende mit dem Personengruppenschlissel 118 zu melden. An- und Abmel-
dung kénnen innerhalb von sechs Wochen nach dem Beginn der unstandigen Beschaftigung

mit dem Abgabegrund 40 zusammen erstattet werden.

In Anwendung der besonderen Regelungen zur Mitgliedschaft unstandig Beschaftigter in der
Kranken- und Pflegeversicherung nach § 186 Abs. 2 SGB V (vgl. Abschnitt D) kdnnen Arbeit-
geber jedoch die Beschaftigungszeiten eines unstandig Beschaftigten innerhalb eines Kalen-
dermonats optional in einer An- und Abmeldung zusammenfassen, wenn der Zeitraum der
Unterbrechung zwischen den einzelnen unstandigen Beschéaftigungen nicht mehr als drei Wo-
chen betragt (vgl. Ziffer 2.1 der Gemeinsamen Grundsatze fir die Datenerfassung und Daten-
ubermittlung nach § 28b Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 SGB IV in der jeweils aktuell geltenden

Fassung).

Die Meldepflichten des Arbeitgebers haben bei unstiandig Beschéftigten, die regelmaRig in

Gesamtbetrieben beschaftigt werden, die Gesamtbetriebe zu ibernehmen (vgl. Abschnitt I).
2 Meldungen von Dauerbeschiftigungen bzw. regelmiaRig wiederkehrenden Be-
schaftigungen

Liegt eine Dauerbeschaftigung bzw. eine regelmalig wiederkehrende Beschaftigung vor, gel-

ten die Regelungen der DEUV fiir standig Beschéftigte uneingeschrankt.

21



Versicherungs-, Beitrags- und Melderecht der unstandig Beschaftigten

Der Beginn der Beschaftigung ist mit der nachsten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung,

spatestens innerhalb von sechs Wochen nach ihrem Beginn zu melden.

Die Abmeldung ist dabei auf die gesamte Dauer der versicherungspflichtigen Beschaftigung,
d. h. vom Tag der Aufnahme der Beschaftigung bis zu deren Ende, zu erstrecken und mit der
nachsten folgenden Lohn- und Gehaltsabrechnung, spatestens innerhalb von sechs Wochen
nach ihrem Ende, zu erstatten. Soweit die Dauerbeschaftigung tGber den 31. Dezember eines
Kalenderjahres hinaus ausgeubt wird, ist eine Jahresmeldung mit dem im vorangegangenen
Kalenderjahr liegenden Zeitraum und Entgelt bis zum 15. Februar des folgenden Kalenderjah-

res abzugeben.

Das versicherungspflichtige Beschaftigungsverhaltnis dauert nach § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV
fur Zeiten, in denen das Beschaftigungsverhaltnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt besteht,
fur einen Monat fort. Besteht Gber einen Monat hinaus kein Anspruch auf Arbeitsentgelt, endet
die Beschaftigung nach diesem Monat. Das Ende der Beschaftigung ist mit der nachsten fol-
genden Lohn- und Gehaltsabrechnung, spatestens innerhalb von sechs Wochen nach ihrem

Ende, mit dem Abgabegrund 34 zu melden.

J  Arbeitgeberpflichten der Gesamtbetriebe

Gesamtbetriebe, die flir mehrere Einzelbetriebe errichtet werden, um einen Teil der Arbeitge-
berfunktion der Einzelbetriebe zu GUbernehmen (z. B. damit der Gesamtbetrieb die unstandig
Beschaftigten den einzelnen Firmen auf Anforderung zur Arbeitsleistung zuteilt), haben fur die
unstandig Beschaftigten die Arbeitgeberpflichten (Melde- und Beitragspflichten sowie die

Pflicht, die unstandig Beschaftigten auf deren Meldepflicht hinzuweisen) zu Gbernehmen.

Der eigentliche Arbeitgeber (der Einzelbetrieb, dem der Wert der geleisteten Arbeit zu Gute

kommt) wird insoweit von seinen Arbeitgeberpflichten freigestellt.

Ein Gesamtbetrieb muss auf die Beschaftigung unstandig Beschaftigter in steter Wiederkehr
ausgerichtet und eingerichtet sein. Welche Betriebe den Gesamtbetrieben im Einzelnen zuzu-
rechnen sind, richtet sich nach dem in dem jeweiligen Land geltenden Recht bzw. nach Bun-

desrecht.

K  Beitragszuschiisse nach § 257 SGB V und § 61 SGB XI

Freiwillig in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherten unstandig Beschaftigten, die
nur wegen Uberschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze krankenversicherungsfrei sind,
steht nach § 257 Abs. 1 SGB V ein Anspruch auf Beitragszuschuss von ihrem Arbeitgeber zu.
Die H6he des Zuschusses richtet sich nach dem Betrag, der bei Versicherungspflicht des un-

standig Beschaftigten als Arbeitgeberbeitragsanteil zu tragen ware. Dies bedeutet, dass der
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Beitragszuschuss - unabhangig von der Beschaftigungsdauer — bei berufsmafig unstandig
Beschaftigten nach dem in dem jeweiligen Kalendermonat erzielten Arbeitsentgelt bis zur mo-
natlichen Beitragsbemessungsgrenze der Krankenversicherung und dem mafgebenden Bei-

tragssatz zu bemessen ist.

Bestanden in einem Kalendermonat bei verschiedenen Arbeitgebern Beschaftigungsverhalt-
nisse und Uberschreitet das Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze, so ist das Arbeits-
entgelt fur die Ermittlung des vom einzelnen Arbeitgeber zu zahlenden Beitragszuschusses
anteilig zu kirzen (§ 257 Abs. 1 Satz 2 SGB V).

Unstandig Beschaftigte, die bei einem privaten Krankenversicherungsunternehmen versichert
sind, erhalten unter den Voraussetzungen des § 257 Abs. 2 und 2a SGB V ebenfalls einen
Arbeitgeberzuschuss in Hohe des Betrages, der sich unter Anwendung der Halfte des erma-
Rigten Beitragssatzes der nach § 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und § 232a Abs. 2 SGB V bei Versi-
cherungspflicht zugrunde zu legenden beitragspflichtigen Einnahmen als Beitrag ergibt,
héchstens jedoch die Halfte des Betrages, den der Beschaftigte flir seine Krankenversiche-

rung tatsachlich zu zahlen hat.

Bestanden in einem Kalendermonat bei verschiedenen Arbeitgebern Beschaftigungsverhalt-
nisse und Uberschreitet das Arbeitsentgelt die Beitragsbemessungsgrenze, so ist das Arbeits-
entgelt fur die Ermittlung des vom einzelnen Arbeitgeber zu zahlenden Beitragszuschusses
anteilig zu kiirzen (§ 257 Abs. 2 Satz 5 SGB V).

Fir die Zahlung von Beitragszuschissen zur Pflegeversicherung gelten die Regelungen des
§ 61 Abs. 1 und 2 SGB XI.
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Veroffentlichung: ja
Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur fur Arbeit
Uiber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs
am 21.11.2018

5. Versicherungsrechtliche Beurteilung von Film- und Fernsehschauspielern und vergleich-
baren Film- und Fernsehschaffenden

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben anlasslich der Besprechung tber

Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs am 07./08.05.2008 (vgl. Niederschrift zu Punkt 1
der Besprechung) die versicherungsrechtliche Beurteilung von Film- und Fernsehschauspie-
lern hinsichtlich des Vorliegens einer Dauerbeschaftigung, regelméaRig wiederkehrenden Be-

schéaftigung und unstandigen Beschéftigung erortert.

Zur Berucksichtigung der tatsachlichen Verhaltnisse in der Film- und Fernsehbranche haben
die damaligen Branchenverbande Bundesverband der Film- und Fernsehschauspieler (heute
Bundesverband Schauspiel) und Bundesverband Deutscher Fernsehproduzenten (heute

Produzentenallianz) die Tatigkeit von Schauspielern in drei Kategorien beschrieben:

1. Schauspieler, die ausschlief3lich und standig wahrend der gesamten Drehzeit der Produktion
zur Verfigung zu stehen haben

2. Schauspieler, die zwar nur an einzelnen Drehtagen mitwirken, dem Produktionsunter-
nehmen daruber hinaus jedoch auch in bestimmten drehfreien Zeiten prioritar zur Verfligung
stehen miissen

3. Schauspieler, die nur an den einzelnen Drehtagen zur Verfligung stehen und dariber hinaus

keinen Prioritéats- oder sonstigen Bindungen unterliegen (drehtagsverpflichtete Schauspieler)

Zur Bertcksichtigung von Zusatz- und Vorbereitungsleistungen hatten sich die Verbénde auf
die Anwendung einer so genannten Zusatzleistungsformel geeinigt, die mittlerweile auch
Gegenstand tarifvertraglicher Vereinbarungen geworden ist. Nach dieser Formel wird der
Umfang der aufgrund von Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten — in Abh&ngigkeit von der An-
zahl der Drehtage — anfallenden zusatzlichen Arbeitstage ermittelt. Die zusatzlichen Arbeits-

tage sollten den Drehtagen zeitlich zugeordnet werden.
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Die Schauspieler standen hiernach in der ersten Kategorie in der gesamten vereinbarten
Drehzeit in einem durchgehenden Beschaftigungsverhaltnis. Bei den Schauspielern der
zweiten Kategorie bestand fur die Zeit der Drehtage und die Zeiten der Prioritatsbindung ein
Beschaftigungsverhéltnis. In beiden Kategorien konnte sich das Beschaftigungsverhaltnis um
sich aus der Zusatzleistungsformel ergebende zusatzliche Arbeitstage gegebenenfalls ver-
langern. Die drehtagsverpflichteten Schauspieler der dritten Kategorie standen an den Dreh-
tagen und den sich aus der Zusatzleistungsformel ergebenden zusatzlichen Arbeitstagen in

einem Beschéftigungsverhaltnis.

Gegen die entsprechende Beriicksichtigung der sich aus der Zusatzleistungsformel erge-
benden, neben den Drehtagen zu erbringenden, Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten, insbe-
sondere deren zeitliche Zuordnung, bestanden im Rahmen der bisherigen Rechtsauffassung
zur Abgrenzung von Dauerbeschaftigung, regelmaRig wiederkehrender Beschéftigung und
unstandiger Beschaftigung keine Bedenken. Dabei wurde davon ausgegangen, dass eine
unstandige Beschaftigung ausgeschlossen ist, wenn eine Vereinbarung Uber eine Beschéfti-
gung geschlossen wird, die sich Gber mehr als eine Woche erstreckt, unabhangig davon,
wieviel Beschaftigungstage vereinbart werden. Demnach war eine unsténdige Beschaftigung
ausgeschlossen, wenn zwar Drehtage von insgesamt weniger als einer Woche vereinbart
waren, diese jedoch in einem uber eine Woche hinausgehenden Zeitraum zu absolvieren
waren oder wenn neben den auf weniger als eine Woche begrenzten zusammenhangenden
Drehtagen Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten vor oder nach dieser Woche zu erbringen ge-

wesen sind.

Das Bundessozialgericht (BSG) hat mit Urteil vom 14.03.2018 — B 12 KR 17/16 R — (USK
2018-5) jedoch entschieden, dass es bei einer Vereinbarung tiber mehrere befristete Be-
schaftigungen fir die Frage der Unstandigkeit der jeweiligen Beschéftigung lediglich darauf
ankommt, ob die jeweilige Beschéaftigung auf weniger als eine Woche befristet ist. Eine un-
standige Beschaftigung ist in diesen Fallen nur dann ausgeschlossen, wenn sich die einzel-
nen Beschaftigungen vereinbarungsgemal in regelméRigen zeitlichen Abstanden wiederho-
len oder sogenannte Kettenvertrdge zur Umgehung einer standigen Beschéaftigung ge-

schlossen werden.

Unstandige Beschéftigungen kénnen demnach auch dann vorliegen, wenn sie in einer fur
einen langeren Zeitraum geschlossenen Rahmenvereinbarung vorab vereinbart werden.
Sofern in einer Rahmenvereinbarung Arbeitstage flir mehrere befristete Beschaftigungszeit-

raume vereinbart werden, besteht in den Beschéftigungszeitraumen, die auf weniger als eine
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Woche befristet sind, eine unstandige Beschéftigung. Die mallgebenden Beschéftigungszeit-
raume sind dabei die Zeitraume, in denen zusammenhéangende Arbeitstage vereinbart wor-
den sind. Zusammenhangende Arbeitstage liegen dann vor, wenn sie nicht durch arbeitsfreie

Werktage unterbrochen werden.

Dem BSG-Urteil wird gefolgt (vgl. Punkt 4 der Niederschrift). Da es bei Rahmenvereinbarun-
gen uUber mehrere Beschéftigungszeitraume fir die Frage des Vorliegens einer unstandigen
Beschaftigung auf die konkrete zeitliche Verteilung der vereinbarten Arbeitstage ankommit,
kann an der bisherigen pauschalen Berticksichtigung der sich nach der Zusatzleistungsfor-
mel ergebenden Zusatz- und Vorbereitungsarbeiten nicht mehr festgehalten werden. Viel-
mehr ist allein maRgebend, fiir welche Tage die Vereinbarung eine Arbeitsleistung oder Ver-

flgungsbereitschaft des Schauspielers tatsachlich vorgesehen ist.

Hierbei ist nach Auskunft des Bundesverbandes Schauspiel und der ver.di FilmUnion neben
den konkreten Drehtagen zwischen ,exklusiver* und ,prioritarer* Verpflichtung sowie zwi-
schen termingebundenen und terminungebundenen Drehvorbereitungs- und Nachberei-

tungsarbeitsleistungen zu unterscheiden.

In der Zeit der exklusiven Verpflichtung besteht eine Beschéaftigung, da der Arbeitgeber das
uneingeschrankte Verfiigungs- bzw. Dispositionsrecht tber die Arbeitskraft des Schauspie-
lers hat. Dies gilt auch in Zeiten der prioritaren Verpflichtung, solange der Arbeitgeber sein
Verfligungs- bzw. Dispositionsrecht nicht aufgibt. Gibt der Arbeitgeber sein Verfligungs- bzw.
Dispositionsrecht zu Gunsten einer anderweitigen Verpflichtung des Schauspielers auf, wird
die Beschéftigung unterbrochen. Dies gilt auch fir sogenannte Sperrtage, an denen von
vornherein das Verfiigungs- bzw. Dispositionsrecht abbedungen wird.

Wahrend allerdings Sperrtage bereits bei Beschéaftigungsbeginn beriicksichtigt werden kon-
nen, ist dies im Rahmen der Aufgabe der prioritaren Verpflichtung erst ab dem Zeitpunkt
madglich, an dem der Arbeitgeber sein Verfigungs- bzw. Dispositionsrecht entsprechend auf-
gibt. In diesen Fallen ist die versicherungsrechtliche Beurteilung grundsatzlich nur far zukinf-

tige Zeitraume zu korrigieren.

Konkret vereinbarte termingebundene Drehvorbereitungs- und Nachbereitungsarbeitsleis-
tungen gehoren im Gegensatz zu den terminungebundenen Arbeitsleistungen zu den Be-
schaftigungszeiten und sind bei der Prifung des Vorliegens unstandiger Beschéaftigung in

den einzelnen Beschéftigungszeitraumen zu bertcksichtigen.
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Reisetage sind dann als Beschaftigungstage zu bericksichtigen, wenn es sich arbeitsrecht-
lich um Arbeitstage handelt. Dies drfte nach Ziffer 12.1 des Tarifvertrags fur auf Produkti-
onsdauer beschaftigte Film- und Fernsehschaffende — TV FFS 2018 vom 29.05.2018 — der
Fall sein. Auch Urlaubstage sind als Beschéftigungszeiten zu beriicksichtigen. Dies gilt fur
Ausgleichstage fur Sonn- und Feiertagsarbeit nur dann, wenn sie an reguldren Beschafti-

gungstagen in Anspruch genommen werden.

Die entsprechenden Beschéftigungstage sind nachweisbar zu vereinbaren bzw. zu verschrif-
ten und die entsprechenden Vereinbarungen bzw. Unterlagen zu den Entgeltunterlagen zu

nehmen.

Soweit mit den Drehtagsvergttungen samtliche Nebenleistungen abgegolten werden, sind
die Vergttungen fir die beitragsrechtliche Behandlung der Beschéftigungszeitrdume ent-
sprechend auf die Beschaftigungszeitrdume zu verteilen, unabhéngig davon, ob es sich bei
den einzelnen Beschéftigungszeitraumen um unstandige oder regelmafiig wiederkehrende
Beschaftigungen handelt. Dies gilt grundsatzlich auch fir die Beschaftigungszeiten, die ggf.
erst Monate nach der Endabrechnung stattfinden, z. B. wegen Nachsynchronisation und

Pressearbeit.

Die vorgenannten Grundsétze gelten analog fiir vergleichbar beschaftigte Film- und Fern-
sehschaffende (z. B. Kameraleute). Sie finden spéatestens fir Beschaftigungen Anwendung,
die nach dem 31.12.2018 beginnen.
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Veroffentlichung: ja
Besprechung des GKV-Spitzenverbandes, der Deutschen
Rentenversicherung Bund und der Bundesagentur fur Arbeit
Uiber Fragen des gemeinsamen Beitragseinzugs

am 21.11.2018

6. Beitragsrechtliche Beurteilung vom Arbeitgeber Gbernommener Beitrdge zum Ausgleich
von Rentenabschlagen nach § 187a SGB VI

Rentenminderungen, die durch die vorzeitige Inanspruchnahme einer Altersrente entstehen,
kénnen nach § 187a SGB VI durch die Zahlung von Beitragen ausgeglichen werden. Die
Beitrdge kénnen bis zu der Hohe gezahlt werden, die sich aus einer entsprechenden Aus-
kunft des zustandigen Rentenversicherungstragers ergibt (8 109 Abs. 5 Satz 4 SGB VI). Seit
dem 01.07.2017 besteht aufgrund einer Anderung durch das Gesetz zur Flexibilisierung des
Ubergangs vom Erwerbsleben in den Ruhestand und zur Starkung von Pravention und Re-
habilitation im Erwerbsleben (Flexirentengesetz) vom 08.12.2016 (BGBI. | S. 2838) bereits
ab dem vollendeten 50. Lebensjahr die Mdglichkeit, die Beitrage zu zahlen; dabei sind bis zu
zwei Teilbetréage im Kalenderjahr moglich (8 187a Abs. 1ai. V. m. Abs. 3 Satz 3 SGB VI).
Sofern entgegen der urspringlichen Absicht keine vorgezogene Altersrente mit Abschlagen
in Anspruch genommen wird, werden die Beitrdge nicht erstattet; sie erhdhen dann die ab-
schlagsfreie Rente (§ 187a Abs. 5 Satz 6i. V. m. § 76a Abs. 1 SGB VI).

Werden die Ausgleichsbeitrage vom Arbeitgeber ibernommen, ist nach § 3 Nr. 28 EStG die
Halfte der Beitrage steuerfrei. Dies wird damit begriindet, dass auch Pflichtbeitrége des Ar-
beitgebers in Hohe des halben Gesamtbeitrags steuerfrei sind. Die zusatzliche steuerfreie
Arbeitgeberleistung ist nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SvEV beitragsfrei. Die andere Halfte der
Ausgleichsbeitrage wird von der Finanzverwaltung als Teil der Entschadigung i. S. des § 24
Nr. 1 EStG, die im Zusammenhang mit der Auflésung eines Dienstverhdaltnisses geleistet
wird, behandelt (vgl. BMF-Schreiben vom 24.05.2004 i. d. F. vom 01.11.2013, Abschn. V).
Dieser Beurteilung folgend haben die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung in der
Vergangenheit die Auffassung vertreten, dass die vom Arbeitgeber tibbernommene Aus-
gleichszahlung ganzlich nicht zum Arbeitsentgelt nach 8 14 SGB IV zu z&hlen ist, da diese
den Entschadigungen fur den Wegfall kiinftiger Verdienstmoglichkeiten aufgrund des Verlus-
tes des Arbeitsplatzes gleichzusetzen sind, die nicht zum Arbeitsentgelt gehéren (vgl. Ge-

meinsames Rundschreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung zu den versi-
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cherungs-, beitrags-, melde- und leistungsrechtlichen Auswirkungen des Altersteilzeit-
gesetzes vom 02.11.2010, Ziff. 5.3).

Mit dem Flexirentengesetz wurde der frihestmogliche Zeitpunkt flr die Zahlung der Aus-
gleichsbeitrage um 5 Jahre vorgezogen, um durch die mdgliche Teilzahlung einen langeren
Zeitraum fur die Finanzierung der Beitrdge einraumen zu konnen. Damit verlangert sich die
Zeit von der frihestmdglichen Beitragszahlung bis zum tatséchlichen Anspruch auf eine Al-
tersrente mit Abschlagen auf einen Zeitraum von 13 bis 17 Jahren (Altersrente fur langjahrig
Versicherte nach § 36 SGB VI fur nach 1963 geborene Versicherte). Voraussetzung fir die
Berechtigung zu den Ausgleichszahlungen ist lediglich die erklarte Absicht des Versicherten,

eine vorgezogene Altersrente mit Abschlagen in Anspruch nehmen zu wollen.

Erste Tarifvertrdge raumen den Beschaftigten einen monatlichen Anspruch auf Arbeitgeber-
leistungen zur Finanzierung von Ausgleichsbeitragen ab dem vollendeten 50. Lebensjahr
ein. Der Anspruch auf die vom Arbeitgeber gezahlten Ausgleichsbetrage setzt dabei keine
Vereinbarung Uber eine vorzeitige Beendigung des Beschaftigungsverhéaltnisses voraus. Fur
die steuerrechtliche Qualifizierung der Finanzierung von Ausgleichszahlungen durch einen
Arbeitgeber als Entschadigung i. S. des § 24 Nr. 1 EStG, die im Zusammenhang mit der vor-
zeitigen Auflosung eines Dienstverhéltnisses steht, reicht es demnach weiterhin aus, auf-
grund der Erklarung des Beschaftigten gegeniber einem Rentenversicherungstrager, 13 bis
17 Jahre spéter eine vorgezogene Altersrente in Anspruch nehmen und daher Ausgleichs-
beitr&ge zahlen zu wollen, die Absicht zu unterstellen, das Dienstverhaltnis auch entspre-
chend vorzeitig beenden zu wollen. Eine schriftliche Vereinbarung tber die vorzeitige Been-
digung des Dienstverhaltnisses wird nicht gefordert.

Unter Zuruckstellung rechtlicher Bedenken ist nach Auffassung der Besprechungsteilnehmer
im Beitragsrecht weiterhin der steuerrechtlichen Auffassung zu folgen. Demnach wird die
Finanzierung der Ausgleichszahlung durch Arbeitgeber grundsatzlich als Entschadigung fur
den Wegfall kiinftiger Verdienstmaoglichkeiten aufgrund des Verlustes des Arbeitsplatzes
angesehen, die im vollen Umfang beitragsfrei ist. Eine konkrete Vereinbarung Gber eine vor-

zeitige Beendigung des Beschéftigungsverhaltnisses ist nicht zwingend erforderlich.



	00-Tagesordnung - Kopie
	01-Ausscheiden_aus_KV-Pflicht_Feststellung_JAE
	02-Geringfuegigkeits-Richtlinien
	02-Geringfuegigkeits-Richtlinien_Anlage
	03-GR-bAV
	03-GR-bAV_Anlage
	1 Gesetzliche Vorschriften
	2  Allgemeines
	3 Betriebliche Altersversorgung
	3.1 Begriff der betrieblichen Altersversorgung
	3.2 Durchführungswege der betrieblichen Altersversorgung
	3.2.1 Direktzusage (§ 1 Abs. 1 Satz 2 BetrAVG)
	3.2.2 Unterstützungskasse (§ 1b Abs. 4 BetrAVG)
	3.2.3 Direktversicherung (§ 1b Abs. 2 BetrAVG)
	3.2.4 Pensionskasse (§ 1b Abs. 3 BetrAVG)
	3.2.5 Pensionsfonds (§ 1b Abs. 3 BetrAVG, § 112 VAG)

	3.3 Finanzierung der betrieblichen Altersversorgung

	4 Entgeltumwandlung
	4.1 Bruttoentgeltumwandlung und Nettoentgeltverwendung
	4.2 Anspruch auf Entgeltumwandlung
	4.3 Entgeltumwandlung und Tarifvorrang
	4.3.1 Tarifvertrag bzw. Öffnungsklausel zur Entgeltumwandlung liegt vor
	4.3.2 Tarifvertrag bzw. Öffnungsklausel zur Entgeltumwandlung liegt nicht vor
	4.3.3 Tarifvertrag ist für allgemein verbindlich erklärt
	4.3.4 Außer- und übertarifliche Arbeitsentgelte

	4.4 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung

	5 Kapitalgedeckte betriebliche Altersversorgung
	5.1 Steuerrechtliche Behandlung der Aufwendungen
	5.1.1 Pensionsfonds, Pensionskasse und Direktversicherung
	5.1.1.1 Steuerfreiheit der Beiträge an einen Pensionsfonds, eine Pensionskasse oder für eine Direktversicherung nach § 3 Nr. 63 EStG
	5.1.1.1.1 Steuerfreibetrag
	5.1.1.1.2 Voraussetzungen für die Steuerfreiheit
	5.1.1.1.3 Steuerfreie Aufwendungen

	5.1.1.2 Pauschalbesteuerung der Beiträge an eine Pensionskasse oder für eine  Direktversicherung nach § 40b EStG a. F.
	5.1.1.2.1 Grenzbetrag
	5.1.1.2.2 Voraussetzungen für die Pauschalbesteuerung
	5.1.1.2.3 Direktversicherungen

	5.1.1.3 Steuerfreie Zusagen neben pauschal besteuerten Zusagen
	5.1.1.4 Steuerfreiheit nach § 100 Abs. 6 EStG
	5.1.1.4.1 Voraussetzungen
	5.1.1.4.2 BAV-Förderbetrag für Arbeitgeber
	5.1.1.4.3 Höhe des BAV-Förderbetrages
	5.1.1.4.4 Begrenzung des BAV-Förderbetrages in Bestandsfällen
	5.1.1.4.5 Rückwirkende Feststellung geänderter Verhältnisse
	5.1.1.4.6 Rückzahlung des BAV-Förderbetrages


	5.1.2 Direktzusage und Unterstützungskasse

	5.2 Sozialversicherungsrechtliche Auswirkungen
	5.2.1 Steuerfreie Zuwendungen an Pensionskassen, Pensionsfonds und für Direktversicherungen
	5.2.1.1 Sozialversicherungsrechtlicher Freibetrag
	5.2.1.2 Berücksichtigung des Freibetrags
	5.2.1.3 Arbeitgeberbezogener Steuerfreibetrag
	5.2.1.4 Steuerrechtliche Vervielfältigungsregelungen
	5.2.1.5 Arbeitgeberzuschuss bei Entgeltumwandlung
	5.2.1.6 Arbeitgeberbeitrag für Arbeitnehmer mit geringerem Verdienst

	5.2.2 Pauschal besteuerte Zuwendungen an Pensionskassen und für Direktversicherungen
	5.2.2.1 Pauschalierungsbetrag und sozialversicherungsrechtlicher Freibetrag
	5.2.2.2 Direktversicherung ohne Rentenleistung i. S. des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG
	5.2.2.3 Direktversicherung mit Rentenleistung i. S. des § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG
	5.2.2.4 Pensionskasse

	5.2.3 Direktzusage und Unterstützungskasse
	5.2.4 Sicherungsbeitrag für Beitragszusage
	5.2.5 Entgeltumwandlung während Altersteilzeit
	5.2.6 Arbeitgeberleistungen im Sinne des § 23c Abs. 1 SGB IV


	6 Umlagefinanzierte betriebliche Altersversorgung
	6.1 Steuerrechtliche Behandlung von Pensionskassenumlagen
	6.2 Sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Pensionskassenumlagen
	6.2.1 Beitragsrechtliche Berücksichtigung der Steuerfreiheit
	6.2.2 Aufrechnung steuerfreier Aufwendungen
	6.2.2.1 Unmittelbare Aufrechnung
	6.2.2.2 Nachträgliche Aufrechnung

	6.2.3 Arbeitgeberleistungen im Sinne des § 23c Abs. 1 SGB IV

	6.3 Zuwendungen in Teilentgeltzeiträumen
	6.4 Kürzungsbetrag von 13,30 EUR

	7 Mehrere Durchführungswege
	8 Entgeltumwandlung und Jahresarbeitsentgelt in der Krankenversicherung
	9 Sanierungsgelder und vergleichbare Sonderzahlungen
	10 Übertragung von Versorgungsansprüchen
	10.1 Bei Arbeitgeberwechsel
	10.2 Während einer Beschäftigung
	10.3 Leistungen zur Übernahme von Versorgungsansprüchen

	11 Abfindung von Versorgungsanwartschaften

	04-GR-Unstaendige_Beschaeftigung
	04-GR-Unstaendige_Beschaeftigung_Anlage
	05-Unstaendig_beschaeftigte_Film-_und_Fernsehschauspieler
	06-Ausgleich_Rentenabschlaege_§187aSGBVI

